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Vorbemerkung  
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Arbeit baut – wie schon im Antrag auf Zulassung dargelegt – auf einer vom Autor 
am Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung durchgeführten Untersuchung auf, die 
im März 2007 unter dem Titel „Not am Mann. Von Helden der Arbeit zur neuen Unter-
schicht? Lebenslagen junger Erwachsener in wirtschaftlichen Abstiegsregionen der Neuen 
Bundesländer“ der Öffentlichkeit vorgestellt wurde (Kröhnert/ Klingholz 2007). Diese 
Studie enthielt sowohl einen statistisch-quantitativen wie auch einen qualitativen Teil der 
Feldforschung. Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um eine theoretische Vertie-
fung und empirische Weiterentwicklung der im quantitativen Teil der Studie „Not am 
Mann“ bereits angerissenen Argumentationslinien und Analysen. Das Berlin-Institut ver-
steht sich als gesellschaftspolitischer Think-Tank, das mit seinen Arbeiten auch auf öffent-
liche Problemwahrnehmung zielt. Da die genannte Studie ein erhebliches öffentliches 
Interesse ausgelöst hat, ist es wahrscheinlich, dass einige der hier vorgetragenen Thesen 
seit Veröffentlichung der Studie „Not am Mann“ bereits in die öffentliche Diskussion 
Eingang gefunden haben. Vorläufige Ergebnisse der vorliegenden Arbeit wurden vom 
Autor am 1. März 2007 auf der Tagung „Soziodemografischer Wandel - Soziale und kultu-
relle Konsequenzen für Jugendliche“, Tagung der Sektion Jugendsoziologie der Deutschen 
Gesellschaft für Soziologie an der Universität Potsdam, sowie am 27. Juni 2008 auf dem 
38. Weltkongress des International Institute of Sociology in Budapest vorgestellt. Wieder-
holt hat der Autor seine Thesen und Untersuchungsergebnisse vor politischen Gremien, 
lokalen Initiativen und auf geschlechterpolitischen Veranstaltungen vorgetragen.1 
                                                 
1  So etwa am 19.06.2007 vor den CDU-Bundestagsabgeordneten der neuen Länder in Berlin, am 12.11.2007 
anlässlich der Fachtagung „Macht Chancen gleich“ der Friedrich-Ebert-Stiftung in Finsterwalde, am 
09.04.2008 vor der Landesarbeitsgemeinschaft der Landesgleichstellungsbeauftragten des Landes Bran-
denburg in Potsdam und am 18.04.2008 anlässlich eines Fachtages der Hochschule Zittau/ Görlitz zum 
Thema „Jungen auf Identitätssuche“ 
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1 Problemstellung 
 
Der Fall der innerdeutschen Grenze 1989 und die Vereinigung der beiden deutschen Staa-
ten im Jahr 1990 löste nicht nur eine historisch einmalige Umwälzung des politischen und 
wirtschaftlichen Systems in den neuen Bundesländern aus, er bewirkte auch gewaltige 
soziale und demografische Veränderungen. Zwischen 1989 und 2005 sind 1,6 Millionen 
zumeist junge Menschen aus den neuen Bundesländern abgewandert, etwa zehn Prozent 
der damaligen Bevölkerung der DDR. Die enorme Abwanderung, aber auch die geringe 
Geburtenzahl in den neuen Bundesländern, hat in diesen 17 Jahren nicht nur zu massivem 
Bevölkerungsrückgang, sondern auch zu erheblichen Veränderungen der soziodemografi-
schen Struktur der ansässigen Bevölkerung geführt. 
Während wie bei den meisten Migrationsprozessen die Mehrheit der Wanderer zwi-
schen 18 und 29 Jahre alt war, ist die überproportionale Abwanderung junger Frauen ein 
für Deutschland neues und weitgehend unerforschtes Phänomen. 55 Prozent aller seit dem 
Fall der Mauer per Saldo abgewanderten Personen waren Frauen und bis heute verlassen 
mehr Frauen als Männer die neuen Bundesländer. In Ostdeutschland ist aufgrund der al-
ters- und geschlechtsselektiven Abwanderung ein erhebliches Defizit der weiblichen Be-
völkerung in der demografisch aktivsten Altersgruppe von 18 bis 29 Jahren eingetreten, 
das im Jahr 2005 in der genannten Altersgruppe bei 90 Frauen zu 100 Männern lag. 
Innerhalb der neuen Bundesländer lässt sich auf kleinräumiger Ebene eine regionale 
Polarisierung der Geschlechterproportion der Wohnbevölkerung beobachten: Besonders 
betroffen sind periphere Landkreise, in denen die Geschlechterproportion auf bis zu 77 
Frauen je 100 Männer abgesunken ist, während wenige Großstädte eine ausgeglichene 
Geschlechterproportion der Wohnbevölkerung aufweisen. Die Konsequenzen dieses Be-
fundes sind nicht nur bevölkerungsstatistischer Art. Zum einen widersprechen sie traditio-
nellen Annahmen zur Mobilität und zu Geschlechterrollen, nach denen Männer als das 
aktivere, mobilere und stärker erwerbsorientierte Geschlecht gelten. Gleichzeitig deutet die 
Sonderstellung der neuen Bundesländer im Hinblick auf geschlechtsselektive Wande-
rungsprozesse im europäischen Maßstab auf besondere Bedingungen hin, welche die ge-
nannten Prozesse auslösen. Ziel der geplanten Analyse ist es, Ausprägungen und Ursachen 
der überproportionalen Abwanderung von Frauen aus den neuen Bundesländern zu unter-
suchen. 
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2 Zielsetzung und zentrale Thesen 
 
Der empirische Kern dieser Arbeit ist die statistische Deskription und Analyse ge-
schlechtsselektiver Wanderungsprozesse in Deutschland und der dadurch eingetretenen 
Veränderungen der regionalen Geschlechterproportion auf der räumlichen Ebene von Krei-
sen und kreisfreien Städten im Zeitraum 1995 bis 2004. Im Mittelpunkt der Betrachtung 
steht dabei die Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen, die den größten Teil des Wande-
rungsvolumens ausmacht und die als Ausbildungs-, Berufseinstiegs- und Familiengrün-
dungsaltersgruppe für die demografische und ökonomische Regionalentwicklung von 
besonderer Bedeutung ist (Mai 2004). Es wird der Frage nachgegangen, wie sich diese 
Wanderungen beschreiben, typisieren und erklären lassen.  
 
Wir gehen davon aus, dass es sich bei der geschlechtsselektiven Abwanderung aus den 
neuen Bundesländern um ein für Deutschland und Europa auch historisch in Art und Aus-
maß ungewöhnliches Phänomen handelt. Zentrale These der Arbeit ist deshalb, dass sich 
die Ursachen der Geschlechtsselektivität der Wanderungsprozesse nicht – wie häufig ver-
mutet – allein aus der Situation des Arbeitsmarktes in den neuen Bundesländern herleiten 
lassen, sondern dass ihre Gründe im Zusammenwirken verschiedener Bedingungsgefüge 
liegen, die in Folge der deutschen Wiedervereinigung zu einer Verwerfung des Geschlech-
terarrangements kulminierten, welche letztlich für disproportionale Abwanderung und das 
Entstehen einer unausgewogenen Geschlechterproportion in den neuen Bundesländern 
verantwortlich sind.  
Unter „Geschlechterarrangement“ wird hierbei die konkrete soziale Ausformung der 
Geschlechterverhältnisse in einer Gesellschaft vor dem Hintergrund eines „Geschlechter-
vertrages“  verstanden (Dölling 2005: 26). Der „Geschlechtervertrag“ bezeichnet dabei den 
gesellschaftlichen Konsens über die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, die Familien-
form und die Art und Weise der Integration beider Geschlechter in die Gesellschaft (Döl-
ling 2005; Schenk 1995). Für das DDR-Geschlechterarrangement war typisch, dass es, 
obwohl die vorwiegend weibliche Zuständigkeit für Familie und Haushalt bestehen blieb, 
die Angehörigen beider Geschlechter vorwiegend über Erwerbsarbeit in die Gesellschaft 
integrierte, was sich in einem Abflachen der Geschlechterhierarchie (im Vergleich zur 
Gesellschaft der Bundesrepublik) niederschlug. Es entstand eine Mischung aus ökonomi-
scher Unabhängigkeit und Selbstbewusstsein von DDR-Frauen mit weitgehend fraglosem 
Akzeptieren ihrer Zuständigkeit für familiäre Belange.  
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Für Männer bewirkte das DDR-Geschlechterarrangement prinzipiell eine weitgehende 
Akzeptanz gleichberechtigter Erwerbstätigkeit von Frauen. Die wirtschaftliche Situation 
der DDR als Industriegesellschaft mit erheblichem Modernisierungsrückstand sicherte 
Männern jedoch aufgrund ihres Geschlechts eine besondere Wertschätzung im Berufsle-
ben: Die permanente Knappheit von Arbeitskräften in klassischen „männlichen“ Berufen, 
etwa in der Schwerindustrie, in den Fertigungsindustrien oder in der Landwirtschaft, wie 
auch die Knappheit bestimmter typisch männlicher Berufe z.B. im Handwerk, sicherte 
vielen Männern in ihrem Beruf auch unabhängig vom formalen Bildungsstand eine erheb-
liche gesellschaftliche und finanzielle Anerkennung. Dies wurde durch den Armee- und 
Proletkult des DDR-Staates auch symbolisch unterstützt. 
Wir argumentieren, dass die biografischen Prägungen2 von Männern und Frauen 
durch die Geschlechterarrangements in der DDR prinzipiell auch als familiäre Prägungen 
auf die nächste Generation Heranwachsender in den neuen Bundesländern in Form von 
Werthaltungen und Berufs- bzw. Bildungsaspirationen weitergegeben wurden. Dies äußert 
sich beispielsweise in der bis heute vorherrschenden höheren Erwerbsneigung junger ost-
deutscher Frauen wie auch in der weiterhin deutlichen Geschlechtsselektivität bei Bil-
dungsentscheidungen und Berufswegen. 
Anders als jener Diskussionsstrang zur deutschen Wiedervereinigung, der lediglich 
Rückschritte der Geschlechtergleichstellung auf dem Arbeitsmarkt konstatiert und beklagt 
(vgl. Geißler 2000, Dienel/ Gerloff 2003), argumentieren wir, dass der gesellschaftliche 
Wandel in den neuen Bundesländern nicht nur als Benachteiligung von Frauen gegenüber 
Männern zu beschreiben ist, sondern dass die biografischen und familiären Prägungen 
durch die ostdeutschen Geschlechterarrangements junge Frauen prinzipiell mit besseren 
individuellen Ressourcen für den Umgang mit den gesellschaftlichen Modernisierungspro-
zessen nach 1990 ausgestattet haben. Die ostdeutsche biografische Prägung von Frauen, 
gekennzeichnet durch hohe Wertschätzung ökonomischer Selbstständigkeit, hohe Bil-
dungsaspiration und Orientierung auf Tätigkeiten im qualifizierten Dienstleistungsbereich, 
erwies sich als prinzipiell besser passfähig mit dem marktwirtschaftlichen Leistungsgedan-
ken und den individuellen Anforderungen durch den Umbau der gesamtdeutschen Indust-
riegesellschaft als die biografische Prägung der Männer. Jene resultiert für einen Teil der 
Männer in den neuen Bundesländern in einer Persistenz der hohen Wertschätzung klassi-
scher männlicher Berufe (ungeachtet der dadurch tatsächlich realisierbaren Arbeitsmarkt-
                                                 
2 Dölling (2005) bezeichnet diese biografischen Prägungen auch als „biografisches Gepäck“. 
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chancen) oder in Resignation vor den Anforderungen der modernen Gesellschaft, was sich 
durch eine eher geringe Bildungsaspiration bzw. der Weitergabe einer solchen an die nach-
folgende Generation äußert. Die Vermutung einer intergenerationellen Weitergabe biogra-
fischer Ressourcen an die nachfolgende Generation nimmt in dieser Argumentation eine 
wichtige Position ein.  
Die disproportionale geschlechtsselektive Migration innerhalb der neuen Bundeslän-
der bzw. von den neuen in die alten Bundesländer sehen wir als Materialisierung der ge-
schlechtsspezifischen biografischen und familiären Ressourcen vor dem Hintergrund a) des 
Beitritts der neuen Bundesländer zur Bundesrepublik Deutschland, verbunden mit der 
völligen Freizügigkeit von Personen; b) der Übernahme des westdeutschen dreigliedrigen 
allgemein bildenden Schulsystems mit seiner frühen, durch Lehrer und Erziehungsberech-
tigte vorgenommenen Selektion auf hierarchisch unterschiedliche Bildungswege; c) des 
rapiden und tief greifenden wirtschaftlichen Strukturwandels verbunden mit Deindustriali-
sierungstendenzen in den neuen Bundesländern; d) den gleichzeitigen Liberalisierung- und 
Modernisierungstendenzen in der Wirtschaft Westdeutschlands, verbunden mit einer 
Schrumpfung von Beschäftigungsmöglichkeiten im produzierenden Sektor sowie einer 
stärkeren Dienstleistungsorientierung sowie e) einer trotz seiner allmählichen Modernisie-
rung insgesamt größeren Bedeutung des westdeutschen Geschlechterarrangements (das 
angesichts einer im westdeutschen Wirtschaftssystem schlechten Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf in deutlich stärkerem Maße in eine männliche produktive und weibliche 
reproduktive Rolle trennt). Erst das Aufeinandertreffen der beschriebenen besonderen 
gesellschaftlichen Bedingungen mit geschlechtsspezifischen biografischen Ressourcen von 
jungen Männern und Frauen in den neuen Bundesländern führte zu einer Situation, in der 
die Abwanderung3 für junge Frauen aus beruflichen und privaten Gründen attraktiver als 
für junge Männer wurde und die ursächlich für die Herausbildung einer unausgewogenen 
Geschlechterproportion ist.4 
Wir vermuten, dass Phänomene des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Struktur-
wandels, wie sie ebenso bei der Feminisierung internationaler Migration zu beobachten 
sind, auch den geschlechtsspezifischen Besonderheiten der Binnenmigration zwischen Ost- 
und Westdeutschland zugrunde liegen. Geht man etwa vom unter 5.2.2. beschriebenen 
                                                 
3 Sofern nicht anders dargestellt, wird im Folgenden mit dem Begriff „Abwanderung“ jeweils der negative 
Saldo einer Wanderungsbewegung bezeichnet. 
4 Während mit „Geschlechtervertrag“ bzw. „Geschlechterarrangement“ die soziale Stellung und Rollenvertei-
lung der Geschlechter gemeint ist, bezeichnet „Geschlechterproportion“ lediglich das rein zahlenmäßige 
Verhältnis von Frauen und Männern in einer Region. 
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theoretischen Wanderungsmodell des subjektiv erwarteten Nutzens (Subjective Expected 
Utility) aus, so scheint der subjektiv erwartete Nutzen junger Frauen beim Wegzug aus den 
neuen Bundesländern, sowohl unter Beachtung struktureller Arbeitsmarktfaktoren am 
Herkunfts- und Zielort als auch unter Berücksichtigung von „negativem Nutzen“ wie dem 
Verlust von Freunden und der Herkunftsfamilie, größer zu sein als jener der gleichaltrigen 
Männer. Zudem scheint auch die Einschätzung der Wahrscheinlichkeit, diesen erwarteten 
Nutzen am Zielort realisieren zu können, über jener der Männer zu liegen. Es stellt sich 
damit nicht nur die Frage, warum sich Frauen häufiger als Männer für einen Wegzug aus 
den neuen Bundesländern entscheiden, sondern auch, warum Männer diese Entscheidung 
nicht im gleichen Ausmaß treffen. 
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3 Aufbau der Arbeit und forschungsmethodisches Vorgehen 
 
Der beschriebene Erklärungsansatz lässt sich nicht eins zu eins in ein Untersuchungsdesign 
umsetzen, welches mit Hilfe empirischer Daten geprüft werden kann. Deshalb verfolgt die 
Arbeit das Ziel, die These mithilfe einer kleinräumigen statistischen Auswertung von de-
mografischen und sozioökonomischen Aggregatdaten auf der regionalen Ebene von Land-
kreisen und kreisfreien Städten Deutschlands zu untermauern. 
Im ersten Teil der Arbeit werden zunächst theoretische Konzepte zur Beschreibung, 
Typisierung und Erklärung von Wanderungen dargestellt (Abschnitt 5). Dabei wird auch 
auf die Selektivität von Wanderungsvorgängen eingegangen. Während die Wanderungsse-
lektivität in Bezug auf das Lebensalter der Migranten häufig beschrieben wurde, ist die 
Selektivität nach Geschlecht ein relativ junger Gegenstand der Migrationsforschung. Ab-
schnitt 6 referiert Ergebnisse bisher durchgeführter Untersuchungen zur Abwanderung aus 
den neuen Bundesländern und fasst dort geäußerte Hypothesen zu den Ursachen der Ge-
schlechtsselektivität zusammen. In Abschnitt 7 wird das Partnerwahlverhalten als zusätzli-
ches Element der Erklärung von geschlechtsspezifischen Wanderungsbewegungen in die 
Argumentation eingeführt. 
In Abschnitt 8 erfolgt zunächst eine deskriptive Analyse der Wanderungsvorgänge 
zwischen alten und neuen Bundesländern seit 1989. Dabei soll deutlich werden, dass die 
geschlechtsselektive Abwanderung aus den neuen Bundesländern auch im europäischen 
Maßstab ein ungewöhnliches Phänomen ist, das nur aus den besonderen Bedingungen der 
deutschen Wiedervereinigung erklärt werden kann. Nach der großräumigen Analyse der 
Wanderungsbewegung zwischen Ost- und Westdeutschland erfolgt eine Umstellung der 
Betrachtungsweise auf die kleinräumige Ebene von Kreisen und kreisfreien Städten. Auf 
der kleinräumigen Ebene wird bei der Beschreibung der Wanderungen nicht mehr zwi-
schen Herkunfts- und Zielregionen (Ost-West) unterschieden, sondern es werden Gesamt-
wanderungssalden der Kreise nach Alter und Geschlecht betrachtet.  
Abschnitt 9 analysiert die Sozialisationsbedingungen und den ökonomischen Hinter-
grund der Gesellschaftssysteme der DDR und der Bundesrepublik Deutschland unter be-
sonderer Berücksichtigung der Geschlechterverhältnisse – soweit das für die in dieser 
Arbeit verfolgte Argumentation erforderlich ist. Dabei sind die Geschlechterarrangements 
in Bildung und Beruf von besonderem Interesse. In Abschnitt 10 wird dann der Einfluss 
der deutschen Wiedervereinigung auf die geschlechtsspezifische Arbeitsmarktsituation, die 
Erwerbs- und Bildungsbeteiligung vor dem Hintergrund des Aufeinandertreffen ostdeut-
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scher Geschlechterarrangements mit dem westdeutschen Arbeitsmarktregime vor dem 
Hintergrund des wirtschaftlichen Strukturwandels untersucht. Dabei wird ein deutliches 
Zurückbleiben ostdeutscher männlicher gegenüber weiblichen Jugendlichen im Bildungs-
system konstatiert, dessen möglichen Ursachen in Abschnitt 11 nachgegangen wird.  
Abschnitt 12 widmet sich der explorativen statistischen Analyse von regionalen Aus-
prägungen und Ursachen geschlechtsselektiver Wanderungsbewegungen. Nachdem mit 
einer Auswertung zum Partnerwahlverhalten ein Phänomen näher beleuchtet wurde, das in 
die folgenden Analysen von Aggregatdaten auf Kreisebene nicht direkt einbezogen werden 
kann, gleichwohl aber für die Erklärung disproportionaler Wanderung als bedeutsam er-
achtet wird, erfolgt mit Hilfe einer Clusteranalyse die Identifizierung regionaler Milieus 
geschlechtsselektiver Wanderung auf der Ebene von Kreisen. Nachfolgend werden sozio-
ökonomische Determinanten der geschlechtsselektiven Abwanderung mit Hilfe multipler 
linearer Regressionsanalysen herausgearbeitet. Die Analysen von Abschnitt 12.5 widmen 
sich speziell dem Zurückbleiben männlicher Jugendlicher im Bildungssystem und suchen 
hierfür nach Determinanten auf der Aggregatebene. Schließlich fasst Abschnitt 12.6 die 
durchgeführten statistischen Analysen in einem Strukturmodell zusammen. Die Arbeit 
schließt in Abschnitt 13 mit einer zusammenfassenden Darstellung der Erkenntnisse und 
einer Diskussion gesellschaftspolitischer Implikationen. 
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4 Hypothesen  
 
Aus der Analyse der Sozialisationsbedingungen in der DDR, der Situation von jungen 
Männern und Frauen im Bildungssystem und auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
nach der Wiedervereinigung sowie aus der Analyse des kleinräumigen Wanderungsverhal-
tens leiten wir verschiedene Hypothesen zum Zusammenhang von bildungs-, ausbildungs- 
und arbeitsmarktbezogenen Indikatoren und einer geschlechtsselektiven Wanderung ab. 
Die zentralen Hypothesen lauten:  
a) Die überproportionale Abwanderung von Frauen aus Regionen der neuen Bundes-
länder ist Resultat des Zusammentreffens spezifisch ostdeutscher Geschlechterar-
rangements in Bezug auf Bildungsaspiration und Erwerbsneigung mit einer spezifi-
schen regionalen Situation des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes. 
b) Auf kleinräumiger Ebene lassen sich typische regionale Milieus geschlechtsselekti-
ver Wanderungen voneinander abgrenzen. Diese regionalen Milieus unterscheiden 
nicht nur alte und neue Bundesländer, sondern lassen auch innerhalb der neuen 
Bundesländer eine Differenzierung nach Regionstypen zu. 
c) Die regionalen Milieus geschlechtsselektiver Wanderungen gehen jeweils mit einer 
bestimmten Ausprägung von sozialen, ökonomischen und bildungsstatistischen In-
dikatoren auf der Aggregatebene einher, die als Determinanten des geschlechtsse-
lektiven Wanderungsverhaltens betrachtet werden können. 
d) Das deutlich höhere Bildungsniveau von Frauen ist ein wesentlicher Faktor ihrer 
überproportionalen Abwanderung. 
e) Ein der Nachfrage aufgrund des hohen Bildungsstandes nicht angemessenes Ange-
bot an Ausbildungs- und Arbeitsplätzen in qualifizierten und hochqualifizierten Ta-
tigkeiten des Dienstleistungssektors ist ein weiterer Faktor überproportionaler Ab-
wanderung von Frauen. 
f) Arbeitsmarktfaktoren allein können die überproportionale Abwanderung von Frau-
en nicht erklären, auch das Partnerwahlverhalten beeinflusst unterschiedliche Weg-
zugs- und Rückzugswahrscheinlichkeiten von Männern und Frauen. 
 
Vor der Herleitung und Prüfung der genannten Hypothesen soll der folgenden Ab-
schnitt zunächst in theoretische Konzepte und empirische Befunde der Migrationsfor-
schung einführen. 
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5 Theorie und Empirie von Wanderungen 
5.1 Begriff und Typisierung von Wanderungen 
Die Begriffe Wanderung bzw. Migration5 beschreiben Bewegungen von Menschen im 
geografischen Raum. Sie lassen sich als eine Teilmenge räumlicher Mobilität – Wechsel 
von Individuen zwischen definierten geografischen Einheiten – beschreiben. Betrachtet 
man räumliche Mobilität unter zeitlichen Gesichtspunkten, so lassen sich Mobilitätsformen 
mit und ohne Verlagerung des Lebensmittelpunktes unterscheiden: Beim Berufspendeln 
oder Tourismus kehrt das Individuum immer wieder an seinen Wohnsitz zurück – diese 
Art der Mobilität wird deshalb als Zirkulation bezeichnet. Von Wanderung oder Migration 
spricht man im sozialwissenschaftlichen Kontext in der Regel erst dann, wenn damit eine 
auf längere Dauer angelegte bzw. dauerhaft werdende räumliche Veränderung des Le-
bensmittelpunktes einer Person einhergeht (Albrecht 1972: 23). Hier wiederum lässt sich – 
zumindest theoretisch – permanente von nicht-permanenter Wanderung abgrenzen (siehe 
Abb. 1). 
Es liegt allerdings in der komplexen Natur von Migrationsbewegungen, dass zwar 
vielfältige Typisierungen möglich, diese jedoch selten eindeutig voneinander abgrenzbar 
sind. In der Realität ist etwa eine scharfe Abgrenzung zwischen Zirkulation, nicht-
permanenter und permanenter Migration schwierig. Pendler, die etwa ihren Wohnort zu 
Arbeits- oder Ausbildungszwecken für mehrere Wochen oder Monate verlassen (z.B. Sai-
sonarbeiter), können ebenso als nicht-permanente Migranten betrachtet werden. Da Migra-
tionsentscheidungen revidierbar sind, kann im Prinzip erst beim Tod eines Menschen fest-
gestellt werden, ob er seine Herkunftsregion „permanent“ verlassen hatte. 
Nach räumlichen Gesichtspunkten lassen sich Wanderungen relativ zu einer zu defi-
nierenden räumlichen Einheit beschreiben. Interregionale Wanderung (auch Außenwande-
rung) beschreibt dann Migrationsbewegungen zwischen diesen Raumeinheiten und grenzt 
diese von innerregionalen Wanderungen (auch Binnenwanderung) innerhalb der Einheiten 
ab. Als Raumeinheiten fungieren dabei meist administrativen Grenzen – einer Stadt, eines 
Landkreises, eines Bundeslandes – bis hin zur internationalen Migration, einer Form der 
Außenwanderung bei der Nationalstaaten als räumliche Einheiten betrachtet werden. Stadt-
Land-Wanderungen, Stadt-Umland-Wanderungen, Prozesse der Segregation, aber auch die 
im Mittelpunkt dieser Arbeit stehenden Ost-West-Wanderungen sind Beschreibungen 
                                                 
5 Die Begriffe Wanderung und Migration werden in dieser Arbeit synonym verwendet. 
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spezieller Migrationsformen nach räumlichen Gesichtspunkten. Die amtliche Definition in 
Deutschland betrachtet jeden Wohnsitzwechsel über Gemeindegrenzen hinweg als Wande-
rung, einschließlich der Fälle, in denen jemand unter Beibehaltung seiner bisherigen Woh-
nung eine zweite Wohnung bezieht. Wohnsitzwechsel innerhalb einer Gemeinde werden 
nicht registriert.  
Schließlich lässt sich auch eine Unterscheidung von Wanderungen nach kausalen As-
pekten, nach Gründen oder Motiven der Wanderungsentscheidung, treffen. Eine derartige 
Typisierung ist besonders schwierig, da Wanderungsgründe vielschichtig sein können und 
zudem nicht selten politisch kontrovers diskutiert werden. So ist etwa eine Unterscheidung 
in freiwillige und erzwungene Migration im Einzelfall nicht selten umstritten. Während mit 
„freiwilliger Migration“ die Vorstellung einer freien, individuellen Migrationsentscheidung 
verbunden ist, impliziert „erzwungene Migration“ die Mobilisierung von Menschen durch 
physische oder psychische Not oder gar Gewalt. Ob und in welchem Maße Migrationsent-
scheidungen jedoch freiwillig oder erzwungen sind, ist in vielen Fällen eine normative 
Frage.  
Richmond (1988) schlägt deshalb eine kausale Typisierung von Wanderungen mit 
fließenden Übergängen vor. Eine Wanderungsentscheidung ist danach auf einem Konti-
nuum zwischen „proaktiv“ und „reaktiv“ einzuordnen, je nachdem welcher Grad äußeren 
Drucks auf der Migrationsentscheidung lastet. Am einen Ende der Skala (proaktiv) wären 
etwa Ruhesitzwanderungen einzuordnen (der Umzug von Pensionären an einen präferier-
ten Wohnort) – am anderen Ende der Skala (reaktiv) stünde die Verschleppung von 
Zwangsarbeitern. 
Eine komplexe Typologie von Wanderungen, die nicht nur deren sozialen Ursachen 
sondern auch ihre sozialen Wirkungen integrieren will, hat Petersen (1972) aufgestellt. 
Dabei erfolgt eine Kreuztabellierung von Ursachen und (inhaltlichen) Wanderungszielen: 
Ursprüngliche, gewaltsame, zwangsweise bzw. freiwillige Wanderungen können jeweils 
ein „innovatives“ oder ein „konservatives“ Ziel haben. Konservativ ist danach eine Wande-
rung, die der Beibehaltung des gewohnten Lebensstils dient – etwa die Auswanderung von 
Bauern, um anderswo erneut als Bauern zu arbeiten – während als innovativ solche Wan-
derungen bezeichnet werden, die gesellschaftlichen Wandel mit sich bringen – etwa die 
Landflucht. Allerdings ist eine eindeutige Zuordnung realer Wanderungsströme nicht im-
mer möglich und auch die Zuordnung innovativ/ konservativ ist in vielen Fällen schwierig.  
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Wanderungstypologien werden dafür kritisiert, dass es ihnen nicht gelingt, die Kom-
plexität existierender Wanderungsbewegungen zu erfassen – und dass es deshalb noch 
immer keine Wanderungstheorie gibt, die auf einer dieser Typologien aufbaut (Mai 2004).  
 
Abb. 1: Typen von Migration nach zeitlichen Kriterien 
Quelle: eigene Grafik 
Die Übergänge zwischen verschiedenen Formen der Mobilität sind oft fließend. Bei der Mobilität zwischen 
neuen und alten Bundesländern kommen alle drei genannten Formen der Migration vor – wobei sich einer-
seits Berufspendeln oder Ausbildungswanderung zu einer permanenten Wohnsitzverlagerung entwickeln 
kann. Andererseits kehren auch „permanente“ Wanderer nicht selten nach Jahren wieder in ihre Heimatregi-
on zurück. 
 
5.2 Wanderungstheorien 
Eine sozialwissenschaftliche Theorie soll beschreiben, warum bestimmte soziale Tatbe-
stände gegeben und worauf diese ursächlich zurückzuführen sind. Bloße Begriffsbildungen 
und Typologien genügen diesen Anforderungen selbstverständlich nicht. Neben empiri-
scher Wahrheit bzw. „Bewährung“ wird von einer guten Theorie jedoch auch eine mög-
lichst breite Anwendbarkeit erwartet. Je größer die Zahl möglicher Anwendungen einer 
Theorie ist, umso akzeptabler ist sie.  
Im Zusammenhang mit theoretischen Ansätzen zur Erklärung von Migration wird 
immer wieder darauf hingewiesen, dass die Literatur hierzu praktisch unüberschaubar 
geworden sei, ohne dass jedoch eine breit anwendbare akzeptable „Theorie der Migration“ 
existiere (Mai 2004: 23; Kalter 1997:15) Die Ursache hierfür liegt sicherlich erstens in der 
Vielschichtigkeit des Phänomens Wanderung, zweitens im Mangel an Daten, um bestimm-
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te anspruchsvolle Theoriekonstruktionen zu überprüfen und drittens wahrscheinlich auch 
am politisch kontroversen Gegenstand der Migrationsforschung, vor allem was das Feld 
der internationalen Migration betrifft. 
Vorliegende Theorieansätze zur Erklärung von Wanderungen lassen sich methodisch 
in Makro- und Mikroansätze unterscheiden. Makrotheoretische Ansätze suchen die Erklä-
rungen der betrachteten Wanderungsphänomene auf der Aggregatebene, während mikro-
theoretische Ansätze soziale Phänomene auf Gesetze des Handelns von Individuen zurück-
führen. Die Überprüfung von Mikrotheorien erfolgt üblicherweise anhand von Individual-
daten, die von Makrotheorien mit Aggregatdaten. Entscheidend für die Zuordnung ist je-
doch letztlich nicht die Art der verwendenden Daten sondern die Ebene (individuel-
le/strukturelle), auf welcher die ursächlichen Zusammenhänge vermutet werden. Es gibt 
nur wenige Theorieansätze die den Anspruch haben, Mikro- und Makroebene miteinander 
zu verbinden. 
 
5.2.1 Makrotheoretische Ansätze 
Makrotheoretische Ansätze versuchen, das aggregierte Wanderungsgeschehen zwischen 
zwei definierten geografischen Einheiten durch andere Merkmale dieser Regionen, zum 
Beispiel ökonomische oder geografische, zu erklären. Solche Ansätze sind häufig gut ope-
rationalisierbar, weisen aber einen hohen Grad der Verallgemeinerung und Unvollständig-
keit auf. 
Der Beginn von migrationstheoretischen Überlegungen wird bei Ravenstein (1889) 
angesetzt. Ravenstein stellte aus der Beobachtung von Wanderungsbewegungen in Groß-
britannien eine Reihe von  „Gesetzen der Wanderung“ auf und stellte damit zum ersten 
Mal fest, dass Wanderung nicht ungeregelt verläuft. Auf Ravensteins Thesen aufbauend 
wurden in den 40er und 50er Jahren des 20. Jahrhunderts so genannte „Gravitationsmodel-
le“ der Migration erstellt, welche in Anlehnung an das physikalische Gesetz die Distanz 
zwischen Herkunftsort und potenziellem Zielort als wesentlichen Faktor des Wanderungs-
volumens annahmen und versuchten, dies in einer Formel zu erfassen (z.B. Zipf 1946). 
Richtig erkannt wird, dass das Wanderungsvolumen in der Regel mit der Distanz abnimmt 
– eine Erklärung für dieses Phänomen liefern Gravitationstheorien jedoch nicht.  
Das vom Gravitationsansatz abgeleitete, so genannte Push-Pull-Modell von Wande-
rungen kann man nicht als eigenständigen Theorieansatz bezeichnen. Es bildet lediglich 
eine rhetorische Figur, wonach „abstoßende“ Faktoren am Herkunftsort und „anziehende“ 
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Faktoren am Zielort Wanderungen auslösen. Es trifft jedoch keine Aussagen, was das für 
Faktoren sein könnten und muss daher erst durch einen eigentlichen Theorieansatz gefüllt 
werden. 
Stouffer (1940) versucht in seinem Ansatz der „intervening opportunities“ genau dies 
zu tun. Er argumentierte, das das Wanderungsvolumen eines Ortes B mit einem Ort A 
proportional zur Zahl der „opportunities“ von Migranten am Ort B und umgekehrt propor-
tional zur Anzahl der „intervening opportunities“, den „Optionen“, die Migranten zwischen 
A und B vorfinden, ist. „Opportunities“ sind für Stouffer dabei „Gelegenheiten zum Blei-
ben“ – etwa freie Wohnungen und offene Stellen auf dem Arbeitsmarkt. Dabei können nur 
„similar vacancies“ zueinander in Konkurrenz treten, d.h. eine freie Wohnung muss dem 
eigenen Anspruch und finanziellen Möglichkeiten entsprechen, eine offene Stelle der Be-
rufsausbildung. So kann erklärt werden, dass unterschiedliche Bevölkerungsgruppen 
(Männer/ Frauen, Weiße/ Schwarze, Familien/ Alleinstehende) ein unterschiedliches Wan-
derungsverhalten aufweisen. Ein Problem des Stoufferschen Theorieansatzes ist es, die 
„opportunties“ zu operationalisieren. Stouffer versucht dies zu lösen, indem er die beo-
bachtete Zahl der Migranten zu einem Ort mit der Zahl der dort vorher vorhandenen „op-
portunities“ gleichsetzt. 
 
Makroökonomische Theorieansätze fassen die Optionen von Migranten konkreter als die 
frühen Gravitationsmodelle. Die klassische Ökonomie vertrat den Ansatz, dass in einer 
bestimmten Region (unter der Annahme von Vollbeschäftigung) Arbeitskräfteangebot und 
Arbeitskräftenachfrage über das Lohnniveau in einen Gleichgewichtszustand gelangen. 
Wanderungen ließen sich als Mobilität zur Maximierung des Einkommens begreifen – und 
nehmen dadurch aber gleichzeitig Einfluss auf das Lohnniveau in Herkunfts- und Zielregi-
on. 
Lowry (1966) erweiterte diesen Ansatz um die regionale Arbeitslosenquote als Maß 
für die Wahrscheinlichkeit, das individuelle Einkommen durch Wanderung tatsächlich zu 
maximieren. Als Reaktion auf eine unterschiedliche Arbeitskräftenachfrage und unter-
schiedliche Lohnniveaus in verschiedenen Regionen treten Wanderungen auf, in deren 
Ergebnis sich ein Gleichgewicht zwischen Lohnniveau und Arbeitskräfteangebot einstellen 
müsste.  
Mathematisch formalisiert lässt sich Lowrys Theorieansatz folgendermaßen ausdrücken: 
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Hierbei ist: 
jiM →  die Zahl der Migranten von i nach j 
ji UU ;  die Arbeitslosenquote in i und j 
ji WW ;  das Lohnniveau in i und j 
ji LL ;  die Anzahl von Erwerbstätigen im nichtlandwirtschaftlichen Sektor 
ijD  die Distanz zwischen i und j 
ije  Fehlerterm 
 
Der Migrationsstrom von i nach j ist um so größer, je höher die Arbeitslosenquote, je 
höher die Beschäftigtenzahl und je geringer das Lohnniveau in der Herkunftsregion; je 
höher die Arbeitslosenquote, je geringer die Beschäftigtenzahl und je geringer das Lohnni-
veau in der Zielregion und je kleiner die Distanz zwischen beiden Regionen ist. 
 
Gravitationsmodelle und makroökonomische Ansätze haben mit der geografischen Dis-
tanz, dem Lohnniveau und der Arbeitslosenquote wesentliche Determinanten von Wande-
rungsprozessen ausfindig gemacht. Auf Aggregatdatenniveau lässt sich eine gute Anpas-
sung an das empirische Wanderungsverhalten herstellen (z.B. Birg 1993). Für die Erklä-
rung der Wanderungsentscheidung eines bestimmten Individuums sind die Theorieansätze 
allerdings ungeeignet: So kann nicht erklärt werden, warum immer auch zahlreiche Indivi-
duen nicht wandern, obwohl sie in der Zielregion profitieren könnten. Auch die Tatsache, 
dass eine Person von A nach B wandert, eine andere hingegen in umgekehrter Richtung, ist 
mit strukturellen Faktoren allein nicht zu erklären.  
 
5.2.2 Mikrotheoretische Ansätze 
Mikrotheoretische Ansätze versuchen, individuelle Präferenzen und Eigenschaften zur 
Erklärung von individuellen Wanderungsentscheidungen heranzuziehen. Lee (1972) ver-
sucht in seiner Arbeit einen makrotheoretischen Ansatz individualistisch zu erweitern: Er 
beschreibt Wanderungen als Wirkkomplex von vier verschiedenen Faktoren: 1) Faktoren 
in Verbindung mit dem Herkunftsgebiet, 2) Faktoren in Verbindung mit dem Zielgebiet, 3) 
intervenierende Hindernisse sowie 4) individuelle Faktoren. 
 18 
In 1) und 2) sind nun nicht mehr nur Lohnniveau und Arbeitslosenquote als Einflussfakto-
ren, sondern vielfältige strukturelle Merkmale wie Klima, Qualität des Gesundheits- und 
Schulsystems oder öffentliche Sicherheit denkbar. Faktor 3) berücksichtigt nicht mehr nur 
die Distanz zwischen Herkunfts- und Zielregion, sondern auch objektive Hindernisse wie 
etwa Einwanderungsgesetzte oder undurchlässige Grenzen. Bei den individuellen Faktoren 
wird berücksichtigt, dass verschiedene persönliche Merkmale wie Geschlecht, Alter, Bil-
dungsstand, Beruf oder ethnische Herkunft Einfluss auf das Wanderungsgeschehen neh-
men können. Unter diese „individuellen Faktoren“ fällt auch die Tatsache, dass nicht allein 
die objektiven, strukturellen Faktoren an sich, sondern die Wahrnehmung dieser Faktoren 
durch potenzielle Migranten das Wanderungsverhalten bestimmen. Je nach individueller 
Wahrnehmung und Lebenssituation können strukturelle Merkmale ganz unterschiedliche 
Wirkungen entfalten.  
Die Entscheidung zwischen Wanderung und Nichtwanderung führt Lee grundsätzlich 
auf einen (jeweils individuellen) Vergleich zwischen den Faktoren am Herkunfts- und am 
Zielort zurück. Der Nachteil eines solchen mikrotheoretischen vertieften Modells ist es, 
dass es kaum in eine präzise Formel umzusetzen ist. 
 
Während Lee noch die Makrofaktoren betont, stellt das mikroökonomische Humankapi-
talmodell eine Wanderungstheorie mit mikrotheoretischem Schwerpunkt dar (Sjaastad 
1962). Hier wird Wanderung als Investition in die Produktivität des individuellen Human-
kapitals interpretiert. Wanderung ist für das Individuum mit Erträgen und mit Kosten ver-
bunden, die sowohl monetär als auch nichtmonetär sein können. Erträge müssen sich dabei 
nicht sofort einstellen, sie können auch dann Wanderungen auslösen, wenn sie erst für eine 
fernere Zukunft erwartet werden. Eine Beschreibung der Grundidee liefert folgende For-
mel (Speare 1971: 118):  
 
Wanderung findet statt, wenn 
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Dabei sind: 
ojdj YY ;  Einkünfte am Ziel (destination) bzw. am Herkunftsort (origin) 
T . Kosten der Wanderung 
N Anzahl der Jahre, in denen noch Erträge zu erwarten sind 
r Rate zur Diskontierung des zukünftigen Einkommens 
  
Hier handelt es sich bei „Einkünften“ nicht um strukturelle Lohnniveaus, sondern um 
individuelle Erwartungen bezüglich des Einkommens. Nach diesem Modell ist es um so 
wahrscheinlicher, dass eine Person wandert, je weiter die Einkünfte am Zielort über denen 
des Herkunftsortes liegen, je mehr Jahre noch im Erwerbsleben verbracht werden und je 
geringer die Kosten der Wanderung sind. Damit kann unterschiedliches Wanderungsver-
halten verschiedener sozialer Gruppen prinzipiell erfasst werden, da die individuellen Ein-
kommenserwartungen mit Merkmalen wie Beruf, Alter oder Geschlecht im Zusammen-
hang stehen. 
 
Einen einflussreichen Beitrag zur mikrotheoretischen Wanderungstheorie lieferte Wolpert 
(1965). Er sieht Wanderungen als eine Form der individuellen oder Gruppenanpassung an 
wahrgenommene Veränderungen der Umwelt (Wolpert 1965: 161). Jeder Akteur misst 
seinem Wohnort einen Netto-Nutzen (place utility) hinsichtlich verschiedener Aspekte der 
Lebensqualität zu. Dieser wird verglichen mit einem individuellen Anspruchsniveau (aspi-
ration level), das sich ebenfalls aus Nutzen-Ansprüchen hinsichtlich verschiedener Aspekte 
zusammensetzt. Sinkt die place untility unter das aspiration level ergibt sich die Notwen-
digkeit einer Anpassung, die durch Wanderung erfolgen kann. Ein Anpassungserfordernis 
kann also entweder über ein Sinken der place utility (z.B. durch Verschlechterung der 
Lebensbedingungen am Wohnort) oder über eine Erhöhung des aspiration levels (etwa 
durch einen höheren Bildungsabschluss oder durch Informationen über mutmaßlich besse-
re Bedingungen an einem anderen Ort) erfolgen. Wolperts Ansatz hat den Vorteil, dass er 
auch andere Alternativen der Bedürfnisbefriedigung anstelle der Wanderungsentscheidung 
integrieren kann und damit die Brücke von einer Wanderungstheorie zu einer allgemeinen 
Theorie des Handelns schlägt. Damit wendet er sich vom „Maximierungsprinzip“ der Hu-
mankapitaltheorie ab. Der Place-utility-Ansatz sieht Individuen nicht als Maximierer, son-
dern als Bedürfnisbefriediger – und kommt der sozialen Realität damit näher. 
Im Modell der Subjective Expected Utility (SEU), einer Werterwartungstheorie, sehen 
De Jong und Fawcett (1981) den „gemeinsamen Nenner“ aller bisheriger Wanderungstheo-
rien. Nach dem SEU-Modell wählen Personen aus einer gegebenen Anzahl von Hand-
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lungsalternativen diejenige, die für sie mit dem größten Nutzen verbunden ist.  Um diesen 
Nutzen zu ermitteln wird die Handlungsalternative im Hinblick auf verschiedene persönli-
che Ziele einer subjektiven Einschätzung unterzogen, wobei Kosten als negativer Nutzen 
in die Bewertung eingehen. In diese subjektive Nutzererwartung geht selbstverständlich 
das Wissen um strukturelle Faktoren wie Arbeitsmarkt, Lohnniveau oder Klima mit ein. 
Ebenso wird vom Individuum evaluiert, mit welcher Wahrscheinlichkeit ( ijp ) die Hand-
lung i zum Ziel j führen wird. Ziel des Handelnden ist es demnach den subjektiv erwarteten 
Nutzen (Subjective Expected Utility – SEU) der Handlung zu maximieren. 
In eine Formel gefasst, sieht das Modell folgendermaßen aus:  
∑ ⋅= jij UpiSEU )(  
 
Der Ausdruck besagt, dass der subjektiv erwartete Gesamtnutzen (SEU) einer be-
stimmten Handlung (i) (im Fall der Wanderung) sich zusammensetzt aus der Summe der 
subjektiven Nutzen (U), die diese Handlung für die Erreichung verschiedener individueller 
Ziele (j) hat, multipliziert mit den jeweils subjektiv erwarteten Wahrscheinlichkeiten (p), 
dass diese Nutzen auch tatsächlich realisiert werden. Das Individuum wählt bei verschie-
denen Alternativen diejenige Handlung aus, für die der SEU(i)-Wert maximal ist. Wande-
rung findet also statt, wenn der subjektiv erwartete Gesamtnutzen der Wanderung für das 
Individuum über dem der Sesshaftigkeit liegt. Tatsächlich kann diese Werterwartungstheo-
rie eine Vielzahl von bereits in anderen Theorieansätzen beschriebenen Determinanten des 
Wanderungsverhaltens integrieren, wenn expliziert werden kann, welchen Einfluss die 
jeweiligen Faktoren auf den individuellen Entscheidungsprozess haben.  
 
Die beschriebenen mikrotheoretischen Ansätze haben den Vorteil, dass sie prinzipiell eine 
Vielzahl äußerer Randbedingungen wie auch Persönlichkeitseigenschaften in die Hand-
lungsentscheidung des Individuums einbeziehen können. Allerdings benötigen sie dazu 
sehr viele Informationen über das Individuum und die Wirkung sozialstruktureller Fakto-
ren auf das Handeln kann nur schwer expliziert werden. Damit haben diese Theorieansätze 
zwar einen höheren Informationsgehalt als Makroansätze – ihre Operationalisierbarkeit 
und Anwendbarkeit auf reale Migrationsprozesse ist jedoch äußerst schwierig.  
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5.3 Selektivität von Wanderungsprozessen 
Von Selektivität von Wanderungsprozessen kann man dann sprechen, wenn ein oder meh-
rere Merkmale, die Migranten aufweisen, signifikant vom Durchschnittswert der Wohnbe-
völkerung abweichen. In diesem Sinn sind Wanderungen fast immer selektiv. Legt man 
den oben beschriebenen theoretischen Ansatz der Subjectiv Expected Utility (SEU) 
zugrunde, so kann man davon ausgehen, dass Personen mit unterschiedlicher demografi-
schen und sozioökonomischen Merkmalen verschiedene persönliche Ziele verfolgen, mit 
denen sie unterschiedliche Nutzenerwartungen verbinden und auch die Wahrscheinlichkeit, 
diese Nutzenerwartungen zu realisieren, unterschiedlich bewerten. Entscheidend für die 
Selektivität von Wanderungsbewegungen ist, das Personen aufgrund ihrer Zugehörigkeit 
zur selben Gruppe (demografisch, beruflich, politisch, sozialpsychologisch) ähnliche Be-
wertungen der Ziel- und Herkunftsregionen vornehmen, was sich in einer erhöhten Wande-
rungswahrscheinlichkeit von Angehörigen dieser Personengruppe manifestiert (Gatzweiler 
1975: 50). 
 
Obwohl die Selektivität von Wanderungsprozessen von erheblicher Bedeutung für die 
Analyse ihrer Ursachen und Auswirkungen ist, wird sie selten untersucht (Mai 2004: 37). 
Eine Ursache hierfür ist die oft schlechte Datenlage auf kleinräumiger Ebene. Die bedeut-
samste und anhand von Daten der amtlichen Statistik noch am einfachsten zu treffende 
Unterscheidung ist die Selektivität von Wanderungen nach Lebensalter und Geschlecht. 
5.3.1 Migration und Lebensalter 
Das Wanderungsverhalten von Menschen variiert in Richtung und Stärke deutlich mit dem 
Lebensalter. Von entscheidender Bedeutung für die Erklärung von Wanderungsvorgängen 
und -motiven auf kleinräumiger Ebene ist hier das Lebenszykluskonzept (Kemper 1985: 
180). Ursache für das nach der Stellung im Lebenszyklus variierenden Wanderungsverhal-
tens ist die verschiedene Bewertung von Regionen aufgrund eines unterschiedlichen An-
spruchsniveaus durch Menschen in verschiedenen Altersgruppen (Gatzweiler 1975: 70). 
Wanderungsmotive sind nach diesem Konzept weniger Veränderungen der sozioökonomi-
schen Gegebenheiten von Ziel- und Herkunftsregion, sondern vielmehr die mittelfristige 
Veränderung des Anspruchsniveaus im Lebensverlauf.  Je nach Ereignissen im Lebensver-
lauf, die typischerweise für viele Menschen in der gleichen Lebensphase eintreten, resul-
tiert daraus eine regionale altersspezifische Segregation. Im jüngeren und mittleren Le-
bensalter (zwischen 18 und 50 Jahren) spielen arbeitsmarktorientierte Wanderungen wie 
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die Suche nach einem Ausbildungsplatz oder einem neuen bzw. besseren Arbeitsplatz eine 
wichtige Rolle. Sie nehmen mit zunehmendem Lebensalter aber an Bedeutung ab. Für 
Personen mittleren Alters (30 bis 50 Jahre) gewinnen zusätzlich Faktoren wie Immobilien-
preise oder Ansprüche an ein qualitativ hochwertiges Wohnumfeld an Bedeutung. Wichtig 
für die Zuordnung von Wanderungsmotiven ist hier auch die Wanderungsdistanz: Klein-
räumige Wanderungen sind in der Regel Wohnungs- und Wohnumfeldwanderungen – 
Personen versuchen, ihre Wohnsituation zu optimieren und den gegenwärtigen Lebensum-
ständen anzupassen. Dabei können sozialräumliche Faktoren wie Infrastrukturausstattung, 
naturräumliche Gegebenheiten und soziales Umfeld zusätzliche Push- oder Pull-Faktoren 
darstellen. Nach einer Untersuchung von Doberkau (1980) in einer ländlichen Region 
Baden-Württembergs sind etwa 90 Prozent der kleinräumigen Wanderungen auf familiäre 
bzw. wohnungsbezogene Motive zurückzuführen. Für weiterreichende interregionale 
Wanderungen sind hingegen in der Regel berufliche oder ausbildungsbezogene Motive 
dominierend. Daraus resultiert wiederum, dass solche überregionalen Wanderungen von 
jüngeren Menschen dominiert werden – weil in ihrer Lebenszyklusphase die arbeits- und 
ausbildungsbezogenen Motive vorrangig sind. 
Anhand der Stellung im Lebenszyklus lassen sich sechs für die Migration relevante 
Altersgruppen unterscheiden: 
1) Unter 18-Jährige: Diese Gruppe wandert in der Regel nicht selbstständig, da sie 
noch stark in den Haushalt der Eltern eingebunden ist. Allerdings fallen in diese 
Gruppe mit den 16- bis 18-Jährigen auch schon erste Ausbildungswanderer. 
2) 18- bis 25-Jährige: Diese Altersgruppe weist die höchste Mobilität auf. Die Suche 
nach einem Ausbildungs- oder dem ersten Arbeitsplatz und das noch weitgehende 
Fehlen eigener familiärer Bindungen macht dieses Altersgruppe hochgradig mobil. 
Die Wanderungen sind hauptsächlich ausbildungsplatzorientiert. 
3) 25- bis 30-Jährige: Hier erfolgen die ersten Familien- und Haushaltsgründungen, 
auch die Suche nach einem geeigneten Arbeitsplatz spielt noch eine große Rolle. 
Diese Gruppe ist ebenfalls sehr mobil, die Wanderungen sind arbeitsplatz- und 
wohnortorientiert. 
4) 30- bis 50-Jährige: In diese Altersgruppe fallen typischerweise Eltern mit minder-
jährigen Kindern. Aufgrund der familiären Verpflichtungen ist die Mobilität in die-
ser Altersgruppe deutlich geringer als im jüngeren Lebensalter. Es kommt aller-
dings zu eher kleinräumigen Wanderungen aufgrund der Suche nach geeigneterem 
Wohnraum oder Wohneigentum. Häufig dominiert hier eine Wanderung in das 
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Umland von Städten. Man bezeichnet diese Gruppe als Familienwanderer und fasst 
sie bei Wanderungsanalysen häufig mit den unter 18-Jährigen zusammen, da diese 
Gruppe von Kindern und Jugendlichen in der Regel nur gemeinsam mit ihren El-
tern umzieht. 
5) 50- bis 65-Jährige: In dieser Phase verlassen die Kinder den elterlichen Haushalt, 
für einen Teil der Menschen dieses Alters beginnt der Ruhestand. Wanderungen 
treten in diesem Alter vergleichsweise selten auf, da sich Arbeits- und Wohnsitua-
tion konsolidiert haben. Gegen Ende dieser Lebensphase kommt es jedoch verstärkt 
zu Ruhesitzwanderungen, die in der Regel aus den urbanen in ländliche, landschaft-
lich attraktive Regionen führen. 
6) Ab 65-Jährige: Es kommt weiterhin (mit bei steigendem Lebensalter abnehmender 
Intensität) zu Ruhesitzwanderungen. Im höheren Lebensalter (etwa ab 75 Jahre) 
kommt es dann auch zu Wanderungen, die durch den Gesundheitszustand bedingt 
sind – etwa Umzüge zu den Kindern oder in Pflegeeinrichtungen. Generell ist das 
Wanderungsvolumen dieser Altersgruppe jedoch am geringsten. 
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Abb. 2: Wanderungssaldoraten nach Altersjahren und Geschlecht in Deutschland 2005 (Zu- und 
Fortzüge über Ländergrenzen je 1000 Einwohner)  
Quelle: Statistisches Bundesamt (2006a), eigene Berechnungen 
Die Altersgruppe der 18- bis 25-Jährigen weist die höchste Mobilität auf – sie ist in Deutschland bei Frauen 
höher als bei Männern. Mit zunehmendem Lebensalter sinkt die Mobilität, bei Erreichen des (realen) Renten-
eintrittsalters kommt es noch zu einem leichten Anstieg aufgrund von Ruhesitzwanderungen. 
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Abb. 2 stellt die Binnenwanderungsintensität in Deutschland für das Jahr 2005 nach 
Alter und Geschlecht dar. Bis zum 16. Lebensjahr sind die Wanderungssaldoraten von 
Männern und Frauen identisch. Die erhöhte Wanderungssaldorate bei Kleinkindern kommt 
durch verstärkte Umzüge von Eltern mit ihren Kinder in familiengerechten Wohnraum 
zustande. Ab dem 16. Lebensjahr steigt die Wanderungsintensität stark an und erreicht bei 
Frauen im Alter von 21 Jahren, bei Männern im Alter von 26 Jahren ihren Höhepunkt. Ab 
etwa dem 30. Lebensjahr nimmt die Wanderungsintensität stark und kontinuierlich ab und 
erhöht sich lediglich um das Alter von 60 Jahren nochmals leicht (Ruhesitzwanderungen). 
Im Alter zwischen 30 und 60 Jahren liegt die Wanderungsintensität von Männern stets 
leicht über jener der Frauen. Dies dürfte mit dem höheren Anteil kinderloser Männer und 
häufigeren berufsbedingten Umzügen von Männern zu erklären sein. Auffällig ist aller-
dings die deutlich höhere Wanderungsintensität von Frauen gegenüber den Männern im 
Alter von 18 bis 25 Jahren, für welche die in dieser Arbeit im Mittelpunkt stehende hohe 
Mobilität ostdeutscher Frauen ursächlich sein dürfte. 
 
5.3.2 Migration und Geschlecht 
Bis in die 1980er Jahre herrschte die Meinung vor, Migration, insbesondere grenzüber-
schreitende Migration, sei eine Domäne junger Männer (Han 2003). Für Frauen wurde 
angenommen, dass ihr Anteil an den Migrationsströmen einerseits deutlich geringer als 
jener der Männer sei, andererseits ging man davon aus, dass Frauen, wenn überhaupt, 
meist abhängig migrierten: Entweder wanderten sie zum Zweck der Heirat oder sie zogen 
ihren Männern nach, die sich bereits anderswo niedergelassen hatten. Dadurch, so die 
Vermutung, sei die Zahl der wandernden Frauen insgesamt fast immer geringer als jene der 
Männer geblieben (UNFPA 2006: 22). Von „abhängiger Migration“ spricht man, wenn die 
Migration von Frauen lediglich ein Mittel zur Familienzusammenführung ist. Im Gegen-
satz dazu beschreibt „unabhängige Migration“ eine Form der Wanderung, bei der Frauen 
unabhängig von ihren Familien wandern und dabei individuelle Ziele verfolgen.  
Allerdings gibt es Autoren, die sich kritisch zu der vermeintlichen historischen Domi-
nanz der Männer bei internationalen Wanderungen und der Abhängigkeit der Frauen äu-
ßern und dies für ein Problem mangelnder Wahrnehmung halten: „Die Feminisierung der 
Migration ist kein neues Phänomen. Vom westafrikanischen Sklavenhandel bis zum neoli-
beralen Rückzug des Staates aus der Bereitstellung reproduktiver Dienstleistungen hat es 
immer einen geschlechterspezifischen Bedarf an Migrantenarbeit gegeben.“ (Phizacklea 
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2001: 138) „Die meisten Untersuchungen in der Migrationsforschung haben die Ge-
schlechterdimension ignoriert oder die Frauen als bloßes Anhängsel ihrer Männer oder 
Väter dargestellt, welche die eigentlichen Initiatoren von Migrationsprojekten sind.“ (Phi-
zacklea 2001: 142). 
Die nur sporadisch verfügbaren historischen Daten deuten darauf hin, dass zwar be-
reits in der Vergangenheit unabhängige Migration von Frauen existierte, dass aber der 
Umfang der abhängigen Migration wesentlich größer war (Han 2003: 23; UNFPA 2006). 
Die Ursache dafür wird in den patriarchalisch verfassten Sozialordnungen früherer Gesell-
schaften gesehen, ihren geschlechtsspezifischen Rollenerwartungen und der damit verbun-
denen ungleichen Behandlung der Geschlechter. Als „patriarchalisch verfasst“ wird dabei 
ein System sozialer Beziehungen verstanden, in dem Männer Frauen beherrschen und 
ausbeuten. Eine patriarchalisch verfasste Sozialordnung äußert sich in den Machtverhält-
nissen bei der Erwerbsarbeit, im politischen System, in der Sexualität, in kulturellen Insti-
tutionen (Religion, Bildung, Medien) und ist ergänzt durch männliche physische Gewalt 
(Walby 1990). Patriarchalisch verfasste Gesellschaften sind durch Patrilinearität und Patri-
lokalität der Familienverhältnisse gekennzeichnet: Aus einer Ehe hervorgehende Kinder 
werden dem Mann bzw. der väterlichen Familie zugerechnet, nur männliche Kinder sind 
erbberechtigt (Patrilinearität). Die Ehefrau wird mit der Heirat Mitglied der Familie des 
Ehemanns und hat dort auch ihren Wohnsitz zu nehmen (Patrilokalität).6 Unverheiratete 
Frauen wurden in diesem System als Eigentum ihres Vaters betrachtet, der Zugleich eine 
Fürsorgepflicht der Tochter gegenüber hatte. Diese Fürsorgepflicht endete mit der Heirat 
der Tochter – wodurch die Frau in das Eigentum und die Fürsorgepflicht ihres Ehemannes 
überging. Die damit einhergehende Unfreiheit von Frauen schränkte deren Mobilität insge-
samt stark ein und ermöglichte, wenn überhaupt, nur abhängige Migration. 
Die früheste, statistisch beobachtete weiblich dominierte Migrationswelle stellte die 
irische Auswanderung nach den USA Ende des 19. Jahrhunderts dar. Während zwischen 
1850 und 1890 der Frauenanteil an sämtlichen Auswanderern mehr oder weniger deutlich 
unter 50 Prozent lag, stieg er im Zeitraum von 1891 bis 1900 auf 54 Prozent und lag auch 
in den folgenden beiden Jahrzehnten deutlich über 50 Prozent (Jackson 1984: 1007), (siehe 
Tab. 1). Die Ursache dieser weiblichen Dominanz bei der Auswanderung wird auf der 
                                                 
6   Zur Sicherstellung der Patrilinearität ist es unabdingbar, dass die Abstammung der Kinder vom Mann 
gewährleistet ist. Deshalb muss in patriarchalisch verfassten Gesellschaften die Sexualität der Frau in die 
(monogame) Ehe eingebunden werden. Die moralische und gesetzliche Sanktionierung des Ehebruchs 
war somit ein wichtiger Teil der Durchsetzung männlicher Herrschaft. 
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einen Seite in den patriarchalen bäuerlichen Strukturen Irlands bei gleichzeitiger Armut 
und Überbevölkerung vermutet: Während zumindest einer der Söhne den elterlichen Hof 
erbte, mussten Frauen (bzw. deren Väter) eine nicht unerhebliche Mitgift aufbringen, um 
heiratsfähig zu sein. Dies war jedoch für einen immer größeren Teil der irischen Bevölke-
rung aus materieller Not nicht möglich. Zugleich entstand in wohlhabenden Schichten der 
amerikanischen Bevölkerung eine erhöhte Nachfrage nach weiblichen Hausangestellten. 
Diese Nachfrage nach weiblicher Arbeitskraft löste außerdem eine weibliche Kettenmigra-
tion aus, bei der irische Auswanderinnen Geld sparten und in die alte Heimat schickten, um 
auch ihren Geschwistern die Auswanderung zu ermöglichen (Diner 1983). 
 
Tab. 1: Anteil weiblicher Auswanderer aus 26 Regionen (counties) in Irland, 1852-1921 
 Zeitraum  Frauenanteil (in Prozent)  
 1852-1860  49,8  
 1861-1870  45,6  
 1871-1880  47,1  
 1881-1890  49,4  
 1891-1900  54,1  
 1901-1910  52,2  
 1911-1921  52,6  
Quelle: Jackson 1984: 1007 
Erst in den 1980er Jahren wurde erstmals in einer Veröffentlichung (Houstoun/ Kra-
mer/ Barret 1984) anhand einer Analyse der Einwanderung in die USA im Zeitraum von 
1857 bis 1979 darauf hingewiesen, dass unter den Einwanderern in die USA Männer nur 
bis 1930 in der Mehrheit waren – anschließend verschob sich das Geschlechterverhältnis in 
Richtung der Frauen. Im Zeitraum zwischen 1930 und 1979 erreichte der Frauenanteil 
unter den Einwanderern im Jahr 1940 mit 61 Prozent seinen höchsten Stand und lag 1970, 
dem Jahr mit dem geringsten Frauenanteil, immerhin noch bei 53 Prozent. Dieser damals 
völlig überraschende Befund hat dazu geführt, dass die analytische und theoretische Sicht-
weise auf Migration von ihrer männerzentrierten Sichtweise abrückte. Seither wird von 
einer „Feminisierung der Migration“ gesprochen (Han 2003: 57). 
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Abb. 3: Einwanderung in die USA, Anteil weiblicher Einwanderer, 1860-1979 
Quelle: Houstoun/ Kramer /Barret 1984, eigene Grafik 
Bis in die 1920er Jahre war die Einwanderung in die USA männlich dominiert. Seit den 1930er Jahren über-
steigt jedoch der Anteil weiblicher Einwanderer die 50-Prozent-Marke. Dies wird dem Strukturwandel der 
amerikanischen Wirtschaft, verbunden mit einer verstärkten Nachfrage nach typisch weiblichen Dienstleis-
tungstätigkeiten, zugeschrieben. 
Unstrittig ist, dass zumindest seit der zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts der Frauenan-
teil an den internationalen Migrationsströmen wächst und auch die unabhängige Migration 
von Frauen zunimmt. In Lateinamerika, der Karibik und Ozeanien wuchs der Anteil weib-
licher Migranten von weniger als 45 Prozent 1960 auf mehr als 50 Prozent im Jahr 2005 
(UNFPA 2006: 22). In einer Studie aus dem Jahr 1962, die sich der Migration von Jamaika 
nach Großbritannien widmet, wird festgestellt, dass, obwohl die Zahl der migrierenden 
Männer und Frauen gleich groß war, drei Viertel der befragten Frauen Singles waren. Die-
se Frauen wanderten also schon in großer Zahl selbstständig (Phizacklea 2001: 141). Sol-
che Ergebnisse führten auch zu der Auffassung, unabhängige Migration von Frauen ent-
ziehe sich lediglich der genauen Dokumentation, weil Frauen den Aufnahmeländern weni-
ger bedrohlich erscheinen als Männer (Skrobaneck/ Boonpakdi/ Janthakeroo 1997: 13). 
Eine der Ursachen für die zunehmende Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt 
wie auch für die Zunahme sowohl der abhängigen wie auch der unabhängigen Migration 
ist der globale wirtschaftliche Strukturwandel seit dem Ende des 2. Weltkrieges. Das hohe 
Wirtschaftswachstum in sämtlichen OECD-Ländern zwischen 1950 und 1970 führte zu 
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einer Knappheit an Arbeitskräften, die teilweise durch eine Integration von Frauen in den 
Arbeitsmarkt kompensiert wurde. Gleichzeitig sorgte der Auf- und Ausbau von wohl-
fahrtsstaatlichen Institutionen für zahlreiche zusätzliche Arbeitsplätze in Bildung, Erzie-
hung, Pflege und Administration, die viele Frauen zur Aufnahme einer Erwerbsarbeit ver-
anlassten. Der steigende Lebensstandard sorgte für zusätzliche Argumente für weibliche 
Erwerbsbeteiligung – die Befriedigung von Konsumwünschen. Mit der zunehmenden 
Erwerbstätigkeit von Frauen in den Industrieländern entstand auch ein höherer Bedarf an 
persönlichen Dienstleistungen. Die USA waren ein Vorreiter dieser Entwicklung des Ar-
beitsmarktes. Auch wurde durch eine Lockerung der patriarchalischen Gesellschaftsstruk-
turen in den Herkunftsländer der Migranten weibliche Mobilität weniger stark einge-
schränkt.  
In den europäischen Ländern stellten Männer aufgrund der ökonomischen Dominanz 
des produzierenden Sektors noch sehr viel länger die Mehrheit der Zuwanderer. Erst in der 
Phase weltweiter Rezession nach der Energiekrise 1973 änderte sich auch hier das Muster 
geschlechtsspezifischer Migration. So wurde die Zuwanderungspolitik der europäischen 
Industrieländer nach 1973 restriktiver, viele der zuvor vorwiegend männlichen Migranten 
wurden sogar zur Rückkehr in ihre Heimat veranlasst. Allerdings hat dies gleichzeitig die 
abhängige Migration von Frauen und Kindern zu jenen Migranten, die in den Auswande-
rungsländern verblieben, deutlich verstärkt. In Deutschland etwa wurde der Rückgang der 
Zahl der Gastarbeiter durch die abhängige Migration von Frauen und Kindern deutlich 
überkompensiert. Han (2003) argumentiert auch, dass unter den Bedingungen wirtschaftli-
cher Rezession Frauen in einigen Ländern einen begehrten neuen Typ von Arbeitskräften 
darstellten: Sie waren bereit Teilzeit zu arbeiten und dadurch ein niedrigeres Niveau an 
sozialer Absicherung zu akzeptieren. Dies machte die Arbeit von Frauen billiger als jene 
von Männern. Zudem waren Frauen kaum gewerkschaftlich organisiert, so dass sie leichter 
disponibel waren. Dadurch konnten Frauen gerade zur Zeit wirtschaftlicher Krisen ihre 
Erwerbsbeteiligung ausbauen. Tatsächlich lag die Erwerbsbeteiligung ausländischer Frau-
en in Deutschland im Jahr 1972 bei 70 Prozent – und damit mehr als 20 Prozentpunkte 
über der damaligen Erwerbsbeteiligung deutscher Frauen (Granato 2004). 
 
Um 1990 trat die Weltwirtschaft in eine Phase stärkerer ökonomischen Globalisierung ein. 
Damit verbunden war in den Industriestaaten der Abbau von Arbeitsplätzen, die Privatisie-
rung von Staatsunternehmen, wachsende Auslandsdirektinvestitionen und dadurch eine 
Verlagerung von Arbeitsplätzen in Länder mit geringeren Arbeitskosten und eine Auswei-
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tung des Welthandelsvolumens. Für die westlichen Industrieländer bedeutete dies einen 
Arbeitsplatzabbau im produzierenden Sektor und eine Expansion des tertiären Sektors. Die 
Mehrzahl der neu geschaffenen Dienstleistungsberufe – etwa in Bildung, Erziehung, Tou-
rismus oder Pflege – wurde von Frauen besetzt. Die Expansion des Dienstleistungssektors 
erfolgte im Wesentlichen durch eine Ausweitung der weiblichen Erwerbsbeteiligung. Der 
wirtschaftliche Strukturwandel bewirkte so einerseits direkt eine größere Nachfrage nach 
qualifizierten weiblichen Arbeitskräften (auch Migrantinnen)7, auf der anderen Seite stieg 
die Nachfrage nach persönlicher Dienstleisterinnen ohne besondere Qualifikation durch die 
höhere Erwerbsbeteiligung einheimischer Frauen. Anfang der 1990er Jahre überstieg auch 
in Deutschland, das den Weg zur Dienstleistungsgesellschaft vergleichsweise spät beschrit-
ten hat, der Anteil der Frauen am Wanderungssaldo jenen der Männer (siehe Abb. 4). 
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Abb. 4: Frauenanteil am Wanderungssaldo Deutschlands mit dem Ausland, 1990 bis 2004 
Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2006: 130, eigene Berechnungen, eigene Grafik 
Auch im Wanderungssaldo Deutschlands mit dem Ausland dominieren seit Mitte der 1990er Jahre die Frau-
en. Vorher hatte der Arbeitskräftebedarf in der Schwer- und Fertigungsindustrie eher Männer angezogen.  
Neben dem spezifischen Arbeitskräftebedarf der Industrieländer dürfte es auch höhere 
Bildung und gewachsene Unabhängigkeit der Frauen von ihren Familien sein, die ihre 
                                                 
7   So verlassen jährlich etwa 20.000 hoch qualifizierte Krankenschwestern und Ärztinnen Afrika, weil ihre 
Ausbildung in vielen entwickelten Ländern gesucht und weit besser bezahlt wird als in den Heimatlän-
dern (UNFPA 2006: 27).  
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Migrationsbereitschaft in den Auswanderungsländern wachsen lässt. Darauf deutet hin, das 
gegenwärtig auf allen Kontinenten außer Afrika und Asien die Migrantinnen eine Mehrheit 
stellen. Dort sind es vor allem arabische Länder mit einem ungebrochenen patriarchali-
schen Machtmonopol, in denen die Mobilität von Frauen weiterhin stark eingeschränkt ist.  
Trotz der in den vergangenen Jahren gewachsenen Aufmerksamkeit auf Geschlechter-
aspekte der Migration behandeln nahezu alle Veröffentlichungen zum Thema lediglich 
internationale Migration. Binnenmigration wurde in europäischen Ländern bisher kaum 
hinsichtlich geschlechtsspezifischer Aspekte untersucht. Betrachtet man hingegen interna-
tionale Migration lediglich als einen Spezialfall von interregionaler Migration (bei dem 
Staatsgrenzen überschritten werden) so ist anzunehmen, dass auch Binnenwanderungen 
geschlechtsspezifische Besonderheiten aufweisen können. Dies ist insbesondere vor dem 
Hintergrund des gewachsenen Bildungsstandes von Frauen, deren Emanzipation und grö-
ßerer Unabhängigkeit von Ehe und Familie, wie auch vor dem Hintergrund des wirtschaft-
lichen Strukturwandels und der damit verbundenen ökonomischen Regionalentwicklung zu 
sehen.  
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6 Vorliegende Untersuchungen und Hypothesen zur ge-
schlechtsselektiven Abwanderung aus den neuen Bundes-
ländern 
6.1 Gründe für den Fortzug 
Die stark weiblich dominierte Migration von Ost- nach Westdeutschland gelangte erst seit 
dem Jahr 2004 in stärkerem Maße in die öffentliche Diskussion (Kröhnert/ Medicus/ 
Klingholz 2006). Es gibt bisher kaum theoretische oder empirische Arbeiten, die sich spe-
ziell diesem Phänomen widmen und über eine statistische Deskription hinausgehen. Eine 
tiefer gehende Erforschung schien offenbar wenig ertragreich, da eine Reihe plausibler 
Annahmen zu den Wanderungsgründen zur Verfügung stehen: Meist wurde argumentiert, 
dass schlechtere Ausbildungs- und Arbeitsmarktchancen der Frauen im Vergleich zu denen 
der Männer in Kombination mit der höheren Erwerbsneigung ostdeutscher Frauen zur 
überproportionalen Abwanderung führen (Dienel/ Gerloff 2003). Die Arbeitslosenquoten 
der Frauen in den neuen Bundesländern lagen Anfang der 1990er Jahre weit über denen 
der Männer. Gleichzeitig war die Erwerbsneigung ostdeutscher Frauen deutlich höher als 
jene der westdeutschen. Die Erwerbsquote der Frauen in Ostdeutschland lag im Jahr 1991 
bei 77,2 Prozent (gegenüber 58,4 Prozent im Westen). Aufgrund der anhaltenden Arbeits-
marktprobleme reduzierte sich die Erwerbsquote im Osten bis 2004 auf 73,4 Prozent.  In 
den alten Bundesländern stieg die Frauenerwerbsquote zwar an, lag im Jahr 2004 mit 64,5 
Prozent jedoch noch immer neun Prozentpunkte unter dem ostdeutschen Wert (Wanger 
2006: 10).  
 
Dienel et al. (2004) gehen davon aus, dass die überproportionale Abwanderung junger 
Frauen auf Demodernisierungsprozesse in der ostdeutschen Gesellschaft zurückzuführen 
sei. Sie rekurrieren dabei auf Geißler (2000), der den Prozess der „nachholenden Moderni-
sierung“ in den neuen Bundesländern als teilweise mit Demodernisierungsphänomenen 
gekoppelt sieht. So hätten ostdeutsche Frauen einen Teil des „Gleichstellungsvorsprunges“ 
am Arbeitsmarkt, den ihnen der Sozialismus eingebracht hatte, wieder eingebüßt. In den 
Turbulenzen der Arbeitsmarktkrise seien sie in größere Bedrängnis geraten als Männer. So 
seien ihre Chancen auf Wiedereinstellung bei Arbeitsplatzverlust erheblich schlechter als 
bei Männern, ihre Arbeitslosenquoten, die Dauer der Arbeitslosigkeit und der Anteil von 
Langzeitarbeitslosen lägen erheblich über den entsprechenden Daten der Männer. Auch die 
geschlechtstypische Hierarchisierung der Arbeitswelt, so Geißler, nähme wieder zu. So 
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zeigten verschiedene Studien, dass Männer in der Dynamik der Umbruchsmobilität zwei- 
bis dreimal häufiger aufsteigen als Frauen. Bei Positionswechseln hätten hingegen Frauen 
doppelt so häufig wie Männer Statusverluste hinzunehmen. Andere Modernisierungsge-
winne aus der DDR hätten die Frauen jedoch, wie die deutlich über dem westdeutschen 
Niveau liegende Erwerbsneigung zeigt, in das wiedervereinigte Deutschland hinübergeret-
tet. Verschiedene Befragungen zeigen schon bei Schülern eine gegenüber Männern deut-
lich höhere Abwanderungsbereitschaft von jungen Frauen in Ostdeutschland. Nach einer 
Befragung in zwei ostdeutschen Landkreisen (Meier/ Müller 1997) äußerten 59 Prozent der 
Mädchen, aber nur 41 Prozent der Jungen den Wunsch nach einem Wohnortwechsel. Dies 
sei eine Reaktion auf die schlechtere Ausbildungs- und Arbeitsmarktlage (Dienel et al. 
2004: 21). 
Ausschließlich arbeitsmarktbezogene Gründe für die überproportionale Abwanderung 
von Frauen diskutiert auch eine Untersuchung des Statistischen Landesamtes Sachsen 
(Paulig/ Schäfer 1999). Als besonders auffällig konstatiert der statistische Bericht in be-
stimmten Landkreisen Sachsens die hohen Wegzugsraten bei den unter 20-jährigen Frauen, 
die auf Ausbildungswanderung hindeuten. Auch in der Altersgruppe der 20 bis 25-Jährigen 
sei in ganz Sachsen ein erheblicher Männerüberschuss zu beobachten. Als Grund dafür 
wird die Struktur des Arbeitsmarktes vermutet. So sei Sachsen bis vor 10 Jahren ein Land 
der Leichtindustrie und Textilindustrie gewesen. Diese Arbeitsplätze seien massenhaft 
verschwunden. Auf der anderen Seite würden neu entstehende Branchen, wie die Automo-
bilindustrie, vorwiegend klassische Männerberufe nachfragen. Traditionelle Wanderungs-
gründe für Frauen wie „Heiratsmigration“ werden von Paulig und Schäfer verneint. 
 
Dienel und Gerloff (2003) vermuten hingegen, dass der Heirats- und Partnersuchmarkt 
womöglich neben dem Arbeitsmarkt eine weniger leicht fassbare, aber wichtige Rolle für 
den vermehrten Wegzug von Frauen spiele. Bereits Anfang der 1990er Jahre hatte Bertram 
(1994) in einer Studie festgestellt, dass bei Frauen häufiger als bei Männern private Grün-
de, insbesondere der Zuzug zum Partner, eine Rolle für die Fortzugsentscheidung spielten. 
Eine weitere Vermutung von Dienel und Gerloff ist, dass im ländlichen Raum der neuen 
Bundesländer eine patriarchalische, rechtsgerichtete Jugendkultur entstanden sei, die gera-
de für qualifizierte Mädchen keine attraktiven Rollenmodelle bietet und daher deren Ab-
wanderung begünstigt. Weibliche Jugendliche, die nicht als „Mädel“ zum Mann aufschau-
en wollen, sondern gleichgewichtige Beziehungen anstreben, fänden womöglich wenig 
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Anschluss an Jugendcliquen und letztlich auch keinen attraktiven Partner (Dienel et al. 
2004: 22).  
Die Studie von Dienel et al. (2004) ist bislang die einzige größere empirische Arbeit, 
in der die Geschlechtsselektivität der Abwanderung zumindest einen Teilaspekt darstellt 
und in der einige Hypothesen zur Ursachen der geschlechtsselektiven Abwanderung ge-
prüft werden. Grundgesamtheit der Befragung waren sämtliche Personen, die im Jahr 2002 
ihren Wohnsitz aus Sachsen-Anhalt in ein anderes Bundesland verlegt hatten (etwa 15.000 
Personen). 
Die Untersuchung von Dienel et al. ergab, dass bei jungen Frauen private Wande-
rungsmotive für den Fortzug aus Sachsen-Anhalt dominieren. Die Hypothese der rechtsge-
richteten Jugendkultur als Abwanderungsgrund von Frauen stützt die Befragung allerdings 
nicht: Die Nennungen von „Rechtsextremismus“ als Grund für die Abwanderung blieben 
bei Männern marginal und kamen bei Frauen gar nicht vor. 21 Prozent der Frauen (gegen-
über nur 8 Prozent der Männer) gaben an, dass keine beruflichen, sondern private Gründe 
ausschlaggebend für den Wegzug waren. Bei genauerer Analyse dieser nicht-beruflichen 
Wegzugsgründe stellt sich heraus, dass deutlich mehr Frauen als Männer angaben, dass 
Teile ihrer Familie bereits in der Zielregion (die meist in den alten Bundesländern lag) 
wohnten und auch deutlich mehr Frauen als Männer angaben, als Paar gemeinsam wegge-
gangen zu sein. Interpretiert man diese Befragungsergebnisse im Zusammenhang mit der 
Ausgangsantwort, dass „nicht-berufliche Gründe“ die Fortzugsentscheidung dominierten, 
so kommt man zu dem Schluss, dass sich Frauen bei ihrer Fortzugsentscheidung zwar vor 
dem Hintergrund einer schwierigen Situation am lokalen Arbeitsmarkt für den Weggang 
entscheiden, in einer Vielzahl der Fälle aber vermutlich nicht der eigene Beruf, sondern der 
des Partners bzw. der Wohnort anderer Familienmitglieder ausschlaggebend für die Wahl 
der Zielregion ist. 
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Abb. 5: Wegzugsgründe der im Jahr 2002 aus Sachsen-Anhalt in ein anderes Bundesland gezoge-
nen Personen (18 bis 35 Jahre) nach Geschlecht (in Prozent) 
Quelle: Dienel et al. 2004: 113 
Erläuterung der Kategorien: Ausbildung…zu Ausbildungszwecken fortgezogen, Studium…zum Studieren 
fortgezogen, Pendler…zuvor gependelt und dann zum Arbeitsort gezogen, Arbeitslose…in Sachsen-Anhalt 
arbeitslos gewesen und anderswo Arbeit gefunden, Berufstätige…berufstätig gewesen aber anderswo bessere 
Arbeitsstelle gefunden, Absolventen…nach Studienabschluss zur Arbeitsaufnahme abgewandert, privater 
Grund… kein beruflicher Anlass der Abwanderung 
Aufschlussreich sind auch andere von Dienel et al. erzielte Ergebnisse: So gaben 57 
Prozent der männlichen und weiblichen Befragten, die zum Zweck der Berufsausbildung 
aus Sachsen-Anhalt weggezogen waren, an, sie hätten keinen Ausbildungsplatz oder kei-
nen Ausbildungsplatz in der gewünschten Fachrichtung in Sachsen-Anhalt gefunden. Dass 
der gewünschte Ausbildungsberuf in Sachsen-Anhalt gar nicht angeboten wurde, äußerten 
10 Prozent der Männer, aber nur 5 Prozent der Frauen. Hingegen äußerten 33 Prozent der 
Männer, aber 38 Prozent der Frauen, dass sie sich gar nicht in ihrem Heimat-Bundesland 
ausbilden lassen wollten (Dienel et al. 2004: 114).  
Auch bei Abwanderern, die zur Aufnahme eines Studiums Sachsen-Anhalt verlassen 
hatten, zeigt sich ein ähnliches Bild: Während der Anteil von Studienanfängern, die auf-
grund von Zulassungsbeschränkungen im Land keinen Studienplatz bekamen, mit 5 Pro-
 35
zent bei den Männern und 4 Prozent bei den Frauen marginal war, erklärten 27 Prozent der 
zwecks Studienbeginn abgewanderten Frauen, aber 44 Prozent der Männer, dass das ge-
wünschte Studienfach in Sachsen-Anhalt nicht angeboten würde. 51 Prozent der Männer 
und 69 Prozent der Frauen antworteten jedoch, dass sie gar nicht im Land Sachsen-Anhalt 
studieren wollten. Auch hierfür sind die geschlechtsspezifischen Gründe aufschlussreich: 
Bei den Frauen dominierte mit 35 Prozent (gegenüber nur 14 Prozent bei den Männern) die 
Antwort „Städte außerhalb Sachsen-Anhalts sind attraktiver“. Ein Motiv, nicht im Heimat-
land studieren zu wollen, dass von Frauen mit 24 Prozent am dritthäufigsten geäußert wur-
de, der Wunsch sich mit dem Wegzug vom Elternhaus abzunabeln, wurde von Männern 
nicht genannt (Dienel et al. 2004: 117 ff.). 
Die von Dienel et al. (2004) erzielten Ergebnisse können in anderen ostdeutschen 
Bundesländern als sowohl von den Wanderungsgründen als auch von der Sozialstruktur 
der Abwanderer her als vergleichbar angenommen werden. So kam eine sächsische Ab-
wandererbefragung von 7000 Personen, die zwischen Anfang 2000 und Mitte 2001 das 
Bundesland verlassen hatten, zu einem ganz ähnlichen Ergebnis (Gosch 2003). Auch dort 
gaben 38,5 Prozent der Frauen, aber nur 21,1 Prozent der Männer an, dass private Gründe 
(Zuzug zum Lebenspartner oder sonstige private Gründe) für den Wegzug ausschlagge-
bend waren (Tab. 2).8  
Tab. 2: Wegzugsgründe von zwischen Januar 2000 bis Juni 2001 aus Sachsen fortgezogenen Bür-
ger ab 18 Jahre 
  
Wegzugsgründe 
(in Prozent) Arbeitsplatz
höherer 
Verdienst
Ausbildung/
Studium
Zuzug zum 
Ehe- bzw. 
Lebens-
partner
sonstige 
private 
Gründe
sonstiges
 Männlich 48,4 16,6 6,0 8,6 12,5 7,4
 Weiblich 32,9 8,2 11,9 21,2 17,3 8,0
 Insgesamt 40,4 12,3 9,0 15,1 15,0 7,7
Quelle: Sächsische Wanderungsanalyse, Gosch 2003 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die vorliegenden Untersuchungen durchaus 
unterschiedliche Wanderungsmotive für Männer und Frauen konstatieren. Rein beruflich 
bedingte Fortzüge sind nach diesen Erkenntnissen bei Frauen deutlich seltener als bei 
Männern. Ausbildungswanderungen kommen bei Frauen jedoch deutlich häufiger als bei 
                                                 
8   Die gegenüber Sachsen-Anhalt noch höheren Werte privater Fortzugsgründe dürften der Tatsache ge-
schuldet sein, dass in Sachsen-Anhalt nur 18- bis 35-jährige Fortzügler, in Sachsen jedoch sämtliche über 
18-jährigen Fortgezogenen die Grundgesamtheit der Befragung bildeten. In höherem Lebensalter domi-
nieren nichtberufliche Gründe möglicherweise noch stärker als im jüngeren Lebensalter. 
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Männern vor und auch eine Form der „Heiratsmigration“ – der Zuzug zum Ehe- bzw. Le-
benspartner spielt bei Frauen sowohl in Sachsen als auch in Sachsen-Anhalt eine etwa 
doppelt so große Rolle wie bei Männern.  
Bezüglich der Ausbildungswanderung legt die Sachsen-Anhaltinische Studie zwar na-
he, dass Frauen etwas häufiger als Männer keinen oder nicht den gewünschten Ausbil-
dungsplatz finden konnten, allerdings zeigt sich, dass hier gegenüber den Männer die An-
gabe, gar nicht im Heimatbundesland ausgebildet werden zu wollen, deutlich dominiert. 
Frauen geben deutlich häufiger als Männer auch für ausbildungsbezogene Wanderungsent-
scheidungen persönliche Motive an – die Attraktivität von Städten außerhalb oder der 
Wunsch nach Ablösung vom Elternhaus (Dienel et al. 2004: 119). 
 
Eine weitere Argumentationslinie macht vorwiegend die strukturelle Ausgestaltung des 
ostdeutschen Hochschulsystems für den überproportionalen Wegzug von Frauen aus den 
neuen Bundesländern verantwortlich9. Argumentiert wird, dass entweder in Ostdeutschland 
insgesamt zu wenig Studienplätze angeboten würden oder dass nach 1990 in den neuen 
Bundesländern vorwiegend technisch orientierte Hochschulen und Fachhochschulen auf-
gebaut worden seien. Dies komme den Bildungswünschen von Frauen, die überwiegend im 
sozialen, gesellschafts- bzw. geisteswissenschaftlichen Bereich liegen, nicht entgegen und 
führe zur überproportionalen Abwanderung weiblicher Studienanfänger. Daten zur Situati-
on der Hoch- und Fachhochschulen in den neuen Bundesländern stützen jedoch eine solche 
Argumentation nicht. Tab. 3 macht deutlich, dass im Jahr 2004 in den neuen Bundeslän-
dern (einschließlich Berlin) die Studierendenquote bei 25,2 Studierende je 1000 Einwohner 
lag, in den alten Bundesländern hingegen nur bei 23,4. Der Anteil weiblicher Studierender 
lag im gleichen Jahr bei 49,4 Prozent in Ost-, hingegen bei 47,3 Prozent in Westdeutsch-
land. Selbst wenn man die Dominanz des Studienangebotes von Berlin berücksichtigt und 
die ostdeutschen Flächenländer einzeln betrachtet, zeigt sich kein gravierendes Defizit. 
Zwar hat Brandenburg mit 16,0 Studierenden je 1000 Einwohner tatsächlich die geringste 
Studierendenquote eines deutschen Bundeslandes, jedoch erklärt sich dies mit der leichten 
Erreichbarkeit von Hochschulen in der umschlossenen Bundeshauptstadt. Auch Schleswig-
                                                 
9   So diskutiert etwa auf der Abschlussveranstaltung zum Projekt „Rückwanderung als Dynamischer Faktor 
für ostdeutsche Städte“ des Nexus-Instituts am 02.11.2006 in Leipzig, bei welcher der Autor anwesend 
war. Dort wurde gar die Forderung der Gründung reiner Frauenuniversitäten diskutiert. Dies wurde je-
doch vom Rektor der Fachhochschule Magdeburg-Stendal mit dem Einwand kommentiert, auch an der 
von ihm geleiteten Fachhochschule läge der Frauenanteil unter den Studierenden bei mehr als 50 Prozent. 
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Holstein hat, wegen seiner Nähe zu Hamburg, lediglich eine Studierendenquote von 16,3 je 
1000 Einwohner. 
Die übrigen vier ostdeutschen Flächenländer liegen mit Studierendenquoten zwischen 
20,1 (Mecklenburg-Vorpommern) und 24,8 je 1000 Einwohner (Sachsen) in jenem Be-
reich, in dem sich auch westdeutsche Flächenländer befinden. Auch in den ostdeutschen 
Flächenländern sind die Frauenanteile an den Studierenden tendenziell höher als in West-
deutschland – in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt liegt der Frauenanteil gar 
über 51 Prozent und selbst Sachsen, das ostdeutsche Bundesland mit dem geringsten Frau-
enanteil an den Studierenden (47,1 Prozent), liegt noch über den Werten von fünf west-
deutschen Bundesländern. Damit stimmt auch das Ergebnis der quantitativen Analyse mit 
den Resultaten der oben angeführten Befragung von Dienel et al. (2004) überein, wonach 
nur 27 Prozent der zu Studienbeginn fortgezogenen Frauen (aber immerhin 44 Prozent der 
Männer) erklärten, das gewünschte Studienfach sei im Land Sachsen-Anhalt nicht angebo-
ten worden. Die These, eine unzureichende Ausstattung der neuen Bundesländer mit „frau-
entypischen“ Studienplätzen, kann somit nicht unterstützt werden. 
Tab. 3: Studierende je 1000 Einwohner sowie Anteil weiblicher Studierender nach Bundesländern 
sowie nach Ost- und Westdeutschland, 2004 
 
 Studierende je 1000 Einwoh-ner 
Anteil weibliche Studierende 
(Prozent) 
 alte Bundesländer 23,4 47,3 
 neue Bundesländer 25,2 49,4 
 Hamburg 40,1 45,9 
 Niedersachsen 19,3 49,0 
 Bremen 52,1 47,5 
 Nordrhein-Westfalen 25,8 45,9 
 Hessen 26,2 46,7 
 Rheinland-Pfalz 24,4 49,9 
 Baden-Württemberg 22,4 46,9 
 Bayern 20,0 48,9 
 Saarland 18,3 46,8 
 Berlin 41,6 50,3 
 Brandenburg 16,0 49,5 
 Mecklenburg-Vorpommern 20,1 51,2 
 Sachsen 24,8 47,1 
 Sachsen-Anhalt 21,0 51,3 
 Thüringen 20,7  48,6 
Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung  2007, eigene Darstellung 
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6.2 Bildungsstand der Fortziehenden 
Alle verfügbaren Untersuchungen zu Binnenwanderungen in Deutschland kommen zu dem 
Ergebnis, dass die subjektive Wanderungsbereitschaft wie auch die tatsächlich Mobilität 
mit dem Bildungsstand zunimmt. Geis (2005) kommt bei Analyse des regionalen Migrati-
onspotenzials mit Hilfe des Datensatzes „Perspektive Deutschland 2001“ zu dem Ergebnis, 
dass Personen ohne Schulabschluss das geringste, Personen mit Abitur (nur noch übertrof-
fen von Personen mit Hochschulabschluss) hingegen das höchste Migrationspotenzial 
aufweisen.10 Auch Dienel et al. (2004) kommen in der Sachsen-Anhaltinischen Abwande-
rungsstudie – obwohl dort überraschenderweise eine detaillierte Auswertung des Bildungs-
standes der Fortgezogenen fehlt – zu dem Ergebnis, dass die Gymnasiastinnen die Gruppe 
mit der höchsten Abwanderungsneigung darstellen (Dienel et. al 2004: 262). 
Eine Studie zur Abwanderung aus der zum Bundesland Bayern gehörenden Region 
Oberfranken (Tröger-Weiß 2004), welche tatsächlich abgewanderte Personen befragte, 
belegt, dass mehr als zwei Drittel über ein Abitur bzw. über einen Fach- oder Hochschul-
abschluss verfügten, lediglich acht Prozent über keinen oder höchstens einen Volks- bzw. 
Hauptschulabschluss (Tröger-Weiß 2004). Nach der sächsischen Wanderungsanalyse aus 
dem Jahr 2002 (Gosch 2003) verfügten 37 Prozent der aus Sachsen Fortgezogenen (Perso-
nen ab 18 Jahre) über den höchsten allgemein bildenden Schulabschluss, etwa doppelt so 
viele wie in der sächsischen Wohnbevölkerung insgesamt (Gosch 2003: 60). Über lediglich 
Haupt- oder Volksschulabschluss verfügten unter den sächsischen Abwanderern nur etwa 
15 Prozent, im Vergleich zu 35 Prozent innerhalb der Wohnbevölkerung. 
Ein Vergleich der Bildungsstruktur der aus Sachsen Fortgezogenen nach dem höchs-
ten beruflichen Abschluss (Tab. 4) zeigt, dass, obwohl eine erheblicher Anteil der Wegzie-
henden in jungem Alter ist und seine berufliche Qualifizierung noch nicht abgeschlossen 
haben dürfte, der Anteil wegziehender Personen ohne Ausbildungsabschluss nicht größer 
ist als in der Wohnbevölkerung insgesamt. Hingegen fällt der enorm hohe Anteil von 
Wegziehenden mit Hochschulabschluss ins Auge, der bei den Frauen noch deutlicher aus-
fällt als bei den Männern. Insgesamt verfügen Fortziehende doppelt so häufig über einen 
Hochschulabschluss (20.2 Prozent), wie die sächsische Wohnbevölkerung insgesamt (10,7 
Prozent). 
 
                                                 
10  Geis (2005) stand allerdings keine Frage nach der Wanderungsbereitschaft zur Verfügung, er definierte als 
Personen mit Migrationspotenzial solche Befragten, welche die Lebensqualität in Deutschland insgesamt 
als gut, die in der eigenen Wohnregion jedoch als sehr schlecht einschätzten.  
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Tab. 4: Vergleich der Bildungsstruktur der aus Sachsen Fortgezogenen und der sächsischen Bevöl-
kerung (ab18 Jahre) nach dem höchsten beruflichen Ausbildungsabschluss, 2002 
 
Anteile in Prozent 
Bevölke-
rung bzw. 
Fortgezo-
gene 
ohne 
Ausbil-
dungsab-
schluss 
Anlern-
ausbil-
dung 
Lehraus-
bildung/ 
Berufs-
fachschule
Meister, 
Techniker, 
Fach-
schule 
Fachhoch- 
bzw. 
Hoch-
schule 
beide Geschlechter       
 Sächsische Wohn-
bevölkerung 2001 
100,0 14,0 1,5 57,0 13,4 10,7
 Fortziehende 100,0 14,6 2,1 53,1 7,4 20,2
männlich        
 Sächsische Wohn-
bevölkerung 2001 
100,0 10,0 0,8 58,4 13,7 14,0
 Fortziehende 100,0 11,7 1,6 53,7 8,0 22,6
weiblich        
 Sächsische Wohn-
bevölkerung 2001 
100,0 17,7 2,1 55,7 13,1 7,6
 Fortziehende 100,0 17,3 2,6 52,4 6,9 17,9
Quelle: Gosch 2003: 61, eigene Grafik 
Zusammenfassend kann man feststellen, dass die Wanderungsbereitschaft wie auch 
die tatsächliche Mobilität von Personen mit ihrem schulischen und beruflichen Qualifikati-
onsniveau ansteigt. Die höchste Mobilität weisen Menschen mit Abitur bzw. mit Hoch-
schulabschluss auf, hingegen sind Personen ohne Schulabschluss kaum mobil.  
 
6.3 Bedeutung und Gründe von Rückwanderung 
Ein Manko der zitierten Abwanderungsstudien ist sicherlich, dass sie jeweils nur Fortgezo-
gene in den Blick ihrer Untersuchungen nehmen. Der Wanderungssaldo Sachsen-Anhalts 
im oben betrachteten Jahr 2002 setzte sich aus 44.000 Fortzügen und 29.000 Zuzügen 
zusammen. Für die Herausbildung einer unausgewogenen Geschlechterproportion ist also 
keineswegs allein entscheidend wer weggeht, sondern auch wer ankommt bzw. zurück-
kehrt. Hierzu liegen nur sehr wenige Forschungsergebnisse vor.  
Zwar wurde im Anschluss an die Studie „Menschen für Sachsen-Anhalt“ (Dienel et al. 
2004) das Projekt „Menschen für Ostdeutschland“ ins Leben gerufen. Im Rahmen dieses 
Rückwanderungs-Projektes wurde allerdings nur die Zuwanderung bzw. Rückwanderung 
nach Magdeburg untersucht (Dienel et al. 2006)11. Die Erkenntnisse über Zuwanderung 
bzw. Rückwanderung in eine Landeshauptstadt dürften jedoch kaum auf die überwiegend 
                                                 
11  Während die Studie von Dienel et al. (2004) von Christiane Dienel und Mitarbeitern durchgeführt wurde, 
ist der Hauptautor der Studie Dienel et al. (2006) ihr Ehemann Hans-Liudger Dienel. 
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ländlichen Räume eines ganzen Bundeslandes übertragbar sein. Der Abschlussbericht des 
Projektes mit dem Titel „Rückwanderung als dynamischer Faktor für ostdeutsche Städte“ 
ist mehr politisches Programm als wissenschaftliche Analyse.  
Der bereits weiter oben konstatierte Befund, dass Frauen deutlich seltener als Männer 
in Orte der neuen Bundesländer zuziehen, findet sich auch in der Rückwanderungsstudie 
zu Magdeburg – obwohl eine Landeshauptstadt nicht exemplarisch für das gesamte Gebiet 
der neuen Bundesländer stehen kann – teilweise bestätigt. In den durch Interviews erhobe-
nen Daten lässt sich nach Neu-Zuwanderern (die vorher nicht in der Zielregion gelebt 
hatten) und Rückwanderern unterscheiden. Die insgesamt im Untersuchungszeitraum 
2002/2003 in die Landeshauptstadt Magdeburg Zugezogenen setzten sich zu je 50 Prozent 
aus Frauen und Männern zusammen: 36 Prozent weiblichen und 34 Prozent männlichen 
Neu-Zuwanderern sowie 16 Prozent männlichen und 14 Prozent weiblichen Rückwan-
dernden.  Die Neu-Zuwanderung war also weiblich, die Rückwanderung männlich geprägt. 
Eine Analyse nach Altersgruppen (Dienel et al. 2006: 46) zeigt, dass in der für diese Studie 
interessierenden Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen die männlichen Rückwanderer in 
noch deutlicherer Überzahl sind. Dienel et al. (2006) liefern hierzu lediglich eine deskripti-
ve Analyse, sie bilden keine Hypothesen, wie die stärkere männliche Rückwanderung zu 
erklären sein könnte. 
Da die Zuzüge (ohne die Rückzüge) für eine Landeshauptstadt wie Magdeburg auch 
deutlich von Bildungswanderung geprägt sind, spiegeln sich in den Ergebnissen der Rück-
wanderungsstudie zu Magdeburg gut die oben anhand statistischer Daten referierten Er-
kenntnisse wider: Die Zuwanderung nach Magdeburg (ohne die Rückwanderer) weist mehr 
Frauen als Männer auf, knapp die Hälfte dieser Neu-Zuwandernden kommt aus den neuen 
Bundesländern (Dienel et al. 2006: 50). Es dürfte sich also um eine Zuwanderung aus dem 
ländlichen Raum in eine wichtige kreisfreie Stadt, mit einem entsprechenden Bildungs- 
und Infrastrukturangebot handeln. Die tatsächliche Rückkehr von früher aus Magdeburg 
Abgewanderten (Rückwanderung) ist hingegen männlich dominiert und diese Rückwande-
rer kehren in der Tat hauptsächlich aus den alten Bundesländern zurück. Für diese Perso-
nen unterscheiden Dienel et al. (2006) acht verschiedene Typen (siehe Tab. 5) nach Rück-
wanderungsgründen. 
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Tab. 5: Typen von Rückkehrern und ihre Rückwanderungsgründe nach Dienel et al. (2006) 
Typen von Rückkehrern Rückwanderungsgründe 
1 Erfolgreich abgewanderte 
Rückkehrer 
Menschen, die anderswo beruflich integriert waren, jedoch aus 
emotionalen Gründen in ihre Heimat zurückkehrten 
2 Ausbildungsrückkehrer Menschen, die bereits anderswo einen berufliche Einstieg 
hatten, nun jedoch zu einer weiteren Ausbildung bzw. zum 
Studium zurückkehren 
3 Familienrückkehrer Befragte, bei denen die einst berufliche oder private Motivation 
zur Abwanderung entfallen ist und die deshalb in ihre Heimat 
zurück kehren 
4 Rückkehrer im Seniorenalter klassische Ruhesitzwanderer 
5 Beziehungsrückkehrer Personen, die wegen des in der Region lebenden Beziehungs-
partners zurückkehren 
6 Berufs-Rückkehrer Menschen, denen sich in der Heimat eine berufliche Perspekti-
ve geboten hat 
7 Emotionale Rückkehrer Rückkehrer, für die hauptsächlich emotionale Gründe (Heimat-
verbundenheit, Freunde) eine Rolle spielen und die woanders 
emotional nicht Fuß gefasst haben 
8 Gescheiterte Rückkehrer Menschen, die nach der Abwanderung privat oder beruflich 
scheiterten und deshalb auf ihr familiäres Netzwerk zurückgrei-
fen mussten 
Quelle: Dienel et al. 2006: 77 ff., eigene Darstellung 
Angesichts der geringen Zahl von nur 33 Interviews, die dieser Klassifizierung 
zugrunde liegen, erscheint die Bildung von acht Typen allerdings wenig plausibel. In einer 
älteren Untersuchung zur Rückwanderung nach Italien konzentrierte sich Cerase (1967) 
(für die Rückwanderung von nach den USA ausgewanderten Italienern) auf nur vier Typen 
von Rückwanderung (siehe Tab. 6).  
Tab. 6: Typen von Rückwanderung nach Cerase  
Typen von Rückwanderung Rückwanderungsgründe 
1 Rückwanderung aus Erfolg-
losigkeit 
Menschen, die in den Zuzugsregionen keinen Arbeitsplatz 
finden konnten oder ihn wieder verloren 
2 konservative Rückwande-
rung 
Personen, für die der Wegzug eine vorübergehende Episode 
war und die ihre Rückkehr nach Abschluss einer best. Lebens-
phase von Anfang an geplant hatten 
3 innovative Rückwanderung wirtschaftlich erfolgreiche Abwanderer, die in ihre Heimat 
zurückkehren und ihre Ressourcen dort einbringen, wenn sie 
sich hier ein besonderes wirtschaftliches Potenzial versprechen 
4 Rückwanderung im Renten-
alter 
klassische Ruhesitzwanderer 
Quelle: Cerase 1967, eigene Darstellung 
Cerases Typenbildung scheint durchaus auch auf ostdeutsche Rückwanderer übertrag-
bar zu sein, wenn man einige der Kategorien von Dienel et al. (2006) weiter zusammen-
fasst. Die Autoren räumen selbst ein, dass „Familienrückkehrer“ und „Emotionale Rück-
kehrer“ in gewisser Weise „gescheiterten Rückkehrern“ ähneln: Der berufliche oder priva-
te Grund, weswegen die Abwanderung einst erfolgte, ist bei ihnen entfallen (Dienel et al. 
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2006: 77- 93). Ebenso scheinen „Beziehungsrückkehrer“ und „erfolgreich abgewanderte 
Rückkehrer“ Gemeinsamkeiten zu haben: Beide Gruppe haben ihren beruflichen Abwan-
derungsgrund hintangestellt, weil für sie emotionale Aspekte wie Heimat, Freunde, Part-
ner, Familie vorrangig wurden. 
Berufsrückkehrer lassen sich hingegen mit gutem Grund als „innovative Rückwande-
rer“ beschreiben. Sie kehren hauptsächlich zurück, weil sie in der Heimat eine bessere 
berufliche Perspektive gefunden haben als in der Zielregion ihrer Abwanderung. Sie keh-
ren somit vorwiegend zurück, um ihr Humankapital optimal zu nutzen. Der Typ der 
„Rückwanderer im Rentenalter“ ist bei Cerase und Dienel et al. identisch.  
Die „Beziehungsrückkehrer“ sowie die „erfolgreich abgewanderten Rückkehrer“ las-
sen sich unter Cerases Gesichtspunkten als „konservative Rückkehrer“ interpretieren. Sie 
mögen zwar ihre Rückkehr beim Weggang nicht bereits geplant haben, doch spielt für sie 
der Aspekt „Heimat“, der Familie, Partnerschaft und Freunde beinhaltet, eine vorrangige 
Rolle, dem sie ihre berufliche Entwicklung längerfristig unterordnen. „Familienrückkeh-
rer“, „Emotionale Rückkehrer“ und „Gescheiterte Rückkehrer“ bei Dienel et al. lassen sich 
durchaus sämtlich unter Cerases Typ des „Rückwanderers aus Erfolglosigkeit“ zusammen-
fassen. Die Hoffnungen, die diese Menschen in eine Lebensperspektive in einer anderen 
Region gesetzt hatten, haben sich nicht erfüllt, deshalb kehrten sie zurück. Einzig der Typ 
der Ausbildungsrückkehrer, also jener Menschen, die zu einer weiteren Ausbildung oder 
zum Studium nach bereits erfolgtem Arbeitsmarkteinstieg nach Magdeburg zurückkehrten, 
stellt hier eine Besonderheit dar, die dem Umstand geschuldet ist, dass die Untersuchung 
auf eine Landeshauptstadt gerichtet war. 
Dienel et al. liefern zwar keine geschlechtsspezifische Analyse der einzelnen Rück-
wanderungstypen (dies wäre angesichts der geringen Fallzahl auch nicht aussagekräftig), 
und sie vermeiden es auch, eine Tabellenübersicht über die Häufigkeitsverteilung der ein-
zelnen Rückkehrtypen zu liefern – eindeutig überwiegen jedoch nicht die beruflichen, 
sondern die emotionalen Motive für die Rückwanderung. Wenn emotionale Gründe die 
Rückwanderungsentscheidung dominieren, so bedeutet das im Umkehrschluss, dass eine 
Integration in die Lebenswelt der Zielregion der ursprünglichen Abwanderung nicht erfolg-
reich war – und dies betrifft offenbar Männer häufiger als Frauen. Bestätigt wird dieser 
Befund auch durch eigene Befragungen (Kröhnert/ Klingholz 2007): Unter den befragten 
jungen Erwachsenen in zwei ländlichen Peripherräumen der neuen Bundesländer, die be-
reits Abwanderungserfahrungen gemacht hatten, äußerten Männer häufig, dass sie (insbe-
sondere in den alten Bundesländern) vor allem Freunde und persönliche Kontakte vermisst 
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hätten und eine „emotionale Integration“ nicht möglich gewesen sei. Interessant sind in 
diesem Zusammenhang auch die Daten der Rückwanderungsagentur MV4U („Mecklen-
burg-Vorpommern for you“). Die Kunden der Rückwanderungsagentur, außerhalb Meck-
lenburg-Vorpommerns ansässige Landeskinder, werden mit dem Ziel in eine Datenbank 
aufgenommen, ihnen eine Arbeitsstelle in Mecklenburg-Vorpommern zu vermitteln und 
somit die Rückkehr zu ermöglichen. Die Gruppe der Rückkehrwilligen ist deutlich männ-
lich dominiert: Von den 1680 in der Datenbank eingeschriebenen, rückkehrwilligen Kun-
den waren im Jahr 2006 58 Prozent männlich. In jedem Jahr zwischen 2002 und 2006 
überwog bei den Neukunden die Zahl der Männer deutlich jene der Frauen12.  
 
 
                                                 
12 Daten wurden dem Autor von der Rückwanderungsagentur MV4U zur Verfügung gestellt. 
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7 Der Einfluss des Partnerwahlverhaltens auf das Wande-
rungsgeschehen 
 
Ein bisher kaum thematisierter möglicher Einflussfaktor auf geschlechtsspezifische Wan-
derungen, der von uns für die Erklärung der überproportionalen Abwanderung von Frauen 
aus den neuen Bundesländern als bedeutsam erachtet wird, ist das Partnerwahlverhalten im 
Hinblick auf Bildungs- und Sozialstatus der Lebenspartner. Wir vermuten, dass der 
Wunsch, Partnerschaften mit männlichen Partnern eines gleichen oder höheren Bildungs- 
und Sozialstatus einzugehen, dazu beiträgt, dass ostdeutsche Frauen überproportional häu-
fig Partnerschaften mit westdeutschen Männern eingehen und dies ihre Fortzugswahr-
scheinlichkeit aus den neuen Bundesländern erhöht bzw. ihre Rückkehrwahrscheinlichkeit 
in die neuen Bundesländer reduziert. 
 
In vormodernen Gesellschaften folgten Partnerwahl und Familiengründung häufig ökono-
mischen Erfordernissen. Für heiratswillige Männer und Frauen, vor allem auch für deren 
Eltern, spielten das Vermögen des Partners, Hof- oder Landbesitz, aber auch Persönlich-
keitseigenschaften wie Geschicklichkeit, Fleiß oder körperliche Kraft eine besondere Rol-
le. Für Bauern mit erbberechtigten Söhnen galt die Devise, durch die Verheiratung den 
Grundbesitz zusammenzuhalten und möglichst zu vergrößern. Bei Handwerkern konnte 
der Zugang zur Handwerksgilde nur durch die Heirat einer Partnerin aus den entsprechen-
den Kreisen erlangt werden. Vermutlich war lediglich beim frühen Proletariat, etwa den 
Heimarbeitern und Webern die Partnerwahl weniger ökonomisch determiniert – weil deren 
Söhne wie auch die infrage kommenden Partnerinnen ohnehin kaum etwas zu erben hatten. 
Im Laufe der Industrialisierung wurde die Partnervorgabe auf der Basis ökonomischer und 
ständischer Kriterien allmählich schwächer. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts wurden 
staatliche Heiratsverbote – etwa zwischen Angehörigen verschiedener Stände – nach und 
nach abgeschafft. Es kam zur Herausbildung eines neuen bürgerlichen Familientyps, in 
welchem erworbene Merkmale wie Bildung oder Beruf bei der Partnerwahl allmählich 
Vorrang gegenüber Merkmalen wie Herkunft oder Besitz erlangten. Schließlich existierten 
in modernen, demokratischen Gesellschaften wie in Westdeutschland nach 1945, aber auch 
in sozial nivellierten staatssozialistischen Gesellschaften wie der DDR offiziell keinerlei 
Restriktionen bezüglich der Partnerwahl mehr. Das Ideal der romantischen Liebe, auf der 
allein Partnerschaft oder Ehe basieren soll, wird im öffentlichen Diskurs, vor allem in der 
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Kunst, in Film und Musik, permanent reproduziert, so dass andere als emotionale Gründe 
der Partnerwahl fast völlig der Aufmerksamkeit entzogen sind.  
Dennoch erfolgt die Partnerwahl auch in modernen Gesellschaften nicht zufällig, son-
dern die Auswahl des Partners oder der Partnerin ist sozial vorstrukturiert. So ist bei-
spielsweise seit langem eine Konstanz des durchschnittlichen Altersabstandes zwischen 
den Partnern zu beobachten, welcher sich entgegen einer Individualisierungsthese nicht 
auflöst (Klein 1996). Gleichfalls wird seit längerem eine Tendenz zur bildungsbezogenen 
„Aufwärtsheirat“ von Frauen festgestellt. Normative Erklärungen dieses Verhaltens gehen 
davon aus, dass der Altersunterschied zwischen Mann und Frau sowie auch die bildungs-
bezogene Aufwärtsheirat der Frauen einer tradierten Norm folge (etwa Jäkel 1980: 13; 
Tzeng 1992: 611). Zweckrationale Ansätze wie die Austauschtheorie oder die familien-
ökonomische Theorie argumentieren, dass die Partnerwahl einer Nutzenmaximierung bei-
der Partner folge. So wird etwa die traditionell eher geringe Bedeutung der physischen 
Attraktivität von Männern bei der Partnerwahl deren besseren Einkommenschancen zuge-
schrieben (Murstein 1986: 39). Auf dieser Basis erwartete Murstein aufgrund der zuneh-
menden Bildungsbeteiligung von Frauen und deren damit steigenden Einkommenschancen 
eine Reduktion des Altersabstandes zwischen den Partnern. Bis heute ist allerdings eine 
solche Reduktion nicht eingetreten. 
 
Zur Bildungsselektivität der Partnerwahl in Deutschland existieren interessante neuere 
Untersuchungen (z.B. Timm 2005). Timm (2005) unternimmt eine Analyse der Bildungs-
homogamie von Partnerschaften in Ost- und Westdeutschland.13 Die Studie stellt fest, dass 
insbesondere in Westdeutschland ein Großteil des bildungsbezogenen Partnerwahlverhal-
tens strukturelle Ursachen hat. Timm zeigt, dass durch die weit unterproportionale Bil-
dungsbeteiligung von Frauen in der Vergangenheit eine Aufwärtsheirat schon aus struktu-
rellen Gründen – weil nicht ausreichend viele Männer des gleichen Bildungsstandes ver-
fügbar waren – weit häufiger vorkommen musste. Mit der Bildungsexpansion ab den 
1960er Jahren, von der Frauen überdurchschnittlich profitiert haben, stieg dann die Häu-
figkeit bildungshomogamer Partnerschaften. So lag der Anteil von theoretisch nach dem 
Unabhängigkeitsmodell erwarteten „Aufwärtsheiraten“ für Frauen der Geburtskohorten 
1944-48 bei 33,4 Prozent (siehe Tab. 7). Durch die zunehmende Bildungsbeteiligung von 
                                                 
13 Timm (2005) wählt dabei eine eigene Definition des Bildungsstatus, indem er allgemein bildende und 
berufliche Abschlüsse miteinander kombiniert. 
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Frauen sankt der Anteil theoretisch zu erwartender Aufwärtsheiraten nach dem Unabhän-
gigkeitsmodell kontinuierlich und lag bei jenen Frauen, die zwischen 1964 und 1968 gebo-
ren wurden, nur noch bei 21,3 Prozent – der tatsächlich ermittelte Wert ist mit 21,9 Prozent 
beinahe mit diesem theoretischen Wert identisch. Zusammenfassend stellt Timm fest, dass 
das Muster der Aufwärtsheirat zwar bis heute stark vertreten, aber weitgehend durch die 
Bildungsverteilung zwischen Männern und Frauen erklärbar ist. Nicht strukturell erklärbar 
sei jedoch das Vermeiden einer Abwärtsheirat durch Frauen und die überzufällige Tendenz 
zur bildungshomogamen Heirat. Der von Timm in seiner Untersuchung beobachtete Anteil 
von „Abwärtsheiraten“ von Frauen ist in allen Geburtskohorten lediglich etwa halb so 
groß, wie nach dem Unabhängigkeitsmodell zu erwarten gewesen wäre (Timm 2005: 45). 
Tab. 7: Eheschließungen und Bildungsstand von Frauen und Männern in Deutschland nach Ge-
burtsjahrgängen 
 Ehemann hat ... (Anteil an allen Ehen des Geburtsjahrganges in Prozent) 
 höheren Bildungs-stand  
gleichen 
Bildungsstand  
geringeren Bil-
dungsstand 
Geburtsjahr-
gänge der 
Ehefrauen 
 
 
realer 
Wert  
erwarte-
ter Wert  
realer 
Wert  
erwarte-
ter Wert   
realer 
Wert  
erwarte-
ter Wert  
1919-1923  52,2 48,4  43,9 41,3  3,8 10,3 
1924-1928  46,8 46,9  49,3 42,6  3,9 10,6 
1929-1933  46,4 48,5  48,8 41,2  4,8 10,3 
1934-1938  37,8 42,0  56,0 46,3  6,2 11,7 
1939-1943  36,9 37,4  58,1 50,9  5,0 11,7 
1944-1948  26,7 33,4  65,5 53,4  7,8 13,2 
1949-1953  27,0 31,7  68,8 53,3  4,2 14,9 
1954-1958  23,9 28,6  70,6 54,6  5,5 16,8 
1959-1963  21,8 27,3  69,4 56,2  8,8 16,5 
1964-1968  21,9 21,3  71,2 63,9  6,9 14,8 
Datengrundlage: Timm 2004: 45  
Für Ostdeutschland stellt Timm allerdings eine geringere Tendenz zur Bildungshomo-
gamie von Ehen als in Westdeutschland fest. Im Gegensatz zu allen untersuchten Ländern 
(zusätzlich zu Deutschland noch die Niederlande und die USA) war in Ostdeutschland bis 
1992 der Anteil von Abwärtsheiraten von Frauen höher als nach dem Unabhängigkeitsmo-
dell zu erwarten wäre. Gleichzeitig findet sich jedoch bei den ostdeutschen Frauen auch 
eine noch stärkere Tendenz zu Aufwärtsheiraten als bei westdeutschen Frauen. Damit war 
die Bildungshomogamie bei der Partnerwahl unter ostdeutschen Frauen wesentlich schwä-
cher ausgeprägt, als in den übrigen untersuchten westlichen Gesellschaften.  
Für nicht eheliche Lebenspartnerschaften findet Timm identische Unterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschland: Ostdeutsche hatten (bis 1992) deutlich seltener bildungs-
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homogame Lebenspartnerschaften und deutlich häufiger „Aufwärts-„ und „Abwärtsbezie-
hungen“ als dies nach statistischer Unabhängigkeit zu erwarten gewesen wäre. Allerdings 
führte Timm seine Analyse mit dem Fertility and Family Survey aus dem Jahr 1992 durch. 
Damit bezieht die Studie überwiegend Ehen und nichteheliche Lebenspartnerschaften ein, 
die bis zum Zeitpunkt des Systemumbruchs in Ostdeutschland geschlossen wurden. Folg-
lich werden für die Partnerwahl noch die Werte und Normen der DDR prägend gewesen 
sein, die sich unserer Auffassung nach von jenen der früheren Bundesrepublik unterschie-
den.  
Wir sehen die Ursachen dieser Differenz zum Partnerwahlverhalten in der Bundesre-
publik im speziellen Geschlechterarrangement der DDR-Gesellschaft. Formaler Bildungs-
stand hatte dort für die Partnerwahl offenbar nicht die gleiche materielle Bedeutung wie in 
westlichen Industriegesellschaften wie der Bundesrepublik, wo aufgrund geringer Frauen-
erwerbsquoten bei der Partnerwahl stets auch die Komponente materieller Versorgung der 
Ehefrau bzw. der Familie eine Rolle gespielt hat. Der hohe Prozentsatz vollzeiterwerbstäti-
ger Frauen in der DDR dürfte jedoch dazu beigetragen haben, dass materielle Ressourcen 
des Partners für den Partnerwahlprozess eine geringere Bedeutung hatten. Auch verteilte 
das staatssozialistische Gesellschaftssystem materielle Ressourcen weniger streng nach 
formaler Ausbildung als marktwirtschaftliche Leistungsgesellschaften. So war etwa der 
soziale Status von Männern mit klassischem Handwerksberuf (Tischler, Automechaniker, 
Fliesenleger) ungleich höher als heute, weil diese Personen Zugang zu knappen Waren 
hatten und gleichzeitig über gesuchte Fertigkeiten verfügten. Die Einkommen von Akade-
mikern und Facharbeitern unterschieden sich, in der „nach unten hin nivellierten Arbeiter- 
und Bauern-Gesellschaft“ (Geißler 2006)  nicht wesentlich.  
Es ist jedoch anzunehmen, dass nach der Wiedervereinigung Deutschlands bei Über-
nahme des westdeutschen Wirtschafts- und Sozialmodells die westdeutschen Muster der 
Partnerwahl auch für ostdeutsche Frauen eine größere Bedeutung gewonnen haben. Denn 
klassische „Männerberufe“ in Handwerk und Produktion haben in Folge des wirtschaftli-
chen Strukturwandels dramatisch an Bedeutung verloren (vgl. Abschnitt 10). Im Gegensatz 
zur DDR-Gesellschaft garantieren sie heute weder einen sicheren Arbeitsplatz noch ein 
hohes Einkommen. Zugleich hat sich die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verschlech-
tert. Kinderbetreuung erfordert im westdeutschen Gesellschaftssystem in vielen Fällen 
zumindest eine Reduktion des Arbeitsumfanges von Frauen, wodurch das Einkommen des 
männlichen Partners als „Haupternährer“ wichtiger wird. Da Einkommenshöhe und Be-
rufsstatus im westdeutschen Wirtschaftsmodell wesentlich stärker mit dem Bildungsstand 
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in Zusammenhang stehen als in der DDR-Gesellschaft, dürfte die Bedeutung des Bildungs-
standes für die Partnerwahl von Frauen in den neuen Bundesländern zugenommen haben. 
Diese These unterstützt die Untersuchung von Klein, der in einer Regionaluntersuchung im 
Jahr 1996 in sieben ost- und westdeutschen Regionen eine höhere Bildungshomogamie der 
Partnerschaften in den untersuchten ostdeutschen gegenüber den westdeutschen Regionen 
vorfindet (Klein 2000: 67 ff.).  
Eine Studie der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (2004) unterstreicht 
die Bedeutung des Einkommens für die Partnerfindung durch Männer. Wenigverdienende 
Männer bleiben danach fast fünf mal so häufig partnerlos wie Vielverdiener: Von männli-
chen Befragten mit unter 1.500 Euro monatlichem Nettoeinkommen waren zum Befra-
gungszeitpunkt 29 Prozent Singles. Von den Männern mit einem Nettoeinkommen zwi-
schen 1500 und 2500 Euro waren dies hingegen nur zwölf und bei jenen mit noch höherem 
Einkommen lediglich sechs Prozent. 
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Abb. 6: Monatliches Nettoeinkommen und Lebensformen ab 35-jähriger Männer in Deutschland, 
2002 
Quelle: Bundeszentrale für Gesundheitliche Aufklärung  2004: 22, eigene Grafik 
Wenig verdienende Männer gründen seltener Familien und bleiben deutlich häufiger partnerlos als solche mit 
höherem Einkommen. Männer ab 35 Jahre mit einem monatlichen Nettoeinkommen unter 1500 Euro waren 
in der vorliegenden Studie zu fast 30 Prozent Singles. 
Ein höheres Bildungsniveau, ein höheres Einkommen und/ oder ein höherer sozialer 
Status von Männern aus Westdeutschland könnte somit Ursache einer Partnerwahlpräfe-
renz ostdeutscher Frauen sein, die deren Fortzugswahrscheinlichkeit aus den neuen Bun-
desländern erhöht. 
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8 Alters- und Geschlechtsselektivität der Binnenwanderung 
in den neuen Bundesländern nach 1989 
 
In den folgenden Abschnitten wird zunächst eine deskriptive Analyse der innerdeutschen 
Wanderungsbewegungen seit 1989 vorgenommen. Der Fokus liegt dabei auf der Ge-
schlechterzusammensetzung und der Altersstruktur der Wandernden sowie auf dem Ein-
fluss der selektiven Wanderungen auf die Geschlechterproportion der Wohnbevölkerung. 
Zu Beginn erfolgt eine Einordnung des selektiven Wanderungsgeschehens in den europäi-
schen Rahmen. Anschließend werden die Wanderungen und deren Auswirkungen auf die 
Geschlechterproportion auf kleinräumiger Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte 
Deutschlands betrachtet.  
8.1 Datenbasis  
Die Daten für die nachfolgende Analyse der innerdeutschen Wanderungsbewegungen 
entstammen dem Datenangebot der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, insbe-
sondere, sofern nicht anders angegeben, der Online-Datenbank „Regionaldatenbank 
Deutschland“ 14 bzw. deren CD-Rom-Ausgabe „Statistik Regional“. Die räumliche Analy-
seebene für Deutschland sind dabei die 16 Bundesländer bzw. die 439 Kreise und kreis-
freien Städte Deutschlands (Gebietsstand 2005). Berlin wird dabei sowohl als Kreis wie 
auch als Land vollständig zu den neuen Bundesländern gezählt, da eine statistische Auftei-
lung der Stadt in einen Ost- und Westteil seit der Stadtbezirksreform im Jahr 2001, bei der 
frühere Ost- und Westbezirke zusammengelegt wurden, nicht mehr möglich ist. Die Ana-
lyseeinheit der Bundesländer entspricht der europäischen Regionalklassifikation NUTS 1, 
jene der Kreise der Ebene NUTS 3.15  
Die Datenverfügbarkeit ist je nach Indikator unterschiedlich: Wanderungsdaten zwi-
schen neuen und alten Bundesländern lassen sich nach Alter- und Geschlecht detailliert bis 
1991 zurückverfolgen. Für die davor liegende Zeit seit Öffnung der Grenzen zwischen der 
damaligen DDR und der Bundesrepublik (im Herbst 1989) wurden Wanderungsdaten 
lediglich nach Geschlecht, nicht aber nach Altersgruppen veröffentlicht.16  
                                                 
14  www.regionalstatistik.de  
15 NUTS steht für “Nomenclature des unités territoriales statistiques”. Dies bezeichnet eine hierarchische 
Systematik der räumlichen Bezugseinheiten der amtlichen Statistik in den Mitgliedsländern der 
Europäischen Union. Sie lehnt sich an die Verwaltungsgliederung der einzelnen Länder an. 
16 Aus Zeit- und Kostengründen wurde darauf verzichtet, mögliche Sonderauswertungen des Statistischen 
Bundesamtes bzw. der Statistischen Landesämter anzufragen. Für die vorliegende Arbeit wurde auf in Da-
tenbanken und Publikationen bereits veröffentlichte Daten des Statistischen Bundesamtes zurückgegriffen. 
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Fokussiert wird, sofern nicht anders angegeben, auf die Altersgruppe von 18 bis 29 
Jahren. Menschen dieser Altersgruppe sind, als Auszubildende, Berufseinsteiger und po-
tenzielle Familiengründer nicht nur besonders mobil, sondern bilden auch das demografi-
sche und wirtschaftliche Fundament einer Region. Wanderungsbewegungen dieser Alters-
gruppe stehen in besonderem Maße für die Attraktivität und demografische Zukunftsfähig-
keit von Kreisen und Städten. Die Analyse der Geschlechterproportion der Wohnbevölke-
rung nach Altersgruppen und Kreisen ist mit den genannten Datenquellen ab 1995 mög-
lich. Für den Zeitraum vor 1995 liegen aufgrund von bis dahin durchgeführten umfangrei-
chen Kreisreformen – Zusammenlegungen und Gebietsänderungen zahlreicher Kreise in 
den neuen Bundesländern –  kaum vergleichbare Strukturdaten vor. Detaillierte Daten über 
Zu- und Fortzüge nach Altersgruppen, Geschlecht und Kreisen sind in der „Regionaldaten-
bank Deutschland“ erst ab 2002 verfügbar. Wegen der besseren Datenverfügbarkeit und 
Anschaulichkeit wird auf der Ebene der Kreise und kreisfreien Städte deshalb neben den 
geschlechtsspezifischen Wanderungssalden auch auf die Entwicklung der Geschlechter-
proportion (in der Altersgruppe von 18 bis 29 Jahre) als Repräsentation der akkumulierten 
geschlechtsselektiven Wanderungssalden zurückgegriffen. Während die nur für einen kur-
zen Zeitraum (ab 2002) verfügbaren geschlechtsspezifischen Wanderungssaldoraten nur 
eine Momentaufnahme darstellen, liefert die Geschlechterproportion Informationen über 
das längerfristige Wanderungsverhalten der Bevölkerung.  
Bei der Interpretation der Geschlechterproportion als Ausdruck langfristigen selekti-
ven Wanderungsverhaltens ist zu berücksichtigen, dass in einer immobilen Bevölkerung in 
jüngeren Altersgruppen stets ein leichter Männerüberschuss herrscht. Das natürliche Ge-
schlechterverhältnis bei Geburt liegt, biologisch bedingt, bei etwa 95 weiblichen zu 100 
männlichen Geborenen (Geschlechterproportion bei Geburt 0,95). Aufgrund einer erhöhten 
Sterblichkeit von Männern im Lebensverlauf nähert sich die Geschlechterproportion im 
höheren Lebensalter immer mehr dem Wert von eins, der in Deutschland etwa in der Al-
tersgruppe der 50-Jährigen erreicht wird. Im höheren Lebensalter gibt es, aufgrund der 
höheren weiblichen Lebenserwartung, einen deutlichen Frauenüberschuss. In Deutschland 
liegt die natürliche Geschlechterproportion in der Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen bei 
0,97 (97 Frauen je 100 Männer)17. Eine von diesem Wert deutlich abweichende Geschlech-
terproportion auf regionaler Ebene kann nur durch selektive Wanderungsprozesse entste-
hen. Da der Einfluss der Mortalität auf die Veränderung der Geschlechterproportion in 
                                                 
17 eigene Berechnungen 
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jüngeren Altersgruppen zu vernachlässigen ist, liefert die Geschlechterproportion der 
Wohnbevölkerung ein gutes Abbild der erfolgten selektiven Wanderungsprozesse. 
 
Für Vergleiche auf europäischer Ebene im folgenden Abschnitt ist die Analyse von Migra-
tionsströmen nach Alter und Geschlecht mangels vollständiger und vergleichbarerer 
Migrationsdaten nicht möglich. Auch die europäische Statistikbehörde EUROSTAT liefert 
hier keine befriedigenden Daten (Obst 2005: 32f). Hier kann deshalb nur die Veränderung 
der Geschlechterproportion der Wohnbevölkerung in den interessierenden Altersgruppen 
betrachtet werden. Die räumliche Analyseeinheit, sowohl der im folgenden Abschnitt refe-
rierten Ergebnisse von Obst (2005) als auch der eigenen Berechnungen, ist die regionalsta-
tistische Ebene NUTS 218. Die Einteilung der Altersgruppen erfolg bei EUROSTAT aus-
schließlich in Fünfjahresgruppen, während die Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder für deutsche Kreise funktionale Altersgruppen bereitstellen (15 bis 18 Jahre, 18 bis 
20 Jahre, 20 bis 24 Jahre usw.). Aus diesem Grund können auf europäischer Ebene nicht 
die gleichen Altersgruppen analysiert werden wie anhand der Daten des Statistischen Bun-
desamtes für Deutschland.  
 
8.2 Europäischer Vergleich 
Obst (2005) hat die Entwicklung der Geschlechterproportion bei jungen Erwachsenen für 
sämtliche Regionen der Europäischen Union (EU 25) untersucht. Analysiert wurde die 
Entwicklung der Geschlechterproportion von vier Geburtskohorten (1982-1986, 1977-
1981, 1972-1976, 197-1971) im Untersuchungszeitraum von 1991 bis 2001. Dies ent-
spricht gegen Ende des Untersuchungszeitraumes den Altersgruppen 15 bis 19 Jahre, 20 
bis 24 Jahre, 25 bis 29 Jahre sowie 30 bis 34 Jahre. Zahlenmäßig erhebliche Wanderungs-
bewegungen einer Geburtskohorte setzen in der Regel erst dann ein, wenn ihre Mitglieder 
das Ausbildungsalter – also mindestens das 16. Lebensjahr – erreicht haben. Die Analysen 
von Obst zeigen, dass die ostdeutschen Regionen im Jahr 1991 auch bei den zu diesem 
Zeitpunkt bereits potenziell wanderungsaktiven Geburtskohorten 1967-71 (1991 zwischen 
20 und 24 Jahre alt) noch ein weitgehend ausgeglichenes Geschlechterverhältnis aufwie-
sen. In keiner Region der neuen Bundesländer lag im Jahr 2001 das Verhältnis von Frauen 
                                                 
18 Die Klassifizierung NUTS 2 entspricht in Deutschland etwa den Regierungsbezirken. 
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zu Männern bei weniger als 94 zu 100. Der Männerüberschuss war zu diesem Zeitpunkt 
selbst in mehreren Regionen der alten Bundesländer größer.  
Bis zum Jahr 2001 hat sich die Situation erheblich verändert. In den Geburtskohorten 
1977-81 (2001 zwischen 20 und 24 Jahre alt) sowie 1972-76 (2001 zwischen 25 und 29 
Jahre alt) weisen die acht Regionen der neuen Bundesländer (außer Berlin) den größten 
Männerüberschuss aller europäischer Regionen auf. In keiner der acht Regionen der neuen 
Bundesländer liegt das Verhältnis von Männern zu Frauen bei den 20 bis 24-Jährigen hö-
her als 87:100. Eine unausgewogene Geschlechterproportion dieses Ausmaßes wurde im 
Jahr 1991 überhaupt nur von einer einzigen europäischen Region – einem ländlichen Ge-
biet Griechenlands (Voreio Aigaio, 83:100) – erreicht.  Damit hat sich in den neuen Bun-
desländern in historisch kurzer Zeit ein Männerüberschuss bei den jungen Erwachsenen 
herausgebildet, der so großflächig in der Europäischen Union außergewöhnlich ist.  
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Tab. 8: Bevölkerungsentwicklung nach Geschlecht und Veränderung der Geschlechterproportion in 
den 20 zwischen 1991 und 2001 am stärksten von überproportionaler Abwanderung von Frauen 
betroffenen Regionen der Europäischen Union (EU25) 
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Thüringen (D)  -13,8 -20,2 -6,5 -4,9 -4,3 1,3  86,1 81,9 88,6
Mecklenburg-VP (D)  -23,7 -29,5 -10,1 -13,0 -15,7 -5,1  83,2 82,4 90,2
Chemnitz (D)  -15,8 -16,8 -6,7 -6,0 -7,1 -0,5  84,8 83,3 90,7
Dessau (D)  -22,2 -26,9 -10,2 -10,5 -13,8 -5,2  81,9 84,6 90,7
Brandenburg (D)  -14,9 -18,2 5,0 -4,5 -5,4 8,0  84,9 84,7 92,0
Magdeburg (D)  -14,6 -20,2 -2,7 -4,9 -7,5 1,5  84,9 85,6 91,0
Dresden (D)  -13,6 -10,8 -1,4 -6,0 -2,8 6,2  87,0 85,6 87,4
Halle (D)  -21,9 -27,0 -13,7 -14,2 -15,6 -10,5  86,5 86,5 91,2
Pohjois-Suomi (FIN)  -16,2 -20,1 -11,4 -8,8 -14,8 -11,5  88,3 87,4 91,1
Leipzig (D)  -1,5 1,4 1,2 1,3 9,9 10,9  92,5 88,2 87,2
Åland (FIN)  -3,3 -4,0 4,9 -2,3 -2,0 -0,5  88,8 88,8 105,3
Övre Norrland (SWE)  -1,5 -13,7 -8,8 3,9 -8,4 -12,1  91,2 90,0 93,1
Dytiki Makedonia 
(GR)  2,4 3,1 2,4 2,8 3,8 4,3  93,9 90,3 92,7
Peloponnisos (GR)  13,7 18,2 18,4 15,9 19,6 19,9  92,3 91,0 89,2
Sterea Ellada (GR)  17,6 20,9 21,3 19,2 21,4 22,9  93,4 91,3 93,3
Itä-Suomi (SWE)  -21,4 -30,1 -17,5 -17,3 -27,3 -20,7  92,2 91,4 96,1
Groningen (NL)  47,1 4,1 -19,5 41,9 8,4 -18,7  98,5 91,5 93,2
Länsi-Suomi (FIN)  -3,3 -8,9 -5,4 -1,3 -5,8 -5,7  93,5 91,6 93,0
Overijssel (NL)  1,4 -3,0 -2,7 6,3 0,2 -7,4  91,3 92,2 92,9
Thessalia (GR)  -0,3 1,5 2,2 0,9 2,1 1,3  92,7 92,3 99,7
Datengrundlage: Obst 2005, eigene Darstellung; *Sortierung erfolgt aufsteigend nach der Geschlechterpro-
portion der Geburtskohorte 1972-1976 (25 bis 29 Jahre) im Jahr 2001 
In Tab. 8 ist die Entwicklung der männlichen und weiblichen Bevölkerung in den 
oben beschriebenen Altersgruppen zwischen 1991 und 2001 sowie die Geschlechterpro-
portion im Jahr 2001 in jenen zwanzig europäischen Regionen dargestellt, in denen das 
Verhältnis von Frauen zu Männern in der Geburtskohorte 1972 bis 1976 am unausgewo-
gensten war.  
Sämtliche Regionen der neuen Bundesländer, mit Ausnahme von Berlin, führen hier 
die europäische Rangliste an. In den meisten Fällen hat sich die Geschlechterproportion 
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aufgrund genereller Abwanderung verändert. Betrachtet man sämtliche Geburtskohorten, 
so war fast immer ein (per Saldo) stärkerer Wegzug von Frauen gegenüber dem der Män-
ner ursächlich für das Entstehen eines Männerüberschusses. Lediglich in der Geburtsko-
horte 1967 bis 1971 hat es in zwei Regionen eine abweichende Entwicklung gegeben. In 
einer Region mit einer insgesamten Zunahme der Bevölkerung dieser Altersgruppe, in 
Brandenburg, hat sich die Geschlechterproportion dennoch verschlechtert – hier durch 
einen stärkeren Zuzug von Männern gegenüber Frauen. Eine weitere Region, Magdeburg, 
zeichnete sich durch eine leichte Abnahme der weiblichen bei gleichzeitiger Zunahme der 
männlichen Population aus.  
In der Folge hat sich in sämtlichen Regionen der neuen Bundesländer (außer Berlin) 
ein erheblicher Männerüberschuss herausgebildet. In der Geburtskohorte 1972-1976 (25- 
bis 29-Jährige) errechnete Obst im Jahr 2001 für sämtliche neun ostdeutschen Regionen 
Geschlechterproportionen zwischen 81,9 (Thüringen) und 88,2 (Leipzig). Damit haben 
diese neuen ostdeutschen Regionen auch die unausgewogenste Geschlechterproportion und 
damit die größten Männerüberschüsse der europäischen Regionen in dieser Altersgruppe – 
lediglich Övre Norrland (Schweden) schiebt sich noch vor Leipzig auf Rang 9 der unaus-
gewogensten Geschlechterproportionen. Ähnliche Werte wie Ostdeutschland erreichen 
zumeist nur Regionen im Norden Finnlands und Schwedens. 
Obst (2005) legt dar, dass in vielen Regionen Europas eine hohe Mobilität der Alters-
gruppen zwischen 18 und 25 Jahren, den Ausbildungs- und Arbeitsplatzwanderern, Nor-
malität ist. Bei den 20- bis 24-Jährigen verzeichnen 2001 mehrere urbane Regionen wie 
etwa Utrecht, London, Bruxelles-Capitale, Hamburg oder East Wales mit Cardiff einen 
deutlichen Frauenüberschuss – vermutlich weil die dortigen Ausbildungsangebote vor 
allem für Frauen attraktiv sind. Die Entwicklung der Geschlechterproportionen über die 
einzelnen Alterskohorten hinweg kann man somit auch als Indikator für geschlechtsselek-
tive, aber temporäre Ausbildungswanderungen interpretieren, die sich in fortgeschrittenem 
Lebensalter durch Rückzüge wieder normalisieren. So deutet die Veränderung der Ge-
schlechterproportionen auf der finnischen Insel-Provinz Åland über die Geburtskohorten 
darauf hin, dass junge Frauen zunächst überproportional Åland verlassen, später aber, im 
Alter von 30 bis 34 Jahren wieder zurückkehren, weil sie in dem für die Insel bedeutenden 
Tourismus- und Dienstleistungssektor beschäftigt werden können. In fast allen Regionen 
ist der Männerüberschuss bei den 30- bis 34-jährigen deshalb geringer als in jüngeren 
Alterskohorten. Dies trifft auch auf die ostdeutschen Regionen zu. Dennoch bleibt die 
Geschlechterproportion auch in der ältesten untersuchten Altersgruppe, den zum Untersu-
 55
chungszeitpunkt 30- bis 34-Jährigen, in sämtlichen ostdeutschen Regionen außergewöhn-
lich niedrig. Dies zeigt, dass im Osten Deutschlands nicht nur die Abwanderung junger 
Frauen dauerhaft über jener der gleichaltrigen Männer liegt, sondern dass die Unausgewo-
genheit der Geschlechterproportion auch durch Rückzüge nach einem möglichen Ausbil-
dungsabschluss nicht wieder ausgeglichen wird.  
Im Gegensatz zu den Regionen mit Frauendefizit existieren in Europa kaum Regionen 
mit einem ähnlich ausgeprägten Frauenüberschuss. Das Verhältnis von Frauen zu Männern 
übersteigt bei den 25- bis 29-Jährigen lediglich in zwei Regionen Europas den Wert von 
110 zu 100.19 In Deutschland hat im Jahr 2001 der Regierungsbezirk Darmstadt (mit dem 
Rhein-Main-Gebiet) mit nur 100,3 zu 100 bei den 25- bis 29-Jährigen den höchsten Frau-
enanteil. Dies deutet darauf hin, dass die Veränderung der Geschlechterproportion sich 
nicht durch die Präferenz der Frauen für bestimmte Regionen in den alten Bundesländern 
herausgebildet hat, sondern durch eine dauerhafte Vermeidung von Regionen im Osten 
Deutschlands. 
 
Eine eigene Querschnittsanalyse (Abb. 7) von jüngeren Eurostat-Daten zur Geschlechter-
proportion in den europäischen Regionen im Jahr 2004 gelangt zwar für nicht-deutsche 
europäische Regionen zu teilweise abweichenden Ergebnissen, bestätigt aber im Wesentli-
chen die Resultate von Obst für die neuen Bundesländer. Unter den europäischen Regionen 
bei denen die Geschlechterproportion in der Altersgruppe der 20- bis 29-Jährigen unter 89 
Frauen je 100 Männer liegt, sind auch anhand der EUROSTAT-Daten des Jahres 2004 alle 
ostdeutschen Regionen außer Berlin und Leipzig zu finden. Leipzig liegt dabei mit einem 
Geschlechterverhältnis von 91 zu 100 noch immer am unteren Rand der europäischen 
Regionen, lediglich Berlin hat ein ausgeglichenes Geschlechterverhältnis. In unserer Ana-
lyse befinden sich unter den Regionen mit besonders unausgewogener Geschlechterpropor-
tion allerdings mehr griechische Regionen als bei Obst. Der Ursache dieses abweichenden 
Ergebnisses kann an dieser Stelle nicht weiter nachgegangen werden. Gerade für griechi-
sche Regionen dürfte sich hier auch die Frage der Datenqualität stellen, da für Griechen-
land die Zahlenangaben zwischen den einzelnen Jahren sehr stark schwanken. 
                                                 
19  In einem Fall handelt es sich um die selbe griechische Region, die im Jahr 1991 durch den europaweit 
niedrigsten Frauenanteil auffiel, was Zweifel an der Glaubwürdigkeit dieser Daten aufkommen lässt. Al-
lerdings kommt auch eine stark männlich dominierte Zuwanderung, etwa aus dem krisengeschüttelten 
Albanien und Ex-Jugoslawien als Ursache für eine so deutliche Veränderung der Geschlechterproportion 
in Betracht. 
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Betrachtet man sämtliche europäischen Regionen, die im Jahr 2004 in der Altersgrup-
pe der 20- bis 29-Jährigen eine besonders unausgewogene Geschlechterproportion von 
weniger als 89 Frauen je 100 Männer aufwiesen, so waren die betroffenen ostdeutschen 
Regionen mit insgesamt etwa 12,5 Millionen Einwohnern mit weitem Abstand die bevöl-
kerungsreichsten. Fazit dieser europäische Analyse ist: Bezüglich geschlechtsselektiver 
Migrationen muss es in den neuen Bundesländern besondere strukturelle Bedingungen 
geben, die eine derart überproportionale Abwanderung junger Frauen in einem so großen 
und dicht besiedelten Gebiet auslösen.  
 
unter 0,89
0,89 bis unter 0,94
0,94 bis unter 0,99
0,99 und mehr
 
Abb. 7: Geschlechterproportion in europäischen Regionen, 2004 (Frauen/ Männer, 20 bis 29 Jahre) 
Quelle: Eurostat; eigene Berechnungen, eigene Grafik 
Nirgendwo in der Europäischen Union ist ein so bevölkerungsreiches Territorium wie die neuen Bundeslän-
der von einer unausgewogenen Geschlechterproportion von weniger als 89 Frauen je 100 Männer im Alter 
von 20 bis 29 Jahren betroffen. Zwar wurden 2004 im Norden Finnlands und Schwedens sowie im Süden 
und Osten Griechenlands ähnliche Werte erreicht, allerdings sind diese Regionen dünn besiedelt und zeich-
nen sich durch besondere Strukturschwäche aus. 
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8.3 Wanderungen zwischen neuen und alten Bundesländern20 
Im Jahr 1989, dem Jahr des Mauerfalls, verließen (per Saldo) 383.000 Menschen die nun 
nicht mehr abgeschottete DDR (Tab. 9, vgl. Tab. A 1 im Anhang). Und auch im Jahr 1990, 
als die Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten bereits feststand und keine Gefahr 
einer erneuten Schließung der Grenze bestand, kehrten mit 359.000 Menschen kaum weni-
ger Bürger ihrer Heimat den Rücken. Dabei verließen in diesen beiden Jahren noch deut-
lich mehr Männer als Frauen die DDR bzw. die neuen Bundesländer. Im Jahr 1989 waren 
nur 46 Prozent, 1990 42 Prozent der Abwanderer (per Saldo) weiblich. 1991 änderte sich 
jedoch das Geschlechterverhältnis der Abwandernden grundlegend. In diesem Jahr waren 
bereits 59 Prozent aller Abwanderer weiblich (Tab. 9). In den folgenden Jahren bis 1997 
stieg der Frauenanteil am Wanderungssaldo immer weiter und erreichte 1996 und 1997 
rechnerisch sogar Werte über 100 Prozent – in beiden Jahren verzeichneten die neuen 
Bundesländer bei den Frauen einen negativen, bei den Männern jedoch einen geringfügig 
positiven Wanderungssaldo. Ursache dieses kurzfristigen männlichen Wanderungsüber-
schusses waren Personaltransfers aus den alten Bundesländern (Hansch 1995) wie auch ein 
verstärkter, ebenfalls von Männern dominierter Zuzug aus dem Ausland bzw. die Zuwei-
sung von ausländischen Asylbewerbern auf die neuen Bundesländer. Der Anteil der Frauen 
am kumulierten Wanderungssaldo der neuen mit den alten Bundesländern seit der Mauer-
öffnung im Jahr 1989 überstieg 1993 die 50-Prozent-Marke und pendelte sich nach dem 
Jahr 2000 bei etwa 55 Prozent ein (Tab. 9). 
Der Wanderungssaldo der neuen mit den alten Bundesländern ist stark altersselektiv 
und folgt damit der Altersstruktur der meisten überregionalen Wanderungsströme. Der 
höchste Anteil des gesamten Wanderungssaldos entfällt auf die Altersgruppe der 18- bis 
24-Jährigen -  eine Altersgruppe, die wegen ihrer Suche nach Ausbildungsmöglichkeiten 
oder aber dem ersten Arbeitsplatz nach der Ausbildung hochgradig mobil ist. Eine eigene 
Familie als regionale Bindung existiert zu diesem Zeitpunkt meist noch nicht (vgl. Dienel 
et al. 2004). Tab. 9 zeigt deutlich, dass seit 1991 ständig ein überproportionaler Anteil von 
Frauen im Wanderungssaldo der alten mit den neuen Bundesländern enthalten ist. Dies 
geht vor allem auf den hohen Frauenüberschuss in den wanderungsintensivsten jungen 
Altersgruppen (bis 29 Jahre) zurück. Dabei war in den meisten Jahren schon der Wande-
rungssaldo in der jüngsten Altersgruppe unter 18 Jahren von Frauenüberschuss geprägt. In 
                                                 
20  Im folgenden Text ist mit „Wanderungen“, sofern nicht explizit auf etwas anderes hingewiesen wird, stets 
der Saldo aus Fort- und Zuzügen gemeint. Auch die Bezeichnung „Abwanderung“ oder „Zuwanderung“ 
meint einen negativen bzw. positiven Wanderungssaldo.  
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dieser Altersgruppe sind bereits jene Ausbildungswanderer enthalten, die im Alter von 16 
Jahren die Schule verlassen haben. In der Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen ist der 
Frauenanteil am größten, er liegt seit dem Jahr 2000 relativ gleich bleibend bei etwa 60 
Prozent. Bei den 25- bis 29-Jährigen sind hingegen die Männer in der Überzahl. Da das 
Wanderungsvolumen hier jedoch nur noch weniger als die Hälfte der jüngeren Altersgrup-
pe beträgt – und in den höheren Altersgruppen weiter sinkt – bleibt der Gesamtwande-
rungssaldo von Frauenüberschuss geprägt. An sämtlichen zwischen 1991 und 2005 abge-
wanderten 866.000 Personen beträgt der Frauenanteil 63 Prozent. 21 
Bei den so genannten Familienwanderern (unter 18 Jahre und 30 bis 50 Jahre) ist der 
Geschlechteranteil dagegen aus nahe liegenden Gründen weitgehend ausgeglichen. Die 
Ruhestandswanderer (ab 50 Jahre) hingegen weisen – bei stark schwankender Geschlech-
terproportion – nur ein sehr geringes Wanderungsvolumen auf. Sie spielen für die Bevöl-
kerungsentwicklung in den neuen Bundesländern eine untergeordnete Rolle. 
 
                                                 
21 Wie bereits oben erwähnt verdeckt dieser hohe Wert die Tatsache, dass 1989 und 1990 noch weit mehr 
Männer die untergehende DDR verlassen hatten. Der Frauenanteil am Gesamtwanderungssaldo von 1989 
bis 2004 liegt bei 55 Prozent. 
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Tab. 9: Wanderungssaldo der neuen mit den alten Bundesländern nach Geschlecht und Altersgruppen, 1991 bis 2005* 
 unter 18 Jahre  18-24 Jahre 25-29 Jahre 30-49 Jahre 50 Jahre und älter gesamt 
J
a
h
r
 
m
ä
n
n
l
i
c
h
 
w
e
i
b
l
i
c
h
 
 F
r
a
u
e
n
a
n
t
e
i
l
 
(
%
)
 
 m
ä
n
n
l
i
c
h
 
w
e
i
b
l
i
c
h
 
 F
r
a
u
e
n
a
n
t
e
i
l
 
(
%
)
 
 m
ä
n
n
l
i
c
h
 
w
e
i
b
l
i
c
h
 
 F
r
a
u
e
n
a
n
t
e
i
l
 
(
%
)
 
 m
ä
n
n
l
i
c
h
 
w
e
i
b
l
i
c
h
 
 F
r
a
u
e
n
a
n
t
e
i
l
 
(
%
)
 
 m
ä
n
n
l
i
c
h
 
w
e
i
b
l
i
c
h
 
 F
r
a
u
e
n
a
n
t
e
i
l
 
(
%
)
 
 g
e
s
a
m
t
 
m
ä
n
n
l
i
c
h
 
g
e
s
a
m
t
 
w
e
i
b
l
i
c
h
 
 F
r
a
u
e
n
a
n
t
e
i
l
 
(
%
)
 
1991 -25000 -26000 51  -21900 -31700 59 -9100 -11800 56 -10500 -22100 68 -3700 -7600 67 -70200 -99200 59 
1992 -17600 -17900 50  -2900 -16000 85 500 -6300 --- -2400 -15400 87 -3000 -6800 69 -25400 -62400 71 
1993 -12500 -12800 51  -100 -10100 99 3300 -2400 --- 600 -10400 --- -2500 -6300 72 -11200 -42000 79 
1994 -8100 -9000 53  -800 -7600 90 4700 100 2 4900 -5900 --- -900 -4600 84 -200 -27000 99 
1995 -6300 -7300 54  -2700 -8900 77 3200 300 9 4400 -4900 --- -300 -2800 90 -1700 -23600 93 
1996 -3200 -4200 57  -3000 -8900 75 1700 0 0 4300 -1800 --- 1500 -400 --- 1300 -15300 --- 
1997 -2800 -2700 49  -3400 -9600 74 500 -100 --- 4200 -900 --- 2300 2000 47 800 -11300 --- 
1998 -2900 -3400 54  -7400 -13500 65 -3000 -1900 39 -200 -2800 93 2700 1700 39 -10800 -19900 65 
1999 -3800 -4200 53  -9100 -16500 64 -4300 -2700 39 -3300 -4000 55 2300 2000 47 -18200 -25400 58 
2000 -5900 -5900 50  -10900 -17500 62 -5600 -3900 41 -10000 -9700 49 400 200 33 -32000 -36800 53 
2001 -7600 -7300 49  -14500 -21100 59 -9500 -7500 44 -15400 -14100 48 -100 -500 83 -47100 -50500 52 
2002 -5100 -4900 49  -12500 -19900 61 -8800 -7100 45 -11600 -10900 48 100 -200 --- -37900 -43000 53 
2003 -3400 -3700 52  -11200 -17100 60 -5800 -4800 45 -6500 -7000 52 900 200 18 -26000 -32400 55 
2004 -2200 -2700 55  -11400 -16500 59 -5900 -4500 43 -4900 -5100 51 1000 500 33 -23400 -28300 55 
2005 -2118 -2543 55  -9652 -13888 59  - 5 438 -4635 46 -4884 -5257 52 861 462 35 -21231 -25861 55 
Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 1.2, Jahrgänge 2004 und 2005 
*Wo sich kein sinnvoller Wert des Frauenanteils am Wanderungssaldo ermitteln ließ, etwa weil Männer einen positiven, Frauen aber einen negativen Saldo verzeichneten, 
wurde auf die Angabe des Werts verzichtet. 
 60 
8.4 Geschlechtsspezifische Zusammensetzung des Wanderungssaldos 
der neuen mit den alten Bundesländern im Hinblick auf Fort- und 
Zuzüge 
Die Analyse der Wanderungssalden und der Geschlechterproportion erfordert auch einen 
Blick auf die Zusammensetzung dieser Salden in Form von Zuzügen und Fortzügen. Auch 
in Peripherregionen übersteigt das Wanderungsvolumen (Zuzüge plus Fortzüge) den Wan-
derungssaldo (Zuzüge minus Fortzüge) in der Regel um das Dreifache. Betrachtet man nur 
den Wanderungssaldo, so lassen sich keine Aussagen über dessen Zustandekommen, also 
die jeweiligen Anteile von Zuzügen oder Fortzügen machen. Ein erheblicher Teil dieser 
Fort- und Zuzüge ist kein Bevölkerungsaustausch im Sinne des Wegzugs einheimischer 
und dem Zuzug fremder Personen. Ein erheblicher Teil von Fort- und Zuzügen, besonders 
in ländlichen Regionen, kommt durch aus beruflichen oder persönlichen Gründen Fortge-
zogene zustande, die später in ihre Herkunftsregion zurückkehren (Kröhnert/ Klingholz 
2007; Dienel 2006). 
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Abb. 8: Wanderungen der neuen mit den alten Bundesländern* (Zuzüge und Fortzüge), 1991 bis 
2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, eigene Berechnungen, eigene Darstellung; *bis zum 
Jahr 2000 zählt Berlin-West zu den alten Bundesländern, ab 2001 gehört ganz Berlin zu den neuen Ländern  
Detaillierte Auswertungen der Wanderungsbewegungen (Abb. 8) zeigen, dass sich die 
absolute Zahl der Fortzüge aus den neuen in die alten Bundesländer bei Männern und 
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Frauen nur wenig unterscheidet, dass allerdings die Zahl der Zuzüge aus den alten in die 
neuen Länder bei Frauen wesentlich geringer ausfällt. Dies gilt praktisch für den gesamten 
Zeitraum von 1991 bis 2004. Der negative Wanderungssaldo der neuen mit den alten Bun-
desländern bei den Frauen kommt also vorwiegend durch ein Frauendefizit bei den Zuzü-
gen nach Ostdeutschland zustande: Im Jahr 2004 zogen lediglich etwa 550 mehr Frauen als 
Männer in die alten Bundesländer, während im umgekehrte Richtung über 4000 weniger 
Frauen als Männer in die neuen Bundesländer strömten.22 Man kann davon ausgehen, dass 
angesichts eines weitgehend fehlenden ökonomischer Anreizes für westdeutsche Männer, 
sich in den neuen Bundesländer anzusiedeln, hauptsächlich zurückkehrende ostdeutsche 
Männer für diesen Männerüberschuss bei der Rückwanderung verantwortlich sind. Eine 
vom Autor durchgeführte (nicht repräsentative) Befragung von jungen Erwachsenen zwi-
schen 18 und 29 Jahren in zwei Peripherregionen in Ostdeutschland ergab, dass etwa ein 
Drittel aller Befragten schon kürzere oder längere Phasen der Ausbildung oder Erwerbstä-
tigkeit in den alten Bundesländern oder in Großstädten der neuen Bundesländer hinter sich 
hatten, also schon einmal „Fortziehende“ waren, dann aber in ihre Heimatorte zurückkehr-
ten (Kröhnert/ Klingholz 2007). Dienel et al. 2006 kommen in einer Rückwanderungsstu-
die für Sachsen-Anhalt zu einem ähnlichen Ergebnis (Dienel et al. 2006: 73). 
 
8.5 Kleinräumige Auswirkungen der geschlechtsselektiven Wande-
rungen  
In den folgenden Analysen wird der Blick auf die geschlechtsselektiven Wanderungen zu 
einer kleinräumigen Betrachtungsweise (auf der Ebene von Kreisen) umgestellt. Die groß-
räumige Richtung der Wanderungsbewegung (Richtung alte bzw. neue Bundesländer) wird 
nunmehr nicht weiter berücksichtigt. Auf der Aggregatebene von Landkreisen und kreis-
freien Städten ist anhand der Geschlechts- und Altersstruktur sämtlicher registrierter Fort- 
bzw. Zuzüge (über Kreisgrenzen) sowie anhand der Alters- und Geschlechtsstruktur der 
Wohnbevölkerung eine gute Analyse des regionalen Wanderungsverhaltens möglich. Die 
alten Bundesländer sind zwar, wie weiter unten festgestellt wird, Hauptzielgebiet von 
Wanderungen die über Kreisgrenzen der neuen Bundesländer erfolgen. Bei der kleinräu-
migen Betrachtungsweise können nun allerdings auch regionale Entwicklungen innerhalb 
                                                 
22  Auch wenn in Abb. 8 nicht nach Altersgruppen differenziert wird, wurde bereits in der Analyse aus Ab-
schnitt 5.3 deutlich, dass dafür im Wesentlichen das differenzielle Wanderungsverhalten in der wande-
rungsintensivsten Altersgruppe von 18 bis 24 Jahre verantwortlich ist.  
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der neuen Bundesländer besser untersucht werden, die für eine spätere Ursachenanalyse 
interessant sind. 
Im Jahr 2004 kam es in den neuen Bundesländern (einschließlich Berlin) zu 173.565 
Fortzügen (über Kreisgrenzen) von Männern und zu 169.285 Fortzügen von Frauen, davon 
erfolgten bei den Männern 113.840 Fortzüge Richtung alte Bundesländer (65,6 Prozent), 
bei den Frauen waren das 115.429 Fortzüge (68,2 Prozent). Von den 155.518 männlichen 
Zuzüglern kamen 95.848 aus den alten Bundesländern (61,6 Prozent), während bei den 
Frauen insgesamt 145.622 Zuzüge 91.795 aus den alten Bundesländern erfolgten (63 Pro-
zent). Wanderungsbewegungen zwischen neuen und alten Bundesländern machen also 
knapp zwei Drittel der Gesamtmobilität (über Kreisgrenzen) in den neuen Bundesländern 
aus. Westdeutschland ist damit eindeutig Hauptzielgebiet ostdeutscher Wanderungen, für 
Frauen häufiger als für Männer. Bei Betrachtung sämtlicher Fortzüge über Kreisgrenzen 
überwiegen die Fortzüge der Männer jene der Frauen. Männer sind also insgesamt sogar 
mobiler als Frauen – sie ziehen jedoch häufiger innerhalb der neuen Bundesländer um. 
Darauf deutet auch die Tatsache, dass die größere Zahl männlicher Wegzüge in den neuen 
Bundesländern auf den Wegzügen aus Berlin beruht. Betrachtet man nur die ostdeutschen 
Flächenländer (Abb. 9), so überwiegen dort auch bei den Fortzügen die Frauen – dies gilt 
im übrigen auch für jedes einzelne ostdeutsche Flächenland. Im zeitlichen Längsschnitt 
ändern sich zwar die jeweiligen Wanderungszahlen, nicht jedoch deren Verhältnis zuein-
ander (weibliche Fortzüge aus den Flächenländern liegen leicht über den männlichen, 
weibliche Zuzüge in die ostdeutschen Flächenländer liegen deutlich unter den männlichen 
Zuzügen). 
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Abb. 9: Zuzüge und Fortzüge über Kreisgrenzen in den neuen Bundesländern (ohne Berlin), 1995 
bis 2005, nach Geschlecht 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
Betrachtet man die Mobilität über Kreisgrenzen, überwiegen die Fortzüge der Männer jene der Frauen. 
Männer sind also insgesamt sogar mobiler – sie ziehen jedoch häufiger innerhalb der neuen Bundesländer 
um. Die größere Zahl männlicher Wegzüge in den neuen Bundesländern insgesamt beruht im Wesentlichen 
auf den Wegzügen aus Berlin. In ostdeutschen Flächenländern überwiegen die Frauen hingegen auch bei den 
Fortzügen über Kreisgrenzen. Bei den Zuzügen in ostdeutsche Kreise sind Frauen in jedem Fall deutlich 
unterrepräsentiert. 
Dabei unterscheidet sich das Wanderungsmuster nach Geschlecht über alle Alters-
gruppen nicht wesentlich von dem Wanderungsverhalten der jungen Erwachsenen zwi-
schen 18 und 29 Jahren, die die Mehrheit aller Migranten stellen. In Abb. 10 und Abb. 11 
wird deutlich: In praktisch allen Regionen der neuen Bundesländer mit Ausnahme der 
Großstädte überwiegen die Fortzugsraten der Frauen jene der Männer.   
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unter  5,0
 5,0 bis unter 11,0
11,0 bis unter 16,0
16,0 bis unter 24,0
24,0 und mehr
 
Abb. 10: Differenz der Fortzugsraten Frauen minus Männer, 18 bis 29 Jahre, 2002-2004 (Promille) 
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 5,0 bis unter 11,0
11,0 bis unter 16,0
16,0 bis unter 24,0
24,0 und mehr
 
Abb. 11: Differenz der Zuzugsraten Frauen minus Männer, 18 bis 29 Jahre, 2002-2004 (Promille) 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Darstellung 
Die Fortzugsraten der 18- bis 29-jährigen Frauen liegen in den meisten Kreisen Ostdeutschlands deutlich 
über denen der Männer (Differenz der Fortzugsraten Frauen minus Männer ist stark positiv – da Fortzüge in 
diesem Fall ein negatives Vorzeichen tragen, ist deren Differenz positiv, Abb. 10). Im Gegensatz dazu sind 
die Zuzüge weit weniger von Frauen dominiert (Abb. 11) – im Saldo ist dies für die Entstehung der unaus-
gewogenen Geschlechterproportion bei den 18- bis 29-Jährigen verantwortlich. Ausnahmen sind hier nur 
einige ostdeutsche Großstädte, insbesondere Berlin, aus denen junge Frauen seltener fort-, aber häufiger 
zuziehen als Männer. 
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Die Abbildungen Abb. 10 und Abb. 11 zeigen das unterschiedliche Fortzugs- und Zu-
zugsverhalten von Männern und Frauen in der Altersgruppe zwischen 18 und 29 Jahren 
anhand von Wanderungsraten (Zu- bzw. Fortzüge je 1000 Einwohner der betrachteten 
Bevölkerungsgruppe, also Männer oder Frauen zwischen 18 und 29 Jahren). Die Klassen-
einteilung orientiert sich dabei an der Gleichverteilung von Kreisen auf die einzelnen Klas-
sen. Deutlich wird, dass die Fortzugsraten von Frauen aus ostdeutschen Landkreisen in der 
Regel deutlich über den Fortzugsraten der Männer liegen. Die meisten der ostdeutschen 
Kreise fallen in die Kategorie mit der größten (positiven) Differenz zwischen den Fort-
zugsraten der Frauen und denen der Männer. Die dunkelrote Färbung sagt aus, dass dort 
die weiblichen Fortzugsraten mehr als 24 je 1000 über jenen der Männer liegen. Aus die-
sem Grund hebt sich Ostdeutschland farblich deutlich vom übrigen Bundesgebiet ab. Wäh-
rend in westdeutschen ländlichen Regionen, die ebenfalls einen Überschuss weiblicher 
Fortzüge verzeichnen, dieser in der Regel auch durch einen Überschuss weiblicher Zuzüge 
ausgeglichen wird, ist dies in den Landkreisen der neuen Bundesländer nicht der Fall. Im 
Gegenteil – viele ostdeutsche Landkreise fallen in Abb. 11 in Kategorien mit einer relativ 
geringen (positiven) Differenz zwischen weiblichen und männlichen Zuzugsraten (helle 
Färbung). Anders stellt sich dies nur für die ostdeutschen Großstädte und Berlin dar, wo 
die Zuzugsraten der Frauen jene der Männer überwiegen, die Fortzugsraten jedoch nicht in 
gleicher Deutlichkeit.  
Nochmals verdeutlicht wird dies in Abb. 12, welche die mittleren Zu- und Fortzugsra-
ten in Ost- und Westdeutschland nach Landkreisen und kreisfreien Städte darstellt.  
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Abb. 12: Zuzugs- und Fortzugsraten der 18- bis 29-jährigen Bevölkerung (Zu- bzw. Fortzüge je 
1000 männliche bzw. weibliche Einwohner, Mittelwerte der Kreise) nach Landkreisen und kreis-
freien Städten in den alten und neuen Bundesländern, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
Die Fortzugsraten von Frauen aus Landkreisen liegen in Ostdeutschland nur wenig über den Werten west-
deutscher Landkreise, bei kreisfreien Städten sind die Werte praktisch identisch (es wird jeweils der Betrag 
der Wanderungsraten dargestellt und auf das negative Vorzeichen von Fortzügen verzichtet). Allerdings sind 
die Zuzugsraten sehr viel geringer als in den alten Bundesländern und die Diskrepanz ist größer als bei den 
Männern. 
Betrachtet man nur die kreisfreien Städte, so sind die Mittelwerte der Fortzugsraten in 
Ost- und Westdeutschland sowohl bei Männern als auch bei Frauen recht ähnlich. Die 
Zuzugsraten in westdeutsche kreisfreie Städte sind jedoch erheblich höher als jene in ost-
deutsche kreisfreie Städte – natürlich auch, weil hier die Zuzüge aus den neuen Bundeslän-
dern mit enthalten sind (zur kleinräumigen Ausprägung von Zu- und Fortzügen nach Ge-
schlecht vgl. auch Abb. A 5 bis A 8 im Anhang). 
Bei den Landkreisen wiederum sind die Fortzugsraten der Männer in den neuen Bun-
desländern im Mittel ebenso hoch wie jene in den alten Bundesländern. Während aller-
dings in westdeutschen Landkreisen die Zu- und Fortzugsraten bei beiden Geschlechter 
praktisch identisch sind (was per Saldo für eine nach Geschlecht ausgeglichene Bevölke-
rungsentwicklung sorgt), sind die Fortzugsraten in den Landkreisen der neuen Länder bei 
Männern und Frauen erheblich höher als die Zuzugsraten – wobei die Fortzugsraten der 
Frauen jene der Männer noch deutlich übersteigen. Die Zuzugsraten der Männer in ost-
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deutsche Landkreise sind im Mittel zwar etwas höher als die der Frauen, doch die enorme 
Differenz bei den Fortzugsraten kann damit nicht ausgeglichen werden. 
Bei separater Betrachtung der Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen, also der expliziten 
Ausbildungswanderer, zeigt sich im Wesentlichen das gleiche Bild (Tab. A 2 im Anhang). 
Vergleicht man die Werte dieser Altersgruppe mit den Wanderungsraten der 25- bis 29-
Jährigen so wird deutlich, dass die unausgewogene Geschlechterproportion in der Alters-
gruppe der 18- bis 24-Jährigen entsteht und durch Zu- bzw. Rückzüge in der Altersgruppe 
der 25- bis 29-Jährigen nicht kompensiert wird (zur kleinräumigen Ausprägung von Wan-
derungen in diesen Altersgruppen vgl. auch Abb. A 1 bis A 4 im Anhang).  
Man kann aus diesen Zahlen schlussfolgern, dass Frauen in Ost und West deutlich 
häufiger als Männer in kreisfreie Städte wandern. Dies könnte daran liegen, dass Männer 
aufgrund ihrer häufigeren Ausbildung im dualen System im ländlichen Raum mehr Aus-
bildungsmöglichkeiten in männertypischen Berufen finden, während Frauen die meist in 
Städten ansässigen schulischen Berufsausbildungen bevorzugen. In den alten Bundeslän-
dern kehren viele Frauen später wieder in die Landreise zurück, in den neuen Bundeslän-
dern wird jedoch der ländliche Raum von jungen Frauen weitgehend gemieden. Der Mit-
telwert der Zuzugsraten für ostdeutsche Landkreise liegt bei Frauen der Altersgruppe von 
25 bis 29 Jahren bei nur 74 Promille, während diese Rate bei westdeutschen Landkreisen 
105 Promille beträgt (Tab. A 2 im Anhang).  
Ein Vergleich der ostdeutschen Bundesländer im Zeitverlauf zeigt, dass die Entste-
hung von Ungleichgewichten bezüglich der Geschlechterproportion innerhalb Ostdeutsch-
lands – mit Ausnahme der Hauptstadt Berlin – regional relativ gleichmäßig verlaufen ist 
(Abb. 13). In allen ostdeutschen Flächenländern sank nach 1991 die Geschlechterproporti-
on bei den 18- bis 29-Jährigen deutlich ab und hatte im Jahr 1997 ihren Tiefpunkt erreicht. 
Seitdem milderte sich die Unausgewogenheit der Geschlechterproportion etwas, allerdings 
verstärkte sie sich durch das Älterwerden der besonders betroffenen Jahrgänge in der Al-
tersgruppe von 30 bis 34 Jahre (vgl. Abb. 14). Im Moment deutet nichts auf eine Auflö-
sung der Geschlechterunterschiede beim Wanderungsverhalten. 
Das höchste Frauendefizit der Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen im Jahr 2004 wies 
das Bundesland Mecklenburg-Vorpommern auf (85,5 Frauen je 100 Männer), mit nur 
geringem Abstand gefolgt von Thüringen und Sachsen-Anhalt. Sachsen weist innerhalb 
der ostdeutschen Flächenländer mit 88,3 Frauen je 100 Männer noch die günstigste Ge-
schlechterproportion auf. Einzig der Stadtstaat Berlin hat hier innerhalb Ostdeutschlands 
eine andere Entwicklung genommen, hier ist es zu einer deutlichen Erhöhung des Frauen-
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anteils gekommen. Hatte die Stadt Anfang der 1990er Jahre noch ein unauffälliges Ge-
schlechterverhältnis von 98 zu 100, erreicht sie mittlerweile sogar einen Frauenüberschuss 
in der betreffenden Altersgruppe. Hier zeichnet sich bereits ab, dass vor allem ländliche 
Räume von der überproportionalen Abwanderung junger Frauen betroffen sind – während 
die Hauptstadt ihren Wert sogar deutlich verbessert, ist das Geschlechterverhältnis um so 
unausgewogener, je weniger verstädtert ein Bundesland ist. 
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Abb. 13: Entwicklung der Geschlechterproportion in der Altersgruppe von 18 bis 29 Jahren (Frau-
en/Männer) im Zeitraum 1991 bis 2004 in den neuen Bundesländern und Berlin 
Datenquelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, eigene Berechnungen 
Die Geschlechterproportion der 18- bis 29-Jährigen sank nach 1991 in allen ostdeutschen Bundesländern 
außer Berlin deutlich und erreichte 1997 ihren Tiefpunkt. Seit dem hat sich Disproportion etwas gemildert, 
die überproportionale Abwanderung von Frauen hält jedoch an. 
Abb. 14 zeigt die Entwicklung der Geschlechterproportion für alle einzelnen Alters-
jahre von 18 bis 39 Jahren im Zeitraum von 1991 bis 2004 in Ost- und Westdeutschland. 
Daraus wird deutlich, dass sich das Geschlechterverhältnis der neuen Bundesländer im Jahr 
1991 bis auf die ganz junge Altersgruppe von 18 bis 20 Jahren kaum von jener der alten 
Bundesländer unterschied, ja im Bereich der Mittzwanziger sogar über deren Werten lag. 
Es deutet sich jedoch bereits die überproportionale Abwanderung der 18- bis 29-jährigen 
Frauen aus den neuen Bundesländern an. In den folgenden Jahren, bis 1997, verstärkte die 
überproportionale Frauenabwanderung das Ungleichgewicht der Geschlechterproportion 
weiter, wobei sich gleichzeitig die einmal eingetretenen Ungleichgewichte in höhere Al-
tersjahre verschieben. Das Jahr 1997 markiert mit nur noch 86 Frauen je 100 Männer bei 
den 25-Jährigen den Höhepunkt dieser Entwicklung. Seit 1998 kommen die gegenüber den 
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Frauen überproportionalen Fortzüge der Männer in der Altersgruppe der 25- bis 29-
Jährigen zum Tragen und mildern die Zunahme des Ungleichgewichts der Geschlechter-
proportion in dieser Altersgruppe, während gleichzeitig in den jungen Altersjahren das 
Missverhältnis der Abwanderer zwischen Männern und Frauen abgenommen hat. Im Er-
gebnis einer 15-jährigen Migration liegt die Geschlechterproportion in den neuen Bundes-
ländern (einschließlich Berlin) im Jahr 2004 in sämtlichen Altersjahren zwischen 22 und 
33 Jahren bei höchstens 0,89. Im Gegenzug sieht man in den alten Bundesländern ein steti-
ges Ansteigen der Geschlechterproportion, so dass im Jahr 2004 das Verhältnis von Frauen 
zu Männern in der genannten Altersgruppe bei 0,99, teilweise sogar über eins liegt.  
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Abb. 14: Geschlechterproportion (Verhältnis Frauen/ Männer) für die Altersjahre 18 bis 39 in den 
alten und neuen Bundesländern, 1991-2004 
Datenquelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, eigene Berechnungen 
Die Graphen zeigen deutlich, wie sich die Geschlechterproportion einerseits in den neuen Bundesländern im 
Zeitverlauf verschlechtert hat, aber auch wie die Frauendefizite ins das höhere Lebensalter „hineinwachsen“. 
Spiegelbildlich erfahren die alten Bundesländer eine Erhöhung ihrer Geschlechterproportion. 
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Im folgenden Abschnitt soll eine Analyse der Geschlechterproportion auf Kreisebene 
für die Jahre 1995 und 2005 erfolgen. Bis 1995 fanden insbesondere in Ostdeutschland 
größere Gebietsreformen statt, welche häufig mit der Zusammenlegung von Kreisen, aber 
auch mit Gebietsveränderungen der Kommunen einhergingen. Die Verfügbarkeit von 
Daten für die Jahre vor 1995 ist deshalb erheblich eingeschränkt. Für eine kleinräumige 
Analyse ist jedoch der Zeitraum nach 1995 auch der aufschlussreichere: 1995 hatte sich 
zwar bereits ein unausgewogenes Geschlechterverhältnis ausgeprägt, trat aber auf dem 
gesamten Gebiet der neuen Bundesländer relativ gleichmäßig auf (Abb. 15). Das Verhält-
nis von Frauen zu Männern lag 1995 in der Altersgruppe von 18- bis 29 Jahren bei 90 zu 
100 (das Geschlechterverhältnis demzufolge bei 0,90). Nur wenige Regionen – vorwiegend 
im südöstlichen Brandenburg – wiesen bereits Werte unterhalb von 0,85 auf (9 Kreise). In 
den alten Bundesländern hatte lediglich ein Fünftel aller Kreise eine Geschlechterproporti-
on von mehr als 0,96 (61 Kreise). Bis zum Jahr 2005 entwickelten sich die Regionen deut-
lich auseinander. Obwohl der Männerüberschuss in den neuen Bundesländern nach 1995 
insgesamt nur noch wenig zunahm, polarisierte sich die Entwicklung auf Kreisebene: Im 
Jahr 2005 gab es fünf Kreise, in denen die Geschlechterproportion weniger als 0,80 betrug, 
und immerhin 59 Kreise mit Werten von 0,80 bis unter 0,85. Auf der anderen Seite ver-
zeichneten acht Städte in den neuen Bundesländern – anders als noch 1995 –  nun ein aus-
geglichenes Geschlechterverhältnis von über 0,96. In 28 Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten hat sich der Männerüberschuss reduziert, in 85 Kreisen hat er hingegen zugenommen. 
In den alten Bundesländern dagegen ist im gleichen Zeitraum die Zahl der Kreise mit aus-
geglichenem Geschlechterverhältnis oder gar Frauenüberschuss deutlich gewachsen. Die 
Zahl jener westdeutschen Kreise mit einer Geschlechterproportion von 0,96 und darüber 
hat sich mehr als verdoppelt. Insgesamt stehen in den alten Bundesländern 272 Verbesse-
rungen nur 54 Verschlechterungen der Geschlechterproportion bei den 18- bis 29-Jährigen 
gegenüber.  
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Abb. 15: Geschlechterproportion der 18- bis 29-Jährigen in Landkreisen und kreisfreien Städten 
Deutschland, 1995 und 2004 (Frauen/ Männer) 
Datenquelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, eigene Berechnungen, eigene Grafik 
Im Jahr 1995 war in den neuen Bundesländern in der betrachteten Altersgruppe bereits ein Männerüberschuss 
zu verzeichnen, der jedoch relativ gleichmäßig über die Region verteilt war. Bis 2005 verschärften sich die 
regionalen Disparitäten erheblich. Einige Großstädte verzeichnen nur einen Frauenüberschuss, ländlich-
periphere Räume hingegen ein Frauendefizit bis zu 20 Prozent. 
Bemerkenswert ist, dass sich die Ursachen der Herausbildung einer unausgewogenen 
Geschlechterproportion im Verlauf der vergangenen zehn Jahre kaum verändert zu haben 
scheinen (Abb. 16). Die Korrelation zwischen den Differenzen der Wanderungssalden von 
Frauen und Männern zwischen 18 und 29 Jahren (für den Zeitraum 2002 bis 2004) und der 
Geschlechterproportion der 18- bis 29-jährigen Einwohner (2004) auf der Ebene von Krei-
sen beträgt 0,78 – und zeigt damit einen hochgradigen Zusammenhang. Jene Faktoren, 
welche für die Herausbildung der unausgewogenen Geschlechterproportion während des 
vergangenen Jahrzehnts verantwortlich waren, scheinen also kaum verändert weiter zu 
wirken und immer neue Generationen junger Frauen zur überproportionalen Abwanderung 
zu veranlassen. 
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Abb. 16: Zusammenhang zwischen Geschlechterproportion der 18- bis 29-jährigen Bevölkerung 
(2004) und den Differenzen der Wanderungssaldoraten (18- bis 29-Jährige) von Frauen und Män-
nern 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Grafik 
Jene Kreise der neuen Bundesländer, die bereits eine sehr geringe Geschlechterproportion aufweisen, ver-
zeichnen weiterhin eine stark überproportionale Abwanderung von Frauen. Dies deutet darauf hin, dass die 
Ursachen der geschlechtsselektiven Abwanderung weiterhin bestehen. 
Wie Abb. 16 zeigt, gab es im Jahr 2004 in den neuen Bundesländern lediglich etwa 
zehn Kreise, in denen die Geschlechterproportion der 18- bis 29-Jährigen als ausgewogen 
bezeichnet werden kann. Es handelt sich dabei ausschließlich um kreisfreie Städte – Stral-
sund, Dresden, Jena, Weimar, Erfurt, Greifswald, Halle, Berlin, Leipzig und Potsdam. In 
diesen Städten war die Differenz der Wanderungssalden von Frauen und Männern auch in 
den Jahren 2002 bis 2004 positiv (d.h. es wanderten mehr Frauen zu als Männer). Hinge-
gen weisen jene Landkreise, in denen sich im Verlauf der vergangenen Jahre ein erhebli-
cher Männerüberschuss herausgebildet hat – etwa Uecker-Randow, Parchim, der Elbe-
Elster-Kreis oder die Prignitz – auch gegenwärtig eine überproportionale Abwanderung 
von Frauen auf (d.h. die Differenz der Wanderungssaldoraten von Frauen und Männern ist 
negativ). Bei den Ursachen der Abwanderung handelt es sich also offenbar nicht um vorü-
bergehende Ungleichgewichte, welche durch die überproportionale Abwanderung von 
Frauen ausgeglichen wurden und damit verschwinden, sondern um strukturelle Bedingun-
gen, welche die überproportionalen Abwanderung von Frauen in jeder Generation bzw. in 
jedem neuen Jahrgang, der das Elternhaus verlässt, wieder reproduziert. 
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Insgesamt bleibt festzustellen, dass die Hauptströme überproportionaler Abwanderung von 
Frauen zwar deutlich in Richtung alte Bundesländer gerichtet sind, dass jedoch auch inner-
halb der neuen Bundesländer eine Polarisierung stattgefunden hat. Während sich in länd-
lich-peripheren oder altindustrialisierten Kreisen die Geschlechterproportion deutlich ver-
ringert hat, konnten bestimmte Stadtregionen ihre Werte erheblich verbessern. Die schlech-
testen Werte weisen die Landkreise Uecker-Randow, Demmin und Mecklenburgische 
Seenplatte  (alle Mecklenburg-Vorpommern), Unstrut-Hainich (Thüringen) und Elbe-Ester 
(Brandenburg) auf. Im Gegensatz dazu haben Halle, Leipzig, Magdeburg, Potsdam, Berlin, 
Dresden, Jena, Weimar und Erfurt ein überdurchschnittliches Geschlechterverhältnis. In 
den alten Bundesländern wird deutlich, dass eine überproportionale Zuwanderung von 
Frauen dort praktisch flächendeckend zu verzeichnen war. Allenfalls fallen auch hier Met-
ropolregionen (nicht nur Kernstädte) wie Hamburg, München, das Rhein-Main-Gebiet 
oder das Rheinland durch besonders hohe Werte auf. Wie im europäischen Vergleich in 
Abschnitt 5.2 konstatiert, bleibt festzustellen, dass es zwar Regionen gibt, die von Frauen 
explizit verlassen werden (ländlich-periphere Regionen der neuen Bundesländer), es je-
doch in Westdeutschland kaum explizite Zielregionen der überproportionalen Wanderung 
gibt. 
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9 Sozialisationshintergründe: Geschlechterarrangements in 
der DDR  und in der alten Bundesrepublik  
 
Wir vermuten die Ursachen der geschlechtsselektiven Wanderungen nicht lediglich in der 
gegenwärtigen ökonomischen Situation der neuen Bundesländer und der Verfassung des 
dortigen Arbeitsmarktes. Vielmehr gehen wir davon aus, dass die Kollision von aus dem 
Geschlechterarrangement der DDR-Gesellschaft herrührenden Werthaltungen und Einstel-
lungen  mit dem Gesellschaftsmodell der Bundesrepublik unter den Bedingungen der ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Umbrüche der Wiedervereinigung den entscheidenden 
Hintergrund für dieses Phänomen bildet. Um diesen Hintergrund einzuführen, werden 
zunächst die Geschlechterarrangements in der DDR und der Bundesrepublik Deutschland 
bis 1989 mit besonderem Fokus auf die Bildung- und Erwerbsbeteiligung untersucht. Auch 
Unterschiede in der ökonomische Struktur der beiden deutschen Staaten werden herausge-
arbeitet. Damit soll geklärt werden, von welcher gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Position aus die Frauen und Männer der neuen Bundesländer im Jahr 1989 in die deutsche 
Einheit starteten und auf welche Situation sie in der Bundesrepublik Deutschland trafen. 
 
9.1 Erzwungene Avantgarde – die „Frauenfrage“ in der DDR  
Bei der Teilung im Jahr 1949 traten beide deutsche Staaten das gleiche Erbe der Ge-
schlechterverhältnisse des Deutschen Reiches an. Geprägt waren diese durch einen Wider-
spruch zwischen dem bürgerlichen Familienideal einer ausschließlich Hausarbeit leisten-
den Ehefrau und der Tatsache weiblicher Erwerbstätigkeit, die es auf einem gewissen Ni-
veau immer gegeben hat (Schäfgen 1998). In ökonomischen Krisenzeiten mit hoher Ar-
beitslosigkeit führte dieser Widerspruch in Deutschland immer wieder zu politischen Ver-
suchen, Frauen an ihren vermeintlich „natürlichen“ Platz in der Familie zurückzuverwei-
sen. Das aus der Massenarbeitslosigkeit der Weimarer Republik hervorgegangene national-
sozialistische Regime sah Frauen aus beschäftigungs- und bevölkerungspolitischen Grün-
den ausschließlich als Mütter und Hausfrauen. In modernisierungsfeindlichem Duktus, der 
eine Vergangenheit idealisierte, die es so nie gegeben hatte, sollten sie möglichst viele 
Kinder gebären, ihrem Ehemann ein angenehmes Heim schaffen und so zur „nationalen 
Wiedergeburt“ beitragen. Die propagandistische Aufwertung der Mutter wurde von An-
griffen gegen die Erwerbsbeteiligung von Frauen begleitet (Lagrave 1995). Allerdings ließ 
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der kriegsbedingte Mangel an männlichen Arbeitskräften bereits wenige Jahre später die 
Kluft zwischen Hausfrauenideal und gesellschaftlicher Wirklichkeit wieder zutage treten.  
Während es in der Bundesrepublik nach Kriegsende wiederum zu einer Aufwertung 
der Frauenrolle als die der Hausfrau und Mutter kam, entwickelten sich die Geschlechter-
verhältnisse in der „sozialistischen“ DDR anders. Ursache war das Zusammenfallen der 
sozialistischen Ideologie, auf die sich der Staat berief, mit ökonomischen Zwängen der 
Nachkriegszeit. Die neu gegründete DDR befand sich in einer prekären ökonomischen 
Situation. Durch die deutsche Teilung war eine ungünstige Branchenstruktur des neuen 
Staatsgebildes entstanden, Industrieanlagen waren zerstört oder demontiert und in der 
Bevölkerung gab es kriegsbedingt einen Überhang an weiblicher und älterer Bevölkerung. 
Dies alles machte eine rasche Einbeziehung von Frauen in die Erwerbsarbeit zur ökonomi-
schen Notwendigkeit. Die marxistisch-leninistische Ideologie lieferte dazu einen passen-
den Überbau: Erwerbsarbeit war in der marxistischen Gesellschaftstheorie und deren Aus-
legung durch die SED der einzig legitime Inklusionsmechanismus in die sozialistische 
Gesellschaft und wurde nun für beide Geschlechter obligatorisch. Die gleichberechtigte 
Teilnahme der Frauen am Produktionsprozess galt, neben ihrer formaljuristischen Gleich-
stellung, als Bedingung für die Überwindung der bürgerlichen Unterdrückung der Frau und 
als Befreiung von der sozialen und wirtschaftlichen Abhängigkeit vom Ehemann.  
Dieser auf Erwerbsarbeit verkürzte Gleichstellungsbegriff kam bereits im Mai 1946 in 
einer Konferenz der SED zu Problemen der Arbeit unter Frauen zum Ausdruck – in der 
Folge wurden schon vor Gründung der DDR alle gesetzlichen Bestimmungen aufgehoben, 
die der Gleichberechtigung der Geschlechter im Erwerbsleben entgegenstanden. So wur-
den Beschäftigungsverbote für Frauen in bestimmten Berufen und Branchen aufgehoben 
und es ergingen sogar Auflagen an Betriebe, Frauen zu beschäftigen (Obertreis 1986). In 
der Verfassung der DDR von 1949 wurden dann auch das Recht und die Pflicht zur Arbeit 
für alle Bürger festgeschrieben.  
Im Mütter- und Kinderschutzgesetz von 1950 wurden Frau und Mann auch innerhalb 
der Familie rechtlich gleichgestellt. Einschränkungen der Rechte der Frau, die diese bis 
dahin bei der Eheschließung hinzunehmen hatte, wurden aufgehoben und durch ein ge-
meinsames Entscheidungsrecht der Eheleute ersetzt. Damit wurde die Sorge um die ge-
meinsamen Kinder prinzipiell beiden Elternteilen übertragen, verheiratete Frauen erhielten 
ein Recht auf Berufsausübung. In der Bundesrepublik Deutschland wurde eine solche 
Regelung erst im Jahr 1977 – 27 Jahre später – eingeführt. Bis dahin war die Ehefrau im 
Westen zumindest formaljuristisch „zur Haushaltsführung verpflichtet“. Berufstätig durfte 
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sie nur sein, wenn sie dadurch ihre „familiären Verpflichtungen nicht vernachlässigt“, ihr 
Ehemann durfte Arbeitsverträge seiner Frau ohne ihr Einverständnis kündigen23.  
Auf die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen wurde in der DDR auf drei 
Wegen hingearbeitet: durch Propaganda (etwa durch „Hausfrauenkampagnen“ in Wohnge-
bieten, d.h. durch öffentlicher Kritik am Hausfrauendasein), durch die Schaffung günstiger 
gesetzlicher und organisatorischer Rahmenbedingungen (wie die Bereitstellung von Kin-
derbetreuungseinrichtungen) und auch durch ökonomischen Druck. So reichten die in der 
DDR gezahlten Löhne in der Regel nicht zur Ernährung einer Familie durch eine Einzel-
person aus. Geschiedene Ehefrauen hatten nur in Ausnahmefällen juristische Unterhaltsan-
sprüche gegenüber ihren geschiedenen Männern und mussten deshalb selbst erwerbstätig 
werden. Im Zeitraum des ersten Fünfjahrplanes der DDR (1951-55) wurden durch die 
staatlichen Maßnahmen 500.000 vorher nicht erwerbstätige Frauen berufstätig (Ahrend 
1979: 55). Allerdings verschlechterte sich das Arbeitskräfteangebot in der DDR durch 
Abwanderung Richtung Westen weiter. Die politischen Kampagnen zur Erhöhung der 
Frauenerwerbstätigkeit, die bis dahin hauptsächlich auf ledige Frauen zielten, wurden Ende 
der 1950er Jahre auch auf verheiratetet Frauen ausgedehnt. „Nur-Hausfrauen“ gerieten 
unter Rechtfertigungsdruck – ihnen wurden kleinbürgerliche Einstellungen vorgeworfen. 
Die anhaltende Propaganda durch Staat, Partei und gesellschaftliche Organisationen blieb 
nicht ohne Wirkung. Als nach der Abschaffung der Lebensmittelkarten im Jahr 1958 die 
Lebensmittelpreise deutlich stiegen, war ein zweites Erwerbseinkommen für viele Familien 
auch eine ökonomische Notwendigkeit. Gefördert wurde die Erwerbstätigkeit von Frauen 
auch durch eine Gleichbesteuerung beider Erwerbseinkommen, welche anders als das bis 
heute in Deutschland geltende Prinzip des Ehegattensplittings keinen „Hausfrauenbonus“ 
für nicht oder nur geringfügig erwerbstätige Ehefrauen gewährt. 
Da die Mehrheit der Frauen damals über keine Ausbildung verfügte, konnten sie le-
diglich Anlerntätigkeiten ausführen. In den 1960er Jahren wurde eine Qualifizierungskam-
pagne ins Leben gerufen, die dafür sorgen sollte, dass bereits im Beruf stehende ungelernte 
Frauen (und auch Männer) über eine Nachqualifizierung einen Facharbeiterabschluss er-
warben. Da solche Nachqualifizierungen für Frauen aufgrund ihrer Doppelbelastung durch 
Arbeit und Familie schwierig waren, wurde mit dem Gesetzbuch der Arbeit 1961 eine 
Reihe von Maßnahmen verabschiedet, um die Mehrbelastung von Frauen zu reduzieren. 
1962 wurden Fern- und Abendstudiengänge eingerichtet, die sich speziell an Frauen und 
                                                 
23 So festgeschrieben im Bürgerlichen Gesetzbuch aus dem Jahr 1900, das im Westen unverändert galt. 
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Mütter richteten. 1963 folgte die Einführung des Frauensonderstudiums, ein Bildungsgang 
speziell zur Ausbildung von jungen Müttern. Allerdings wurde bald deutlich, dass eine 
hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen nur mit familienpolitischer Flankierung möglich ist – 
vor allem, um keine drastisch sinkenden Kinderzahlen zu riskieren. Der VII. Parteitag der 
SED im Jahr 1967 beschloss deshalb auch die besondere Unterstützung von Frauen, spe-
ziell von Frauen mit mehreren Kindern. Die beschlossenen Maßnahmen zielten auf einen 
weiteren Ausbau der Kinderbetreuung, die Reduzierung der Haushaltsarbeit durch den 
Ausbau öffentlicher Dienstleistungen ab. Die Anfang der 1960er Jahre begonnenen Quali-
fizierungsoffensiven für Frauen richteten sich nun gezielt auf die Einbeziehung von Frauen 
in technische Berufe und auf ihre Qualifikation für leitende Tätigkeiten. 
Im Jahr 1971 sah die SED die „Frauenfrage“ offiziell als gelöst an. Die Qualifizie-
rungsmöglichkeiten, gesetzliche Grundlagen und die Schaffung von Kindertagesstätten 
hätten es ermöglicht, die Frau ökonomisch unabhängig zu machen (Bühler 1997: 32). In 
der Tat hatten Frauen, die nach 1952 in der DDR geboren wurden, gegenüber Männern 
keine Benachteiligung hinsichtlich der Erlangung einer beruflichen Ausbildung mehr zu 
verzeichnen (Trappe 1995: 175). 
 
9.2 Traditionalismus und späte Modernisierung - Geschlechterarran-
gements in der BRD 
Anders als in der DDR kam es in der Bundesrepublik Deutschland unter der christlich-
liberalen Koalition zwischen 1949 und 1966 zu einer deutlichen Rückverweisung der 
Frauen auf ihre Rolle als Hausfrau und Mutter (Schäfgen 1998). Die geringe Geburtenzahl 
in den ersten Nachkriegsjahren wurde der hohen Frauenerwerbstätigkeit angelastet, die 
Familienpolitik setzte sich das Ziel, den Rückzug der Frauen in den Haushalt durch finan-
zielle Leistungen zu fördern (Kindergeld zunächst ab dem 3. Kind, steuerliche Vergünsti-
gungen, Heiratsdarlehen). Dies sollte verhindern, dass Mütter aus finanziellen Motiven 
erwerbstätig werden müssen. Gleichzeitig wurde die Unabkömmlichkeit der Mutter für das 
Wohl der Kinder und die negativen Auswirkungen der Frauenerwerbstätigkeit auf Familien 
und Kinder propagiert. Betreuungsangebote für Kinder passten nicht in dieses Konzept und 
wurden auch nicht gefördert. In den 1950er Jahren wurde diese Rückverweisung der Frau-
en auf die Hausfrauen- und Mutterrolle auch von den Kirchen und Gewerkschaften ver-
fochten und schien nach den hohen Belastungen der Frauen in den 1940er Jahren auch 
bereitwillig akzeptiert zu werden. Die durch die Marshallplanhilfen im Land getätigten 
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enormen Investitionen steigerten die Arbeitsproduktivität so, dass die Erwerbstätigkeit von 
Frauen nicht erforderlich schien und die Einkommen der Ehemänner ausreichend zu Ver-
sorgung der Familien waren. 
Als sich in der so genannten Wirtschaftswunderzeit eine Arbeitskräfteknappheit ein-
zustellen begann, versuchte man dies durch das Anwerben von „Gastarbeitern“ aus dem 
Ausland zu lösen. Die Frauen- und Müttererwerbstätigkeit blieb während dieser Zeit des 
ökonomischen Booms zwar moralisch missbilligt24, wurde aber ökonomisch teilweise als 
notwendig erachtet und geduldet. Immerhin lag im Jahr 1960 die Frauenerwerbsquote in 
der Bundesrepublik bei knapp 48 Prozent – und damit über den damaligen Werten in 
Schweden oder im Vereinigten Königreich (Thome/ Birkel 2005: 26).  
Zwischen 1966 und 1969 (Regierung einer großen Koalition zwischen CDU und SPD) 
kam es zu einigen wichtigen Modifikationen im offiziellen Frauenbild der Bundesrepublik. 
Im Gegensatz zur ausschließlichen Hausfrauenrolle wurde nun ein „Dreiphasenmodell“ der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen als normatives Leitbild verfochten, wonach in der typi-
schen weiblichen Biografie auf eine Phase der Ausbildung und der Erwerbsarbeit eine 
Familienphase folgt, an die sich nach dem Heranwachsen der Kinder wieder eine Erwerbs-
phase anschließt. Zwar wurde an der ausschließlichen Verantwortlichkeit der Frau für 
Haushalt und Kinder nicht gerüttelt, doch zumindest rhetorisch eine partnerschaftliche 
Form von Ehe und Familie verfochten (Schäfgen 1998). Mit dem Ausbau von Kinderta-
gesstätten wurden erstmalig sozialpolitische Maßnahmen eingeleitet, um Frauen mit Kin-
dern die tatsächliche Beteiligung am Erwerbsleben zu ermöglichen25. In der Regierungszeit 
der sozialliberalen Koalition wurden von der Politik Versuche unternommen, die seit 1949 
im Grundgesetz verankerte Gleichberechtigungsnorm der Geschlechter durch die rechtli-
che und berufliche Gleichstellung von Frauen stärker umzusetzen. Die Förderung sowohl 
der Qualifizierung als auch der Erwerbstätigkeit von Frauen war ein Schwerpunkt des 
SPD-Regierungsprogramms von 1969. Der „Bericht der Bundesregierung über die Maß-
nahmen zur Verbesserung der Situation der Frau“ 1972 wendete sich von einer anthropo-
logischen Rollenbestimmung ab und räumte den Frauen mehr Rechte ein, ihre Position in 
der Gesellschaft selbst zu bestimmen. Der Bericht, der in weiten Teilen nicht Bestandsauf-
                                                 
24  Im ersten Bericht der Bundesregierung zur Situation der Frau aus dem Jahr 1966 heißt es unter anderem, 
die Frau solle „Pflegerin und Trösterin“ sein, „Sinnbild bescheidener Harmonie“, „Ordnungsfaktor in der 
einzig verlässlichen Welt des Privaten“. Erwerbstätigkeit und gesellschaftliches Engagement sollte die 
Frau nur dann eingehen, wenn es die familiären Anforderungen zulassen (Bundesregierung 1966). 
25  Der christdemokratische Familienminister Heck kritisierte die Vernachlässigung der Kindergärten durch 
seinen Vorgänger Wuermling und forderte die Beseitigung des Fehlbedarfs an Kinderbetreuungseinrich-
tungen und die verstärkte Ausbildung von Kindergärtnerinnen. 
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nahme, sondern ein Programm war, betonte die Notwendigkeit der Verbesserung von Bil-
dung und Ausbildung für Frauen. Bereits im Arbeitsförderungsgesetz (1969) und im Aus-
bildungsförderungsgesetz (1972) hatte die Bundesregierung dafür gesorgt, dass in Famili-
en, in denen mehrere Kinder weiterführende Schulen besuchen, Mädchen nicht mehr zu-
rückgesetzt werden mussten weil die finanziellen Mittel der Familie nicht ausreichten. 
Frauen unter 35 Jahren, vor allem verheiratete, geschiedene und getrennt lebende, konnten 
nun mit öffentlicher Hilfe eine Berufsausbildung aufnehmen oder eine früher abgebroche-
ne zu Ende führen. Vorher hatte etwa ein Drittel aller Arbeitnehmerinnen eine begonnene 
Ausbildung ohne Abschluss abgebrochen. Frauen konnten sich nun auch dann beruflich 
fortbilden, wenn der Ehemann sich weigerte, die Kosten zu tragen (Pross 1972). Mit der 
Eherechtsreform 1977 wurde die einseitige Pflicht der Frauen zur Haushaltsführung gestri-
chen und durch den Passus „Regelung der Haushaltsführung in gegenseitigem Einverneh-
men“ ersetzt. Das Leitbild der Hausfrauenehe wurde formal aufgehoben und beiden Part-
nern das Recht auf Erwerbstätigkeit eingeräumt. 
Diese politische und institutionelle Modernisierung der Geschlechterverhältnisse in 
der Bundesrepublik erfolgte vor dem Hintergrund einer erstarkenden Frauenbewegung, die 
aus der Studentenbewegung von 1967/68 hervorgegangen war. Ihr ging es nicht lediglich 
um rechtliche und ökonomische Gleichstellung, sondern um eine „Entlarvung männlicher 
Denkstrukturen“ oder männlicher Verhaltensweisen, in der sich patriarchale Herrschaft 
manifestiere. Die bürgerliche Gesellschaft wurde als eine von Männern für Männer ge-
machte Sozialstruktur gesehen, in der Frauen lediglich zum Funktionieren des männlich 
dominierten Erwerbs- und Hierarchiesystems benutzt würden. Nach 1968 kam es überall in 
der Bundesrepublik zur Gründung von Frauengruppen. Zum Teil waren dies Abspaltungen 
aus dem Sozialistischen Deutschen Studentenbund (SDS), zum Teil auch Neugründungen, 
in denen die veränderten Einstellungen eines Teil der jüngeren Generation zu den bürgerli-
chen Institutionen Staat und Familie, aber auch zur Sexualität zum Ausdruck kamen. Im 
Jahr 1971 lieferten die Kampagnen gegen den Abtreibungsparagrafen 218 noch mehr 
Zündstoff und trugen zur weiteren Ausbreitung des Gedankens einer notwendigen Be-
kämpfung der patriarchalen Unfreiheit bei.  
Nach dieser „antiautoritären“, basisdemokratischen Entstehungsphase institutionali-
sierte sich die Frauenbewegung unter der Überschrift der „Gleichstellung von Mann und 
Frau“ rasch im politischen System der Bundesrepublik. Dies geschah letztlich auch vor 
dem Hintergrund einer weltweiten Emanzipationswelle, welche die Sensibilität für Ge-
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schlechterfragen erheblich steigerte.26 In Deutschland wurde das seit 1950 bestehende, aber 
unbedeutende „Referat für verfassungsrechtliche Belange von Frauen“ 1972 organisato-
risch dem damaligen Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit angegliedert. 
Dieses „Frauenreferat“ wurde 1979 zu einem Arbeitsstab Frauenpolitik ausgeweitet und 
wuchs 1986 zu einer Abteilung Frauenpolitik. Im Jahr 1987 wurde die Frauenpolitik dann 
im Ministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit auf Ministerebene institutio-
nalisiert. Mittlerweile haben sämtliche Bundesministerien Arbeitseinheiten, die sich mit 
den Frauenfragen des jeweiligen Ressorts beschäftigen. 
Gleichzeitig nahm die Institutionalisierung der Förderung einer Gleichstellung der 
Frau auf Landes- und kommunaler Ebene zu. Seit Mitte der 1980er Jahre gibt es Gleich-
stellungsbeauftragte in den Bundesländern oder es wurden Referate für Frauenfragen ein-
gerichtet (Nave-Herz 1997). 1994 trat ein Gesetz zur Gleichstellung von Frauen im öffent-
lichen Dienst in Kraft, das die Einsetzung einer Gleichstellungsbeauftragten zunächst in 
allen Dienststellen mit mindestens 200 Beschäftigten vorsieht. Im Jahr 2001 trat das Bun-
desgleichstellungsgesetz in Kraft, dass die Wahl einer Gleichstellungsbeauftragten in allen 
Dienststellen des öffentlichen Dienstes ab 100 Mitarbeitern vorsah. Gleichstellungsstellen 
oder –beauftragte gibt es heute in allen Universitäten, Behörden und größeren Unterneh-
men. Die Institutionalisierung der Frauenförderung veränderte in der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich das politische Klima. Die Grenzen zwischen der ursprünglichen 
Frauenbewegung und den Frauen in Parteien und Verbänden wurden mehr und mehr ver-
wischt und Forderungen nach Gleichstellung diffundierten nach und nach in alle Teile der 
Gesellschaft. Die Forderung nach Gleichstellung von Männern und Frauen wurde bald zum 
politischen Mainstream und zum dauerhaften Thema staatlichen Handelns. 
 
Allerdings blieb trotz der Thematisierung der Gleichstellung von Mann und Frau im öf-
fentlichen Diskurs und in der Politik der Bundesrepublik bis in die 1980er Jahre de facto 
die Familienrolle der Frau dominant, Frauen in Partnerschaften blieben vielfach Zuverdie-
nerinnen. Vor dem Hintergrund einer nach wie vor völlig unzureichenden Versorgung mit 
                                                 
26  Im Jahr 1975 wurde eine UN-Weltkonferenz „zur Rolle der Frau in der nationalen und internationalen 
Gesellschaft“ in Mexiko einberufen. Dort wurde ein „globaler Aktionsplan zur Verbesserung der Stellung 
der Frau“ ins Leben gerufen und die Dekade von 1975 bis 1985 zur „Dekade der Frau“ erhoben. 1979 
wurde eine UN-Konvention „zur Beseitigung jeglicher Diskriminierung der Frau“ ausgearbeitet, die von 
ca. 50 Ländern, darunter auch Deutschland, unterzeichnet wurde. Auch das europäische Parlament bildete 
1979 eine Ad-hoc-Kommission „Rechte der Frau“, deren Aufgabe es war, die Rechte der Frauen in der 
Europäischen Kommission zu vergleichen und zu analysieren. Dadurch etablierte sich auch auf internati-
onaler Ebene eine Berichts- und Rechenschaftspflicht für nationale Behörden in Bezug auf die Gleichstel-
lung von Frauen im öffentlichen Leben. 
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Kindertagesstätten war eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Frauen in der Bun-
desrepublik weiterhin extrem erschwert. Die wirtschaftliche Krise 1974/75 hatte den sozi-
alliberalen Traum von Vollbeschäftigung für Männer und Frauen beendet und nach altem 
Muster gab es Tendenzen, die Frauen wieder auf die Familie zurückzuverweisen. So legte 
der 2. Familienbericht (1975) und auch der 3. Familienbericht (1979) der Bundesregierung 
den Schwerpunkt nicht auf eine Gleichstellung von Männern und Frauen im Erwerbsleben, 
sondern auf die Höherbewertung der Hausfrauenarbeit. Zwar nahm ab Mitte der 1970er 
Jahre der weibliche Bildungsstand und die Erwerbstätigkeit deutlich zu, dennoch wies die 
Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1989 mit nur 55 Prozent eine im Vergleich zu ande-
ren westlichen Industriestaaten (und zur DDR) sehr geringe Erwerbsquote von Frauen auf. 
 
9.3 Geschlechterverhältnisse in Bildung und Beruf um 1989 
9.3.1 Bildungsbeteiligung und Schulsysteme 
Als sich die beiden deutschen Staaten wieder vereinten, trafen in Bezug auf die Geschlech-
terverhältnisse in Bildung, Ausbildung und am Arbeitsmarkt zwei verschiedene Kulturen 
aufeinander. Während der Zeit der Existenz zweier deutscher Staaten hatten sich sowohl 
die Schulsysteme als auch das Bildungsverständnis weit auseinander entwickelt. Das Bil-
dungssystem der BRD blieb, von einigen wenig erfolgreichen Versuchen Gesamtschulen 
zu etablieren abgesehen, strikt dreigliedrig organisiert. Dahinter steht ein bis in die Kaiser-
zeit zurückreichendes Verständnis von den „drei Begabungsarten“ von Schülern: Prakti-
sche, praktisch-theoretische sowie theoretische Begabung. Dieser Vorstellung von natürli-
chen Begabungen, aber auch der damaligen Struktur des Arbeitsmarktes geschuldet, sollte 
der Hauptschulabschluss (für die lediglich praktisch Begabten) zu einer beruflichen Lehre 
führen und die Basisqualifikation eines Facharbeiters sein. Der Realschulabschluss für 
Schüler mit sowohl praktischen als auch theoretischen Begabungen sollte Voraussetzung 
für die Ausbildung in einem Angestelltenberuf sein und das Gymnasium schließlich die 
(elitäre Gruppe) theoretisch Begabter zum Hochschulstudium führen. 
Trotz der prinzipiellen Persistenz dieser konservativen Struktur hatte in der Bundesre-
publik in den 1960 und 1970er Jahren eine intensive Diskussion über das Bildungswesen 
stattgefunden. Ausgelöst wurde diese Debatte von der von Georg Picht veröffentlichten 
Publikation „Die deutsche Bildungskatastrophe“ im Jahr 1964, in der konstatiert wurde, 
dass (West-) Deutschland angesichts einer im internationalen Vergleich äußerst geringen 
Quote höherer Bildungsabschlüsse (Abiturienten und Studenten) im internationalen Wett-
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bewerb zurückzufallen drohe. Auch der Soziologe Ralf Dahrendorf trug mit seinem Buch 
„Bildung ist Bürgerrecht“ (1965) zu einer gesellschaftlichen Debatte darüber bei, dass 
Bildung nicht nur arbeitsmarktinduzierte Qualifizierung, sondern eben das Recht eines 
jeden Menschen als Bürger eines freiheitlichen Staates sei. Pädagogen und Soziologen 
konstatierten dem damaligen westdeutschen Bildungswesen einen erheblichen Modernisie-
rungsrückstand, eine starke Auslese nach der sozialen Herkunft sowie eine Chance-
nungleichheit der Geschlechter. So erreichten Anfang der 1960er Jahre lediglich sechs 
Prozent eines Altersjahrganges die Hochschulreife, lediglich ein Drittel davon waren Mäd-
chen (Schildt 1997). Über die Hälfte eines Altersjahrganges verließe die Schule mit ledig-
lich Hauptschulabschluss. 
Im Ergebnis dieser intensiv geführten gesellschaftspolitischen Diskussion setzte in 
den 1960er Jahren eine „Bildungsexpansion“ ein, die zu einer deutlichen Steigerung des 
Bildungsniveaus der jüngeren Generation führte. Dabei ging die Schulpolitik entsprechend 
der föderalen Verantwortlichkeit im westdeutschen Bildungswesen jeweils bundesländer-
eigene Wege, entsprechend den parteipolitischen Mehrheitsverhältnissen der Landesregie-
rungen. Es entstand ein recht unübersichtliches Angebot an schulischen Lernmöglichkei-
ten, Bildungswegen und Abschlüssen. So wurden etwa im CSU-regierten Bayern Versu-
che, statt eines dreigliedrigen Schulsystems Gesamtschulen einzuführen, nach wenigen 
Versuchen beendet. Im SPD-regierten Nordrhein-Westfalen wurden hingegen im Sekun-
darbereich I flächendeckend Gesamtschulen gegründet, wenngleich dort eine zweigeteilte 
Schulstruktur (Integrierte Gesamtschulen und dreigliedriges System nebeneinander) beibe-
halten wurde. In Hessen existieren sogar fünf verschiedene Schulformen im Bereich der 
Sekundarstufe I. Immer wieder, nicht zuletzt auch bei der Wiedervereinigung Deutschlands 
(vgl. Hurrelmann 1992), kam es zu Diskussionen um eine Vereinheitlichung des allgemein 
bildenden Schulsystems, die allerdings angesichts der eifersüchtig verteidigten Bildungs-
hoheit der Bundesländer nie zu ernsthaften Konsequenzen führten (Stenke 2004). An der 
prinzipiellen Dreigliedrigkeit der allgemein bildenden Schulabschlüsse wurde, ungeachtet 
der Vielzahl verschiedener Schulformen, nicht gerüttelt.  
Dennoch wuchs zwischen 1960 und 1970 die Quote der Schulabgänger mit Hoch- und 
Fachhochschulreife in der Bundesrepublik von 6,1 auf 10,3 Prozent, die der mittleren Reife 
von 13,2 auf 17,9 Prozent, um in den folgenden Jahrzehnten ununterbrochen weiter anzu-
steigen. Im Jahr 1990 schließlich verließen in den alten Bundesländern 21,6 Prozent des 
alterstypischen Durchschnittsjahrganges die Schule mit einer Fach- oder Hochschulreife, 
38,6 Prozent mit mittlerer Reife und lediglich noch 28,1 Prozent mit Hauptschulabschluss. 
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Wesentlicher Teil der Bildungsexpansion in der alten Bundesrepublik war die Zunahme 
der weiblichen Bildungsbeteiligung. Die Quote der weiblichen Schulabgänger mit Fach- 
oder Hochschulreife lag im Jahr 1960 bei nur 4,5 Prozent, und damit noch deutlich unter 
den ohnehin geringen Werten der Männer. Nachdem die Frauen zunächst ihre Bildungsbe-
teiligung bei der mittleren Reife erheblich ausgedehnt hatten – bereits 1970 lag die Quote 
der Schulabgängerinnen mit nur Hauptschulabschluss deutlich unter jener der Männer – 
überholten die Frauen zwischen 1980 und 1990 die Männer auch bei der Fach- bzw. Hoch-
schulreife. Im Jahr 1990 lag die Quote der Personen mit Fach- oder Hochschulreife in den 
alten Bundesländern bei den Frauen bei 22,3 Prozent, bei den Männern lediglich bei 20,8 
Prozent. Mädchen, die 1960 nur 37 Prozent aller Schüler an Gymnasien stellten, hatten ihre 
Bildungsbeteiligung stetig erhöht und machten 1990 etwa 51 Prozent der Schüler an Gym-
nasien aus. Zu diesem Zeitpunkt lag die Abiturientenquote in Westdeutschland bei 22 
Prozent eines Altersjahrgangs. Insgesamt herrschte, bezüglich der Zugangsberechtigung 
zum Fachhochschul- oder Universitätsstudium, im Jahr der Wiedervereinigung in den alten 
Bundesrepublik etwa Gleichstand zwischen Männern und Frauen, während zu diesem 
Zeitpunkt im Hinblick auf geringerwertige Bildungsabschlüsse, mittlere Reife und Haupt-
schulabschluss, die Frauen bereits bessere schulische Qualifikationen aufwiesen als die 
Männer.  
 
In der DDR hatte man bereits 1947 das dreigliedrige Schulsystem, das (nicht zu Unrecht) 
als Ausdruck einer Klassengesellschaft gesehen wurde, aufgegeben. An seine Stelle trat ein 
zentralistisches und ideologisch von der Staats- und Parteiführung kontrolliertes Bildungs-
system mit dem Ziel, „sozialistische Persönlichkeiten“ zu erziehen. Dies führte zu einheit-
lichen und äußerst detaillierten Vorgaben, was im Unterricht zu vermitteln sei. Für inhaltli-
che Differenzierung oder Individualisierung blieb innerhalb des Schulsystems kaum Raum. 
Der Anteil von fakultativem oder wahlobligatorischem Unterricht blieb bis zum Ende der 
DDR äußerst gering.  
Das allgemein bildende Schulsystem der DDR bestand aus einem Zwei-Säulen-
Modell mit einem einheitlichen Abschluss der zehnklassigen Allgemeinbildenden Poly-
technischen Oberschule (POS). Für besonders leistungsschwache Schüler war ein Verlas-
sen der POS mit dem Abschluss der 8.Klasse zwar möglich, politisches Ziel war es jedoch, 
möglichst jeden Schüler zur 10. Klasse zu führen. Deshalb blieb der Anteil von Schulab-
gängern mit der Abschluss der 8. Klasse gering. Die Hochschulreife konnte anschließend 
an den Abschluss der zehnten Klasse einer POS an einer zweijährigen Erweiterten Poly-
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technischen Oberschule (EOS) abgelegt werden. Dabei wurde der Zugang zur EOS jedoch 
vom Staat stark beschränkt und sowohl von den schulischen Leistungen als auch vom 
politischem Wohlverhalten des Schülers und des Elternhauses abhängig gemacht. Gegen 
Ende der 1980er Jahre stand der Erwerb einer Hochschulreife nur etwa 15 Prozent eines 
Jahrganges offen (Seidenspinner 1996).  
Auch in den neuen Bundesländern war zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung das 
Allgemeinbildungsniveau der Mädchen besser als das der Jungen. Dies war, da eine Unter-
teilung in Haupt- und Realschulgänge nicht existierte, vor allem an den Schulabgängern 
mit Hochschulreife sichtbar. 1988 waren 57 Prozent der Schulabgänger mit Hochschulreife 
an allgemein bildenden Schulen weiblich, allerdings bei einer gegenüber der alten Bundes-
republik geringen Gesamtquote von Schulabgängern mit Hochschulreife von nur 15 Pro-
zent eines Altersjahrganges. Unter der ebenfalls geringen Anzahl von Schülern, welchen 
die POS mit Abschluss der 8. Klasse verlassen hatten, stellten Mädchen nur einen Anteil 
von 28 Prozent (Tab. 10). Die Tendenz von jungen Frauen zu höheren allgemein bildenden 
Abschlüssen war in der DDR zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung somit deutlicher aus-
geprägt als in der Bundesrepublik.  
 
Tab. 10: Bildungsbeteiligung in der BRD und der DDR nach Geschlecht, 1980-1990  
 Anteil weiblicher Schulabgänger an allen Schulabgän-gern (in Prozent) 
 
 
 Schulabschluss   1980     1985      1990/ 1989*  
 BRD DDR BRD DDR  BRD DDR* 
 Vollzeitschulpflichtige insgesamt 44,1 - 43,7 -  43,1 - 
 ohne Hauptschulabschluss 38,1 - - -  - - 
 mit Hauptschulabschluss/ 8. Klasse POS 45,8 26,1 - 27,0  - 28,4 
 Realschulabschluss/10.Klasse insgesamt 55,4 46,6 55,0 45,5  52,3 43,0 
 an Allgemeinbilden Schulen 54,7 - 53,9 -  52,4 - 
 an beruflichen Schulen 58,8 - 60,9 -  52,0 - 
 Hochschulreife insgesamt 45,4 - 47,4 -  46,3 - 
 an allgemein bildenden Schulen 48,3 53,2 50,4 55,8  50,7 56,9 
 an beruflichen Schulen 38,1 39,3 39,8 34,8  37,3 32,2 
Quelle: Schäfgen 1998: 155 
 
9.3.2 Erwerbsbeteiligung  
Zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung war die Vollzeit erwerbstätige Frau in den neuen 
Bundesländern Normalität. Die weibliche Erwerbsquote in der DDR betrug im Jahr 1989 
78 Prozent (siehe Tab. 11). In der Bundesrepublik machte sie zu diesem Zeitpunkt ledig-
 85
lich 55 Prozent aus, wobei ein Drittel der weiblichen Erwerbstätigen in Teilzeit beschäftigt 
war. In der DDR lag der Anteil der formalen Teilzeitquote zwar nur fünf Prozentpunkte 
unter dem westdeutschen Wert, allerdings arbeiteten in der DDR – bedingt durch staatliche 
Vorschriften zur Arbeitszeitreduktion aus familiären Gründen – 20 Prozent der teilzeitbe-
schäftigten Frauen mehr als 35 (aber unter 40) Wochenstunden und waren daher nach 
westdeutschen Maßstäben praktisch Vollzeit beschäftigt (Schäfgen 1998: 73). 83 Prozent 
aller erwerbstätigen Frauen in der DDR arbeiteten mehr als 35 Stunden pro Woche.  
Tab. 11: Frauenerwerbsquote in der DDR und der BRD von 1955/1960 bis 1989 
   
Frauenerwerbsquote 
(prozentualer Anteil an allen 
Frauen im erwerbsfähigen Alter)
 
 
Teilzeitquote 
(prozentualer Anteil an allen 
erwerbstätigen Frauen) 
   BRD DDR*  BRD DDR*  
 1960/1955* 49,0 52,5  8,6 14,9  
 1970 46,2 66,1  24,4 31,8  
 1980 50,2 73,2  29,0 29,4  
 1989 55,5 78,1  33,5 27,1  
Quelle: Schäfgen 1998: 71 f., eigene Darstellung 
 
9.3.3 Geschlechtsspezifische Berufswahl 
Die unterschiedlichen Wirtschaftssysteme hatten nicht nur eine unterschiedliche Erwerbs-
beteiligung der Geschlechter hervorgerufen, sondern auch zu einer unterschiedlichen ge-
schlechtsspezifischen Segregation des Arbeitsmarktes geführt. Eine geschlechtsspezifische 
Segregation, d.h. eine unterschiedliche Verteilung der Geschlechter auf Branchen und 
Berufe, ist in allen modernen Industriegesellschaften anzutreffen. Bestimmte Tätigkeiten 
werden als mehr oder weniger „frauentypisch“ oder „männertypisch“ wahrgenommen und 
stereotypisiert. In der Regel gehen damit auch Differenzen in der Bezahlung, im Berufs-
prestige und in Aufstiegs- und Entscheidungsmöglichkeiten einher. Das Ausmaß und die 
spezielle Ausprägung der geschlechtsspezifischen Segregation ist von Gesellschaft zu 
Gesellschaft allerdings unterschiedlich. Trotz formaler Wahlfreiheit wird diese Segregation 
von den Akteuren am Arbeitsmarkt (Arbeitgebern und Arbeitnehmern) häufig unbewusst 
entsprechend der wahrgenommenen gesellschaftlichen Realität durch eigene mehrheits-
konforme Ausbildungs- bzw. Einstellungsentscheidungen aufrechterhalten. Verschiedene 
Untersuchungen haben gezeigt, dass allein angebotsorientierte Faktoren (das Angebot an 
offenen Stellen in einem bestimmten Beruf) die erheblichen Verteilungsungleichheiten 
zwischen den Geschlechtern nicht erklären können (England 1982). Viel stärker sind insti-
tutionelle und kulturelle Bedingungen einer Gesellschaft dafür verantwortlich, in welcher 
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Weise die Nachfrage des Arbeitsmarktes nach bestimmten Tätigkeiten und Qualifikationen 
in geschlechtsspezifische Segregation umgesetzt wird (Trappe/ Rosenfeld 2001). Dabei 
wird die kanalisierende Wirkung von Ausbildungsinstitutionen und institutionalisierten 
Ausbildungswegen als besonders prägend eingeschätzt, denn einmal eingeschlagene Be-
rufswege werden später von den Betroffenen nur selten wieder verlassen. 
 
Die Geschlechtersegregation auf dem Arbeitsmarkt war in der DDR – anders als heute 
vielfach angenommen – nicht geringer als in der Bundesrepublik. Da die DDR bis 1989 ein 
klassisches Industrieland mit einem hohen Modernisierungsrückstand und geringer Ar-
beitsproduktivität war, gab es dort bis 1989 mehr Berufe mit hoher physischer Belastung 
im Bergbau und in der Schwerindustrie, die vorwiegend von Männern ausgeübt wurden. In 
der DDR arbeiteten noch 1989 elf Prozent der Erwerbstätigen im primären und 50 Prozent 
im sekundären Wirtschaftssektor, also im produzierenden Bereich (siehe Tab. 12). Nur 40 
Prozent der Erwerbstätigen, und damit 15 Prozentpunkte weniger als in der BRD, waren 
im tertiären Sektor, dem Dienstleistungssektor, beschäftigt (Geißler 1992: 118).  
Tab. 12: Anteil der Erwerbstätigen nach Wirtschaftssektoren in der DDR und BRD, 1960-1989  
             Anteil der Erwerbstätigen in Prozent  
    1960 1970 1980 1989 
 BRD primärer Sektor 13 9 5 4 
  sekundärer Sektor 48 48 45 41 
  tertiärer Sektor 39 43 49 55 
 DDR primärer Sektor 17 13 11 11 
  sekundärer Sektor 49 51 52 50 
   tertiärer Sektor 34 36 38 40 
Quelle: Geißler 1992: 118 
Da auch in den volkswirtschaftlich bedeutenderen Branchen (Schwerindustrie, produ-
zierendes Gewerbe, Bauindustrie) aufgrund der geringen Arbeitsproduktivität meist Ar-
beitskräfteknappheit herrschte, wurden in der DDR auch Frauen in solche traditionell män-
nertypischen Berufe rekrutiert. Der Frauenanteil in männerdominierten Berufen war in der 
DDR deshalb höher als in der Bundesrepublik. In der DDR lag in nur elf Prozent aller 
Berufe der Männeranteil bei über 90 Prozent, während in der Bundesrepublik 28 Prozent 
aller Berufe derart männerdominiert waren (Trappe/ Rosenfeld 2001: 158). Dazu zählten in 
der DDR vor allem Produktionstätigkeiten in der Schwerindustrie, in der Bundesrepublik 
zusätzlich ebenso Manager mittlerer Ebene, Industrie- und Werkmeister oder Repräsentan-
ten politischer Organisationen. Der Anteil „integrierter“ Berufe, jener Berufe, in denen 
Frauen und Männer etwa gleich häufig beschäftigt sind, war in der DDR allerdings höher 
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als in der Bundesrepublik. Während im Westen nur etwa fünf Prozent aller Berufe einen 
Frauenanteil zwischen 40 und 60 Prozent aufwiesen, waren dies in der DDR etwa 13 Pro-
zent (Trappe/ Rosenfeld 2001: 158). Auf diesem Befund beruht wahrscheinlich die mitun-
ter angenommene größere „Geschlechtergleichheit“ auf dem Arbeitsmarkt der DDR. 
Im Gegensatz dazu blieben aber die Berufe im Dienstleistungssektor der DDR fast 
ausschließlich Frauen vorbehalten. Man kann annehmen, dass sich solche Tätigkeiten vor 
dem Hintergrund des hohen Arbeitskräftebedarfs des primären und sekundären Sektors als 
„Frauenberufe“ ausgeprägt haben, so dass männliche Arbeitskräfte für Tätigkeiten im 
Dienstleistungssektor kaum noch zur Verfügung standen. Dazu zählten in der DDR vor 
allem medizinische Berufe, Dienstleistungs- und Verkaufsberufe, aber auch qualifizierte 
Verwaltungs- und Angestelltentätigkeiten (Trappe/ Rosenfeld 2001). In 17 Prozent aller 
Berufe lag der Frauenanteil in der DDR-Wirtschaft über 90 Prozent – im Westen waren nur 
zwei Prozent aller Berufe so stark von Frauen dominiert. Auch Falk (2002: 42) kommt 
mithilfe der Analyse des Mikrozensus aus dem Jahr 1991 zu dem Ergebnis, dass Berufe 
wie Techniker und Ingenieure in den neuen Bundesländern weniger stark männlich segre-
giert waren, zahlenmäßig bedeutende Dienstleistungsberufe wie Warenkaufleute, Büro-
fach- und Bürohilfskräfte jedoch wesentlich stärker weiblich segregiert waren als in der 
Bundesrepublik. Qualifizierte Dienstleistungsberufe, wie z.B. leitende, administrativ ent-
scheidende Verwaltungsfachleute, Datenverarbeitungsfachleute, Zahnärzte sowie Hoch-
schullehrer und Dozenten an höheren Fachschulen und Akademien waren in Ostdeutsch-
land 1991 tendenziell integriert (also gemischt), während sie in Westdeutschland männlich 
dominiert waren. 
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Tab. 13: Durchschnittlicher Männeranteil und Geschlechtstypik  von Tätigkeiten im Erwerbsver-
lauf in der DDR (Geburtskohorten 1951-53, 1959-61) und in der BRD (Geburtskohorten 1954-56, 
1959-61) in Prozent 
 DDR  BRD  
 Frauen Männer  Frauen Männer  
Bei Berufseinstieg     
 
 
Prozentualer Anteil in frauendominierten  
Tätigkeiten (Männeranteil 0 bis 20 %) 57,1 2,7  36,2 8,7 
 
 
 
Prozentualer Anteil in männerdominierten  
Tätigkeiten (Männeranteil über 80 %) 6,1 64,2  5,2 60,6 
 
Zuletzt ausgeübte Tätigkeit 1988/89     
 
 
Prozentualer Anteil in frauendominierten  
Tätigkeiten (Männeranteil 0 bis 20 %) 56,6 6,3  28,8 5,5 
 
 
 
Prozentualer Anteil in männerdominierten  
Tätigkeiten (Männeranteil über 80 %) 5,6 54,5  6,2 56,7 
 
Quelle: Trappe/ Rosenfeld 2001: 169, eigene Darstellung; Anmerkung: DDR – Geburtskohorten 1951-53, 
1959-61, BRD – Geburtskohorten 1954-56, 1959-61. 
Man kann zusammenfassen, dass die geschlechtsspezifische Segregation in Männer-
berufen in der DDR weniger, jene in Frauenberufen jedoch deutlich stärker ausgeprägt war 
als in der Bundesrepublik. Gemessen an übergreifenden statistischen Maßzahlen war der 
Arbeitsmarkt der DDR gegen Ende der 1980er Jahre stärker geschlechtsspezifisch segre-
giert als der Arbeitsmarkt der Bundesrepublik27. Überhaupt hatte sich nur in der DDR 
aufgrund der höheren Segregation und auch der höheren weiblichen Erwerbsbeteiligung 
ein regelrechter Sektor von Frauenberufen ausgebildet, zu dem praktisch die Masse der 
qualifizierten Dienstleistungsberufe (Handel, Verwaltung, Bildung, Erziehung, Gesund-
heitswesen) gehörte. Definiert man „frauendominierte Berufe“ als jene Tätigkeiten, in 
denen der Männeranteil 20 Prozent nicht überschreitet, so ergriffen in der DDR 57 Prozent, 
in der Bundesrepublik hingegen nur 36 Prozent aller erwerbstätiger Frauen einen solchen 
Beruf (Tab. 13). Während sich in den alten Bundesländern durch Berufswechsel der Frau-
enanteil in frauendominierten Berufen nach dem Berufseinstieg noch deutlich verringerte, 
blieb er in der DDR praktisch konstant. Von den in der Untersuchung von Trappe und 
Rosenfeld betrachteten Frauen, die in den 1950er bis Anfang der 1960er Jahre geboren 
worden waren, übten zur Zeit des Mauerfalls 57 Prozent der ostdeutschen aber nur 29 
Prozent der westdeutschen Frauen eine frauendominierte Tätigkeit aus.28  
                                                 
27 Trappe und Rosenfeld (2001: 167) ermittelten für verschiedene Geburtskohorten aus den 1950er Jahren 
einen Dissimilaritätsindex nach Duncan von 61,6 (Ost) im Vergleich zu 53,6 (West). 
28 Zu solchen stark frauendominierten Tätigkeiten zählten in der DDR etwa die Berufe Kindergärtnerin, 
Unterstufenlehrerin, Kassiererin, Krankenschwester. 
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9.3.4 Berufliches Qualifikationsniveau 
In den 1970er Jahren hatte in der DDR auch bezüglich der beruflichen Qualifikationsstruk-
tur der Bevölkerung eine enorme Veränderung eingesetzt. Bereits deutlich früher als in der 
Bundesrepublik hatte hier das Qualifikationsniveau der Frauen jenes der Männer eingeholt 
– und überholt. Aufschlussreich hierzu sind die Daten der letzten DDR-Volkszählung aus 
dem Jahr 1981 (Köhler/ Rochow/ Schulze 2001). Zum Zeitpunkt des letzten DDR-Zensus 
im Jahr 1981 gaben in der Altersgruppe von 35 bis 44 Jahre 12,1 Prozent der Männer und 
8,1 Prozent der Frauen das Abitur als allgemein bildenden Bildungsabschluss an. Einen 
Hochschulabschluss hatten in dieser Kohorte 12,3 Prozent der Männer aber nur 5,5 Prozent 
der Frauen. Bei den Fachschulabschlüssen lagen die Männer mit 15,1 Prozent etwas hinter 
den Frauen mit 18 Prozent. Insgesamt verfügten im Jahr 1981 jedoch Männer zwischen 35 
bis 44 Jahren noch über einen größeren Anteil an höheren Bildungsabschlüssen auf Hoch- 
oder Fachschulniveau (27,4 Männer zu 23,5 Prozent Frauen). 
In der jüngeren Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen hatte sich das jedoch bereits 
deutlich geändert. Hier hatten 16,4 Prozent der Männer und 14,5 Prozent der Frauen Abi-
tur, 11,2 Prozent der Männer und 9,7 Prozent der Frauen verfügten über einen Hochschul-
abschluss. In beiden Bereichen schlossen die Frauen also zu den Männer auf. Über einen 
Fachschulabschluss verfügten in dieser Altersgruppe hingegen nur 8,5 Prozent der Männer 
aber 19,2 Prozent der Frauen. In der Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen waren also Frau-
en mit Hoch- oder Fachschulabschluss bereits deutlich überrepräsentiert (19,7 Prozent 
Männer zu 28,9 Prozent Frauen). 
Bemerkenswert ist, dass es in der DDR offenbar durch den Arbeitskräftemangel im 
produzierenden Bereich und die dort gezahlten vergleichsweise hohen Löhne besonders für 
Männer eine Tendenz gab, eine andere Tätigkeit als den erlernten Hochschulberuf auszu-
üben (Köhler/ Stock 2004).29 Im Jahr 1981 übten nur 22,6 Prozent der Männer, die einen 
Hochschulberuf als erlernten Beruf angaben, diesen auch aus.30 Hingegen waren von sämt-
lichen Frauen die einen Hochschulberuf erlernt hatten, immerhin 43,5 Prozent auch in 
diesem erlernten Beruf tätig. Unter sämtlichen Berufstätigen der DDR, die einen Hoch-
                                                 
29 Danach wurde es Anfang der 1970er Jahre zunehmend schwieriger, für zahlreiche Hochqualifizierte adä-
quate Arbeitsplätze zu finden. Die politische Führung reagierte darauf mit einer restriktiveren Zulassung 
zum Abitur und zum Hochschulstudium. Die Sachzwänge der technischen Entwicklung, so lautete das 
Argument, schlügen sich nicht in einem wachsenden Bedarf an Hochschulabsolventen, sondern in einem 
wachsenden Bedarf an Facharbeitern nieder. 
30 Datengrundlage dieser Berechnung ist Köhler/ Rochow/ Schulze 2001: 170-172. Nicht analysierbar ist 
anhand dieser Daten jedoch der Anteil jener Männer und Frauen, die zwar nicht im erlernten Hochschul-
beruf, aber dennoch qualifikationsadäqat in einem anderen Beruf tätig sind.  
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schulberuf erlernt hatten und auch in diesem tätig waren, stellen im Jahr 1981 die Frauen 
mit 51,4 Prozent eine Mehrheit. Unter Personen mit Fachschulabschluss, die in diesem 
Beruf auch tätig waren, fiel diese Majorität mit 74 Prozent Frauen sogar sehr deutlich aus.  
In der Tätigkeitsstatistik der Volkszählung der DDR von 1981 spiegelt sich die weiter 
oben konstatierte Dominanz von Frauen in qualifizierten Dienstleistungsberufen wider. 
Betrachtet man nur die relativ häufig vorkommenden Berufe (insgesamt mehr als 1000 
Beschäftigte), so sind Frauen in fast allen diesen Tätigkeiten dominierend. Auffällig ist der 
überproportionale Frauenanteil etwa in Berufen wie Pharmazeuten (72,1 Prozent), Medizi-
nern (54,4 Prozent), Ökonomen (53,5 Prozent) und selbstverständlich bei den Oberschul-
lehrern (57,9 Prozent) und Erziehungswissenschaftlern (61,8 Prozent), (Abb. 17). 
Noch weitaus stärker war die Dominanz von Frauen in bestimmten Fachschulberu-
fen31, wie etwa Bibliothekare und Buchhändler (91,4 Prozent), Ökonomen (71,7 Prozent), 
Medizinisch-technische Fachkräfte (90,8 Prozent), Pharmazieingenieure (94,1 Prozent), 
Chemieingenieure (77 Prozent), Lehrer und Erzieher (91 Prozent) oder Fachkräfte für 
Krankenpflege/medizinische Assistenten (97,3 Prozent), (Tab A 4 im Anhang). 
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen: Bereits Anfang der 1980er Jahre, zum Zeitpunkt 
der letzten DDR-Volkszählung, war der Bildungsstand von Frauen und Männern gemessen 
am höchsten allgemein bildenden Schulabschluss in der DDR etwa gleich. Betrachtet man 
die berufliche Qualifikation und die tatsächlich ausgeübten Berufe, so hatten Frauen hier 
bereits ein höheres Qualifikationsniveau als Männer. Frauen dominierten besonders stark 
die Hoch- und Fachschulberufe des Gesundheitswesens (Pharmazie und Medizin) sowie 
des Bildungssektors (siehe Abb. 17, vgl. Tab. A 3 und A 4 im Anhang). Im Vergleich zur 
Bundesrepublik kann man also, in Bezug auf Daten zu allgemeiner und beruflicher Bil-
dung, tatsächlich von einem „Gleichstellungsvorsprung“ der Frauen in der DDR sprechen. 
In verschiedenen hochqualifizierten Tätigkeiten mit einem hohen sozialen Status dominier-
ten Frauen sogar den Arbeitsmarkt der DDR. Zwar fand bis zum Ende der DDR keine 
weitere Volkszählung mehr statt, man kann jedoch davon ausgehen, dass sich die Frauen-
anteile in höheren allgemein bildenden und berufsbildenden Abschlüssen bis 1989 zumin-
dest nicht verringert hatten. 
                                                 
31 Teilweise tragen die Berufe die selbe Bezeichnung wie Hochschulberufe, wurden jedoch an einer Fach-
schule erworben und haben somit kein Hochschulniveau. 
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Abb. 17: Frauenanteil in Berufen der Bereiche Pharmazie/ Medizin und Bildung sowie an allen 
Hoch- und Fachschulberufen der DDR, 1981 
Quelle: Köhler/ Rochow/ Schulze 2001: 170 ff., eigene Berechnungen (eigene Berufszusammenfassungen), 
HS=Hochschulabschluss, FS=Fachschulabschluss 
In der DDR waren qualifizierte Dienstleistungsberufe stark frauendominiert. Besonders deutlich wird dies in 
den Bereichen Medizin und Bildung, wo vier Fünftel aller Erwerbstätigen Frauen waren. Der Frauenanteil an 
allen Hoch- und Fachschulberufen lag 1981 bei fast zwei Drittel. 
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10 Wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Strukturwandel 
nach der Wiedervereinigung und seine geschlechtsspezifi-
schen Auswirkungen 
10.1 Erwerbsbeteiligung und Arbeitslosigkeit  
Nach der Wiedervereinigung erlebte der Osten Deutschlands einen raschen wirtschaftli-
chen Strukturwandel. Damit einher gingen auf der einen Seite hohe Investitionen in Pro-
duktionsmittel, die zu einer Steigerung der Arbeitsproduktivität und des Bruttoinlandspro-
duktes führten. Zwischen 1991 und 2005 verdoppelte sich das Bruttoinlandsprodukt der 
neuen Bundesländer, das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigem erhöhte sich um den 
Faktor 2,7 (Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2006: 151). Auf 
der anderen Seite gingen in diesem Zeitraum fast ununterbrochen Arbeitsplätze verloren. 
Zwischen 1991 und 2004 reduzierte sich die Zahl der Erwerbstätigen in den neuen Bundes-
ländern von 8,47 Millionen auf nur noch 7,2 Millionen (Wanger 2006). Das Wirtschafts-
wachstum in den neuen Bundesländern schuf bis in das Jahr 2005 hinein keine neuen Ar-
beitsplätze, im Gegenteil, es fand mit immer weniger Arbeitsplätzen statt.  
Die Reduktion der Erwerbstätigkeit ging vor allem zu Anfang – bis 1994 – überpro-
portional zu Lasten der Frauen (Nickel/ Schenk 1996). Industriebranchen mit hohem Frau-
enanteil, in der Nahrungsmittel- und Bekleidungsindustrie, fielen zuerst dem wirtschaftli-
chen Strukturwandel zum Opfer und mussten schließen. Auch in männerdominierten Bran-
chen bzw. Berufen wurden Frauen verstärkt entlassen (Schäfgen 1993). Durch beide Effek-
te, den Abbau frauendominierter Produktionsarbeitsplätze und die Verdrängung durch 
Männer in anderen, sank der Frauenanteil an allen Erwerbstätigen im verarbeitenden Ge-
werbe in den neuen Bundesländern zwischen 1991 und 1994 von 37,4 auf 29,2 Prozent 
(Falk 2002: 44). In expandierenden Wirtschaftsbereichen fanden Männer hingegen häufi-
ger als Frauen eine neue Beschäftigung, was ebenfalls in einer Reduktion des Frauenanteils 
resultierte. Im zu Beginn der 1990er Jahre insgesamt stark expandierenden Baugewerbe 
sank der Frauenanteil an den Beschäftigten zwischen 1991 und 1994 von 13,8 auf 9,9 
Prozent. Und auch in Dienstleistungsbereichen, die in der DDR von weiblichen Erwerbstä-
tigen dominiert waren und im Zuge der Wiedervereinigung starke (und meist männliche) 
Personaltransfers erhielten wie das Kredit- und Versicherungsgewerbe, sank der Frauenan-
teil (im genannten Zeitraum von 69,8 auf 63,5 Prozent). Berichtet wird auch, dass in der 
schwierigen Übergangsphase von der DDR-Vollbeschäftigung zur Massenarbeitslosigkeit 
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in den neuen Bundesländern gerade Frauen nicht selten mit der Begründung gekündigt 
bzw. nicht in einen neue Tätigkeit vermittelt wurden, ihr Ehemann habe noch Arbeit und 
deshalb sei eine besondere Bedürftigkeit nicht gegeben (Hübner 1997: 16). Im Jahr 1993, 
als die Arbeitslosenquote der Männer noch bei elf Prozent lag, stieg die Arbeitslosenquote 
der Frauen auf 20,4 Prozent an (Abb. 18). 
Allerdings verschlechterte sich ab 1994 die relative Position der Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt gegenüber den Männern nicht mehr. Anhaltender Arbeitsplatzabbau traf nun 
auch die männerdominierten produzierenden Sektoren, den Bergbau und die Bauwirt-
schaft.  Diese Entwicklung sorgte dafür, dass die Arbeitslosenquote der Männer jene der 
Frauen im Jahr 2001 bei etwa 19 Prozent einholte und diese seitdem übersteigt. Die Zahl 
der erwerbstätigen Frauen ist seit 1993, mit geringen Schwankungen, im Wesentlichen 
konstant, während jene der Männer im Jahr 2004 gegenüber 1993 um sieben Prozentpunk-
te gesunken ist. Der Frauenanteil an allen ostdeutschen Erwerbstätigen stieg dadurch von 
seinem Tiefpunkt 45,3 Prozent (1994) auf 48,3 Prozent (2004) an (Wanger 2006: 47). 
Diese Entwicklung geschah vor dem Hintergrund einer deutlich anwachsenden Teilzeit-
quote der ostdeutschen Frauen. Arbeiteten 1991 nur 12 Prozent aller ostdeutschen weibli-
chen Erwerbstätigen (nach westdeutscher Definition – d. h. weniger als 35 Wochenstun-
den) Teilzeit, so erhöhte sich dieser Wert bis 1994 auf 20 Prozent, bis 2004 auf 38 Prozent 
(Wanger 2006: 17). Bei den Männer stieg dieser Wert von drei auf 13 Prozent.  
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Abb. 18: Arbeitslosenquote und Zahl der Erwerbstätigen nach Geschlecht in den neuen Bundeslän-
dern, 1991-2004 
Quelle: Wanger 2006: 47, eigene Grafik 
Die Arbeitslosenquote der Frauen stieg 1993 auf den doppelten Wert der Männer, erhöhte sich dann jedoch 
nicht mehr wesentlich. Die Arbeitslosenquote der Männer schloss Anfang des neuen Jahrtausends zu den 
hohen Werten der Frauen auf und übersteigt diese seit 2001. 
Dennoch wuchs der weibliche Anteil am Gesamt-Arbeitsvolumen32 der neuen Bundes-
länder. Im Jahr 1991 erbrachten Frauen 42 Prozent des in den neuen Bundesländern geleis-
teten Arbeitsvolumens, bis 1995 fiel dieser Wert zunächst auf 41,3 Prozent, stieg seitdem 
jedoch kontinuierlich an und erreichte im Jahr 2004 43,4 Prozent sämtlicher geleisteter 
Arbeitsstunden (siehe Abb. 19). Ursache dieser scheinbar paradoxen Entwicklung ist die 
Binnenstruktur der Teilzeitbeschäftigten: Während die männlichen Teilzeitbeschäftigten zu 
einem großen Teil geringfügig Beschäftigte mit einem Arbeitsvolumen von einem Viertel 
einer Vollzeitstelle sind, gehen Frauen viel häufiger Teilzeitbeschäftigungen mit einer 
deutlich höheren Zahl wöchentlicher Arbeitsstunden nach: Die durchschnittliche Arbeits-
zeit der Frauen in einer Teilzeittätigkeit beträgt in den neuen Bundesländern fast zwei 
Drittel der Arbeitszeit einer Vollzeitbeschäftigten (Wanger 2006). Bei abnehmender Zahl 
männlicher Erwerbstätiger und einem Anstieg der männlichen Teilzeitquote konnten des-
                                                 
32 Das Arbeitsvolumen ist die Summe der von allen Erwerbstätigen jährlich geleisteten Arbeitsstunden. 
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halb die weiblichen Erwerbstätigen bei einer seit 1998 relativ konstanten Zahl von Er-
werbstätigen und ebenfalls steigender Teilzeitquote ihren Anteil am Gesamtarbeitsvolumen 
der neuen Bundesländer ausbauen.  
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Abb. 19: Geleistetes Arbeitsvolumen (in Millionen Stunden) von Männern und Frauen in den neu-
en Bundesländern, 1991-2004 
Quelle: Wanger 2006: 47, eigene Grafik 
Die Erosion traditionell männlich dominierter Branchen und Berufe in den neuen Bundesländern resultierte 
in einem Anstieg des Frauenanteils am Gesamt-Arbeitsvolumen. Dieser lag im Jahr 2004 bei etwa 43 Prozent 
und damit höher als 1991. 
Ursache dieser relativ zu den Männern günstigen Beschäftigungsentwicklung der 
Frauen liegt in der geschlechtsspezifischen Segregation der Erwerbstätigen in verschiede-
nen Wirtschaftsbereichen und der wirtschaftlichen Entwicklung dieser Bereiche. Männer 
sind überproportional in den Wirtschaftsbereichen Baugewerbe (87 Prozent), Energie- und 
Wasserversorgung (79 Prozent), Bergbau und verarbeitendes Gewerbe (72 Prozent), Ver-
kehr und Nachrichtenübermittlung (72 Prozent) sowie in der Land- und Forstwirtschaft/ 
Fischerei (67 Prozent) vertreten (Cornelißen 2005: 136, Angaben für 2005). Besonders im 
Baugewerbe wurde in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre massiv Beschäftigung abgebaut. 
Die Zahl der Erwerbstätigen im Beruf „Maurer, Feuerungs- und Schornsteinbauer“ nahm 
zwischen 1996 und 2000 um 26 Prozent ab, im Beruf Elektriker reduzierte sie sich um 19,9 
Prozent, im Beruf Konstruktionsmechaniker/ Metallbauer um 16,1 Prozent und in den 
Installations- und Montageberufen gar um 39,7 Prozent (Falk 2002: 52). 
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Frauendominierte Branchen erwiesen sich ab der zweiten Hälfte der 1990er Jahre als 
beschäftigungsstabiler.  Abb. 20 zeigt, dass die Zahl der Beschäftigten im Bereich „Erzie-
hung, Gesundheits- und Sozialwesen, sonstige Dienstleistungen“, der in den neuen Län-
dern den meisten Frauen Arbeit gibt, zwischen 1995 und 2004 nicht gesunken ist.  
0
2
4
6
8
10
12
14
16
La
nd
- u
nd
 F
or
st
w
irt
sc
ha
ft,
Fi
sc
he
re
i (
A
, B
)
B
er
gb
au
 u
nd
 G
ew
in
nu
ng
 v
on
St
ei
ne
n 
un
d 
Er
de
n 
(C
)
V
er
ar
be
ite
nd
es
 G
ew
er
be
 (D
)
En
er
gi
e-
 u
nd
W
as
se
rv
er
so
rg
un
g 
(E
)
B
au
ge
w
er
be
 (F
)
H
an
de
l,I
ns
ta
nd
h.
,R
ep
. v
.K
fz
 u
.
G
eb
ra
uc
hs
gü
te
rn
 (G
)
G
as
tg
ew
er
be
 (H
)
V
er
ke
hr
 u
nd
N
ac
hr
ic
ht
en
üb
er
m
itt
lu
ng
 (I
)
K
re
di
t- 
un
d
V
er
si
ch
er
un
gs
ge
w
er
be
 (J
)
G
ru
nd
st
üc
ks
-
,W
oh
nu
ng
sw
es
en
,D
ie
ns
tl.
f.U
nt
er
ne
h.
 (K
)
Ö
ff
en
tl.
 V
er
w
al
tu
ng
,
V
er
te
id
ig
un
g,
So
zi
al
ve
rs
. (
LQ
)
Er
zi
eh
un
g,
G
es
un
dh
./S
oz
ia
lw
es
en
,so
ns
t.D
ie
ns
tl.
(M
-P
)
Pr
oz
en
t a
lle
r B
es
ch
äf
tig
te
n
Männer 99 Ost
Männer 04 Ost
Frauen 99 Ost
Frauen 04 Ost
 
Abb. 20: Anteil sozialversicherungspflichtig Beschäftigter in den neuen Bundesländern (einschließ-
lich Berlin) nach Branchen 1999 und 2004 (in Prozent aller Beschäftigten) 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
In den neuen Bundesländern erlebte zwischen 1999 und 2004 vor allem das Baugewerbe dramatische Be-
schäftigungsverluste. 1999 noch größer Arbeitgeber bei den Männern, schrumpfte die Beschäftigtenzahl am 
Bau binnen weniger Jahre um fast 50 Prozent. Die für weibliche Beschäftigte bedeutsamste Branche, der 
Bereich Erziehung, Gesundheit, Sozialwesen, erlebte hingegen Beschäftigungsstabilität. 
Differenzieren muss man diesen Befund jedoch, wenn man die Arbeitslosigkeit von 
Männern und Frauen auf kleinräumiger Ebene betrachtet (Abb. 21). Hierbei wird deutlich, 
dass eine geringere Arbeitslosenquote bei Frauen vor allem in den bevölkerungsreichen 
kreisfreien Städten (meist Großstädte) und deren Umland zu beobachten ist. Im ländlich 
peripheren Raum ist vor allem in den Bundesländern Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen in der deutlichen Mehrzahl der Kreise eine höhere Arbeitslosigkeit von Frauen zu 
beobachten. Vermutlich sind in diesen zur DDR-Zeit hoch industrialisierten Regionen nach 
1990 besonders viele Frauen aus Produktionsberufen freigesetzt worden, die heute als 
ältere Frauen keine Chance auf einen neuen Arbeitsplatz haben. Etwas anders ist die Lage 
in den Bundesländern Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg. In beiden traditionell 
eher wenig industrialisierten Bundesländern liegt die Arbeitslosenquote der Frauen in der 
Mehrheit der Kreise unter jener der Männer. Besonders auffällig ist dies im Land Meck-
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lenburg-Vorpommern, welches von der überproportionalen Abwanderung junger Frauen 
am stärksten betroffen war. Dort liegt die Arbeitslosenquote der Frauen in zwölf von 16 
Kreisen unter jener der Männer. Verantwortlich dafür ist auch die größere Bedeutung der 
Tourismuswirtschaft in diesem Bundesland, in der vorwiegend Frauen beschäftigt sind. 
Insgesamt muss man feststellen, dass zwar nicht bei der Mehrheit der Erwerbsbevölkerung, 
aber doch in der Mehrheit der ostdeutschen Kreise Frauen einen höhere Arbeitslosenquote 
aufweisen als Männer. In den alten Bundesländern ist dies nicht der Fall, dort liegen fast 
überall die Arbeitslosenquoten der Männer über jenen der Frauen. Dies ist auch Ausdruck 
der höheren Erwerbsneigung ostdeutscher Frauen, die sich auch bei widriger Arbeitsmarkt-
lage weitaus seltener vom Arbeitsmarkt zurückziehen. 
unter -2,0
-2,0 bis unter -1,0
-1,0 bis unter 0,0
0,0 und mehr
 
Abb. 21: Differenz der Arbeitslosenquoten* Frauen minus Männer, 2002-2004 (Prozentpunkte) 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen; dargestellt ist die Differenz der Mittelwerte der 
Arbeitslosenquoten der Jahre 2002 bis 2004 für Frauen und Männer (bezogen auf abhängige Erwerbsperso-
nen) 
*eine Differenz von -1 bedeutet, dass die Arbeitslosenquote von Männern einen Prozentpunkt über der Quote 
der Frauen liegt. Im ländlichen Raum der neuen Bundesländer übersteigt die Gesamtarbeitslosenquote der 
Frauen jene der Männer. In Großstädten und deren Umland ist die Arbeitslosenquote der Frauen hingegen 
geringer. Die weibliche Jugendarbeitslosenquote ist jedoch in sämtlichen Kreisen geringer als die männliche.  
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unter -4,0
-4,0 bis unter -3,5
-3,5 bis unter -2,5
-2,5 bis unter -2,0
-2,0 und mehr
 
Abb. 22: Differenz der Jugendarbeitslosenquoten* Frauen minus Männer, 2002-2004 (Prozent-
punkte) 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Statistische Ämter des Bundes und der Länder, eigene Berechungen; die 
Zahl der erwerbslosen unter 25-Jährigen wurde bezogen auf die Zahl der männlichen bzw. weiblichen 
Wohnbevölkerung von 15 bis 24 Jahre 
*eine Differenz von -1 bedeutet, dass die Arbeitslosenquote von Männern einen Prozentpunkt über der Quote 
der Frauen liegt. Im ländlichen Raum der neuen Bundesländer übersteigt die Gesamtarbeitslosenquote der 
Frauen jene der Männer. In Großstädten und deren Umland ist die Arbeitslosenquote der Frauen hingegen 
geringer. Die weibliche Jugendarbeitslosenquote ist jedoch in sämtlichen Kreisen geringer als die männliche.  
 
Bemerkenswert ist jedoch, dass sich der Befund bezüglich der Gesamterwerbslosen-
quoten nicht in der Jugendarbeitslosigkeit (Arbeitslosenquote der unter 25-Jährigen) wi-
derspiegelt (Abb. 22). Liegt hier in allen Kreisen Deutschlands die Jugendarbeitslosenquo-
te der Frauen unter jener der Männer, so ist diese Differenz in den neuen Bundesländern 
sogar besonders groß.33 In einer deutlichen Mehrzahl von Kreisen liegt die Jugendarbeits-
losenquote der Männer mehr als vier Prozentpunkte über dem Wert der Frauen (in 79 von 
                                                 
33 „Echte“ Jugendarbeitslosenquoten (bezogen auf Erwerbspersonen) werden von der Bundesagentur für 
Arbeit nicht geschlechtsspezifisch bereitgestellt, die Agentur liefert nur die absoluten Zahlen. Um eine 
Vergleichbarkeit zu gewährleisten, wurde die Zahl der erwerbslosen unter 25-jährigen Männer und Frau-
en auf die geschlechsgleiche Wohnbevölkerung zwischen 15 und 25 Jahren bezogen. Die Differenz zwi-
schen den Werten von Frauen und Männern einer so berechneten Jugendarbeitslosenquote dürfte das Ni-
veau der tatsächlichen Arbeitslosenquote etwas überschätzen, da in diese Altergruppe bereits Frauen in 
der Familienphase fallen, die dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen.  
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113 Kreisen) – in den alten Bundesländern ist die Differenz nur in einer kleinen Minderheit 
von Kreisen so ausgeprägt. Die Gesamtarbeitslosenquote scheint also, insbesondere im 
ländlichen Raum, eher ein Indikator für die Arbeitsmarktlage älterer Personen zu sein, sie 
lässt sich aber nicht unmittelbar auf die unter 25-Jährigen übertragen. Frauen unter 25 
Jahren, die die Mehrzahl der Abwandernden stellen, sind nicht stärker von Arbeitslosigkeit 
betroffen als Männer. Nicht selten sind in Landkreisen, wo die Gesamtarbeitslosenquote 
von Frauen besonders deutlich über jener der Männer liegt, die Verhältnisse bei den unter 
25-Jährigen genau umgekehrt (Beispiele: Landkreise Stendal, Uecker-Randow, Ucker-
mark, Niederschlesischer Oberlausitzkreis). Dies führt zu dem interessanten Befund, das 
bei jungen Frauen dort, wo die Generation ihrer Mütter besonders stark von Arbeitslosig-
keit betroffen ist, offenbar die Tendenz, durch Wegzüge Arbeitslosigkeit zu vermeiden, 
weit ausgeprägter ist als bei Männern. Auf diesen Befund werden wir später zurückzu-
kommen. 
 
10.2 Ursachenanalyse: Der späte Weg in die Dienstleistungsgesellschaft  
Es stellt sich die Frage, aus welchem Grund die von Frauen ausgeübten Tätigkeiten in der 
Bundesrepublik – und insbesondere in den neuen Bundesländern – seit der zweiten Hälfte 
der 1990er Jahre gegenüber den „typisch männlichen“ Tätigkeiten eine vergleichsweise 
Beschäftigungsstabilität erlebten. Argumentieren kann man hier mit einem nachholenden 
Übergang zur Dienstleistungsgesellschaft – im Osten unter den besonderen Bedingungen 
des rasch übernommenen westdeutschen Wirtschafts- und Gesellschaftssystems.  
 
Theorien des Übergangs zur Dienstleistungsgesellschaft gehen von einer relativen Resis-
tenz des Dienstleistungssektors gegen Rationalisierungen aus. Diese Argumentation geht 
auf Fourastié zurück, der die Zunahme von Beschäftigung im Dienstleistungssektor damit 
begründete, dass auf der einen Seite die Arbeitsproduktivität im produzierenden Bereich 
durch technischen Fortschritt beinahe grenzenlos gesteigert werden könne, während auf 
der anderen Seite Dienstleistungstätigkeiten kaum rationalisierbar seien (Fourastié 1954)34. 
Dies führe zu einem relativen Wachstum der Beschäftigung im Dienstleistungssektor. 
                                                 
34  Jean Fourastié entwickelte die sogenannte Drei-Sektoren-Theorie, die bis heute einflussreich geblieben ist. 
Er teilt wirtschaftliche Tätigkeiten in die drei Sektoren primär, sekundär und tertiär ein und prognostiziert 
eine ökonomische Entwicklung von der Agrarischen über die Industriegesellschaft zur Dienstleistungsge-
sellschaft – je nach Dominanz eines der drei Sektoren (Fourastié 1954). 
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Gleichzeitig entstehe, als selbstverstärkender Prozess, in der Gesellschaft ein wachsender 
Bedarf an Dienstleistungen („Hunger auf Tertiäres“)35: Mit dem Anstieg des durchschnitt-
lichen Wohlstandes suchen die Individuen nach einem Kompromiss zwischen Freizeit, 
Komfort und eigener Erwerbsarbeit und fragen deshalb mehr persönliche Dienstleistungen 
nach. So kann es für sie ökonomisch sinnvoll sein, Tätigkeiten, die sie früher selbst ausge-
führt haben, von Dienstleistern einzukaufen, um dadurch Freizeit zu gewinnen. Auf der 
anderen Seite nimmt auch der Bedarf an unternehmensnahen Dienstleistungen zu, da die 
Unternehmen des produzierenden Sektors im Rahmen der Produktivitätssteigerung immer 
größere Anteile ihrer Unternehmenstätigkeit auf  Forschung, Vorbereitung, Planung und 
Organisation verwenden. Technischer Fortschritt auf der Ebene von Unternehmen und 
Wandel der Konsumpräferenzen auf der Ebene von Individuen bedingen so einen Wandel 
der Erwerbsstruktur. Ein immer größerer Anteil der Erwerbstätigen entfällt auf den Dienst-
leistungssektor.  
Diese  Entwicklung wird von den meisten Theoretikern auch unter gesellschaftseman-
zipatorischen Gesichtspunkten positiv gesehen. Die Entwicklung zur Dienstleistungsge-
sellschaft führe zu humaneren Lebens- und Arbeitsbedingungen wie Verbesserung der 
Umweltqualität, Verringerung körperlich schwerer Arbeit, Abbau von Hierarchien, Büro-
kratie und Zentralismus. Diese optimistische Sichtweise Fourastiés auf die Dienstleis-
tungsgesellschaft – Humanisierung und Individualisierung der Wirtschaft – teilen prinzi-
piell auch die Autoren Bell (1979) und Gartner/ Riessmann (1978). Eine eher pessimisti-
sche Sichtweise auf die Entwicklung zur Dienstleistungsgesellschaft äußerte hingegen 
Baumol (1967). Auch Baumol rekurriert dabei auf die These von der relativen Nichtratio-
nalisierbarkeit von Dienstleistungen und argumentiert, dass es im Falle von Lohnsteige-
rungen im Dienstleistungssektor (bei gleich bleibender Arbeitsproduktivität), diese sich an 
jenen im produzierenden Sektor (mit steigender Arbeitsproduktivität) orientieren, letztlich 
zu einer relativen Verteuerung von Dienstleistungen komme. Baumol verwendet dafür den 
Begriff der „Kostenkrankheit“ von Dienstleistungen. Im Ergebnis müssten Dienstleistun-
gen langsam vom Markt verschwinden, weil sie zu teuer werden. Würden diese Dienstleis-
                                                 
35 Unterschieden wird hier stets zwischen produktionsbezogenen (auch unternehmensnahen) Dienstleistun-
gen und konsumorientierten (auch persönlichen) Dienstleistungen. Erstere dienen der Güterproduktion, 
sind also Teil der Rationalisierung der industriellen Produktion, in der Organisations-, Forschungs- und 
Planungsinstanzen einen immer größeren Raum einnehmen. Die konsumorientierten Dienstleistungen 
hingegen sind auf den Endverbraucher bezogen und dienen dessen Genuss bzw. der Verbesserung seiner 
Lebensqualität. Beispiele dafür sind etwa Tätigkeiten in privaten Haushalten, die als Erwerbsarbeit er-
bracht werden, Tätigkeiten im Unterhaltungsbereich sowie medizinische, therapeutische Dienste, Bil-
dung, Erziehung und soziale Dienste. 
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tungen jedoch weiterhin angeboten und gekauft – etwa durch staatliche Eingriffe zuguns-
ten der sozialen und kulturellen Infrastruktur – so würde dies letztlich in einer Beeinträch-
tigung des gesamtwirtschaftlichen Wachstums und in einem Kollaps der Staatsfinanzen 
resultieren, da ein immer größerer Teil der Gesamtarbeit bei hohen Löhnen im „unproduk-
tiven“ Dienstleistungssektor gebunden wird.  
Die gesellschaftliche Realität zeigt, dass beide Argumentationsstränge zur Entwick-
lung der Dienstleistungswirtschaft ernst zu nehmende Anteile enthalten. Trotz berechtigter 
Kritik an Forastiers Konzept der drei Sektoren und der Nichtrationalisierbarkeit von 
Dienstleistungen (Pohl 1970)  ist die vorhergesagte Entwicklung – insbesondere in den 
neuen Bundesländern – im Wesentlichen eingetreten. Interessant ist, dass eine Tertiarisie-
rung der Wirtschaft stattgefunden hat, ohne dass das Argument der „Kostenkrankheit von 
Dienstleistungen“ völlig von der Hand zu weisen wäre. Letztlich haben sich jedoch ver-
schiedene gesellschaftliche Wege entwickelt, mit dieser „Kostenkrankheit“ umzugehen – 
die wiederum zu einer unterschiedlichen Entwicklung der Dienstleistungstätigkeiten ge-
führt haben. In den USA wurde der Weg der Entkopplung der Löhne gegangen, um gerade 
persönliche Dienstleistungen in hohem Umfang anzubieten: Hier steigt die Lohnhöhe im 
konsumnahen Dienstleistungssektor eben nicht mit der Lohnentwicklung in den übrigen 
Wirtschaftsbereichen. So entsteht eine kaufkräftige Schicht von Gut-Verdienern die sich 
die relativ billigeren persönlichen Dienstleistungen leisten kann („Dienstbotengesell-
schaft“). In Schweden wurde ein anderer Weg gewählt: Dort werden Dienstleistungen 
vorwiegend von der öffentlichen Hand innerhalb eines sehr stark ausgebauten öffentlichen 
Dienstes angeboten. Durch hohe Steuern werden Unternehmensgewinne im Wirtschaftsbe-
reichen mit hoher Produktivität abgeschöpft und zur Subventionierung des wenig produk-
tiven Bereichs der konsumnahen Dienstleistungen verwendet („Gesellschaft des öffentli-
chen Dienstes“). Dadurch wird zwar das Problem eines gebremsten Wachstums nicht be-
seitigt, doch das Angebot an Dienstleistungen wird garantiert. 
Häußermann und Siebel (1995: 51) charakterisieren die deutsche Gesellschaft (der 
1990er Jahre) als „rückständige Dienstleistungsgesellschaft“. Im westdeutschen Wirt-
schaftssystem kamen negative Auswirkungen der „Kostenkrankheit“ von konsumnahen 
Dienstleistungen voll zum Tragen – durch hohe, am produzierenden Bereich orientierte 
Löhne und staatlich fixierte hohe Lohnnebenkosten konnten konsumnahe Dienstleistungen 
kaum am Markt bestehen, was zu deren Mechanisierung bzw. deren Verschwinden beige-
tragen hat (Substitution von Fahrkartenverkäufern durch Automaten oder von Tankwarten 
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durch Selbstbedienungszapfsäulen). Die deutsche Gesellschaft wird deshalb auch als 
„Selbstbedienungsgesellschaft“ charakterisiert. 
Bis zum Jahr 2005 hatte Deutschland im Vergleich zu anderen EU-Ländern eine äu-
ßerst schwache Entwicklung des Arbeitsmarktes zu verzeichnen. Während die Beschäfti-
gung im produzierenden Bereich deutlich zurück ging, wuchs zwar die Beschäftigung im 
Dienstleistungssektor, allerdings nicht in dem Maße, dass die Beschäftigungsverluste in 
anderen Bereichen kompensiert werden konnten. Die Zahl der Erwerbstätigen in der Bun-
desrepublik Deutschland lag im Jahr 2005 bei 38.846.000 und hatte sich damit gegenüber 
1991 (38.621.000) praktisch kaum verändert – und das bei einer Arbeitslosenquote, die mit 
9,5 Prozent (2005) die fünfthöchste der Europäischen Union (nach Polen, der Slowakei, 
Griechenland und Spanien) war. Die Zahl der Erwerbstätigen im produzierenden Sektor 
sank dabei von 14,14 Millionen auf 10,00 Millionen. Das stärkste Beschäftigungswachs-
tum gab es in den Bereichen „Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistun-
gen“ (von 3,74 Millionen auf 6,40 Millionen) und im Bereich „Öffentliche und private 
Dienstleister“ (von 9,91 Millionen auf 11,88 Millionen), (Arbeitskreis Erwerbstätigenrech-
nung 2007).  
Häußermann und Siebel (1995) weisen darauf hin, das der Übergang zur Dienstleis-
tungsgesellschaft stets mit einer Erhöhung der weiblichen Erwerbsbeteiligung bzw. einer 
stärkeren Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt einhergeht. Mit Beginn der Industria-
lisierung wurden zunächst die Männer und die unverheirateten Frauen in außerhäusliche 
Erwerbsarbeit integriert. Willms-Herget (1985: 150) zeigt, dass über einen Zeitraum von 
etwa 100 Jahren bis in die 1960er Jahre die Erwerbsquote der Männer bei etwa 90 Prozent 
und die Erwerbsquote der allein stehenden Frauen bei etwa 70 Prozent gelegen hat. Von 
den verheirateten Frauen waren hingegen seit 1882 (für dieses Jahr liegen erstmals statisti-
sche Daten vor) bis in die 1950er Jahre nie mehr als 10 Prozent außerhalb des eigenen 
Familienhaushalts (ohne mithelfende Ehefrauen) erwerbstätig. Im Zeitalter großindustriel-
ler Massenproduktion waren so große Produktivitätszuwächse möglich, dass das Gesamt-
volumen der Erwerbsarbeit nicht mehr ausgeweitet werden musste, um einen wachsenden 
gesellschaftlichen Wohlstand zu produzieren. Eine strikte Trennung in außerhäusliche 
„männliche“ Erwerbsarbeit und haushaltsbezogene „weibliche“ Versorgungstätigkeit setzte 
sich Mitte des 20. Jahrhunderts auch als akzeptierter gesellschaftlicher Wert durch.  
Erst ab den 1960er Jahren stiegt die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen in der 
Bundesrepublik deutlich an, von 20,6 Prozent (1961) über 27,4 Prozent (1970) auf über 50 
Prozent (1987). Ein Vergleich der drei Länder USA, Schweden und Bundesrepublik 
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Deutschland zeigt, dass die Zunahme der Gesamterwerbsquote seit den 1960er Jahren 
überall fast ausschließlich von der Integration verheirateter Frauen in das System der Er-
werbsarbeit getragen wurde (Häußermann/ Siebel 1995: 184). Die höhere Erwerbsquote 
der Frauen hat in Schweden und den USA nicht zu einem vergleichbaren Rückgang der 
Erwerbsquote der Männer geführt. In den USA ist diese sogar gestiegen, in Deutschland, 
das den stärksten Rückgang der Erwerbsquote der Männer erlebte, ist die Erwerbsquote der 
Frauen am geringsten gestiegen. Die Erwerbstätigkeit der Frauen entwickelt sich also of-
fenbar weitgehend unabhängig von jener der Männer. Ursache ist die Geschlechtersegrega-
tion am Arbeitsmarkt mit der Dominanz von Frauen in den konsumorientierten Dienstleis-
tungen und das Beschäftigungswachstum in eben diesem Sektor. Da die Anteile der Be-
völkerung, die in der Güterproduktion beschäftigt sind, in den drei genannten Ländern 
nicht stark voneinander abweichen, werden die unterschiedlichen Gesamt-Erwerbsquoten 
nur durch eine Ausweitung der Beschäftigung in den Dienstleistungen möglich. „Der Weg 
in die Dienstleistungsgesellschaft ist der Weg der Frauen zusammen mit ihren traditionel-
len Aufgaben aus dem Haushalt in das System von Markt und Staat.“ (Häußermann/ Siebel 
1995: 186). 
 
Die DDR kann man aufgrund ihres schwach ausgebauten tertiären Sektors zwar nicht als 
Dienstleistungsgesellschaft bezeichnen, gleichwohl waren Dienstleistungsberufe – auch 
solche mit hoher Qualifikation – in starkem Maße von weiblichen Arbeitskräften domi-
niert. Der nach der Wiedervereinigung rasant einsetzende Wandel zur Dienstleistungsge-
sellschaft, ja eine regelrechte Deindustrialisierung der Ökonomie, ging einher mit einem 
dramatischen Beschäftigungsverlust bei männlich dominierten Berufen und einer relativen 
Stabilität bei solchen Tätigkeiten, die vorwiegend von Frauen ausgeübt werden. Während 
die Erwerbstätigenquote der Männer zwischen 1993 und 2004 in den neuen Bundesländern 
von 69 Prozent auf 63 Prozent sank, nahm die Erwerbstätigenquote der Frauen von 55 auf 
58 Prozent zu (Wanger 2006: 11). 
 
 104 
10.3 Berufsausbildung im Dualen System  
Die schwierige Lage auf dem Arbeitsmarkt der neuen Bundesländer geht seit den 1990er 
Jahren mit einer Knappheit an Ausbildungsplätzen im Dualen System der Berufsausbil-
dung einher (Bundesministerium für Bildung und Forschung 2006). In den neuen Bundes-
ländern lag die Angebots-Nachfrage-Relation bei den Berufsausbildungsplätzen letztmalig 
im Jahr 1992 über 100 (d.h. jedem Nachfrager stand mindestens ein angebotener Be-
rufsausbildungsplatz zur Verfügung). Seit 1996 schwankt die Angebots-Nachfrage-
Relation in den neuen Bundesländern um den Wert von 90 – was bedeutet, dass etwa zehn 
Prozent aller Interessenten schon rein rechnerisch (d.h. ganz unabhängig von Berufswün-
schen) keinen Ausbildungsvertrag erhalten können. In den alten Bundesländern lag diese 
Relation nur in drei Jahren seit 1992 knapp unter 100 (Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2006: 7). Die Lehrstellensituation in den neuen Bundesländern wird von den 
Berufsbildungsberichten der Bundesregierung regelmäßig als ungünstig bis sehr ungünstig 
eingeschätzt (Bundesministerium für Bildung und Forschung 2006, 2007).  
Nach Geschlecht werden die Daten des Bundesinstituts für Berufsbildung zu Ausbil-
dungsanfängern erst seit dem Jahr 2002 erhoben, über den Zeitraum davor lassen sich 
somit keine Aussagen über die Realisierung von Berufsausbildungswünschen im dualen 
Ausbildungssystem nach Geschlecht treffen. Die vorliegenden Daten für die Jahre 2002 bis 
2004 zeigen, dass Frauen auf dem Ausbildungsmarkt im Dualen System tendenziell eine 
schwierigere Situation vorfinden als Männer. Die Vermittlungsquote in Berufsausbildung36 
lag in den neuen wie in den alten Bundesländern bei den Frauen unter den Werten der 
Männer. Bei einer für beide Geschlechter ungünstigeren Vermittlungsquote in Ostdeutsch-
land, ist der Abstand der Vermittlungsquote der Frauen zu jener der Männer deutlich grö-
ßer als in den alten Bundesländern. Im Mittel der Jahre 2002 bis 2004 lag die Vermitt-
lungsquote in den alten Bundesländern bei 96,1 Prozent für Männer und bei 92 Prozent für 
Frauen, während in den neuen Bundesländern nur 94,9 Prozent der Männer und 89,6 Pro-
zent der Frauen, die einen Ausbildungsplatz nachfragten, einen Ausbildungsvertrag ab-
schließen konnten. Frauen scheinen also bei der Ausbildungsplatzsuche in den neuen Bun-
desländern stärker benachteiligt als Männer. Allerdings liegt der Frauenanteil an sämtli-
chen Bewerbern um einen Ausbildungsplatz im Dualen System in den neuen Bundeslän-
dern dauerhaft um etwa ein bis zwei Prozentpunkte unter den Werten in Westdeutschland. 
                                                 
36 Anteil der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge an der Summe aus neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträgen und nicht vermittelten Bewerbern. 
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Im Mittel der Jahre 2002 bis 2004 betrug der Frauenanteil bei Bewerbungen in den alten 
Bundesländern 43 Prozent, in den neuen Bundesländern jedoch nur 41,7 Prozent. Mögli-
cherweise, dies lässt der geringere Frauenanteil an allen Ausbildungsplatznachfragern 
vermuten, bewirbt sich ein Teil der Frauen in Ostdeutschland gar nicht erst auf einen Aus-
bildungsplatz in der Region, sondern bewirbt sich entweder gleich in den alten Bundeslän-
dern oder weicht auf Ausbildungszweige außerhalb des Dualen Systems aus.  
 
unter -2,50
-2,50 bis unter -0,50
-0,50 bis unter 0,00
0,00 und mehr
 
Abb. 23: Differenz der Vermittlungsquoten in eine Berufsausbildung37, Frauen minus Männer, 
2002-2004 (Prozentpunkte) 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen 
Die Vermittlungsquoten in Berufsausbildung sind für Frauen in vielen ostdeutschen Regionen gering und 
liegen teilweise deutlich unter jenen der Männer. Weibliche Jugendliche scheinen hier gegenüber männlichen 
benachteiligt. 
 
                                                 
37 Eigene Berechnungen; Daten zu neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen und nicht vermittelten Be-
werbern nach Geschlecht sind derzeit nur für Arbeitsagenturbezirke (AAB), nicht für Kreise verfügbar. 
Die Grenzen von AAB sind mit Kreisgrenzen nicht immer identisch. Es gibt sowohl AAB, die mehrere 
Kreise beinhalten, als auch Kreise, die zu mehreren AAB gehören. Im ersten Fall wurde für die vorlie-
gende Analyse jedem Kreis der Wert des jeweiligen AAB zugewiesen. Im zweiten Fall wurde dem Kreis 
der Mittelwert aller angehörigen AAB zugeordnet. 
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unter 91,0
91,0 bis unter 94,0
94,0 bis unter 97,0
97,0 und mehr
 
Abb. 24: Vermittlungsquoten in Berufsausbildung, Frauen, 2002-2004 (Prozent) 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen 
Die Vermittlungsquoten in Berufsausbildung sind für Frauen in vielen ostdeutschen Regionen gering und 
liegen teilweise deutlich unter jenen der Männer. Weibliche Jugendliche scheinen hier gegenüber männlichen 
benachteiligt. 
Die Karte in Abb. 23 stellt die regionale Verteilung der Vermittlungsquoten in Berufsaus-
bildung der Frauen im Vergleich zu Männern auf Kreisebene dar. Sichtbar wird, dass es 
trotz geringerer Vermittlungsquoten von Frauen gegenüber Männern in den neuen Bundes-
ländern auf Kreisebene eine erhebliche Uneinheitlichkeit gibt. In weiten Teilen der neuen 
Bundesländer lag im Mittel der Jahre 2002 bis 2004 die Vermittlungsquote für Frauen 
deutlich (mehr als zwei Prozentpunkte) unter jener der Männer. Davon betroffen sind vor 
allem periphere Landkreise und das gesamte Bundesland Thüringen. In weiten Teilen 
Sachsen-Anhalts, im westlichen Brandenburg und an der mecklenburgischen Ostseeküste 
sind die Vermittlungsquoten in Berufsausbildung hingegen ausgeglichen. In Dresden wie-
derum, im sächsischen Erzgebirge und im östlichen Brandenburg wurden Frauen besser in 
Berufsausbildung vermittelt als Männer. Wie Abb. 24 zeigt, ist in diesen Regionen die 
Vermittlungsquote von Frauen in Berufsausbildung generell günstiger als in den übrigen 
Regionen der neuen Länder. Dennoch ist die Quote neu abgeschlossener Ausbildungsver-
träge für Frauen im Osten insgesamt geringer als im Westen.: Im Mittel der Jahre 2002-
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2004 lag die Quote in den neuen Bundesländern bei 9,4 vermittelten Bewerberinnen je 100 
Einwohner von 15 bis 19 Jahre, in den alten Bundesländern bei 10,8 (für die Männer im 
Osten 12,9; im Westen 13,7). Diese gegenüber den Männern relativ geringe Ausbildungs-
platzquote kann darauf hindeuten, dass junge Frauen diese Benachteiligung antizipieren 
und in andere Bildungsgänge ausweichen. Häufiger arbeitslos als Männer sind sie, wie 
unter Punkt 10.1 beschrieben wurde, nicht. 
 
10.4 Geschlechtersegregation am Arbeitsmarkt 
Zur Erklärung geschlechtsselektiven Berufswahlverhaltens gibt es eine Fülle von Untersu-
chungen und unterschiedlichen Erklärungsansätzen (Granato/ Schittenhelm 2004: 36ff.). 
Die meisten Untersuchungen beziehen sich allerdings auf Jugendliche westdeutscher Her-
kunft, wobei der Fokus der Ergebnisinterpretation meist auf dem Ausschluss von Mädchen 
von solchen Ausbildungsberufen liegt, die höheres Einkommen und höheren sozialen Sta-
tus versprechen. Ein hohes Maß an Einfluss auf die Berufswahlentscheidungen von männ-
lichen und weiblichen Jugendlichen wird der Vorbildfunktion und der Prägung durch Be-
zugspersonen – insbesondere durch Eltern und Lehrer – eingeräumt. Die Lebensweise der 
Eltern hat Modellcharakter, auch ohne dass dies den Beteiligten in jedem Fall bewusst sein 
muss. So nahmen in einer Regionalstudie in Hamburg Eltern eine geschlechtsspezifische 
Einschätzung der Begabungen ihrer Töchter vor. Auch wenn deren Schulnoten dem wider-
sprachen, waren Eltern eher davon überzeugt, dass ihre Töchter nicht über naturwissen-
schaftlich-mathematische Begabungen verfügten, während Fähigkeiten für frauenspezifi-
sche Berufe vorausgesetzt wurden (Hoose/ Vorholt 1997). In verschiedenen Untersuchun-
gen wird auf eine ungleiche Förderung in den naturwissenschaftlich-technischen Fächern 
hingewiesen. Schülerinnen erhielten in naturwissenschaftlich-technischen Fächern von 
Lehrern weniger Unterstützung als Schüler (Bund-Länder Kommission für Bildungspla-
nung und Forschungsförderung 2000). Die Lehrer würden zu geschlechtsspezifischen 
Zuschreibungen neigen, bei denen Mädchen und Jungen von vornherein nicht die selben 
Fähigkeiten und Interessen unterstellt werden. Die Fremdeinschätzung durch Eltern und 
Lehrer präge letztlich die Selbsteinschätzung der Mädchen, so dass diese auch bei guten 
Noten in technisch-naturwissenschaftlichen Fächern sich nicht in dem selben Maße wie 
männliche Jugendliche für technische Berufe interessierten. Ebenso orientieren sich männ-
liche und weibliche Jugendliche in starkem Maße an Gleichaltrigen. Sie streben Berufe an, 
die im jeweiligen Umfeld als interessant und angemessen bzw. erstrebenswert gelten 
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(Schittenhelm 2004). Insgesamt lässt sich konstatieren, dass geschlechtsspezifische Aspira-
tionen bezüglich Bildungs- bzw. Berufsabschluss bereits früh, und nicht erst mit Abschluss 
der allgemein bildenden Schule, geprägt werden. 
Eine andere Argumentationslinie betont weniger die individuelle Nachfrage nach be-
stimmten Ausbildungsberufen, sondern vielmehr die Angebotsstrukturen des Ausbil-
dungsmarktes. So seien Rekrutierungspraktiken von Ausbildungsbetrieben nicht immer 
geschlechtsneutral, was zu einer geschlechtstypischen Besetzung von Ausbildungsberufen 
führen kann. Gleichzeitig wird unterstellt, dass Ausbildungsbetriebe unter der Bedingung 
knapper Ausbildungsplätze männliche Bewerber bevorzugen (Granato/ Schittenhelm 
2004).  
Eine dritte These besagt, dass eine geschlechtstypische Berufswahl deshalb erfolgt, 
weil typische Frauenberufe eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf gewährleis-
ten (Blossfeld 1989; Quack 1994). Dies ließ sich jedoch in einer empirisch vergleichenden 
Studie für die Bundesrepublik Deutschland und die DDR nicht bestätigen (Trappe/ Rosen-
feld 2001). Diese These hätte impliziert, dass in der DDR, wo die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf generell gewährleistet war, die berufliche Geschlechtersegregation geringer 
als in der Bundesrepublik Deutschland ausfällt. Trappe und Rosenfeld stellen fest, dass 
sowohl in der Bundesrepublik als auch in der DDR beim Berufseinstieg ein hohes Maß an 
Geschlechtersegregation zu beobachten war und dass diese Berufswahl ein erhebliches 
Beharrungsvermögen im Lebensverlauf aufweist. Weder war zu beobachten, dass im Ver-
lauf der Familiengründung eine stärkere Konzentration von Frauen auf typischen Frauen-
berufe stattfand, noch ließ sich zeigen, dass kinderlose Frauen häufiger in frauenuntypi-
schen Berufen arbeiten. Frauendominierte Tätigkeiten, so das Fazit der Autoren, bieten 
nicht notwendigerweise günstigere Bedingungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
(Trappe/ Rosenfeld 2001: 173).  
Zu konstatieren bleibt, dass die geschlechtsspezifische Berufswahl in erheblichem 
Maße von Prägungen durch soziale Bezugspersonen und von den geschlechtsspezifischen 
Erwartungen und Zuschreibungen des sozialen Umfeldes – einschließlich geschlechtsspe-
zifischer Rekrutierungspraktiken der Betriebe – abhängt. Die Angebotsstrukturen des Ar-
beitsmarktes können die geschlechtsspezifische Berufswahl allein nicht erklären. Auch 
vermeintlich objektive Gründe für eine geschlechtstypische Berufswahl, wie etwa eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf in so genannten Frauenberufen, spielen dem-
gegenüber eine deutlich untergeordnete Rolle. Die meist in Studien in Bezug auf Mädchen 
in den alten Bundesländern gewonnenen Erkenntnisse sind dabei u. E. ebenso auf die neu-
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en Bundesländer und mit umgekehrten Vorzeichen auch auf männliche Jugendliche über-
tragbar: Bezugspersonen und Erwartungen des sozialen Umfeldes prägen auch deren Be-
rufswahl. 
 
Die Geschlechtersegregation in Berufen und Wirtschaftssektoren hat sich in Ost- und 
Westdeutschland nicht angeglichen, sondern es bestehen Unterschiede fort (Falk 2002, 
Goedicke/ Trappe 2005). Dazu trugen zwei verschiedene Effekte bei: Struktureffekte, die 
sich aus der konjunkturell unterschiedlichen zahlenmäßigen Entwicklung verschiedener 
Branchen und Berufsgruppen ergeben und Individualeffekte – anhaltende Differenzen im 
geschlechtsspezifischen Berufswahlverhalten in Ost und West. 
Zwar hat es in den neuen Bundesländern in zahlreichen Berufen, die früher stark von 
Frauen dominiert waren, einen Anstieg des Männeranteils gegeben. Dies betrifft etwa 
Berufe wie Bankkaufmann/-frau, Sozialarbeiter/-in, Bibliothekar/-in, Verkäufer/-in (Goe-
dicke/ Trappe 2005: 104). Gleichzeitig kam es auch zu einer Resegregierung männlich 
dominierter Berufe, die in der DDR-Gesellschaft stärker integriert waren, vor allem in 
Bereich der Landwirtschaft und des produzierenden Gewerbes (was sich erhöhend auf ein 
statistisches Segregationsmaß auswirkt) – wobei gleichzeitig männerdominierte Berufe in 
hohem Maß Beschäftigungseinbußen erlitten (was die statistische Segregation der gesam-
ten Berufsstruktur abschwächt). Trotz aller Verschiebungen der Berufsstruktur zeigen 
Segregationsmaße, dass der ostdeutsche Arbeitsmarkt auch zehn Jahre nach der Wieder-
vereinigung deutlich stärker segregiert war als der westdeutsche. Der Gini-Koeffizient38 
bezüglich geschlechtsspezifischer beruflicher Segregation lag im Jahr 2000 in den neuen 
Bundesländern bei 0,656, in den alten Bundesländern bei 0,590 (Falk 2002:48). Damit 
hatte sich in beiden Teilen Deutschlands die Geschlechtersegregation gegenüber 1991 in 
ähnlichem Ausmaß erhöht (Gini 1991: Ost 0,611, West 0,565). In den neuen Bundeslän-
dern hatte die Geschlechtersegregation gemessen am Gini-Koeffizienten zunächst bis 1997 
durch die beschriebenen Resegregations- und Verdrängungseffekte stark zugenommen, 
sank jedoch danach aufgrund der starken Beschäftigungsverluste stark männerdominierter 
Berufe wieder ab. 
Ein zweiter Faktor dauerhaft höherer Segregationsmaße bei der Berufswahl in Ost-
deutschland scheint jedoch auch das Fortdauern stärker geschlechtsspezifischer Ausbil-
                                                 
38 Der Gini-Koeffizient ist ein Maß für die Ungleichheit statistischer Verteilungen. Er kann Ausprägungen 
zwischen null und eins annehmen. Je näher der Wert an eins liegt, umso größer die Ungleichverteilung. 
Zu Segregationsindizes siehe Falk 2002: 39ff. 
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dungswünsche zu sein. So sind insbesondere die Ausbildungsgänge an Berufsfachschulen 
bis heute sehr stark und weitaus deutlicher als im Westen Deutschlands von Frauen domi-
niert.39 Zwar unterliegt die Entwicklung und Geschlechterstruktur der Absolventen von 
Berufsfachschulen zeitlichen, aber auch regionalen Schwankungen, da die Zuordnung von 
Ausbildungsgängen nicht bundeseinheitlich geregelt ist und daher den Bestimmungen bzw. 
Gesetzesänderungen einzelner Bundesländer unterliegt. Auch erfolgt die Zuordnung von 
medizinischen Berufen nicht einheitlich. In manchen Bundesländern werden bestimmte 
medizinische Berufe in speziellen Schulen des Gesundheitswesens ausgebildet, in anderen 
Bundesländern erfolgt die Ausbildung hingegen an Berufsfachschulen – dies kann die 
Entwicklung der Schülerzahlen und der Frauenanteile in den einzelnen Ausbildungssekto-
ren beeinflussen. 
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Abb. 25: Frauenanteil an allen Schülern an Berufsfachschulen und Fachschulen in den alten und 
neuen Bundesländern, 1996-2004 
Datenquelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
Der Anteil weiblicher Auszubildender an Berufsfachschulen und Fachschulen hat sich in neuen und alten 
Bundesländern seit 1996 verringert. Eine Angleichung ist jedoch nicht feststellbar, Unterschiede in der 
geschlechtsspezifischen Berufswahl zwischen Ost und West bleiben bestehen. 
                                                 
39 Berufsfachschulen sind Vollzeitschulen mit mindestens einjähriger Schulbesuchsdauer, die in der Regel 
nach Erfüllung der Vollzeitschulpflicht besucht werden können. Sie können der Berufsvorbereitung die-
nen, aber auch einen vollqualifizierenden beruflichen Abschluss vermitteln. Letzteres ist in den neuen 
Bundesländern weitaus häufiger der Fall: Im Schuljahr 2004/2005 waren 88 Prozent der beruflichen Ab-
schlüsse an Fachschulen der neuen Bundesländern vollqualifzierende Berufsabschlüsse, in den alten Bun-
desländern war dies nur bei 38 Prozent der Abschlüsse der Fall (BMBF 2006: 181). 
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Auf der einen Seite hat die Zahl der Schüler an Berufsfachschulen in den vergangenen 
Jahren sowohl in den neuen als auch in den alten Bundesländern insgesamt zugenommen. 
Als Ursache dafür werden auf der einen Seite die Knappheit von Ausbildungsplätzen in 
Dualen System angeführt (Bothfeld et al. 2005: 84). Auf der anderen Seite war der Frauen-
anteil an allen Berufsfachschülern seit 1995 rückläufig. In den neuen Bundesländern sank 
dieser Anteil von 80 Prozent auf etwa 65 Prozent (2004), in den alten Bundesländern ging 
der Frauenanteil von 65 Prozent auf 57 Prozent zurück. Begründet wird dieser Rückgang 
des Frauenanteils ebenfalls mit der schwierigen Lehrstellensituation im Dualen System, 
was zahlreiche männliche Jugendliche dazu gebracht haben könnte, vollzeitschulische 
Berufsausbildungen zu wählen (Bothfeld et al. 2005: 85). Diese Entwicklung könnte aber 
durchaus auch einen Wertewandel und einen Wandel des Systems der Berufe zum Aus-
druck bringen: Zwar dominieren unter den am stärksten besetzten Berufen an Berufsfach-
schulen noch immer klassische „Frauenberufe“ wie Erzieher/-in, Altenpfleger/-in oder 
Hauswirtschafter/-in – doch unter jenen Berufsfachschulausbildungen mit starken Wachs-
tumsraten gibt es eine Reihe von Berufen, die durchaus als „männlich“ wahrgenommen 
werden, so etwa „Assistent für Wirtschaftsinformatik“ oder der Bereich „Fahr-, Flugzeug-
bau- und Wartungsberufe“ (BMBF 2006: 183 f.). Insgesamt muss man jedoch konstatieren, 
dass der Frauenanteil unter den Schülern an Berufsfachschulen in den neuen Bundeslän-
dern nach wie vor etwa acht Prozentpunkte höher liegt als in Westdeutschland und es seit 
1999 praktisch keine weitere Angleichung der Anteile gegeben hat – was auf dauerhaft 
unterschiedliche Berufswahlpräferenzen hindeutet. 
Auch in Berufen, die normalerweise im Dualen System ausgebildet werden, unter-
scheiden sich Berufspräferenzen nach Geschlecht in Ost und West bis heute. So ist der 
Frauenanteil an den Auszubildenden in zahlenmäßig bedeutenden Dienstleistungsberufen 
wie Kaufmann/-frau im Einzelhandel, Koch/Köchin oder Berufen im Ho-
tel/Gaststättengewerbe in den neuen Bundesländern deutlich höher (Tab. 14). Die größte 
Differenz weist der Beruf „Verkäufer“ auf, wo der Frauenanteil in den neuen Bundeslän-
dern sechs Prozentpunkte höher liegt als im Westen Deutschlands. Ebenso sind Ausbil-
dungsplätze zu Büro- oder Verwaltungsberufen in den neuen Bundesländern weit stärker 
weiblich dominiert als im Westen Deutschlands. So sind Frauen in den Ausbildungsberu-
fen Industriekaufmann/-frau, Verwaltungs- und Büroberufe im öffentlichen Dienst und 
Kaufmann/-frau für Bürokommunikation unter den in den neuen Bundesländern im Jahr 
2004 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen drei Prozentpunkte häufiger vertreten als 
in den alten Bundesländern. 
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Tab. 14: Geschlechtersegregation bei Berufen* in der dualen Ausbildung in den neuen und alten 
Bundesländern, 2004 
Neue Bundes-
länder und Berlin
Alte Bundes-
länder neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 
2004 in Berufen der dualen Ausbildung Frauen-
anteil
Verträge 
gesamt
Frauen-
anteil
Verträge 
gesamt 
Verhältnis Frau-
enanteil Ost/West
  % abs.  % abs.
Stufenausbildung Bauwirtschaft/-gewerbe 1,0 5.393 0,7 9.271 1,55
Koch/Köchin                              25,4 6.501 21,7 11.046 1,17
Landwirtschaftliche Berufe               25,0 3.988 21,9 9.207 1,14
Bäcker/-in                               19,6 1.157 17,9 5.156 1,10
Verkäufer/-in                            68,8 4.832 62,8 12.327 1,10
Neue Medienberufe                        49,2 1.503 45,9 5.083 1,07
Kaufmann/frau im Einzelhandel            57,3 7.493 53,5 22.493 1,07
Bürokaufmann/-frau                       75,0 5.086 70,3 19.036 1,07
Berufe im Hotel- und Gaststättengewerbe 74,5 9.064 70,4 17.138 1,06
Industriekaufmann/-frau                  62,9 1.657 60,0 17.658 1,05
Verwaltungs/Büroberufe im öff. Dienst   73,5 2.834 70,8 9.055 1,04
Kaufmann/-frau für Bürokommunikation   81,1 3.495 78,1 10.222 1,04 D
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Neue IT-Berufe                           11,2 2.415 10,9 12.349 1,03
Friseur/-in                              91,2 3.496 89,6 13.225 1,02
Maler/-in und Lackierer/-in              9,1 3.168 9,0 10.491 1,02
Bankkaufmann/-frau                       57,2 1.482 57,3 11.327 1,00
Zahnmedizinische Berufe                  98,8 1.536 99,6 11.157 0,99
Sonstige Auszubildende im Handwerk      48,0 1.473 48,4 7.091 0,99
Rechtsanwalts-/Notarfachangestellte(r)   94,6 1.399 96,3 7.221 0,98
Arzthelfer/-in                           97,6 1.519 99,4 13.353 0,98
Kaufmann/-frau im Groß- u. Außenhandel 40,2 1.661 41,5 13.999 0,97 Et
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Fachverkäufer/-in im Nahrungsm.-
Handw.   90,1 2.010 94,3 9.671 0,96
Behindertenausb. nach §48BBIG, §42 
HwO   33,7 6.429 35,5 8.332 0,95
Rest: Kaufmännische/sonst. Berufe in IH 45,9 8.535 48,9 33.733 0,94
Energieel./in Anl./Betr./Elektroinst./in 2,4 3.237 2,5 18.160 0,93
Rest: Gewerbliche Berufe im Handwerk    16,8 3.665 18,3 15.306 0,92
Rest: Gewerbl./industrielle Berufe in IH 7,4 12.209 8,7 34.348 0,86
Kraftfahrzeugmechaniker/-in              1,9 4.872 2,4 20.712 0,83
Metallbauer/-in                          0,7 1.744 1,0 6.187 0,76
Tischler/-in                             5,6 1.987 7,5 7.857 0,75
Zentralheizungs- und Lüftungsbauer/-in   0,7 1.326  0,9 8.574 0,73 D
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Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30.September 2004, eigene Berechnungen; * neu 
abgeschlossene Ausbildungsverträge 2004, nur Berufe mit mehr als 1000 Neuverträgen 
Stärker männerdominiert als im Westen sind eindeutig Lehrberufe mit technischer und 
handwerklicher Ausrichtung, wie Tischler, Kraftfahrzeugmechaniker oder Gewerbli-
che/industrielle Berufe in Industrie und Handwerk. Auffällig ist auch, dass die „Behinder-
tenausbildung nach §48BBIG, §42 HwO“, die unter anderem lernschwachen Schülern 
zugute kommen soll, in den neuen Bundesländern nicht nur in absoluten Zahlen gegenüber 
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dem viel bevölkerungsreicheren Westdeutschland sehr häufig vorkommt, sondern dort 
auch der Männeranteil größer ist. Offenbar erfolgt hier eine Unterbringung schwer vermit-
telbarer männlicher Jugendlicher in einer Behindertenausbildung. Annähernd gleiche Frau-
enanteile in Ost und West findet man in besonders attraktiven oder modernen Lehrberufen: 
bei den IT-Berufen oder im Beruf Bankkaufmann/-frau, Kaufmann/-frau im Groß- und 
Außenhandel sowie in Berufen, die typischerweise als rein weiblich gelten, wie Arzthel-
fer/-in, Zahnarzthelfer/-in oder Friseur/-in.  
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in vielen Berufen, die deutschlandweit stark 
von Männern dominiert sind, der Frauenanteil in den neuen Bundesländern noch geringer 
ist als im Westen. In vielen Berufen mit hohem Frauenanteil in ganz Deutschland ist dieser 
Frauenanteil in den neuen Bundesländern aber noch ausgeprägter. Die geschlechtsspezifi-
sche Berufswahl im Dualen System der Berufsausbildung in neuen und alten Bundeslän-
dern legt nahe, dass hier Geschlechterstereotype fortdauern, die bereits im DDR-
Erwerbssystem existierten.  
 
10.5 Analyse der gegenwärtigen Wirtschaftsstruktur in Ostdeutsch-
land – fehlen frauentypische Arbeitsplätze? 
Aufgrund des oben beschriebenen geschlechtsspezifischen Berufswahlverhaltens ist für 
eine Beurteilung der Entwicklung des Arbeitsmarktes für Männer und Frauen eine Analyse 
der Entwicklung verschiedener Wirtschaftszweige erforderlich. Durch die Anpassung der 
ostdeutschen Wirtschaft an internationale Wettbewerbsbedingungen waren nach der Wie-
dervereinigung besonders viele Betriebe des verarbeitenden Gewerbes nicht mehr konkur-
renzfähig, mussten schließen oder schrumpften auf marktgerechte Größe. Neugründungen 
konnten die entstandenen Lücken nicht füllen. Auch im Jahr 2004 war das verarbeitende 
Gewerbe in den neuen Bundesländern noch deutlich schwächer als in den alten: In den 
neuen Bundesländern (einschließlich Berlin) waren 16,8 Prozent der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbe beschäftigt, in den alten Bundesländern 
hingegen 27,7 Prozent.40 
Im Baugewerbe nahm die Entwicklung einen entgegengesetzten Verlauf. Durch öf-
fentliche Förderung von Bauvorhaben und Programme zur Angleichung der Infrastruktur 
                                                 
40 Quelle aller in diesem Kapitel getroffener Aussagen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, 
eigene Berechnungen 
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entwickelte sich in den neuen Bundesländern bis Mitte der 1990er Jahre ein überdimensio-
nierter Bausektor. Seit Jahren muss sich dieser Sektor einer nachlassenden Nachfrage an-
passen und eine weitere Schrumpfung des Sektors ist in den kommenden Jahren zu erwar-
ten. Dennoch waren im Jahr 2004 in den neuen Bundesländern noch immer 8,2 Prozent 
aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der Bauwirtschaft tätig, in Westdeutsch-
land hingegen nur 5,7 Prozent.  
Erhebliche Unterschiede der Branchenstruktur betreffen die Landwirtschaft und das 
Kredit- und Versicherungsgewerbe. Während im Osten noch 2,5 Prozent der Beschäftigten 
in der Landwirtschaft tätig sind, sind dies im Westen nur noch 0,9 Prozent. Im Kredit- und 
Versicherungsgewerbe sind hingegen anteilsmäßig im Westen fast doppelt so viele Men-
schen tätig wie in den neuen Bundesländern. Beides spiegelt eine strukturelle Schwäche 
der ostdeutschen Wirtschaft wider: Branchen mit geringer Umsatzproduktivität sind ge-
genüber Westdeutschland über-, Branchen mit hoher Umsatzproduktivität unterrepräsen-
tiert.  
Entsprechen diese Ergebnisse noch den Erwartungen an Ostdeutschland als rückstän-
dige Dienstleistungswirtschaft, so widersprechen die folgenden Ergebnisse einer solchen 
Interpretation: In den Bereichen „Öffentliche Verwaltung/ Sozialversicherung“41 und Er-
ziehung und Unterricht/ Gesundheits- und Sozialwesen“42 ist in den neuen Bundesländern 
insgesamt ein deutlich größerer Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten tätig 
als in Westdeutschland. Im erstgenannten Sektor beträgt das Verhältnis 8,8 Prozent (Ost) 
zu 5,9 Prozent (West), in letzterem sogar 24,9 Prozent (Ost) zu 19,1 Prozent (West). Diese 
Zahlen sind letztlich Ausdruck der erheblichen Schwäche anderer Brachen – insbesondere 
des verarbeitenden Gewerbes. Gerade weil in vielen Regionen das produzierende Gewerbe 
dramatisch geschrumpft ist, sind die verbleibenden Beschäftigten überproportional in den 
eher beschäftigungsstabilen Bereichen des Dienstleistungssektors zu finden.  
Deshalb lässt sich aus der Branchenstruktur auch kein unmittelbarer Zusammenhang 
mit der geschlechtsselektiven Abwanderung herleiten: Eher von weiblichen Beschäftigten 
dominierte Wirtschaftsbereiche (wie Öffentliche Verwaltung, Erziehung und Unterricht, 
Sozialwesen) sind in den neuen Bundesländern gegenüber männerdominierten Branchen 
                                                 
41 Vollständige Bezeichnung: Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung, Exterritoriale 
Organisationen und Körperschaften 
42 Vollständige Bezeichnung: Erziehung und Unterricht, Gesundheits-, Veterinär-, und Sozialwesen, Erbrin-
gung von sonstigen öffentlichen und privaten Dienstleistungen, Private Haushalte 
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nicht unterrepräsentiert – es ist im Gegenteil eher der männerdominierte Bereich des verar-
beitenden Gewerbes, der eine erhebliche Schwäche aufweist. 
Tab. 15: Anteile sozialversicherungspflichtig Beschäftigter sowie Arbeitsplatzdichte nach Ge-
schlecht und Wirtschaftszweigen in den neuen und alten Bundesländern, 2004 
 
 
Wirtschaftszweige 
- Branchenstruktur - 
Beschäftigte als Anteil an 
allen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten 
- Arbeitsplatzdichte - 
sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte je 100 Einwoh-
ner von 18-60 Jahre 
 Männer Frauen Männer Frauen
 neue 
BL
alte 
BL
neue 
BL
alte 
BL
neue 
BL 
alte 
BL 
neue 
BL 
alte 
BL
Land-, Forstwirtschaft, Fischerei 3,4 1,1 1,6 0,5 1,73 0,50 0,85 0,28
Bergbau, Gewinng. Steine+ Erden 0,7 0,7 0,1 0,1 0,35 0,25 0,08 0,04
Verarbeitendes Gewerbe 22,8 36,6 10,7 16,3 11,53 15,9 5,72 8,33
Energie- und Wasserversorgung 1,5 1,3 0,7 0,4 0,77 0,51 0,37 0,22
Baugewerbe 14,4 8,9 1,9 1,6 7,28 3,29 1,02 0,83
Handel; Instandhaltg.+Reparatur 
v. Kfz u. Gebrauchsgütern 11,5 13,6 14,6 17,5 5,83 8,81 7,80 8,97
Gastgewerbe 2,5 2,1 4,1 3,5 1,27 1,56 2,21 1,77
Verkehr u.  Nachrichtenübermittl. 8,8 6,9 3,7 3,4 4,42 3,08 1,98 1,76
Kredit- u. Versicherungsgewerbe 1,5 3,5 3,2 5,2 0,75 2,44 1,69 2,66
Grundstücks-/Wohn.wesen, Ver-
mietg., Dienstl. f. Untern. 12,4 11,4 12,1 12,3 6,23 6,77 6,47 6,28
Öff. Verwaltg, Verteidigg u. Sozi-
alvers.; exterrit. Organisat. u. 
Körpersch. 
5,6 4,6 12,1 7,5 2,82 3,39 6,49 3,86
Erziehg u. Unterr.; Gesundheits-, 
Vet.- u. Sozialwesen; sonstige 
öff.+ pers. Dienstl.; priv. Haush. 
14,8 9,2 35,1 31,6 7,47 10,97 18,77 16,20
gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 50,45 63,59 53,47 51,21
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
Eine nach Geschlecht getrennte Analyse der Beschäftigtenstruktur (Tab. 15) unter-
streicht diese Einschätzung: Im Bereich „Erziehung und Unterricht/ Gesundheits- und 
Sozialwesen“ arbeiten in den neuen Bundesländern 35,1 Prozent aller weiblichen Beschäf-
tigten, im Westen sind dies 31,6 Prozent. Im Bereich „Öffentliche Verwaltung/ Sozialver-
sicherung ist die Diskrepanz noch größer: Während hier in den alten Bundesländern 7,5 
Prozent aller weiblichen Beschäftigten aktiv waren, sind dies im den neuen Bundesländern 
12,1 Prozent. Die größten Defizite tun sich für die Frauen in den Bereichen „Verarbeiten-
des Gewerbe“ (10,7 Prozent Ost vs. 16,3 Prozent West) auf. Anteilsmäßig weniger weibli-
che Beschäftigte finden sich im Osten in den Branchen „Handel“43 (17,5 Prozent West zu 
14,6 Prozent Ost) sowie im Bereich Kredit- und Versicherungsgewerbe (5,2 Prozent West 
                                                 
43 Vollständige Bezeichnung: Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kfz und Gebrauchtgütern 
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zu 3,2 Prozent Ost) auf. Für weibliche Beschäftigte fällt also in den neuen Bundesländern 
eher die Stärke und keineswegs die Schwäche des Bereiches „Öffentliche Verwaltung/ 
Sozialversicherung“ sowie „ Erziehung und Unterricht/ Gesundheitswesen“ auf. 
Betrachtet man zusätzlich die branchenbezogene Arbeitsplatzdichte in Ost und West 
nach Geschlecht, also die Anzahl von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen in den 
einzelnen Branchen bezogen auf männliche bzw. weibliche Einwohner zwischen 18 und 60 
Jahren, so stellt sich heraus, dass in sämtlichen Wirtschaftsbereichen bis auf die Bereiche 
„Verarbeitendes Gewerbe“, „Handel“ und den Bereich „Kredit- und Versicherungsgewer-
be“ in den neuen Bundesländern mehr von Frauen besetzte Arbeitsplätze existieren als in 
Westdeutschland. Für Männer betrifft das Defizit an Arbeitsplätzen bezogen auf die er-
werbsfähige männliche Bevölkerung jedoch sieben Branchen: Verarbeitendes Gewerbe, 
Handel, Gastgewerbe, Kredit- und Versicherungsgewerbe, Grundstücks- und Wohnungs-
wesen, Öffentliche Verwaltung sowie Erziehung und Unterricht/ Veterinär- und Gesund-
heitswesen.  
Während es in den neuen Bundesländern im Jahr 2004 53,5 sozialversicherungspflich-
tige weibliche Beschäftigte je 100 weibliche Einwohner zwischen 18 und 60 Jahren gab, 
betrug dieser Wert in den alten Bundesländern nur 51,2. Auf der anderen Seite sind in 
Ostdeutschland nur 50,5 von 100 Männern im erwerbsfähigen Alter beschäftigt – in West-
deutschland hingegen 63,6. Betrachtet man die Arbeitsplatzdichte in für das jeweilige 
Geschlecht zahlenmäßíg bedeutsamen Branchen auf kleinräumiger Ebene (Abb. A 9 bis 
A 14 im Anhang), zeigen auch ländlich periphere Landkreise eine deutliche Überrepräsen-
tation weiblicher Beschäftigter im Öffentlichen Dienst und zumindest eine hinter den Re-
gionen der alten Bundesländer nicht zurückbleibende Beschäftigungsdichte im Bereich 
Bildung, Erziehung, Gesundheits- und Sozialwesen (Abb. A 13 und A 14 im Anhang). 
Demgegenüber ist die Arbeitsplatzdichte in der zahlenmäßig bedeutendsten männlichen 
Branche – dem Verarbeitenden Gewerbe – im Osten nahezu dramatisch gering.  
Diese Daten erlauben es nicht, von einer generellen strukturellen Benachteiligung von 
Frauen auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt zu sprechen. Viel eher muss eine erhebliche 
Unterbeschäftigung ostdeutscher Männer konstatiert werden. Eine Überrepräsentanz männ-
lich dominierter Branchen in den neuen Bundesländern lässt sich hieraus nicht als Haupt-
grund der überproportionalen Abwanderung von Frauen ableiten.  
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10.6 Erwerbseinkommen und geschlechtsspezifische Lohndifferenz  
Ein weiterer möglicher Grund für eine überproportionale Abwanderung von Frauen wäre 
dann gegeben, wenn Frauen gegenüber Männern in den neuen Bundesländern ein beson-
ders großes Lohngefälle hinnehmen müssten. In den neuen wie in den alten Bundesländern 
existieren Unterschiede beim Erwerbseinkommen der Geschlechter, Frauen haben prak-
tisch in allen Regionen im Durchschnitt geringere Einkommen als Männer. Für diesen 
Befund existieren eine Reihe von Ursachen, wie etwa die Geschlechtersegregation in be-
stimmten Branchen mit unterschiedlichen Verdienstmöglichkeiten, deutliche Unterschiede 
in der beruflichen Stellung von Frauen und Männern sowie die höhere Teilzeitquote von 
Frauen. Über die Ursachen der Geschlechterlücke bei den Arbeitseinkommen existiert eine 
breite Literatur (z. B. Hübler 2001, Kulmitz 2001, Liebeskind 2004), die an dieser Stelle 
nicht ausführlich referiert werden soll. Interessieren soll vielmehr, wie sich die Diskrepanz 
der Einkommen in neuen und alten Bundesländern ausprägt. Denn wenn die Diskrepanz 
zwischen den Einkommen von Männern und Frauen in Ostdeutschland größer als in West-
deutschland ist oder der Lohnabstand zwischen Frauen in Ost und West größer ist als jener 
bei Männern, so wäre dies ein statistisches Argument für eine überproportionale Abwande-
rung von Frauen aus den neuen Bundesländern.   
Auswertungen zum geschlechtsspezifischen Einkommen sind häufig mit einer unzu-
reichenden Datenlage konfrontiert. Es gibt zur Zeit in Deutschland keine Statistik, ver-
gleichbar der amtlichen Arbeitsmarktstatistik, mit deren Hilfe man einen kompletten Über-
blick über die Entwicklung der Einkommen von Männern und Frauen erhalten kann. Alle 
vorhandenen Datenquellen decken jeweils nur einen Teilbereich der Arbeitsverhältnisse ab 
und sind hinsichtlich der Erhebungsmethode, des Umfangs der Stichprobe sowie der bran-
chenmäßigen Abgrenzung verschieden (Bothfeld et al. 2005: 248).  
Dadurch sind vor allem kleinräumige Analysen (etwa auf Kreisebene) zum Ge-
schlechterunterschied von Einkommen praktisch nicht möglich.44 Bothfeld et al. werteten 
verschiedene Datenquellen getrennt nach neuen und alten Bundesländern aus (Bothfeld et 
al. 2005: 259 ff). Da sich der zeitliche Umfang der Arbeitsverhältnisse in Ost und West 
unterscheidet, ist es erforderlich, nicht Jahres- oder Monatseinkommen, sondern Brutto-
                                                 
44 Unter jeweils verschiedenen Einschränkungen lassen sich Auswertungen zum geschlechtsspezifischen 
Einkommen mit der laufenden Verdiensterhebung sowie der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung des Sta-
tistischen Bundesamtes durchführen. Außerdem sind Analysen mit der Beschäftigtenstichprobe des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und mit dem Sozioökonomischen Panel des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) möglich. 
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stundenlöhne zu vergleichen. Bothfeld et al. kommen zu dem Ergebnis, dass in den alten 
Bundesländern der Bruttostundenlohn bei weiblichen Vollzeitbeschäftigten etwas über drei 
Viertel des Bruttostundenverdienstes der Männer liegt (Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 
2001: 77,3 Prozent; Sozioökonomisches Panel 2003: 76,7 Prozent). In den neuen Bundes-
ländern ist diese Lohnlücke hingegen signifikant geringer, dort liegen die Bruttostunden-
löhne von vollzeitbeschäftigten Frauen bei 80 bis 90 Prozent der Löhne der männlichen 
Erwerbstätigen (Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 2001: 82,3 Prozent; Sozioökonomi-
sches Panel 2003: 90,2 Prozent). Auch die Differenz der Bruttostundenlöhne zwischen Ost 
und West sind bei den Männern deutlich höher als bei den Frauen (Bothfeld et al. 2005: 
262 f., eigene Berechnungen). So erzielten vollzeitbeschäftigte Frauen in den alten Bun-
desländern etwa ein Viertel bis ein Drittel höhere Stundenlöhne als in Ostdeutschland 
(Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 2001: 133 Prozent, Sozioökonomisches Panel 2003: 
126 Prozent). Männliche Erwerbstätige hingegen bekamen fast 50 Prozent mehr Gehalt als 
ihre ostdeutschen Kollegen (Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 2001: 142 Prozent, So-
zioökonomisches Panel 2003: 149 Prozent).  
Wissenschaftler des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung kommen in einer 
Analyse zum Einkommensunterschied der Geschlechter mit Hilfe des Sozioökonomischen 
Panels (Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2007) auf der Ebene von Siedlungs-
strukturtypen zu ähnlichen Ergebnissen (Abb. 16). 
 
Tab. 16: Bruttoverdienst je Arbeitsstunde nach Geschlecht und Kreistyp, 2004 
 Bruttoverdienst je Arbeitsstunde nach Kreistyp (Euro) 
 Geschlecht Kern-städte 
Verdichtetes 
Umland 
Ländliches 
Umland 
Ländlicher 
Raum 
Frauen 26 23 21 21 
Männer 31 33 30 27 
West Verhältnis Stunden-
lohn Frauen/ Männer 83,9 % 69,7 % 70,0 % 77,8 % 
Frauen 21 18 21 18 
Männer 26 19 21 22 
Ost Verhältnis Stunden-
lohn Frauen/ Männer 80,8 % 94,7 % 100,0 % 81,8 % 
Frauen 123,8 % 127,8% 100,0 % 116,7 % Verhältnis Stunden-
lohn West/ Ost  Männer 119,2 % 173,7 % 142,9 % 122,7 % 
Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2007: 77, eigene Berechnungen; die Analyse erfolgte 
anhand von Daten des Sozioökonomischen Panels 
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Auch nach dieser Analyse ist die Geschlechterdifferenz bei den Stundenlöhnen in den 
neuen Bundesländern in fast allen Regionstypen (mit Ausnahme der Kernstädte) größer als 
in den alten Bundesländern. Während Frauen in den neuen Bundesländern in den Regions-
typen „Ländlicher Raum“, „Ländliches Umland“ und „Verdichtetes Umland“ zwischen 82 
und 100 Prozent der männlichen Bruttostundenlöhne erzielen, sind dies in den alten Bun-
desländern lediglich zwischen 70 und 78 Prozent. Nur in den Kernstädten ist der Einkom-
mensnachteil der Frauen im Westen mit 84 Prozent des männlichen Bruttostundenlohnes 
etwas geringer als in den neuen Bundesländern mit 81 Prozent. Ebenso haben Männer in 
den alten Bundesländern gegenüber ihren Geschlechtsgenossen in den neuen Ländern in 
fast allen Regionstypen (wiederum mit Ausnahme der Kernstädte) einen größeren Ein-
kommensvorsprung als westdeutsche gegenüber ostdeutschen Frauen. Während Frauen in 
den alten Bundesländern je nach Regionstyp pro Stunde zwischen 100 und 128 Prozent des 
Einkommens ostdeutscher Frauen erzielen, liegt das Lohnniveau bei den Männern zwi-
schen 119 und 174 Prozent. Nur in den westdeutschen Kernstädten erzielen Frauen mit 124 
Prozent des Ost-Stundenlohnes einen etwas größeren Einkommensvorteil als Männer mit 
119 Prozent. 
Nach einer Analyse der Einkommensverhältnisse kommt man somit zu dem Ergebnis, 
dass Frauen im Jahr 2004 zwar auch in den neuen Bundesländern ein geringeres Einkom-
men erzielten als Männer, diese Lücke jedoch kleiner ist als in Westdeutschland. Ebenso 
sind die Einkommenszuwächse, die erzielt werden können, wenn sich Männer von Ost 
nach West begeben, offenbar deutlich größer als jene von Frauen. Dieser Befund erlaubt es 
nicht, den überproportionalen Wegzug von Frauen, insbesondere aus dem ländlichen Raum 
der neuen Bundesländer, mit einem geschlechtsspezifischen Lohngefälle zu erklären. 
  
10.7 Geschlechtsspezifisches Bildungs- und Qualifikationsniveau 
Noch an den Schulabgängerquoten des Jahres 1992 kann man das Nachwirken des Schul-
systems der DDR-Zeit erkennen (vgl. Tab. 17). In diesem Jahr lag die Schulabgängerquote 
mit Hoch- oder Fachhochschulreife bei 15 Prozent – und damit fast neun Prozentpunkte 
unter dem Wert der alten Bundesländer. Allerdings war hier der Abstand zwischen Mäd-
chen und Jungen bereits deutlich größer als in den alten Bundesländern: 18,5 Prozent der 
weiblichen aber nur 11,7 Prozent der männlichen Schulabgänger allgemein bildender 
Schulen verfügten in den neuen Bundesländern über eine Hochschul- bzw. Fachhochschul-
zugangsberechtigung. Während in den folgenden Jahren die Bildungsexpansion in den 
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alten Bundesländern stagnierte, erhöhte sich in den neuen Bundesländern zwischen 1992 
und 2000 die Quote der Schulabgänger mit Hoch- oder Fachschulreife erheblich von 15 
auf 27 Prozent. Auf der anderen Seite wurde der Hauptschulabschluss in den neuen Län-
dern von der Mehrheit der Eltern nicht akzeptiert und wird bis heute nur etwa halb so häu-
fig abgelegt wie in den alten Bundesländern. 
Bemerkenswert ist die Auseinanderentwicklung der Bildungsbeteiligung von männli-
chen und weiblichen Jugendlichen in den neuen Bundesländern. Während sich bis zum 
Jahr 2000 die Quote der männlichen Jugendlichen, welche die Schule mit Hoch- oder 
Fachhochschulreife verlassen, an das Niveau Westdeutschlands angeglichen hatte und 
dann stagnierte, stieg diese Quote bei den Frauen immer weiter an und überstieg nicht nur 
die Werte der Männer, sondern auch die westdeutschen Werte bei weitem. Bereits im Jahr 
2000 lag die Quote weiblicher Schulabgänger mit Hoch- oder Fachhochschulreife (bezo-
gen auf die 18- bis 21-jährige Bevölkerung) in den neuen Bundesländern bei 33,7 Prozent, 
elf Prozentpunkte über jener der ostdeutschen (und westdeutschen) Männer und sieben 
Prozentpunkte über der Quote der westdeutschen Frauen (Tab. 17). Das Mittelfeld – die 
Schulabgänger mit Realschulabschluss – ist sowohl bei den Männern als auch bei den 
Frauen breiter als in Westdeutschland. Während jedoch die ostdeutschen Frauen bei den 
Schulabgängern mit Hoch- oder Fachschulreife stärker vertreten sind als ihre männlichen 
Altersgenossen und die Frauen in den alten Bundesländern, hat sich die Quote der männli-
chen Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss zwischen 1992 und 2000 verdoppelt und 
liegt nun auch deutlich über der Quote in den alten Bundesländern, wo sie praktisch seit 
1970 rückläufig war und seit 1990 stagnierte.  
Tab. 17: Anteil der Abgänger aus allgemein bildenden Schulen an der alterstypischen Bevölkerung 
(in Prozent) nach Abschlussart in den alten und neuen Bundesländern, 1960-2000 
  Alte Länder und Berlin-West   
Neue Länder 
und Berlin-Ost 
Abschluss  1960 1970 1980 1990 2000 1992 2000 
Männer k.A. 18,7 12,4 10,2 11,0 7,2 15,5 ohne Hauptschulabschluss 1) Frauen k.A. 15,8 8,1 6,9 6,7 3,4 7,9 
Männer k.A. 42,5 37,2 32,2 31,0 9,5 19,0 Hauptschulabschluss 1) Frauen k.A. 43,5 32,9 26,0 25,0 6,2 12,6 
Männer k.A. 16,7 25,5 33,1 36,0 47,1 44,7 Mittlere Reife 2) Frauen k.A. 19,3 33,5 38,8 41,4 51,6 49,5 
Männer 7,7 12,2 15,2 20,8 21,2 11,7 20,8 Hoch-/Fachhochschulreife 3) Frauen 4,5 8,3 14,8 22,3 26,5  18,5 33,7 
Quelle: Reinberg/ Hummel 2002: 590; Anmerkung: 1) in Prozent des Durchschnittsjahrganges der 15- bis 
unter 17-jährigen Bevölkerung; 2) in Prozent des Durchschnittsjahrganges der 16- bis unter 18-jährigen 
Bevölkerung; 3) in Prozent des Durchschnittsjahrganges der 18- bis unter 21-jährigen Bevölkerung 
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Eigene Berechnungen zeigen, dass sich die Diskrepanz der Bildungsbeteiligung zwi-
schen Männern und Frauen in den neuen Bundesländern in den ersten Jahren nach der 
Wiedervereinigung herausgebildet hat und nach 1995 nur noch wenig änderte (Abb. A 21 
im Anhang). Es liegt also nahe zu vermuten, dass bereits mit der Wiedervereinigung Me-
chanismen in Kraft getreten sind, die nicht nur eine vom westdeutschen Muster verschie-
dene Bildungsbeteiligung sondern auch eine zwischen den Geschlechtern erheblich diskre-
pante Schulabgängerquoten mit sich gebracht hat.  
Im Gesamtzeitraum von 1995 bis 2004 verließen in den neuen Bundesländern 2,3 Mil-
lionen Schulabgänger das allgemein bildende Schulsystem. Darunter waren 355.000 Frau-
en, aber nur 244.000 Männer mit Fachhochschul- oder Hochschulreife; auf der anderen 
Seite 401.000 Männer, aber nur 230.000 Frauen mit oder ohne Hauptschulabschluss. In 
relativen Zahlen bedeutet dies, dass von allen männlichen Schulabgängern im Gesamtzeit-
raum 20,9 Prozent, von allen weiblichen Schulabgängern hingegen 31,4 Prozent die Hoch-
schulreife erreichten. Bei den Männern blieben 14,4 Prozent, bei den Frauen hingegen nur 
7,7 Prozent der Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss (Abb. 26).  
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Abb. 26: Anteile an allen Absolventen allgemein bildender Schulen nach Geschlecht und Bil-
dungsabschluss, 1995-2004  
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
An der Rändern der Bildungshierarchie driftet das Bildungsniveau von Männern und Frauen in den neuen 
Bundesländern auseinander. Frauen verlassen die Schulen zu etwa 50 Prozent häufiger als Männer mit Hoch-
schulreife, männliche Jugendliche bleiben doppelt so häufig wie weibliche ohne Hauptschulabschluss. 
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Damit war bei den Männern der Anteil von Personen ohne Hauptschulabschluss im 
Osten fast 44 Prozent höher als im Westen und fast doppelt so groß wie bei den ostdeut-
schen Frauen. Hingegen erreichten die Frauen der neuen Bundesländer zu fast einem Fünf-
tel häufiger die Hochschulreife als Frauen im Westen und zu 50 Prozent häufiger als ost-
deutsche Männer. Dieses erhebliche Gefälle ist keineswegs ein Effekt der Einbeziehung 
Berlins, für das wegen seines hohen Migrantenanteils besonders hohe Werte an Schulab-
brechern vermutet werden könnten. Eine Auswertung der Schulabgängerquoten für die 
neuen Bundesländer ohne Berlin (Abb. 26) zeigt, dass sich die Quote der männlichen 
Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss nicht verändert, wenn Berlin nicht mit einbezo-
gen wird. Auch die sonstigen Veränderungen der berechneten Quoten fallen ohne die Ein-
beziehung der Hauptstadt eher geringfügig aus.  
Dieses erhebliche Bildungsgefälle zwischen männlichen und weiblichen Jugendlichen 
in den neuen Bundesländern wurde im Hinblick auf seine Ursachen bisher praktisch nicht 
untersucht und auch nur wenig öffentlich thematisiert.45 
Ein Blick auf die kleinräumige Ausprägung der Bildungsunterschiede zwischen Frau-
en und Männern zeigt, dass vor allem in peripher gelegenen Kreisen der neuen Bundeslän-
der der Frauenanteil an sämtlichen Schulabgängern mit Hochschulreife besonders hoch ist 
– meist liegt er über 60 Prozent (Abb. 27). Lediglich in Großstädten und großstadtnahen 
Kreisen ist der Anteil männlicher und weiblicher Schulabgänger mit Hochschulreife aus-
geglichener. Ein ähnliches Bild zeigt die grafische Darstellung des Frauenanteils an den 
Schulabgängern ohne bzw. mit höchstens Hauptschulabschluss (Abb. 28). Er liegt in der 
Mehrzahl der ostdeutschen Kreise unter 37 Prozent –männliche Schulabgänger stellen dort 
also beinahe zwei Drittel der gering Gebildeten. 
                                                 
45 Die Studie „Not am Mann“ des Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung hat hier seit ihrem 
Erscheinen im März 2007 zwar öffentliches Interesse geweckt, in der Politik wurde dieser Befund im ge-
samten Jahr 2007 jedoch nur wenig beachtet. Erst seit Anfang 2008 gingen beim Autor verstärkt auch 
Vortragsanfragen zu politischen Veranstaltungen ein. 
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unter 54,0
54,0 bis unter 56,0
56,0 bis unter 58,0
58,0 bis unter 60,0
60,0 und mehr
 
Abb. 27: Frauenanteil an allen Schulabgängern mit Hochschulreife in Prozent, 1998-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Grafik 
Die kleinräumige Analyse der Bildungsabschlüsse zeigt ein deutliche Ost-West-Trennung. Vor allem im 
ländlichen Raum der neuen Bundesländer sind männliche Jugendlich unter höheren allgemeinbildenden 
Schulabschlüssen erheblich unterrepräsentiert. 
 
unter 37,0
37,0 bis unter 39,0
39,0 bis unter 41,0
41,0 bis unter 43,0
43,0 und mehr
 
Abb. 28: Frauenanteil an allen Schulabgängern ohne bzw. mit höchstens Hauptschulabschluss in 
Prozent, 1998-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Grafik 
Die kleinräumige Analyse der Bildungsabschlüsse zeigt ein deutliche Ost-West-Trennung. Vor allem im 
ländlichen Raum der neuen Bundesländer sind männliche Jugendlich unter höheren allgemeinbildenden 
Schulabschlüssen erheblich unterrepräsentiert. 
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Die höheren Bildungsabschlüsse von Frauen in den neuen Bundesländern spiegeln 
sich auch in der Nachfrage nach höherer Berufsbildung nieder. So lag der Anteil weibli-
cher Studierender in den neuen Bundesländern im Jahr 2004 bei 49,4 Prozent (in den alten 
Bundesländern 47,3 Prozent), (siehe auch Abb. A 17 im Anhang). Besonders groß ist die 
Diskrepanz an Fachschulen. Wie Abb. A 18 (im Anhang) zeigt, liegt der Frauenanteil an 
den Fachschülern in vielen Kreisen der neuen Bundesländer bei über 75 Prozent. Insge-
samt lag der Frauenanteil an allen Fachschülern in den neuen Bundesländern im Jahr 2004 
bei 61,3 Prozent, in den alten Bundesländern hingegen nur bei 48,1 Prozent. Hier ist zu 
vermuten, dass einerseits die Knappheit an Ausbildungsplätzen, viel deutlicher aber wahr-
scheinlich die weit höheren Bildungsabschlüsse ostdeutscher Frauen ihren Ausdruck fin-
den, die letztlich auch zu anderen Berufswünschen beitragen. 
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11 Mögliche Ursachen des geschlechtsspezifischen Bildungs-
gefälles  
Die deutlich besseren Bildungsabschlüsse von weiblichen Jugendlichen in den neuen Bun-
desländern sind in ihrem Ausmaß ungewöhnlich. Generell ist dieses Phänomen jedoch 
auch in Westdeutschland und in anderen Industriestaaten zu beobachten46. In wissenschaft-
lichen Publikationen wird das schlechtere Abschneiden der männlichen Jugendlichen zwar 
konstatiert, seine Ursachen werden aber weitgehend unkommentiert gelassen (Cornelißen 
2005: 38; Stanat/ Kuntner 2003: 211 ff).  
Zahlreiche Schulleistungsuntersuchungen belegen Leistungsdifferenzen zwischen 
Mädchen und Jungen.47 Einhellig stellen diese Untersuchungen für Jungen höhere Kompe-
tenzwerte im naturwissenschaftlich-technischen, für Mädchen höhere Kompetenzwerte im 
sprachlichen Bereich fest, die sich bereits in der Grundschule manifestieren (KESS 4: Bos/ 
Pietsch 2004) – wobei allerdings der Kompetenzvorsprung der Jungen im naturwissen-
schaftlich-technischen Bereich geringer ist als jener der Mädchen im sprachlichen Bereich. 
Die Studie KESS 7 (Bos et al. 2006) kommt zu dem Ergebnis, dass zusätzlich zu den un-
terschiedlichen Ausgangsbedingungen in Klassenstufe 4, die Kompetenzzuwächse der 
Mädchen zwischen den Jahrgangsstufen vier und sieben die der Jungen sowohl in Mathe-
matik als auch im Leseverständnis übertreffen – so dass sich der Vorsprung der Mädchen 
im Leseverständnis bis zum Ende der Jahrgangsstufe 6 vergrößert, während sich jener der 
Jungen in Mathematik verringert (Bos et al. 2006: 39f.).  
Untersuchungen zu den Ursachen dieser Geschlechterdifferenzen existieren kaum. 
Lediglich einige Arbeiten der populärwissenschaftlichen Literatur thematisierten die wach-
sende Diskrepanz der Bildungsabschlüsse von Jungen und Mädchen (Beuster 2006, Hain-
dorf 2003). Die Zurückhaltung, welche die Wissenschaft diesem Thema entgegenbringt, ist 
vermutlich auch seiner politischen Brisanz geschuldet, denn eine Thematisierung des Zu-
rückbleibens der männlichen Jugendlichen im Bildungssystem wird nicht selten als Affront 
gegenüber den Gleichstellungsbestrebungen von Frauen interpretiert. Im Jahr 2008 konsta-
tiert eine Expertise im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und Forschung: „Es 
                                                 
46 Im Jahr 2000 hatte etwa Christina Hoff Sommers in den USA mit dem Buch „The War Against Boys“ 
heftige Kontroversen ausgelöst (Sommers 2000). Darin verurteilt sie den Feminismus und macht die 
Frauenbewegung für das Zurückbleiben der jungen Männer in den Bildungsinstitutionen verantwortlich. 
47  So etwa die Studien KESS 4 („Kompetenzen und Einstellungen von Schülerinnen und Schülern Jahr-
gangsstufe 4“, Bos/ Pietsch 2004), KESS 7 („Kompetenzen und Einstellungen von Schülerinnen und 
Schülern Jahrgangsstufe 7“, Bos et al. 2006); LAU 11 („Aspekte der Lernausgangslage und der Lernent-
wicklung Klassenstufe 11“, Lehmann et al. 2005); QuaSUM (Qualitätsuntersuchung an Schulen zum Un-
terricht in Mathematik, Lehmann et al. 2001) sowie auch die PISA-Studie (Programme for International 
Student Assessment, Deutsches PISA-Konsortium 2003) 
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fehlt an empirischen Studien, die Jungen und Schule systematisch aufeinander beziehen, 
sowie eine Verknüpfung von Theorie, Empirie und Praxis.“ (Budde 2008: 6). 
 
Im Folgenden werden einige Argumentationslinien, die sich mit den möglichen Ursachen 
des Zurückbleibens männlicher Jugendlicher im Bildungssystem befassen, vorgestellt und 
diskutiert.  
11.1 Fehlende männliche Rollenbilder in der Familie  
Die Vertreter diese These, vorwiegend Pädagogen bzw. Sozialpädagogen, argumentieren, 
dass das zunehmende Fehlen positiver männlicher Rollenvorbilder bei der Sozialisation 
männlicher Jugendlicher für deren Zurückbleiben im Bildungssystem und ihre Verhal-
tensauffälligkeiten verantwortlich ist (Beuster 2006). Männliche Rollenvorbilder durch 
Väter und/oder Erzieher hätten beim Aufwachsen von Jungen eine besondere Bedeutung 
für deren gut verlaufende Sozialisation, allerdings spielten Männer in der Sozialisation von 
immer mehr Jungen kaum noch eine Rolle. Dies wird auf der einen Seite auf die wachsen-
de Zahl allein erziehender Mütter, auf der anderen Seite auf die zunehmende Feminisie-
rung des Bildungswesens zurückgeführt. Das Dominieren weiblicher Bezugspersonen 
könne dazu führen, dass sich Jungen ganz bewusst von Frauen abgrenzen und antisoziales 
Verhalten zeigen. 
Verwiesen wird auf die wachsende Zahl allein erziehender Mütter in Deutschland. Im 
Jahr 2004 gab es hierzulande 2,5 Millionen allein erziehende Elternteile ohne Partner im 
Haushalt. Davon waren 2,2 Millionen (87 Prozent) allein erziehende Mütter. Der Anteil 
allein Erziehender an allen Eltern-Kind-Gemeinschaften stieg von 17 Prozent  (1996) auf 
20 Prozent (2004). Besonders stark nahm die Zahl der Alleinerziehenden in den neuen 
Bundesländern zu. In den alten Bundesländern stieg der Anteil der Kinder bei Alleinerzie-
henden von 1996 bis 2004 um drei Prozentpunkte. In den neuen Ländern erhöhten sich 
diese Anteile im gleichen Zeitraum um sechs beziehungsweise um sieben Prozentpunkte. 
Etwa zwei Millionen minderjährige Kinder wachsen bei einem allein erziehenden Eltern-
teil auf (Statistisches Bundesamt 2006b). Da Frauen 87 Prozent aller Alleinerziehenden 
ausmachen, ist die Zahl der männlichen Kinder, die bei allein erziehenden Frauen auf-
wachsen, sehr viel größer als jener bei allein erziehenden Vätern. Frauen stünden dem 
typischen Verhalten von Jungen – so der Ansatz der Kritiker – mitunter mit Unverständnis 
oder Hilflosigkeit gegenüber. Ihnen falle es schwerer, sich auf „jungentypische“ Spiele 
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oder Beschäftigungen einzulassen, weil sie oft nicht den eigenen Interessen oder den Er-
fahrungen der eigenen Sozialisation entsprechen (Beuster 2006, Haindorf 2003).  
Wissenschaftliche Belege dafür, dass Söhne allein erziehender Mütter im Hinblick auf 
den Bildungserfolg gegenüber Mädchen benachteiligt sind, gibt es bisher nicht. Allerdings 
gibt es Belege, dass Kinder (beiderlei Geschlechts) allein erziehender Mütter  bei Grund-
schulempfehlungen für weiterführende Schulformen benachteiligt sind. Die Lern-
Ausgangs-Untersuchung Klassenstufe 5 (LAU 5; Lehmann/ Peek 1997) kommt zu dem 
Ergebnis, dass Kinder allein erziehender Mütter im Mittel eine signifikant bessere kogniti-
ve Leistung vorweisen müssen als Kinder aus Zwei-Eltern-Familien, um eine Gymnasial-
empfehlung zu erhalten (Lehmann/ Peek 1997). Da die veröffentlichten Ergebnisse der 
Untersuchung jedoch nicht nach dem Geschlecht der Schüler trennen, lassen sich keine 
Rückschlüsse auf eine mögliche besondere Betroffenheit von Jungen ziehen. 
 
11.2 Feminisierung des Bildungswesens 
Dieses Argument schließt an die vorangegangene Kritik der fehlenden männlichen Rollen-
vorbilder in der Familie an. Im Bildungssystem (West-) Deutschlands ist seit Jahrzehnten 
eine „Feminisierung“ zu beobachten. 48 Der Anteil weiblichen Lehrpersonals hat sich per-
manent erhöht. Besonders hoch ist er an Grundschulen, also dort, wo die grundlegenden 
Lernkompetenzen angeeignet und richtungweisende Schulempfehlungen für den weiteren 
Bildungsweg der Kinder gegeben werden. Waren im Jahr 1960 noch lediglich 46 Prozent – 
und damit weniger als die Hälfte – des Lehrpersonals an Grundschulen weiblich, lag der 
Anteil 1990 bereits bei 67 Prozent. Durch die deutsche Wiedervereinigung – in den neuen 
Bundesländern ist der Grundschullehrerberuf noch stärker weiblich dominiert – erhöhte 
sich dieser Durchschnittswert nochmals deutlich. Gegenwärtig sind 86 Prozent aller an 
deutschen Grundschulen lehrenden Personen weiblich (Cornelißen 2005: 42).  
 
 
 
 
                                                 
48 In der DDR war der Beruf des Grundschullehrers (bzw. des „Unterstufenlehrers“) aus den in Kapitel 9 
erläuterten Gründen stets stark weiblich dominiert. 
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Abb. 29: Anteil Lehrerinnen am Lehrpersonal an allgemein bildenden Schulen in Deutschland in 
Prozent, 1960- 2004  
Quelle: Cornelißen 2005: 47, eigene Darstellung 
Da Lehrerinnen durch ihre zahlenmäßige Überlegenheit die Schulkultur prägten, sei es 
denkbar, dass sie Verhaltensweisen belohnen, die vor allem Mädchen im Laufe ihrer So-
zialisation einüben. Im Gegensatz dazu könne typisch männliches Verhalten bei Lehrerin-
nen eher Skepsis hervorrufen und als störend bewertet werden. Auch sei zu erwarten, das 
tatsächlich störendes Verhalten im Unterricht, das von Jungen häufiger als von Mädchen 
gezeigt wird, von Lehrerinnen negativer eingeschätzt wird als von Lehrern, wenn sie die 
eigene geschlechtsspezifische Sozialisation als Maßstab heranziehen. Jungen würden so 
häufiger als Mädchen zurechtgewiesen, während Mädchen die Unterstützung der Lehrerin-
nen erhielten: „Dahinter steht das Stereotyp, Mädchen müssten vor Jungen beschützt wer-
den, weil Jungen aggressiv und nicht schüchtern sind.“ (Budde/ Faulstich-Wieland 2004: 
6). Auch würde der Unterricht, so die Kritiker der Feminisierung des Bildungswesens, 
häufig in einem „weiblichen Stil“ geführt, der männlichen Jugendlichen mitunter nicht 
gerecht wird. So weist z.B. Gudrun Spitta darauf hin, dass Jungen bereits ab der 3. Klasse 
im Deutschunterricht häufiger Geschichten schreiben, in denen ein Held Bedrohungen 
durch Feinde ausgesetzt ist und diese besiegt. Von Lehrkräften würden solche Geschichten 
jedoch oftmals als gewalttätig interpretiert und tendenziell schlechter bewertet (Spitta 
1996: 23). 
Der Einfluss der Verhaltenseinschätzung auf die Leistungsbewertung ist um so wahr-
scheinlicher, da Grundschullehrer auch nach eigener Einschätzung nicht vorrangig die 
kognitive Leistungsfähigkeit ihrer Schüler zur Notenfindung heranziehen. Bei einer Befra-
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gung von Grundschullehrern (Schumacher 2002) gaben lediglich 15 Prozent der Befragten 
an, in erster Linie die kognitiven Fähigkeiten ihrer Schüler zu bewerten49 (Schumacher 
2002: 261). 94 Prozent der befragten Grundschullehrer gaben hingegen an50, gute Um-
gangsformen und das positive Sozialverhalten von Schülern in die Beurteilung von Schü-
lerleistungen einzubeziehen. Weil Mädchen von dem überwiegend weiblichen Personal als 
angepasster und kooperativer, zudem als sprachlich gewandter wahrgenommen würden, so 
Kritiker der Feminisierung des Bildungswesens, erhielten sie häufig bessere Noten und 
letztlich auch günstigere Schulempfehlungen als Jungen.  
Verschiedene pädagogische Studien der vergangenen Jahre untermauern die Vermu-
tung, dass geschlechtsspezifische Zuschreibungen seitens der Eltern und Lehrer und insbe-
sondere eine hohe Bewertung sprachlicher Kompetenzen zum schlechteren schulischen 
Abschneiden von Jungen beitragen. So kommt die Studie QuaSUM (Qualitätsuntersuchung 
an Schulen zum Unterricht in Mathematik) für das Land Brandenburg zu dem Ergebnis, 
dass in der 9. Jahrgangsstufe (alle Schulformen zusammengenommen) bezüglich der kog-
nitiven Lernvoraussetzungen, gemessen mit Hilfe eines Tests zum schlussfolgernden Den-
ken (Culture Fair Intelligence Test – CFT 20) 51, keine Geschlechterunterschiede festzustel-
len sind (Lehmann et al. 2001: 72). An Gymnasien wurde jedoch für Jungen ein höherer, 
an Realschulen eine geringerer Durchschnittswert dieser so genannten flüssigen Grundin-
telligenz gegenüber den Mädchen festgestellt – Resultat einer Überrepräsentanz von Mäd-
chen (auch solcher mit geringerer kognitiver Leistungsfähigkeit) an den Gymnasien und 
einer Unterrepräsentanz an den Realschulen Brandenburgs. Die Zuweisung der Schüler zu 
den einzelnen Schulformen erfolgte also offenbar nicht ausschließlich anhand der nonver-
balen kognitiven Fähigkeiten: 
„Offenbar ist also die ungleiche Verteilung der beiden Geschlechter auf die Schulfor-
men und Kursniveaus auch von anderen Merkmalen als den nichtverbalen kognitiven Fä-
higkeiten bestimmt. Die beobachteten schulformspezifischen Differenzen kommen dann so 
zustande, dass für die Jungen im Hinblick auf die gemessene Intelligenz die „Schwelle“ für 
den Übergang in eine anspruchsvollere Schulform oder ein anspruchsvolleres Kursniveau 
höher liegt. Will man nicht eine Benachteiligung der Jungen unterstellen, so müssen um-
gekehrt die Mädchen Fähigkeiten und Verhaltensweisen aufweisen, die von den Lehrkräf-
                                                 
49 Summe der Antworten „ganz genau zutreffend“ und „eher ja“ 
50 Summe der Antworten „ganz genau zutreffend“ und „eher ja“ 
51 Der Test CFT 20 erfasst mit dem schlussfolgernden Denken allgemeine kognitive Lernvoraussetzungen. Er 
besteht aus sprachfreien, in zeichnerischer Form dargestellten Einzelaufgaben im Multiple-Choice-
Format. Seine Gestaltung macht diesen standardisierten Test vom Grad der Beherrschung der deutschen 
Sprache sowie von fachgebundenem Wissen und Können weitgehend unabhängig und gestattet die Beur-
teilung von Diskrepanzen zwischen fachgebundenen Leistungen eines Schülers und dessen kognitiven 
Fähigkeiten. 
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ten besonders geschätzt werden und die vielleicht auch in manchen Fällen kompensierend 
eingesetzt werden können.“ (Lehmann et al. 2001: 72). 
 
Nicht nur bei den Schulempfehlungen, auch bei der Notenvergabe im Unterricht wur-
de der Einfluss des Geschlechts des Schülers in der Studie QuaSUM nachgewiesen. Da-
nach erhalten Jungen im Fach Mathematik bei gleicher mathematischer Testleistung signi-
fikant schlechtere Noten als Mädchen. Regressionsanalytisch nahm die Variable Ge-
schlecht auf die Benotung der Arbeit in einer Stärke Einfluss, die (gemessen am Beta-
Wert) einem Viertel des Gewichts der mathematischen Testleistung selbst entsprach:  
„Die Jungen müssen vor allem im oberen Bereich höhere Testleistungen als die Mäd-
chen erbringen, um die gleiche sehr gute oder gute Note zu erhalten. Selbst im „befriedi-
genden“ Bereich sind noch deutliche Vorteile für die Mädchen zu erkennen.“ (Lehmann et 
al. 2001: 120). 
 
Das Ergebnis dieser Untersuchung für das Land Brandenburg deckt sich dabei mit je-
nen der LAU-Untersuchung, die im Land Hamburg einige Jahre zuvor für das Fach 
Deutsch gemacht wurde (Lehmann et al. 1996). Auch hier ergab sich, dass das weibliche 
Geschlecht – unabhängig von der tatsächlichen Leistung im standardisierten Deutsch-Test 
– regressionsanalytisch einen signifikant positiven Effekt auf die erzielte Deutschnote hat. 
Schließlich wurde in der gleichen Untersuchung auch unmittelbar der Einfluss des Ge-
schlechts auf die Vergabe von Gymnasialempfehlungen nachgewiesen. Demnach ist der 
durchschnittliche gruppenspezifische Leistungsstandard52, bei welchem Mädchen am Ende 
der 4. Jahrgangsstufe eine Gymnasialempfehlung erhalten, signifikant niedriger als bei 
Jungen.  
Diefenbach und Klein (2002) haben den Zusammenhang zwischen der Bildungsbetei-
ligung von Mädchen und Jungen mit dem Anteil weiblichen Lehrpersonals an Grundschu-
len mit Hilfe von Aggregatdaten von Bundesländern statistisch untersucht. Sie konstatier-
ten, dass Mädchen in allen Bundesländern häufiger die Hochschulreife als Jungen errei-
chen und gleichfalls in sämtlichen Bundesländern mehr Jungen als Mädchen lediglich 
einen Hauptschulabschluss erreichen oder ohne Hauptschulabschluss bleiben (d.h. sie sind 
Schulabbrecher oder Sonderschulabgänger). Die größten Geschlechterdifferenzen weisen 
die neuen Bundesländer auf (vgl. Abschnitt 10.7.) Jungen haben, wie Dieffenbach und 
                                                 
52 Die Schulleistungen wurde mit einem standardisierten Test, dem so genannten KS Ham gemessen. Bei 
diesem Test benötigte ein Schüler in Hamburg im Durchschnitt 77,6 Punkte, um eine Gymnasialempfeh-
lung zu erhalten. Während dieser Wert, der einem Schüler die Türen des Gymnasiums öffnet, für Mäd-
chen bei 76 Punkten lag, mussten Jungen im Durchschnitt 80 Punkte erreichen, um eine Gymnasialemp-
fehlung zu erhalten.  
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Klein feststellen, in den neuen Bundesländern nicht nur gegenüber den Mädchen, sondern 
auch gegenüber den Jungen der alten Bundesländern schlechtere Schulabschlüsse.  
Zur Erklärung dieses Bildungsgefälles überprüften Diefenbach und Klein (2002: 948) 
zwei Einflussfaktoren. Zum einen ist dies die zahlenmäßige Dominanz von Frauen im 
Grundschullehrerberuf und zum anderen die regionale Arbeitslosenquote. Hier wird argu-
mentiert, dass in Zeiten (oder Regionen) mit wirtschaftlich schwierigen Bedingungen mög-
licherweise Jungen früher als Mädchen ihre Schulkarriere beenden müssten, um durch 
Erwerbsarbeit zum Familieneinkommen beizutragen bzw. durch das rasche Erlernen eines 
Ausbildungsberufs in einem als relativ krisensicher eingeschätzten Gewerbe Fuß zu fassen.  
Diefenbach und Klein (2002) konnten den statistischen Zusammenhang zwischen ei-
ner Überrepräsentation von Jungen ohne Hauptschulabschluss bzw. die Unterrepräsentati-
on von Jungen mit Hochschulreife mit dem Anteil männlicher Grundschullehrer (in Voll-
zeit) an allen Grundschullehrern sowie der Arbeitslosenquote auf der Ebene von Bundes-
ländern belegen. Ihr Ergebnis: Je geringer der Anteil männlicher Grundschullehrer und je 
höher die Arbeitslosenquote, um so größer war die Benachteiligung von Jungen gegenüber 
den Mädchen im allgemein bildenden Schulsystem. Die interessanten Ergebnisse von Dief-
fenbach und Klein bleiben jedoch zum Teil unbefriedigend. Zum einen ist unklar, warum 
sich eine regional hohe Arbeitslosenquote negativ auf den Bildungserfolg der Jungen, nicht 
aber den der Mädchen auswirken sollte. Zumindest für Länder mit geringem Entwick-
lungsstand wird argumentiert, dass unter sozial schwierigen Bedingungen gerade die Bil-
dung der Mädchen zurückgestellt wird. Zum Zweiten stellt eine statistische Analyse (Kor-
relation) auf der Ebene von Bundesländern unter Einbeziehung relativ weniger Indikato-
ren, wie von Dieffenbach und Klein vorgenommen, eine sehr angreifbare Grundlage für 
die genannten Hypothesen dar. Es stellt sich die Frage, ob nicht auch andere, in der Analy-
se nicht berücksichtigte Faktoren für die Entstehung des Bildungsgefälles verantwortlich 
sein können. 
Insgesamt existieren bisher nur Hypothesen, jedoch keine wissenschaftlich belastba-
ren Belege, ob und in welcher Weise das schlechtere schulische Abschneiden von Jungen 
mit der Feminisierung des Bildungswesens in Zusammenhang steht.  
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11.3 Negativer Einfluss von Bildschirmmedien  
Eine weitere Argumentationslinie zum Zusammenhang von Geschlecht und Schulleistun-
gen sieht die Ursachen für das Zurückbleiben der Jungen im Bildungssystem in einer ge-
genüber den Mädchen übermäßigen Nutzung von Bildschirmmedien (Fernsehen, Video- 
und Computerspiele). Bereits seit Aufkommen des Fernsehens als Massenmedium in den 
1950er Jahren hat es immer wieder Untersuchungen zum Einfluss des Medienkonsums auf 
die kognitive Leistung von Kindern und Jugendlichen gegeben. Lange Zeit konnten dabei 
keine eindeutig negativen Effekte festgestellt werden (Spitzer 2005). Ein dosierter und 
kontrollierter Fernsehkonsum spezieller Kinderprogramme gilt mittlerweile sogar als ent-
wicklungsförderlich, etwa weil Kinder bestimmte schulische Anforderungen wie Wort- 
oder Zahlerkennung beim Fernsehen erlernen können. Längsschnittstudien der vergange-
nen Jahre zeigten jedoch häufiger negative Effekte des heute üblichen Fernsehverhaltens 
und der Nutzung von Video- und Computerspielen auf die kognitive Leistung. Dies wird 
vor allem der enormen Zunahme der täglichen Mediennutzung und der zunehmend unkon-
trollierten Verfügbarkeit von Unterhaltungselektronik (Fernseher, Spielkonsolen, Compu-
ter) für Kinder in Verbindung gebracht. Seit Zulassung des Privatfernsehens in Deutsch-
land (1984) und der Verbreitung von Computer und Videospielen (seit Anfang der 1990er 
Jahre) sei eine deutliche Zunahme der Nutzung von Bildschirmmedien zu verzeichnen. 
Von 1970 bis 1984, dem Jahr der Zulassung privater Fernsehsender, sahen Deutsche 
durchschnittlich etwa 120 Minuten pro Tag fern. Von 1984 bis 2005 hat sich dieser Wert 
auf 220 Minuten fast verdoppelt (Spitzer 2005). Diese Zunahme des Fernsehkonsums 
betrifft auch Kinder und Jugendliche. Dazu trägt bei, dass mittlerweile viele Haushalte 
über Zweit- oder Drittgeräte verfügen, so dass Kinder immer häufiger ohne Kontrolle 
durch die Eltern über ihre Mediennutzung entscheiden.  
Von Psychologen und Medizinern wird dabei nicht lediglich von einer Beeinträchti-
gung durch die Inhalte des Medienkonsums ausgegangen, sondern es werden auch unab-
hängig vom Inhalt negative Auswirkungen hohen Medienkonsums auf die Hirnentwick-
lung von Kindern befürchtet (Spitzer 2005). Begründet wird dies dadurch, dass das kindli-
che Gehirn durch Erfahrung lerne und sich dadurch auch physisch verändere (neuronale 
Plastizität). Frühe Erfahrungen legten in den Neuronen des Gehirns Spuren ähnlich einer 
„mentalen Landkarte“ an, die spätere Wahrnehmungen strukturieren und so Lernen ermög-
lichen. Eine gute Basis-Landkarte könne aber nur entstehen, wenn das Kind die Welt 
ganzheitlich erlebt – durch Hören, Sehen, Riechen, Schmecken und Tasten. Der Bild-
 133
schirm hingegen liefert ausschließlich akustische und visuelle Reize, die das kindliche 
Gehirn den ablaufenden Handlungen, die es real meist nie erlebt hat, nicht zuordnen kann. 
Deshalb beeinträchtige ein häufiger Konsum von Bildschirmmedien die Entwicklung der 
Strukturierungs- und Konzentrationsfähigkeit des Kindes und schaffe eine schlechte Basis 
für künftiges Lernen.  
Weiterhin wurde nachgewiesen, dass eine überwiegend mediale Freizeitgestaltung das 
Level an körperlicher Aktivität von Kindern deutlich reduziert. Je mehr Zeit ein Kind vor 
dem Bildschirm verbringt, um so weniger Zeit bleibt für Sport, für das Erlernen eines In-
struments oder Spiele im Freien. Nach neurobiologischen Erkenntnissen beeinflusst Bewe-
gungsmangel die Intelligenzentwicklung im frühen Lebensalter negativ, weil Sport und 
Bewegung eine wichtige Rolle für die Hirndurchblutung und für die Vernetzung von Hirn-
zellen spielen (Kubesch 2002). Es gibt ebenso Studien, die einen Zusammenhang zwischen 
Fernsehkonsum im Kleinkindalter und dem späteren Auftreten von Aufmerksamkeits- und 
Hyperaktivitätsstörungen zeigen (Christakis et al. 2004). 
In Deutschland ist vor allem der Kriminologe Christian Pfeiffer mit der These in die 
Öffentlichkeit getreten, dass Dauer und Inhalte des täglichen Bildschirmmedienkonsums 
im Zusammenhang mit den schulischen Leistungen von Schülern stehen und er stellt auch 
explizit einen Zusammenhang zwischen dem stärkeren Medienkonsum von Jungen und 
deren Zurückbleiben im Bildungssystem her (Mößle et al. 2006). Praktisch alle Studien zur 
Mediennutzung stellen bei männlichen Kindern und Jugendlichen eine höhere Mediennut-
zung als bei Mädchen fest. Die tägliche Fernsehzeit lag bei einer Untersuchung von Mößle 
et al. (2006) bei zehnjährigen Jungen (regional unterschiedlich) zwischen 20 und 35 Pro-
zent höher als bei Mädchen, die tägliche Computerspielzeit war bei Jungen sogar mehr als 
doppelt so hoch. Die besondere Faszination von Jungen und die daraus resultierende über-
proportionale Nutzung von Fernsehen, Video- und Computerspielen gegenüber Mädchen 
wird von Mößle et al. nicht begründet, von Psychologen aber der spezifischen Funktions-
weise des männlichen Gehirns zugeschrieben (Spitzer 2005). 
Mößle et al. (2006) stellten einen negativen Zusammenhang zwischen den täglichen 
Nutzungszeiten von Fernsehen bzw. Computerspielen und der schulischen Leistung fest. 
„Vielseher“ mit mehr als vier Stunden täglichem Fernsehkonsum hatten dabei in allen drei 
fachlichen Bereichen – Deutsch, Mathematik und Sachkunde – deutlich schlechtere Schul-
noten als Wenig- oder Normalseher. Gleiches traf auf „Vielspieler“ von Video- und Com-
puterspielen zu. Einen besonders deutlichen negativen Einfluss auf die Schulnoten hatte 
auch das Spielen verbotener, d. h. für das entsprechende Alter nicht freigegebener Spiele. 
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Begründet wird dies damit, dass emotional besonders aufwühlende Darstellungen (wie 
Horror- oder Gewaltvideos bzw. -spiele) früher gelernte (also etwa tagsüber im Schulunter-
richt aufgenommene) Inhalte in den neuronalen Verknüpfungen des Gehirns überlagern 
und somit den Lerneffekt weitgehend aufheben (Gentile et al. 2004).  
Da negative Medienfaktoren wie eigener Gerätebesitz, hohe Mediennutzungsdauer 
und hohe Präferenz für Gewaltinhalte auf Jungen stärker als auf Mädchen zutreffen, wird 
vermutet, dass auch die wachsenden Leistungsdefizite in der Schule von Jungen gegenüber 
Mädchen auf die Mediennutzung zurückgeführt werden können:  
„Je stärker die Präferenz für Mediengewalt ausfällt und je höher die Medienzeiten der 
Schüler sind, desto negativer wirken sich diese Faktoren auf die Schulleistungen aus. Da 
die „Medienfaktoren“ (vergleichsweise hoher Gerätebesitz, hohe Medienzeiten und hohe 
Präferenz für Mediengewaltinhalte) vor allem auf Jungen zutreffen, kann es nicht verwun-
dern, dass sich Leistungsdefizite in der Schule vor allem bei den Jungen zeigen.“ (Mößle et 
al. 2006) 
 
Besonders stark sind die Auswirkungen exzessiver Mediennutzung auf die Leistung in 
Deutsch – möglicherweise, weil die biologisch angelegten männlichen Defizite bei der 
Lese- und Sprachfähigkeit durch die soziale Isolation am Bildschirm noch verstärkt wer-
den. Die genannten Ergebnisse gelten für Kinder aus deutschen Elternhäusern mit mittle-
rem Bildungsniveau. Mößle et al. weisen darauf hin, das der Effekt der Mediennutzung auf 
die Schulleistung in bildungsfernen Elternhäusern und bei Kindern mit Migrationshin-
tergrund geringer ausfällt. Die Autoren gehen davon aus, dass dort andere Faktoren der 
sozialen Benachteiligung die Effekte des Medienkonsums überlagern.  
Praktisch alle genannten Thesen zum schlechteren Abschneiden von Jungen im Bil-
dungssystem sind umstritten. Bei der These zu negativen Auswirkungen des Medienkon-
sums stellt sich insbesondere die Frage, in welcher Weise damit das äußerst unterschiedli-
che Abschneiden von Mädchen und Jungen in den alten und neuen Bundesländern erklärt 
werden kann. Da die Studien von Pfeiffer und Mitarbeitern bisher auf westdeutsche Städte 
beschränkt blieben, kann nicht geklärt werden, ob sich die Mediennutzung in Ost und West 
so stark unterscheidet, dass sie als wesentlicher Faktor für das Zurückfallens der Jungen im 
allgemein bildenden Schulsystem angenommen werden kann.  
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12 Empirische Untersuchungen zu Ursachen und Auswir-
kungen des Wanderungsverhaltens  
12.1 Partnerschaften zwischen Ost und West – Ergebnisse einer Aus-
wertung des Familiensurveys 
Nur ein Teil des unterschiedlichen Wanderungsverhaltens von jungen Frauen und Männern 
lässt sich allein durch sozioökonomische Faktoren, wie der Nutzenmaximierung des eige-
nen Humankapitals, begründen. Erklärungsbedürftig bleibt, dass Frauen, wie in Ab-
schnitt 6 dargestellt, deutlich häufiger als Männer bei Befragungen angeben, ihr Fortzugs-
grund sei privater und nicht vorwiegend beruflicher Natur. Auch die in Abschnitt 8.4 fest-
gestellte Tatsache, dass der negative Wanderungssaldo 18- bis 29-jähriger Frauen gegen-
über Männern in den neuen Bundesländern vorwiegend durch einen Mangel weiblicher 
Zuzüge auf das Gebiet der neuen Bundesländer und nur zu einem kleinen Anteil auf einen 
Überschuss weiblicher Fortzüge beruht, verlangt weitere Erklärungen. Bei ausschließlicher 
Wirkung ökonomischer Anreize (weniger Arbeitsplätze, Mangel an attraktiven Ausbil-
dungsplätzen für Frauen) wäre ja zu erwarten, dass die Zahl der weiblichen Fortzüge deut-
licher über den Werten der Männer liegt und eher bei den Zuzügen ein ausgeglichenes 
Verhältnis anzutreffen ist. 
Wir argumentieren, dass die bildungsabhängige Wahl des Lebenspartners ein wesent-
liches Element der Erklärung der geringen Rückzugswahrscheinlichkeit junger, aus den 
neuen Bundesländern stammender Frauen, die zeitweise in den alten Bundesländern gelebt 
haben, darstellt.  Da Frauen bei der Partnerwahl zu männlichen Partnern mit gleichem oder 
höherem Bildungsstand tendieren (vgl. Abschnitt 7), sinkt aufgrund des Bildungsgefälles 
zwischen Männern und Frauen in den neuen Bundesländern für junge Frauen die Wahr-
scheinlichkeit, dort eine Partnerschaft einzugehen und eine Familie zu gründen. Die Part-
nerschafts- bzw. Familiengründung erfolgt überproportional häufig mit einem Partner aus 
den alten Bundesländern, was die Rückzugswahrscheinlichkeit nach Ostdeutschland redu-
ziert. 
Die Prüfung der oben genannten Hypothese ermöglicht der Datensatz der 3. Welle der 
Familiensurveys des Deutschen Jugendinstituts München (erstellt im Jahr 2000). Fokus-
siert wird dabei, wegen der relativ kleinen Fallzahlen bei der Auswahl von Subgruppen, 
auf alle Personen, die zum Befragungszeitraum zwischen 20 und 39 Jahre alt und auf dem 
Gebiet der heutigen Bundesrepublik geboren waren. Der Datensatz enthält insgesamt etwa 
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10.000 Befragte, von denen knapp 4.300 diesem Kriterium entsprechen. Tab. 18 stellt die 
Herkunft der Partner dieser Befragten in Form einer Kreuztabelle dar.  
Tab. 18: Gegenwärtige Partnerschaften der 20- bis 39-Jährigen nach Herkunft der Befragten und 
der Partner, 2000 
       Herkunft des Partners Gesamt Geschlecht u. Herkunft 
des Befragten   Alte BL Neue BL Berlin Ausland kein Partner 
männlich abs. 754 13 6 54 581 1408
 
alte Bun-
desländer % 53,6 0,9 0,4 3,8 41,3 100
  abs. 13 184 8 3 180 388
  
neue Bun-
desländer % 3,4 47,4 2,1 0,8 46,4 100
 abs. 6 2 27 1 51 87
 Berlin % 6,9 2,3 31,0 1,1 58,6 100
weiblich abs. 1243 17 14 89 434 1797
 
alte Bun-
desländer % 69,2 0,9 0,8 5,0 24,2 100
  abs. 48 299 11 12 130 500
  
neue Bun-
desländer % 9,6 59,8 2,2 2,4 26 100
 abs. 10 6 53 2 32 103
  Berlin % 9,7 5,8 51,5 1,9 31,1 100
Quelle: DJI-Familiensurvey 2000, eigene Berechnungen; N = 4283; BL = Bundesländer 
Da bei der Frage nach der Herkunft im Datensatz keine Unterteilung in Ost- und 
Westberlin erfolgt, ist eine Auswertung der Partnerdaten von Personen mit Herkunft aus 
Berlin nicht möglich – diese Gruppe von Befragten ist lediglich aus Gründen der Vollstän-
digkeit in separaten Zeilen bzw. Spalten dargestellt. Der Anteil partnerloser Männer mit 
Herkunft aus den neuen Bundesländern ist unter den Befragten mit 46 Prozent deutlich 
höher als bei ihren Geschlechtsgenossen aus Westdeutschland (41 Prozent). Unabhängig 
vom gegenwärtigen Wohnort (in Ost oder West) hatten im Jahr 2000 nur 3,4 Prozent der 
im Osten geborenen Männer zwischen 20 und 39 Jahren eine Partnerin, die in einem der 
alten Bundesländern geboren wurde. Von den Ost-Frauen hingegen hatten 9,6 Prozent, also 
fast dreimal so viele, einen West-Partner. Zwar spiegelt sich dieses Ergebnis bei den be-
fragten Männern und Frauen mit Herkunft aus den alten Bundesländern nicht in gleicher 
Weise wider – diese Personen haben gleich häufig (0,9 Prozent) einen Partner aus dem 
anderen Bundesgebiet, diese Differenz mag Stichprobenfehlern geschuldet sein. Fasst man 
sämtliche von den Befragen berichteten Partnerschaften zusammen, so gibt es darunter 
insgesamt 91 Partnerschaften, in denen die Partner aus verschiedenen Teilen Deutschlands 
stammen – 61 davon, also zwei Drittel, sind Partnerschaften zwischen ostdeutschen Frauen 
und westdeutschen Männern. Zu einem identischen Ergebnis kommt Rösler (2002) in einer 
Befragung in den Mensen verschiedener Berliner Universitäten. Auch dort machte der 
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Anteil von berichteten Ost-Frau-West-Mann-Partnerschaften zwei Drittel an allen berichte-
ten Partnerschaften mit unterschiedlichen Herkunftsregionen aus. (Rösler 2002: 95). 
Rösler (2002) vermutet unterschiedliche Werte und Präferenzen für bestimmte Per-
sönlichkeitseigenschaften bei ost- und westdeutschen Männern und Frauen als Ursache des 
unterschiedlichen Partnerwahlverhaltens und versucht, diese mithilfe ihrer Befragung auf 
die Spur zu kommen. Zu aufschlussreichen Ergebnissen kommt sie hierbei allerdings nicht, 
es werden kaum signifikante Unterschiede in der Wahrnehmung oder Wertschätzung be-
stimmter Persönlichkeitseigenschaften zwischen Ost- und Westdeutschen geäußert. Als 
einzigen Punkt, der eine Erklärung für das häufigere Zustandekommen von Ost-Frau-
West-Mann-Partnerschaften liefern könnte, präsentiert Rösler als Ergebnis ihrer Analyse 
die Differenzen im wahrgenommenen und zugeschriebenen sozioökonomischen Status des 
männlichen Partners: 
„Den befragten Frauen sind Statusvariablen im Vergleich zu den Männern wichtiger, 
gleichzeitig trauen sie diese eher den Westmännern zu. Folglich wird angenommen, dass 
sowohl Ost- als auch Westfrauen Westmänner attraktiv finden. Ostfrauen sind Status-
merkmale im Vergleich zu Westfrauen noch etwas wichtiger, dies könnte die Attraktivität 
der Westmänner als potentielle Partner zusätzlich erhöhen.“ (Rösler 2004: 96) 
 
Bezug nehmend auf dieses offenbar hinsichtlich der Erwartungen wenig befriedigende 
Ergebnis vermutet Rösler schließlich, dass die größere Häufigkeit von Partnerschaften 
zwischen Frauen aus den neuen und Männern aus den alten Bundesländern schlicht daran 
liegt, dass, betrachtet man nur die Zuzüge (und nicht den Wanderungssaldo), mehr Männer 
als Frauen nach der Wende aus dem Westen in den Osten gezogen seien (während sich in 
umgekehrte Richtung etwa gleich viele Männer und Frauen bewegten, vgl. Abschnitt 8.3). 
Somit seien die Gelegenheiten, dass sich Männer aus den alten und Frauen aus den neuen 
Bundesländern überhaupt kennen lernen, größer gewesen.  
Dieses Argument ist nicht von der Hand zu weisen und findet teilweise Unterstützung 
in unserer Auswertung der Partnerdaten des Familiensurveys nach Wohnort der Befragten. 
Bei männlichen und weiblichen Befragten mit Herkunft aus den alten Bundesländern, die 
auch in den alten Bundesländern befragt wurden (von denen die allermeisten also mutmaß-
lich nicht mobil waren), finden sich Partnerschafen mit Personen aus dem anderen Teil 
Deutschlands etwa gleich häufig (Tab. 16). Große Unterschiede gibt es jedoch bei jenen 
Befragten, die mobil gewesen sind – also Befragte mit Herkunft aus den neuen Bundeslän-
dern, die in den alten Bundesländern befragt worden sind und umgekehrt. Allerdings müs-
sen hier die Ergebnisse wegen der geringen Fallzahlen in diesen Untergruppen mit Vor-
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sicht interpretiert werden53. Von den im Westen befragten, also dort lebenden Frauen, die 
in den neuen Bundesländern geboren wurden (73 Befragte), hatten 51 Prozent einen Part-
ner aus den alten Bundesländern – nur 38 Prozent einen Ost-Partner. Bei den im Westen 
lebenden Männern mit Herkunft aus Ostdeutschland (37 Befragte) verhielt es sich umge-
kehrt: Sie hatten in 60 Prozent der Fälle ebenfalls eine aus den neuen Bundesländern 
stammende Partnerin, nur in 30 Prozent der Fälle hatten sie eine Partnerin die in einem 
alten Bundesland geboren war. Unter der geringen Zahl von West-Frauen des Datensatzes 
(8 Personen), die in den neuen Bundesländern leben, hatte allerdings keine einzige einen 
im Osten geborenen Mann als Partner.  
Tab. 19: Gegenwärtige Partnerschaften von 20- bis 39-Jährigen nach gegenwärtigem Aufenthalts-
ort, Herkunft der Befragten und der Partner 
   Herkunft des Partners (in Prozent) 
Ort der Befragung Befragter:  Geschlecht u. Herkunft  alte BL neue BL Berlin Aus-land 
Anzahl 
absolut  
männlich alte BL 91,6 1,2 0,6 6,6 822  
 neue BL 29,7 59,5 8,1 2,7 37  
 Berlin 17,2 6,9 72,4 3,4 29  
weiblich alte BL 91,2 1,3 1,0 6,5 1357  
 neue BL 50,7 38,4 4,1 6,8 73  
alte Bundesländer 
(inkl. Berlin-West) 
 Berlin 17,0 3,8 75,5 3,8 53  
männlich alte BL (20,0) (60,0) (20,0) 0,0 5  
 neue BL 1,2 94,7 2,9 1,2 171  
 Berlin (14,3) (0,0) (85,7) 0,0 7  
weiblich alte BL (83,3) (0,0) (0,0) 16,7 6  
 neue BL 3,7 91,2 2,7 2,4 297  
neue Bundesländer 
(inkl. Berlin-Ost) 
  
  Berlin 5,6 22,2 72,2 0,0 18  
Quelle: DJI-Familiensurvey 2000, eigene Berechnungen; N = 2875; BL = Bundesländer 
Mobilität und damit verbundene Gelegenheitsstrukturen, Partner aus dem anderen Teil 
Deutschlands kennen zu lernen, dürfte also durchaus eine Rolle beim Zustandekommen 
von Ost-West-Beziehungen spielen. Die unterschiedlichen Ergebnisse bezüglich der Part-
nerschaften von Ost-Männern und Ost-Frauen in Westdeutschland und West-Frauen in 
Ostdeutschland deuten aber dennoch auf einen „Attraktivitätsbonus“ von Beziehungen 
zwischen Frauen aus den neuen und Männern aus den alten Bundesländern hin. Dieser 
kann wiederum nur mit Status- und Bildungspräferenzen erklärt werden. 
Dies untermauert folgende Auswertung der Bildungszusammensetzung der Befragten 
und ihrer Partner: Von sämtlichen im Familiensurvey befragten Frauen, die auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR (ohne Berlin) geboren, zum Befragungszeitpunkt zwischen 20 und 39 
                                                 
53 Im Gegensatz zur Herkunft (Frage: In welchem Bundesland wurden Sie geboren?), wird im Datensatz des 
Familiensurveys beim Ort der Befragung auch Ost- und Westberlin unterschieden. 
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Jahre alt waren und einen festen Partner hatten, verfügten 17,2 Prozent über höchstens 
einen Hauptschulabschluss54,  66,3 Prozent über mittlere Reife und 15,9 Prozent eine 
Fachhochschul- oder Hochschulreife (siehe Tab. 20). Die Partner dieser Frauen hatten zu 
Beginn der Partnerschaft zu 29,9 Prozent höchstens einen Hauptschulabschluss, zu 53,2 
Prozent mittlere Reife und zu 15,3 Prozent Fachhochschul- oder Hochschulreife. Die Bil-
dungsverteilung lässt ein deutliches Bildungsgefälle von Frauen zu Männern bei den unte-
ren Bildungsabschlüssen erkennen. Deutlich mehr männliche Partner haben lediglich einen 
Hauptschulabschluss, deutlich weniger haben mittlere Reife. Ein erheblicher Anteil – ins-
besondere der Ost-Frauen mit mittlerer Reife – ist also eine „Abwärtspartnerschaft“ im 
Hinblick auf den allgemein bildenden Schulabschluss des Partners eingegangen (Tab.20 
und Tab. 21). 
Tab. 20: Erster allg. bildender Schulabschluss von Frauen (20-39 J.), die in der DDR (ohne Berlin) 
geboren sind, zum Befragungszeitpunkt einen festen Partner hatten, und Schulabschluss der Partner  
höchster allg.  Schul-
abschluss der Befragten 
 
 
höchster allg. Schul-
abschluss der Partner 
  
  
Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent
höchstens Hauptschulabschluss 116 17,2 201 29,9
Mittlere Reife 446 66,3 358 53,2
Fachhochschul-/Hochschulreife 107 15,9 103 15,3
keine Angabe, weiß nicht, noch Schüler 4 0,6 11 1,6
 Gesamt  673 100,0 673 100,0
Quelle: DJI-Familiensurvey 2000, eigene Berechnungen; N = 673 
Tab. 21: Erster allgemein bildender Schulabschluss von Frauen (20-39 J.), die in der DDR (ohne 
Berlin) geboren wurden, zum Befragungszeitpunkt einen festen Partner mit Herkunft aus den alten 
Bundesländern (ohne Berlin) hatten, sowie Schulabschluss der Partner  
höchster allg.  Schul-
abschluss der Befragten 
 
 
höchster allg. Schul-
abschluss der Partner 
  
  
Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent
höchstens Hauptschulabschluss 9 17,3 15 28,8
Mittlere Reife 33 63,5 18 34,6
Fachhochschul-/Hochschulreife 10 19,2 16 30,8
keine Angabe, weiß nicht, noch Schüler 0 0,0 3 5,8
 Gesamt  52 100,0 52  100,0
Quelle: DJI-Familiensurvey 2000, eigene Berechnungen; N = 52 
                                                 
54 Zusammenfassung der Kategorien „Volks-/Hauptschulabschluss“ sowie „vorzeitig aus der Volks-/ Haupt-
schule abgegangen 
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Jene Frauen, die einen Partner hatten, der in den alten Bundesländern (ohne Berlin) 
geboren wurde, zeigen eine ganz ähnliche Bildungsverteilung wie sämtliche Ost-Frauen 
mit Partner – lediglich der Anteil der Frauen mit Fach oder Hochschulreife ist etwas erhöht 
(Tab. 21). Da ein großer Teil der Frauen mit im Westen geborenen Partnern auch in den 
alten Bundesländern lebt, ist dies plausibel, da höher Gebildete in stärkerem Maße abge-
wandert sind. Bei den Partnern dieser Frauen zeigt sich jedoch eine deutlich abweichende 
Bildungsverteilung gegenüber den Partnern der Ost-Frauen insgesamt: Ein etwa doppelt so 
großer Anteil der Partner (30 Prozent) verfügte über eine Fach- oder Hochschulreife, deut-
lich weniger hingegen über eine mittlere Reife. Das Partnerwahlverhalten der Frauen mit 
West-Partnern kann also als Tendenz zu bildungshomogamen Partnerschaften bzw. Auf-
wärtspartnerschaften im Hinblick auf die Schulbildung des Partners interpretiert werden. 
Frauen erhöhen offensichtlich ihre Optionen, einen hinsichtlich Bildung und sozialem 
Status attraktiven Partner zu finden, wenn sie bei der Partnerwahl Männer aus den alten 
Bundesländern einbeziehen.  
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Frauen offenbar nicht allein aus Gründen der 
Ausbildungsplatz- und Arbeitsplatzsuche aus den neuen Bundesländer abwandern bzw. in 
den alten Bundesländern sesshaft werden, sondern dass auch die Partnerwahl dabei eine 
Rolle spielt. Frauen aus den neuen Bundesländern gehen deutlich häufiger als Männer 
Partnerschaften mit Personen aus dem anderen Teil Deutschlands ein. Während Männer 
mit Herkunft aus den neuen Bundesländern, die in die alten Bundesländer abgewandert 
sind, meist mit ostdeutschen Partnerinnen zusammen sind (mutmaßlich mit jenen, mit 
denen sie aus Ostdeutschland abgewandert sind) und weit seltener Partnerinnen in der 
neuen Wohnregion finden, gilt das für Frauen nicht. Sie kommen offenbar häufiger ohne 
Partner in die alten Bundesländer und gehen dann dort eine Bindung ein oder sie gehen mit 
einem West-Partner, den sie in Ostdeutschland kennen gelernt haben, in dessen Heimat. In 
allen Fällen führt das dazu, dass sich die Rückzugswahrscheinlichkeit von Frauen in die 
neuen Bundesländer verringert. 
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12.2 Datenbasis und Methodik der quantitativen Untersuchung zu den 
Ursachen der geschlechtsselektiven Abwanderung  
Die folgenden multivariaten Datenanalysen werden mit Aggregatdaten durchgeführt. 
Räumliche Analyseebene sind die 439 Kreise und kreisfreien Städte Deutschlands (Ge-
bietsstand 2005). Als Datenquelle dienen dabei umfangreiche auf Kreisebene verfügbare 
Daten der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, des Bundesamtes für Bauwesen 
und Raumordnung sowie der Bundesagentur für Arbeit zu sozialen, demografischen, öko-
nomischen und bildungsstatistischen Indikatoren der Kreise. 
Mit den verwendeten Indikatoren können lediglich statistische Zusammenhänge zwi-
schen abhängigen und unabhängigen Variablen zum gegenwärtigen Zeitpunkt untersucht 
werden. Um Schwankungen von Jahr zu Jahr auf kleinräumiger Ebene auszugleichen, 
wurden für verschiedene Indikatoren die Mittelwerte mehrerer zurückliegender Jahre ver-
wendet. Bei den bildungsstatistischen Indikatoren wurde der Zeitraum 1998 bis 2004 be-
rücksichtigt. Für einzelne geschlechtsspezifische Indikatoren, wie etwa Arbeitslose unter 
25 Jahre nach Geschlecht, Zu- und Fortzüge nach Altersgruppen und Geschlecht oder die 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge nach Geschlecht, waren Daten nur für den rela-
tiv kurzen Zeitraum von 2002 bis 2004 verfügbar.  
Bei einer Vielzahl von Indikatoren wurden nicht absolute Werte, sondern jeweils die 
Differenzen der jeweiligen Indikatorwerte für Frauen und Männern (stets: Wert der Frauen 
minus Wert der Männer) berücksichtigt. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass nur Diffe-
renzen bestimmter sozioökonomischer Indikatoren die Differenzen der Wanderungssaldo-
raten zu erklären vermögen.   
Die verwendeten Daten entstammen keinen Zufallsstichproben, sondern es handelt 
sich um prozessgenerierte Daten mit dem Charakter einer Vollerhebung – der Stichpro-
benumfang entspricht also der Grundgesamtheit. Zur Auswertung dieser Daten werden 
dennoch klassische wahrscheinlichkeitsstatistische Verfahren angewendet.  Wir folgen 
dabei der Argumentation von Broscheid und Gschwend (2003), wonach auch Daten aus 
Vollerhebungen stochastische Elemente enthalten. Die Autoren wenden sich gegen „de-
terministische“ Interpretationsweisen von Daten aus Vollerhebungen, die mit der Begrün-
dung erfolgen, Daten aus Vollerhebungen wiesen keinen Stichprobenfehler auf und bei der 
Interpretation der Daten seien somit nur die substanziellen Effekte der berechneten Koeffi-
zienten zu berücksichtigen, nicht jedoch Signifikanztests, Fehlervarianzen oder Konfiden-
zintervalle. Broscheid und Gschwend argumentieren hingegen, dass soziale Phänomene 
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stets stochastisch sind, da menschliches Handeln nicht deterministisch beschrieben werden 
kann. Es sei somit selbst mit perfekten Messinstrumenten unmöglich, stochastische Ele-
mente aus den Daten zu eliminieren. So gebe es, auch wenn keine Fehler der Stichproben-
ziehung auftreten können, eine Reihe weiterer Fehlerquellen sowohl bei der Operationali-
sierung als auch bei der Datenerhebung. Man vergibt einen erheblichen Teil der Kritikfä-
higkeit der Daten, falls man nur Parameterwerte ohne Einbeziehung der Varianzen und 
Standardfehler interpretiert. Insbesondere könne – und dies trifft auch für die für diese 
Arbeit verwendeten Daten zu – von räumlicher Unabhängigkeit der Beobachtungen bei 
Vollerhebungen nicht ohne weiteres ausgegangen werden. Benachbarte Kreise sind sich 
wahrscheinlich ähnlicher als zwei beliebige Landkreise in Ost und West. Räumliche Ab-
hängigkeiten von Fehlern lassen jedoch die geschätzten kausalen Zusammenhänge sicherer 
erscheinen, als sie tatsächlich sind. Die Interpretation der nachfolgend angewendeten sta-
tistischen Verfahren erfolgt daher unter Einbeziehung der Interpretation von Signifikanzen 
und Standardfehlern. 
 
12.3 Regionale Milieus geschlechtsselektiver Wanderungen 
Im folgenden Abschnitt steht die Frage im Vordergrund, welche Muster der geschlechtsse-
lektiven Wanderungen sich abzeichnen und mit welcher Ausprägung sozioökonomischer 
Indikatoren sie auf regionaler Ebene in Zusammenhang stehen. Die Analyse soll spätere 
statistische Auswertungen zu Determinanten geschlechtsselektiver Wanderungen vorberei-
ten und erste Hinweise auf das Zutreffen der in Abschnitt 4 vorgestellten Hypothesen ge-
ben. 
Für die Regionalisierung und Typisierung wird eine Clusteranalyse verwendet. Bei 
der Clusteranalyse, auch in der Sozialgeografie ein häufig angewendetes Verfahren, wer-
den Gruppen von bezüglich der zu untersuchenden Indikatoren ähnlichen Regionen identi-
fiziert und voneinander unterschieden. Die Clusteranalyse geht grundsätzlich von einer 
Gleichwertigkeit aller eingeführten Indikatoren aus und ermöglicht keine Gewichtung bzw. 
eine Bestimmung von Effektstärken. Ziel der Klassifizierung mittels Clusteranalyse ist 
lediglich die Bildung von homogenen Gruppen oder Typen von Fällen (im gegebenen Fall 
von Regionen), sodass die mathematischen Abstände zwischen den Gruppen möglichst 
groß sind. Die mit dem Verfahren einhergehende Reduktion der Datenfülle und Komplexi-
tät soll die Interpretation von Zusammenhängen erleichtern bzw. erst ermöglichen. 
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Im vorliegenden Fall wird eine Clusterzentrenanalyse angewandt. Hierbei muss die 
Zahl der zu berechnenden Cluster zu Beginn der Analyse festgelegt werden – entweder 
anhand von Hypothesen oder willkürlich ohne weitere Begründung. Die Statistiksoftware 
bildet die ersten Clusterzentren zunächst provisorisch anhand der ersten Fälle. Dann wird 
jeder weitere Fall dem Cluster mit der geringsten Distanz zugeordnet. Durch Wiederholun-
gen (Iterationen) werden dann auch die anfänglichen Clusterzentren so lange angepasst, bis 
entweder die vorgegebene Zahl maximaler Iterationen erreicht wurde oder durch zusätzli-
che Wiederholungen keine Verbesserung der Trennschärfe der Cluster mehr erzielt werden 
kann. Ob die vorgegebene Anzahl von zu bildenden Clustern oder die Zuordnung der Fälle 
zu diesen eine sinnvolle Interpretation im Sinne der Hypothese zulässt, muss manuell 
überprüft werden. Gegebenfalls wird das Verfahren mit einer anderen Clusteranzahl oder 
einem veränderten Indikatorenset wiederholt. 
Die Durchführung einer Clusteranalyse gliedert sich in der Regel in folgende vier 
Schritte (vgl. Schmidt 1996): 1) Auswahl und Reduktion der Indikatoren;  2) ggf. Bünde-
lung der Daten; 3) Typisierung der Raumeinheiten (statistische Berechnung) sowie 4) 
Überprüfung der Klassifikationsergebnisse und Interpretation. Für die Typisierung ge-
schlechtsselektiver Wanderungsmilieus lag eine Vielzahl sozioökonomischer Regionalin-
dikatoren vor: So zu Bevölkerungsentwicklung und -struktur, zur Bildungs- und Sozial-
struktur, zur Beschäftigungs- und Wirtschaftsstruktur sowie zu Arbeitslosigkeit und Be-
schäftigung. Angesichts der Fülle von vorliegenden Daten war es erforderlich, den theore-
tischen Hintergrund bzw. die Hypothesen bei der Datenauswahl und -reduktion zu betonen. 
So wurde der Schwerpunkt auf die Einbeziehung solcher Indikatoren gelegt, die geschlech-
terspezifisch für die jüngere Bevölkerung in den Kreisen und kreisfreien Städten vorliegen. 
Die zur Verfügung stehenden Indikatoren wurden zunächst einer bivariaten Korrelations-
analyse unterzogen und Indikatoren mit einem Zusammenhang stärker als 0,8 ausgeschlos-
sen. Die sozioökonomischen Bedingungen, welche die Wanderungsentscheidungen der 
hier interessierenden Bevölkerungsgruppe von 18 bis 29 Jahren besonders bestimmen, 
wurden folgendermaßen operationalisiert: 
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Tab. 22: In die Clusteranalyse einbezogene Indikatoren 
Dimension   Indikator* Zeitraum 
1 Anteil weibl. Schulabgänger ohne bzw. mit lediglich Haupt-
schulabschluss an allen Schulabgängern 
1998-2004 
2 Anteil weibl. Schulabgänger mit Abitur an allen Schulabgäng. 1998-2004 
3 Anteil weibl. Schulabg. mit Abitur an allen weibl. Schulabg. 1998-2004 
4 Anteil männl. Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss an 
allen männl. Schulabgängern  
1998-2004 
5 Studierende je 1000 Einwohner  1998-2004 
6 Anteil weiblicher Studierender  1998-2004 
7 Vermittlungsquote in Berufsausbildung der Frauen (neu abge-
schloss. Ausbildgsverträge als Anteil an Gesamtzahl neu abge-
schl. Ausb.verträge plus nicht vermittelter Bewerberinnen)  
2002-2004 
8 Differenz der Vermittlungsquoten in Berufsausbildung (Ver-
mittlungsquote Frauen minus Männer, Prozentpunkte)  
2002-2004 
9 Studierende an Fachschulen je 1000 Einwohner von 15-19 J. 1998-2004 
Bildungs-
struktur 
und Aus-
bildungs-
situation 
10 Anteil weiblicher Schüler an sämtlichen Schülern an Fach-
schulen (ohne medizinische Fachschulen)  
 
1998-2004 
11 Jugendarbeitslosenquote (unter 25 Jahre) 1998-2004 
12 Differenz Jugendarbeitslosenquoten (Frauen minus Männer)  2002-2004 
13 Differenz der Arbeitslosenquoten (Frauen minus Männer)  2002-2004 
14 Beschäftigtenquote der Frauen bis 29 J. (sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigte Frauen bis 29 J. je 100 15-29j. Frauen  
2002-2004 
Arbeits-
markt 
15 Differenz der Beschäftigtenquoten (Frauen minus Männer)  2002-2004 
16 Anteil Erwerbstätiger in der Land- und Forstwirtschaft an 
allen Erwerbstätigen  
2004 
17 Anteil Erwerbstätiger im produzierenden Gewerbe an allen 
Erwerbstätigen  
2004 
18 Anteil Erwerbstätiger im Baugewerbe an allen Erwerbstätigen  2004 
19 Anteil Erwerbstätiger in Handel und Gastgewerbe an allen 
Erwerbstätigen  
2004 
20 Anteil Erwerbstätiger in Finanzierung, Vermietung und Un-
ternehmensdienstleistungen an allen Erwerbstätigen  
2004 
Wirt-
schafts-
struktur 
21 Anteil Erwerbstätiger im Bereich öffentliche und private 
Dienstleistungen an allen Erwerbstätigen  
2004 
22 Wanderungssaldorate der 18- bis 29-jährigen Frauen (Pro-
mille) 
2002-2004 
23 Differenz Wanderungssaldoraten (Frauen minus Männer, 18-
29 J., in Promille)  
2002-2004 
Bevölke-
rungsstruk-
tur und -
bewegung 
24 Geschlechterproportion der 18- bis 29-Jährigen (Män-
ner/Frauen)  
2004 
*alle Anteile und Quoten werden, sofern nicht anders angegeben, in Prozent bzw. Prozentpunkten gemessen; 
Datenquellen: Indikatoren 1, 2, 3, 4, 14, 15, 22, 23, 24: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, 
eigene Berechnungen; Indikatoren 5, 6, 9, 10: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2007, eigene 
Berechnungen; Indikatoren: 7, 8, 11, 12, 13: Bundesagentur für Arbeit, Online-Datenangebot, eigene Be-
rechnungen; Indikatoren 16, 17, 18, 19, 19, 20, 21: Arbeitskreis Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der 
Länder (2006): Erwerbstätige in den kreisfreien Städten und Landkreisen der Bundesrepublik Deutschland 
1991 bis 2004, eigene Berechnungen. 
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Nach Reduzierung und Auswahl der Daten wurde die Clusteranalyse in mehreren 
Durchgängen durchgeführt. Eine Clusteranalyse nur für das Gebiet der neuen Bundeslän-
der brachte kein befriedigendes Ergebnis. Die sozioökonomischen Bedingungen in Ost-
deutschland sind zu ähnlich, um Cluster zu generieren, aus denen sich sinnvoll Hypothesen 
zur geschlechtsselektiven Abwanderung ableiten und begründen lassen. Erst durch die 
Einbeziehung des westdeutschen Bundesgebietes zeigen sich deutliche Cluster, mit denen 
sich die Ursachen der spezifischen Migration verstehen lassen. 
Eine Lösung mit fünf Clustern erwies sich als bestes Ergebnis. Tab. 23 stellt die statis-
tischen Merkmale der gebildeten fünf Cluster dar. Im folgenden werden sämtliche Cluster-
typen kurz beschrieben und charakterisiert. Clustertyp 3, der als typisch für die Kreise der 
neuen Bundesländer für die vorliegende Untersuchung von besonderem Interesse ist, wird 
dabei ans Ende der Clusterbeschreibungen gestellt und ihm wird besondere Aufmerksam-
keit gewidmet. 
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Tab. 23: Regionale Milieus geschlechtsselektiver Wanderung, Mittelwerte der Clusterzentren 
Nr. Indikator*  Cluster1
Cluster
2
Cluster
3
Cluster
4
Cluster
5
1 Anteil weibl. Schulabgänger ohne bzw. mit 
Hauptschulabschluss an allen Schulabgängern 
41,71 40,56 36,38 41,90 41,23
2 Anteil weibl. Schulabgänger mit Abitur an allen 
Schulabgäng. 
55,74 55,64 60,09 55,87 55,01
3 Anteil weibl. Schulabg. mit Abitur an allen 
weibl. Schulabg. 
32,91 22,47 28,92 39,64 21,51
4 Anteil männl. Schulabgänger ohne Hauptschul-
abschluss an allen männl. Schulabgängern  
11,91 11,71 14,89 8,92 10,93
5 Studierende je 1000 Einwohner  61,61 3,87 5,97 166,74 2,14
6 Anteil weiblicher Studierender  46,39 14,44 16,76 48,99 12,80
7 Vermittlungsquote in Berufsausbildung der 
Frauen  
93,57 93,85 90,23 95,78 94,39
8 Differenz der Vermittlungsquoten in Berufsaus-
bildung (Vermittlungsquote Frauen minus Män-
ner)  
-0,72 -1,23 -2,29 -0,73 -1,12
9 Studierende an Fachschulen je 1000 Einwohner 
von 15-19 J. 
6,40 1,80 2,34 9,26 2,68
10 Anteil weiblicher Schüler an sämtlichen Schü-
lern an Fachschulen (ohne medizinische Fach-
schulen)  
51,32 14,27 77,73 52,16 66,30
11 Jugendarbeitslosenquote  6,20 5,26 9,39 4,65 4,42
12 Differenz Jugendarbeitslosenquoten (Frauen 
minus Männer)  
-3,45 -2,93 -4,07 -3,06 -2,85
13 Differenz der Arbeitslosenquoten (Frauen minus 
Männer)  
-2,96 -0,46 0,82 -3,02 -1,20
14 Beschäftigtenquote der Frauen bis 29 J. (sozial-
versicherungspflichtig beschäftigte Frauen bis 29 
J. je 100 15-29j. Frauen  
39,31 43,73 37,90 37,05 44,19
15 Differenz der Beschäftigtenquoten (Frauen mi-
nus Männer)  
-0,66 -2,98 -2,17 -0,77 -2,95
16 Anteil Erwerbstätiger Land und Forst  1,67 3,62 3,05 1,61 3,85
17 Anteil Erwerbstätiger prod. Gewerbe  18,37 24,82 18,89 19,08 22,97
18 Anteil Erwerbstätiger Baugewerbe  5,39 7,04 8,27 4,54 6,91
19 Anteil Erwerbstätiger Handel und Gastgewerbe  24,99 24,74 24,35 24,53 25,64
20 Anteil Erwerbstätiger Finanzierung, Vermietung 
und Unternehmensdienstleistungen  
16,92 12,50 12,51 16,51 11,70
21 Anteil Erwerbstätiger im Bereich öffentliche und 
private Dienstleistungen  
32,65 27,28 32,93 33,73 28,93
22 Wanderungssaldorate der 18- bis 29-jährigen 
Frauen (Promille) 
4,11 -0,60 -3,92 7,04 -0,02
23 Differenz Wanderungssaldoraten (Frauen minus 
Männer, 18-29 J., in Promille)  
0,19 0,07 -1,21 -0,26 0,39
24 Geschlechterproportion der 18- bis 29-Jährigen 
(Männer/Frauen)  
1,01 0,94 0,85 1,07 0,96
*Anteile und Quoten werden, sofern nicht anders angegeben, in Prozent bzw. Prozentpunkten gemessen; 
Quelle: eigene Berechnungen; 
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Beschreibung der Clustertypen:  
 
Clustertyp 1 – die Dienstleistungsmetropolen: Zu Typ 1 gehören 52 Kreise in West- und 
13 in Ostdeutschland, zumeist handelt es sich um Großstädte. Die Geschlechterproportion 
ist überdurchschnittlich, es wandern mehr junge Frauen zu als Männer, der Studierenden-
anteil ist der zweithöchste aller Cluster. Großstädte mit wichtigen Hochschulen und einem 
starken Dienstleistungs- und Tourismussektor gehören zu diesem Cluster. Die Jugendar-
beitslosenquote und die Beschäftigtenquote der jungen Frauen ist gering, was auf eine 
große Bedeutung dieser Städte als Ausbildungsstandorte hindeutet. Die Beschäftigtenantei-
le in den Sektoren „Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistungen“ sowie 
„öffentliche und private Dienstleistungen“ sind jeweils die höchsten aller Clustertypen.  
Beispiele: Köln, Hannover, Hamburg, Stuttgart, Leipzig, Dresden 
 
Clustertyp 2 – Mischtyp West-Ost: Typ 2 charakterisiert ländliche Kreise mit dem unter 
den Clustertypen höchsten Anteil Beschäftigter im verarbeitenden Gewerbe, die Ge-
schlechterproportion ist leicht unterdurchschnittlich. Generell vereint dieser Clustertyp am 
stärksten gleichermaßen westdeutsche (77) wie ostdeutsche Kreise (25) in sich. Dabei 
gehören im Westen eher ländliche, periphere und stark vom verarbeitenden Gewerbe ge-
prägte Regionen in diesen Clustertyp – Kreise mit wenig spezieller Attraktivität für weibli-
che Zuwanderer. In den neuen Bundesländern zählen jedoch eher Landkreise mit einer 
etwas günstigeren Situation zu diesem Clustertyp: Kreise, die entweder im Umland großer 
Städte liegen, an der Grenze zu westdeutschen Bundesländern oder in der tourismusstarken 
Küstenregion Mecklenburg-Vorpommerns. Statistisch ähneln sich offenbar diese für Frau-
en leicht unterdurchschnittlich attraktiven Kreise im Westen und die leicht überdurch-
schnittlich attraktiven Kreise des Ostens. Vom später beschriebenen typischen Ost-Cluster 
3 unterscheiden sich die hier enthaltenen Kreise der neuen Bundesländer vor allem durch 
eine relativ hohe Beschäftigtenquote unter 30-jähriger Frauen. Die Kreise im Clustertyp 2 
verzeichnen im Mittel eine leichte Abwanderung junger Frauen, jedoch keinen auffälligen 
Unterschied im Wanderungsverhalten der Geschlechter. 
Beispiele: Oberbergischer Kreis, Ostalbkreis, Landkreis Oldenburg, Nordwestmecklen-
burg, Ohrekreis 
 
Clustertyp 4 – die Studentenstädte: Dieser Typ ist der am schwächsten besetzte Clustertyp, 
nur 15 kreisfreie Städte gehören zu ihm. Es handelt sich dabei um klassische Studenten-
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städte – also Städte mit einem im Verhältnis zur Einwohnerzahl besonders hohen Studie-
rendenanteil. Die Hochschulen dieser wichtigen Universitätsstädte weisen meist ein für 
Frauen besonders attraktives Fächerangebot im Bereich Geistes- und Sozialwissenschaften, 
Medizin und Pädagogik auf. Die Geschlechterproportion der Einwohner ist stark über-
durchschnittlich – es herrscht Frauenüberschuss. Die Wanderungssaldorate der Frauen ist 
deutlich positiv, jedoch gegenüber den Männer nicht stark überproportional. In den neuen 
Bundesländern gehören nur zwei Städte zu diesem Cluster – Jena und Greifswald. 
Weitere Beispiele: Münster, Heidelberg, Freiburg 
 
Clustertyp 5 – Standardtyp West: Bei Typ 5 liegt die Geschlechterproportion der 18- bis 
29-Jährigen genau im deutschen Durchschnitt. Dieser Typ ist der in den alten Bundeslän-
dern am häufigsten vorkommende Clustertyp. 176 westdeutsche, aber kein einziger ost-
deutscher Kreis gehören zu diesem Typ. Während die Wanderungssaldorate von Frauen im 
Alter von 18 bis 29 Jahren nahe null liegt, ist die Wanderungssaldorate der gleichaltrigen 
Männer negativ (worauf die positive Differenz der beider Wanderungssaldoraten schließen 
lässt). Kreise dieses Typs werden also tendenziell von jungen Männern, nicht jedoch von 
Frauen verlassen. 
 
Clustertyp 3 – Standardtyp Ost: Typ 3 ist der in den neuen Bundesländern am häufigsten 
vorkommende Clustertyp, er ist für die hier vorliegende Untersuchung besonders wichtig 
und soll deshalb ausführlich analysiert werden. 73 von insgesamt 81 Kreisen dieses Typs 
liegen in den neuen Bundesländern – das sind zwei Drittel aller ostdeutschen Kreise. Der 
Clustertyp ist charakterisiert durch eine hohe Abwanderung junger Menschen insgesamt, 
eine stark überproportionale Abwanderung von Frauen und einer besonders unausgewoge-
nen Geschlechterproportion der Einwohner von 18 bis 29 Jahre. Das Geschlechterverhält-
nis dieser Altersgruppe beträgt in diesem Cluster im Mittel lediglich 0,85. Im Zeitraum von 
2002 bis 2004 lag die Wanderungssaldorate junger Frauen (insgesamt –3,92 je 1000)  um 
1,2 je 1000 unter dem Wert der gleichaltrigen Männer – d.h. bis in die Gegenwart wandern 
Frauen dort deutlich stärker ab. Clustertyp 3 steht damit explizit für das ostdeutsche Phä-
nomen der überproportionalen Frauenabwanderung.  
Einher geht das Charakteristikum der überproportionalen Abwanderung von jungen 
Frauen mit einer geringen Beschäftigtenquote von Frauen, einer geringen Vermittlungs-
quote in Berufsausbildung für junge Frauen und einer insgesamt sehr hohen Jugendarbeits-
losigkeit. Die Kreise des Clusters 3 weisen von allen Clustertypen den mit Abstand höchs-
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ten Anteil Beschäftigter im Baugewerbe auf und den geringsten Anteil Beschäftigter in 
Handel und Gastgewerbe. Der Arbeitsmarkt der Kreise des Clusters 3 ist damit durch eine 
bei einer insgesamt äußerst schwierigen Arbeitsmarktlage durch eine Vorherrschaft der 
Bauwirtschaft gekennzeichnet bei eher schwacher Ausprägung des Dienstleistungssektors. 
Die geringen Beschäftigten- und Vermittlungsquoten von Frauen sind ein Hinweis auf 
fehlende Berufsperspektiven für Frauen in diesen Regionen. Auch die Tatsache, dass in 
diesem Cluster die Vermittlungsquote der Frauen in Berufsausbildung am deutlichsten 
unter jener der Männer liegt, dürfte einen Teil der überproportionalen Abwanderung erklä-
ren. Bisher entsprechen die Ergebnisse weitgehend den Erwartungen und sind wenig über-
raschend. 
Auffällig sind jedoch die Indikatoren zu Bildung und Ausbildung in den Kreisen des 
Clustertyps 3. Männliche Jugendliche weisen in den strukturschwachen und von hoher 
Arbeitslosigkeit geprägten Kreisen des Clusters 3 die unter allen Clustertypen höchsten 
Quote von Schulabgängern ohne Hauptschulabschluss auf (Indikator 4). Fast 15 Prozent 
aller männlichen Schulabgänger der Jahre 1998 bis 2003 schafften hier nicht einmal den 
niedrigsten der allgemein bildenden Schulabschlüsse. Ließe sich dieses Schulversagen 
noch mit einer generellen Perspektivlosigkeit der Jugendlichen in diesen Kreisen und der 
daraus folgenden geringen Motivation erklären, so überrascht, dass dies offenbar nur für 
männliche Jugendliche gilt: Junge Frauen stellen in den Kreisen des Clustertpys 3 nur 36 
Prozent aller Schulabgänger ohne bzw. mit höchstens Hauptschulabschluss – 14 Prozent-
punkte weniger, als es bei gleicher Bildungsbeteiligung der Geschlechter wären. In keinem 
anderen Clustertyp sind so wenige Frauen unter den Schulabgängern mit geringer Qualifi-
kation. Auf der anderen Seite liegt der Anteil von Frauen an allen Schulabgängern mit 
Hochschulreife in keinem anderen Cluster so hoch: 60 Prozent aller Schulabgänger mit 
Hochschulreife sind weiblich. Bezogen auf alle weiblichen Schulabgänger ist die Abitu-
rientenquote der Frauen zwar geringer als in den Großstadtregionen aus Cluster 1 und 4, 
jedoch um neun Prozentpunkte höher als in den ländlichen Kreisen der alten Bundeslän-
dern, die sich größtenteils in Cluster 5 befinden. Auffällig ist auch der hohe Frauenanteil 
an den Fachschülern in den Kreisen des Clustertyps 3. Knapp 78 Prozent aller Fachschüler 
waren dort in den Jahren 1998 bis 2004 weiblich. Der Fachschulbesuch liefert hier auf der 
einen Seite offenbar die Alternative zum schwachen dualen Ausbildungsmarkt, kommt 
aber möglicherweise auch den geschlechtsspezifischen Berufswünschen und dem Bil-
dungsstand von jungen Frauen dieser Regionen besonders entgegen.  
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Junge Männer erreichen nirgendwo seltener als in Cluster 3 die Hochschulreife und 
sie sind nirgendwo seltener an Fachschulen zu finden. Allerdings unterbleiben die Bil-
dungsanstrengungen eines Teiles der jungen Männer offenbar keineswegs deshalb, weil 
ihrer Arbeitsmarktchancen in klassischen Berufen des dualen Systems viel besser sind: die 
Arbeitslosenquote der unter 25-jährigen Männer liegt in Cluster 3 besonders deutlich über 
derjenigen der Frauen – im Mittel vier Prozentpunkte (Indikator 12).  
Cluster1 (65)
Cluster 2 (102)
Cluster 3 (81)
Cluster 4 (15)
Cluster 5 (176)
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: eigene Berechnungen, eigene Grafik 
 
Cluster 1… die Dienstleistungsmetropolen 
Cluster 2… Mischtyp Ost/West 
Cluster 3… Standardtyp Ost 
Cluster 4… die Studentenstädte 
Cluster 5… Standardtyp West 
 
 
Abb. 30: Regionale Typisierung geschlechtsselektiver Wanderungen, Ergebnisse der Clusteranaly-
se 
Quelle: eigene Berechnungen 
 
Bei den acht Kreisen der alten Bundesländer, die sich ebenfalls in Clustertyp 3 ein-
ordnen, handelt es sich sämtlich um heute strukturschwache, altindustrialisierte Regionen, 
die ebenfalls stark von traditionell männlichen Branchen geprägt sind bzw. waren: Neu-
münster (Militär), Osterode am Harz, Hameln-Pyrmont (Bergbau, Eisenmetallurgie), Lü-
chow-Dannenberg (strukturschwaches ehemaliges Zonenrandgebiet), Delmenhorst (Mili-
tär), Bremerhaven (Werftindustrie und Hafenwirtschaft), Gelsenkirchen (Stahl, Kohle), 
Pirmasens (Schuhindustrie, Militär). Diese wenigen westdeutschen Kreise haben mit der 
großen Zahl der ostdeutschen vor allem die geringe Vermittlungsquote für Frauen in Be-
 151
rufsausbildungsplätze des dualen Systems, den hohen Frauenanteil an Fachschulen und den 
hohen Prozentsatz männlicher Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss gemeinsam.  
Offenbar reagieren die jungen Frauen in diesen strukturschwachen Kreisen mit einer 
Erhöhung ihrer Bildungsanstrengungen, während bei einem Teil der jungen Männern sogar 
ein Absinken des Bildungsniveaus zu verzeichnen ist. Dieses Auseinanderdriften der Ge-
schlechter ist in den neuen Bundesländern besonders stark ausgeprägt. Es ist zu vermuten, 
dass allein das erhebliche Bildungsgefälle zwischen jungen Frauen und jungen Männern in 
den Kreisen des Clusters 3 bereits ein wichtiger Faktor der überproportionalen Abwande-
rung von Frauen ist. 
12.4 Determinanten geschlechtsselektiver Wanderungen 
Im vorangegangenen Abschnitt wurden mithilfe einer Clusteranalyse sozioökonomische 
Milieus herausgearbeitet, deren räumliche Muster mit den jeweiligen geschlechtsselektiven 
Wanderungen in Zusammenhang stehen. Im Folgenden sollen nun Bestimmungsfaktoren 
der geschlechtsselektiven Wanderungsprozesse isoliert und die Stärke ihres Einflusses 
bestimmt werden. Für diese Analyse wird eine multiple Regressionsanalyse verwendet. 
Hierbei handelt es sich um eine makrostrukturelle Analyse, die prinzipiell keine beweisba-
ren Aussagen über Zusammenhänge auf der Individualebene liefern kann. Dennoch lassen 
sich solche Zusammenhänge begründet vermuten. Gleichfalls ist bei einer Regressionsana-
lyse mit Makrodaten zu berücksichtigen, dass Ursache und Wirkung bei kausalen Zusam-
menhängen nicht immer eindeutig bestimmt werden können – und in sozialen Zusammen-
hängen ohnehin häufig Interdependenzen zwischen verschiedenen sozioökonomischen 
Variablen festzustellen sind. Die Auswahl der unabhängigen Variable bei multiplen Reg-
ressionsanalysen und die Interpretation der Ergebnisse muss daher theoriegeleitet erfolgen. 
Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass nur ein Teil der Wanderungen durch sozioöko-
nomische Faktoren erklärt werden kann. Eine Regressionsanalyse, in die vorwiegend so-
zioökonomische Indikatoren der Makroebene einfließen, kann deshalb auch nicht den 
Anspruch erheben, eine vollständige Erklärung der Wanderungsbewegungen zu liefern. 
Auch handelt es sich prinzipiell um eine Strukturanalyse der Jahre 2002 bis 2004 – nur für 
diesen Zeitraum können die statistischen Zusammenhänge geprüft werden. 
In die Regressionsanalyse wurden zahlreiche, bereits in der Clusteranalyse verwendete 
sozioökonomischen Indikatoren einbezogen, wobei jeweils die Differenz der Wanderungs-
saldoraten der 18- bis 24-Jährigen sowie die Differenz der Wanderungssaldoraten der 18- 
bis 29-Jährigen (Frauen minus Männer) als abhängige Variablen fungierten. Um sinnvoll 
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interpretierbare Ergebnisse zu erzielen, wurden jedoch einige allgemeine, für beide Ge-
schlechter vorliegenden Indikatoren entfernt und vorwiegend Indikatoren in die Regressi-
onsanalyse einbezogen, die die Differenz eines bestimmten Merkmals für (junge) Männer 
und Frauen ausdrücken. Die Differenz der Jugendarbeitslosenquoten wurde nicht in die 
Regression einbezogen, da die Jugendarbeitslosenquote der Männer in sämtlichen Kreisen 
der neuen Bundesländer über jener der Frauen liegt und deren Differenz daher nicht Ursa-
che der überproportionalen Abwanderung von Frauen sein kann. Bezüglich der ge-
schlechtsspezifischen Analyse von Wirtschaftsstruktur und Arbeitsplatzangebot haben wir 
uns nach verschiedenen Versuchen dazu entschlossen, nicht den Gesamt-
Erwerbstätigenanteil in verschiedenen Branchen wie in der Clusteranalyse, sondern die 
Zahl der weiblichen Beschäftigten in neun verschiedenen Branchen auf die jeweilige weib-
liche Bevölkerung zwischen 18 und 60 Jahren zu beziehen. Während der in der Clusterana-
lyse verwendete Indikator Aufschluss über die Branchenstruktur insgesamt gab, zeigt der 
hier verwendete Indikator speziell das Arbeitsplatzangebot für Frauen in den verschiede-
nen Wirtschaftszweigen. Aufgrund der Datenlage können hier jedoch nicht sämtliche Er-
werbstätige, sondern lediglich sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in den Indikator 
eingehen. Folgende Indikatoren wurden einer schrittweise multiplen linearen Regressions-
analyse unterzogen:  
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Tab. 24: Indikatoren der geschlechtsselektiven Wanderungen für die multiple lineare Regression 
Dimension Unabhängige Variablen* Zeitraum 
Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Frauen je 100 weibliche 
Einwohner von 18-59 Jahren in den Branchen:   
 1 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  
 2 Verarbeitendes Gewerbe  
Wirt-
schafts-
struktur 
 3 Baugewerbe  
  4 Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kfz und Gebrauchtgütern  
  5 Gastgewerbe  
  6 Kredit- und Versicherungsgewerbe  
  7 Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermietung, Dienstleistungen für Unternehmen  
  8 Öffentliche Verwaltung, Verteidigung und Sozialversi-cherung  
  
9 Erziehung und Unterricht, Gesundheits-, Veterinär- und 
Sozialwesen, Erbringung von sonstigen öffentlichen und 
persönlichen Dienstleistungen, Private Haushalte 
 
10 Vermittlungsquote in Berufsausbildung der Frauen (neu abge-
schloss. Ausb.verträge als Anteil an Gesamtzahl neu abge-
schl. Ausb.verträge plus nicht vermittelter Bewerberinnen)  
2002-2004 
11 Differenz der Vermittlungsquoten in Berufsausbildung (Ver-
mittlungsquote Frauen minus Männer)  
2002-2004 
12 Erwerbstätigenquote Frauen 15-29 J.  2002-2004 
13 Differenz der Erwerbstätigenquoten (15-29 J.) Frauen minus 
Männer 
2002-2004 
14 Differenz der Arbeitslosenquoten (Frauen minus Männer)  2002-2004 
15 Anteil weiblicher Studierender an allen Studierenden  1998-2004 
16 Anteil weiblicher Schulabgänger an allen Schulabgängern 
ohne bzw. mit höchstens Hauptschulabschluss 
1998-2004 
17 Anteil weiblicher Schulabgänger an allen Schulabgängern mit 
Hochschulreife 
1998-2004 
Bildungs-
struktur,  
Ausbil-
dungs-
situation, 
Arbeits-
markt 
18 Anteil weiblicher Schüler an sämtlichen Schülern an Fach-
schulen (ohne medizinische Fachschulen) 
1998-2004 
19 Anteil männlicher sozialversicherungspflichtig Beschäftigter 
mit hoher Qualifikation an allen männlichen Beschäftigten 
2002-2004 Qualifika-
tionsstruk-
tur d. Be-
völkerung 
20 Anteil weiblicher sozialversicherungspflichtig Beschäftigter 
mit hoher Qualifikation an allen weiblichen Beschäftigten 
2002-2004 
21 Dummyvariable Ost-West (nominalskaliert)   
22 Durchschnittliches Haushaltseinkommen in Euro 2004 
*Anteile und Quoten werden, sofern nicht anders angegeben, in Prozent bzw. Prozentpunkten gemessen 
Abhängige Variablen in jeweils getrennten Regressionsrechnungen: 1) Differenz der Wanderungssaldoraten 
(Frauen minus Männer, 18 bis 24 Jahre, 2002-2004; 2) Differenz der Wanderungssaldoraten (Frauen minus 
Männer, 18 bis 29 Jahre, 2002-2004  
Datenquellen: Indikatoren 1 bis 9, 12, 13, 16, 17, 19, 20: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
2006, eigene Berechnungen; Indikatoren 15, 18, 22: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2007, 
eigene Berechnungen; Indikatoren 10, 11, 14: Bundesagentur für Arbeit, Online-Angebot, eigene Berech-
nungen 
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Die Regressionsanalyse wurde für sämtliche Kreise der Bundesrepublik Deutschland 
durchgeführt. Modell 1 (Tab. 25) verwendet zunächst nur wirtschaftsstrukturelle Indikato-
ren, d.h. die Bedeutung von verschiedenen Branchen für den lokalen Arbeitsmarkt für 
Frauen – die Anzahl weiblicher sozialversicherungspflichtig Beschäftigter bezogen auf 100 
weibliche Einwohner von 18 bis 59 Jahre. Modell 2 bezieht zusätzlich Indikatoren zum 
Arbeitsmarkt insgesamt, zur Ausbildungssituation und zum Bildungsstand von Männern 
und Frauen mit ein. Modell 3 fügt einen für das Partnerwahlverhalten relevanten Indikator 
– die Dichte hoch qualifizierter sozialversicherungspflichtig beschäftigter Männer hinzu. 
Modell 4 schließlich bezieht einen Indikator mit ein, bei dem es bekanntermaßen ein star-
kes West-Ost-Gefälle gibt, das durchschnittliche Haushaltseinkommen. Da Indikatoren zu 
geschlechtsspezifischem Einkommen nicht auf kleinräumiger Ebene vorliegen (vgl. Ab-
schnitt 10.6), wird der Indikator „durchschnittliches Haushaltseinkommen“ verwendet, um 
den Effekt unterschiedlicher Einkommenshöhen zu untersuchen. Der Indikator wird jedoch 
separat gehandhabt, um zu vermeiden, dass sein zu vermutender deutlicher Einfluss auf die 
Wanderungsbewegung andere interessierende Effekte verdeckt. Schließlich wird auch eine 
nominalskalierte Dummyvariable eingeführt, die für Kreise der neuen Bundesländer den 
Wert eins, für Kreise der alten Bundesländer den Wert null annimmt. Damit soll überprüft 
werden, wie groß der Einfluss anderer, im Modell nicht beobachteter Ost-West-
Unterschiede auf die abhängige Variable ist. 
Zunächst wird die Variable „Differenz der Wanderungssaldoraten der 18- bis 24-
jährigen Frauen und Männer“ als abhängige Variable verwendet (Tab. 25). Wie weiter 
oben gezeigt wurde, entsteht das unausgewogene Geschlechterverhältnis in der Wohnbe-
völkerung vor allem durch das geschlechtsselektive Wanderungsverhalten dieser Alters-
gruppe. Die statistischen Effekte der Faktoren dürften bei dieser Analyse also am stärksten 
zu Tage treten.  
Die Branchenzusammensetzung allein – Modell 1 – erklärt hier 46,6 Prozent der Vari-
anz der abhängigen Variable. Modell 1 zeigt deutliche negative Beta-Werte für den weibli-
chen Beschäftigtenanteil in der Branche „Land- und Forstwirtschaft“. Regionen, in denen 
der weibliche Beschäftigtenanteil in dieser Branche vergleichsweise groß ist, werden von 
jungen Frauen (per Saldo) im Ausbildungsalter überproportional häufig verlassen. Eine 
Ausbildung bzw. Beschäftigung in diesem traditionellen Wirtschaftszweig ist für junge 
Frauen offenbar wenig interessant. Überraschend findet sich ein solcher negativer Zusam-
menhang auch mit dem Beschäftigtenanteil im Bereich „Öffentliche Verwaltung“. Die 
Frauenbeschäftigung ist gerade dort in den neuen Bundesländern besonders hoch. Doch 
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vor dem Hintergrund des Bevölkerungsrückganges und des Personalabbaus im Öffentli-
chen Dienst steht diese Branche für weibliche Neueinsteiger wahrscheinlich kaum mehr 
zur Verfügung. Die Beschäftigungssituation älterer weiblicher Erwerbstätiger steht nicht 
zwangsläufig im Zusammenhang mit den verfügbaren Ausbildungsmöglichkeiten. Einen 
deutlich positiven Effekt – und damit überproportionale Zuwanderung von Frauen – wird 
jedoch für solche Regionen deutlich, in denen die Branche „Grundstücks- und Wohnungs-
wesen, Unternehmensdienstleistungen“ zahlreiche Arbeitsplätze für Frauen stellt. Gerade 
der Bereich der Unternehmensdienstleistungen scheint es zu sein, der sowohl den Ausbil-
dungswünschen als auch dem Bildungsstand und den Einkommenswünschen junger Frau-
en entspricht. 
Im Modell 2 wurden Indikatoren zum Bildungsstand, zur Ausbildungssituation und 
zum Arbeitsmarkt in die Regressionsanalyse einbezogen. Die erklärte Varianz steigt dabei 
deutlich an, auf nunmehr 57,5 Prozent. Die Beta-Werte der Beschäftigtenanteile in den 
Branchen „Land- und Forstwirtschaft“, „Verarbeitendes Gewerbe“ und „Baugewerbe“ 
sowie wiederum „Öffentliche Verwaltung“ sind signifikant negativ. Der positive Effekt der 
Branche „Unternehmensdienstleistungen“ bleibt bestehen. Frauen wandern dort überpro-
portional ab, wo die Arbeitslosenquote der Frauen über jener der Männer liegt (Indikator 
14). Eindeutig wandern junge Frauen dort überproportional häufig ab, wo der Frauenanteil 
an sämtlichen Schulabgängern mit Hochschulreife besonders groß und jener an den Schul-
abgängern mit höchstens Hauptschulabschluss besonders gering ist (Indikatoren 16 und 17) 
– wie in ländlichen Kreisen Ostdeutschlands. Gerichtet ist die Migration dorthin, wo die 
Beschäftigtenquote junger Frauen besonders groß (positiver Effekt von Indikator 12) und 
wo der Frauenanteil an den Fachschülern (Indikator 21) und an den Studierenden an Hoch-
schulen (Indikator 18) besonders ausgeprägt ist. In der Altersklasse der 18- bis 24-Jährigen 
wird die überproportionale Wanderung junger Frauen in dienstleistungs- und bildungsstar-
ke Kreise und Städte besonders deutlich. 
In Modell 3 wird nun versucht, den Einfluss eines attraktiven Partnermarktes mit ein-
zubeziehen: In das Modell eingeführt werden die Indikatoren „Anteil hochqualifzierter 
(sozialversicherungspflichtig beschäftigter) Männer an allen männlichen Beschäftigten“ 
sowie – zur Kontrolle – der selbe Indikator für die hochqualifizierten Frauen. Die erklärte 
Varianz des Modells steigt nochmals leicht an, auf 58,5 Prozent. Neben den bereits disku-
tierten Effekten der Arbeits- und Ausbildungssituation und der Bildungsbeteiligung zeigt 
auch der Indikator „Anteil männlicher sozialversicherungspflichtig beschäftigter Männer 
an allen männlichen Beschäftigten“ einen signifikanten, positiven Beta-Wert. Jene Regio-
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nen, in denen viele hochqualifizierte Männer beschäftigte sind, werden von Frauen über-
proportional häufig aufgesucht bzw. bei geringer Zahl hochqualifizierter Männer überpro-
portional häufig verlassen. Interessant ist hier, dass der selbe Indikator für die weibliche 
Bevölkerung keinen signifikanten Einfluss zeigt. Es sind also nicht in erster Linie die Re-
gionen mit Arbeitsplätzen für hochqualifizierte Frauen, die überproportionale Zuwande-
rung von Frauen von 18 bis 24 Jahre begünstigen, sondern solche mit einem hohen Anteil 
hochqualifzierter Männer.  
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Tab. 25: Einflussfaktoren auf die geschlechtsselektive Abwanderung (18-24 Jahre), Ergebnisse der 
schrittweisen multiplen linearen Regression 
  Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4
  Beta VIF Beta VIF Beta VIF Beta VIF
1-9: Weibl. soz.pfl. Beschäftigte 
je 100 der weibl. Bevölkerg. (18-
60 J.) 2002-04 in den Branchen 
        
1 Land- u. Forstwirtschaft -0,523*** 1,42 -0,217*** 2,47 -0,211*** 2,50 -0,159 2,65
2 Verarbeitendes Gewerbe -0,016 1,24 -0,104** 1,91 -0,097** 1,96 -0,109* 1,97
3 Baugewerbe -0,062 1,21 -0,076** 1,40 -0,059 1,48 -0,022 1,50
4 Handel -0,015 2,15 -0,050 2,32 -0,014 2,53 -0,072 2,65
5 Gastgewerbe 0,008 1,13 -0,017 1,37 0,006 1,44 0,019 1,43
6 Kredit- u Versicherungsge-
werbe 
0,028 2,06 -0,068 2,23 -0,051 2,25 -0,086* 2,33
7 Unternehmensdienst-
leistungen 
0,296*** 3,64 0,293*** 3,99 0,157 5,73 0,188** 5,69
8 Öffentliche Verwaltung -0,231*** 2,35 -0,126** 2,52 -0,086* 2,67 -0,010 2,98
9 Erziehung u. Unterricht, 
Sozialwesen 
-0,004 2,97 0,077 3,73 0,036 4,17 0,077 4,14
10 Vermittlungsquote in Be-
rufsausbildung Frauen 
0,044 3,07 0,034 3,13 -0,010 3,20
11 Differenz Vermittlungs-
quoten in Berufsausbildung 
Frauen minus Männer  
0,054 2,93 0,048 2,93 0,066 2,95
12 Beschäftigtenquote unter 
30jähriger Frauen  
0,199*** 2,28 0,193*** 2,37 0,167*** 2,32
13 Differenz Beschäftigten-
quoten unter 30-Jähr. (Frau-
en minus Männer)  
-0,150*** 2,11 -0,199*** 2,33 -0,149*** 2,46
14 Differenz der Arbeitslosen-
quoten (Frauen minus Män-
ner)  
-0,159 2,47 -0,212*** 2,70 -0,150*** 3,08
15 Anteil weibl. Studierender  0,145*** 1,42 0,123*** 1,47 0,130*** 1,46
16 Anteil Frauen an allen Ab-
solventen ohne bzw. mit 
Hauptschulab. 
0,120** 3,01 0,126** 3,58 0,030 3,72
17 Anteil Frauen an allen 
Schulabgängern mit Hoch-
schulreife  
-0,187*** 2,38 -0,168*** 2,46 -0,102** 2,65
18 Anteil weibl. Schüler an 
Fach-schulen an allen Fach-
schülern  
0,041 1,16 0,057* 1,19 0,045 1,19
19 Anteil männl. sozpfl. Besch. 
mit hoher Qual. an allen 
männlichen Beschäftigten  
0,177** 6,36 0,128** 3,08
20 Anteil weibl. sozpfl. Besch. 
mit hoher Qual. an allen 
weiblichen Beschäftigten  
-0,009 8,78 
21 Dummy West-Ost   -0,256*** 7,54
22 Durchschnittliches Haus-
haltsseinkommen 2004 
  0,112** 3,26
 N 428 418 418  418
 Korr. R-Quadrat 0,466 0,575 0,585  0,605
 Durbin-Watson 1,90 2,00 2,02  2,07
Abhängige Variable: Differenz Wanderungssaldoraten Frauen minus Männer (18-24 Jahre), 2002-2004; bei 
diesem Indikator ist bei negativen Werten die Abwanderung von Frauen stärker als die von Männern bzw. 
(selten) die Zuwanderung von Männer stärker als die von Frauen; * = p < 0,1; ** = p < 0,05; *** = p < 0,01 
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Dies kann durchaus als Effekt der Partnerwahl bzw. des Zuzugs zum Partner interpre-
tiert werden. Zwar muss hier auf den Effekt möglicher Multikollinearität geachtet werden: 
Die Dichte der hochqualifizierten Arbeitsplätze für Männer und Frauen korreliert bivariat 
mit 0,62. Doch der Variance Inflation Factor für die Indikatoren überschreitet das kritische 
Maß55 nicht – eine Interpretation des Ergebnisses ist somit zulässig. 
Modell 4 bezieht nun weitere, übergreifende Ost-West-Effekte mit ein: das durch-
schnittliche Haushaltseinkommen sowie die nominalskalierte Dummyvariable West-Ost. 
Beide Faktoren erweisen sich als signifikant und erhöhen nochmals die erklärte Varianz 
des Gesamtmodells. Die branchenstrukturellen, arbeitsmarkt- und bildungsbezogenen 
Variablen behalten im Wesentlichen, trotz Einbeziehung der Ost-West-Dummyvariablen, 
ihre Erklärungskraft und Signifikanz, was für die Robustheit ihres Einflusses auf die ab-
hängige Variable spricht. In Modell 4 musste Indikator 20 wegen zu hoher Multikollineari-
tät aus dem Modell entfernt werden. Der Indikator „Anteil männlicher hochqualifizierter 
Beschäftigter an allen männlichen Beschäftigten“ zeigt auch in diesem Modell einen posi-
tiven Zusammenhang mit der Differenz der Wanderungssaldoraten Frauen minus Männer 
von 18 bis 24 Jahre, erweist sich also als Merkmal überproportionaler Zuwanderung junger 
Frauen. 
 
In Tab. 26 sind die selben Regressionsanalysen mit der abhängigen Variable „Differenz 
der Wanderungssaldoraten der 18- bis 29-Jährigen (Frauen minus Männer)“ dargestellt. Es 
war zu erwarten, dass hier die Effekte weniger stark als für die Altersgruppe der 18 bis 24-
Jährigen sind. Hier fließt nun die Altersgruppe von 25 bis 29 Jahren mit ein, die ein etwas 
anderes Wanderungsverhalten zeigt als die 18- bis 24-Jährigen. Die Ausbildungswande-
rungen sind nun beendet und Arbeitsplatzwanderung, Rückkehr nach Ausbildung und vor 
allem Familiengründung und Zuzug zum Partner spielen nun eine größere Rolle. Das 
Wanderungsverhalten der 25- bis 29-Jährigen dürfte also in mehrfacher Hinsicht „mil-
dernd“ auf die geschlechtsselektiven Effekte des Wanderungsverhaltens der jüngeren Al-
tersgruppe wirken.  
Wie erwartet ist die erklärte Varianz der abhängigen Variable (zwischen 33 Prozent in 
Modell 1 und 44,8 Prozent in Modell 4) bei diesen Regressionsanalysen geringer als in 
Tab. 25. Die Effekte der Branchenstruktur (Modell 1) sind ähnlich. Hohe weibliche Be-
                                                 
55 Bei einem variance inflation factor größer 10 muss von Multikollinearität der Faktoren ausgegangen wer-
den. 
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schäftigtenanteile in den Branchen „Land- und Forstwirtschaft“ sowie „öffentliche Verwal-
tung“ und hier auch „Erziehung und Unterricht/ Sozialwesen“ haben negative Effekte auf 
das Wanderungsverhalten junger Frauen. Auch für diese Branche gilt, dass dort der Frau-
enanteil in den neuen Bundesländern besonders hoch ist, aber wahrscheinlich viele Positi-
onen von älteren Beschäftigten besetzt sind und für den Arbeitsmarkteintritt junger Frauen 
nicht zur Verfügung stehen. Wie bei den 18 bis 24-Jährigen zeigt sich ein deutlich positi-
ver Effekt des Beschäftigungsanteils im Sektor Unternehmensdienstleistungen auf die 
überproportionale Wanderung junger Frauen. 
In Modell 2 werden wiederum bildungs- und arbeitsmarktbezogene Faktoren – ähnlich 
wie in der Analyse für die 18 bis 24-Jährigen – signifikant, Effektstärke und erklärte Vari-
anz sind jedoch geringer. Bringt man – in Modell 3 – wiederum den Anteil hochqualifizier-
ter Männer als partnerwahlbezogenen Faktor mit ins Spiel, zeigt sich auch hier ein deutlich 
positiver Einfluss. Der Beta-Wert dieses Indikators ist größer als im Modell für die 18- bis 
24-Jährigen und der höchste im gesamten Modell. Hier zeigt auch der Anteil hochqualifi-
zierter beschäftigter Frauen einen signifikanten, allerdings negativen Zusammenhang mit 
der abhängigen Variable: Alle anderen Bedingungen gleich ist in Regionen mit sehr hohen 
Anteilen hochqualifizierter Frauen, von denen viele in den neuen Bundesländern liegen, 
eher eine überproportionale Abwanderung junger Frauen zu verzeichnen. Vermutlich weil 
die dort verfügbaren Arbeitsplätze für Hochqualifizierte von älteren Beschäftigten besetzt 
sind, aber gleichzeitig (signifikanter Indikator 17) der Frauenanteil an allen Schulabgän-
gern mit Hochschulreife überproportional ist. Auf partnerwahlbezogene Faktoren des 
Wanderungsverhaltens deutet auch der nun signifikant negative Einfluss des Indikators 13 
(Differenz der Beschäftigtenquoten Frauen minus Männer, 15 bis 29 Jahre). Negativer 
Einfluss bedeutete hier: Dort wo die Beschäftigtenquote junger Frauen höher ist als von 
Männern (und die Differenz der Beschäftigtenquoten Frauen minus Männer demzufolge 
positiv), wo also männliche Partner mit einem attraktiven sozialen Status nicht ausreichend 
zur Verfügung stehen, wandern Frauen überproportional ab. 
Bei Einbeziehung der Variablen „Durchschnittliches Haushaltseinkommen“ und der 
Dummyvariable Ost-West in Modell 4, die beide signifikant werden, verschwindet der 
Einfluss des Anteils hochqualifizierter männlicher Beschäftigter und der Differenz der 
Beschäftigtenquote unter 30-Jähriger. Frauen wandern überproportional häufig nach Wes-
ten, sie wandern überproportional häufig in Regionen mit hohem durchschnittlichen Haus-
haltseinkommen und die dabei vermittelnden Faktoren sind offenbar, unter anderen, wie 
Modell 3 gezeigt hat, der Anteil männlicher hochqualifizierter Beschäftigter und die Be-
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schäftigtenquote junger Männer (im Vergleich zu jener der Frauen) in einer Region. Das 
Modell beschreibt recht deutlich das Phänomen der überproportionalen Abwanderung von 
Frauen aus zahlreichen Regionen der neuen Bundesländer: Angesichts ihres gegenüber 
gleichaltrigen Männern höheren Bildungsstandes (Indikator 17) verlassen sie überproporti-
onal häufig ostdeutsche Kreise und begeben sich in jene Regionen, in denen sowohl sie 
selbst attraktive Arbeitsplätze (etwa im Bereich Unternehmensdienstleistungen) finden und 
in denen ein hoher Anteil hochqualifizierter Männer auf vom Sozialstatus her attraktive 
Partner deutet bzw. diese männlichen Partner ihre Arbeitsplätze finden. 
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Tab. 26: Einflussfaktoren auf die geschlechtsselektive Abwanderung (18-29 Jahre), Ergebnisse der 
schrittweisen multiplen linearen Regression 
  Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4
  Beta VIF Beta VIF Beta VIF Beta VIF
1-9: Weibl. soz.pfl. Beschäftigte 
je 100 der weibl. Bevölkerg. 
(18-60 J.) 2002-04 in den Bran-
chen 
        
1 Land- u. Forstwirtschaft -0,452*** 1,42 -0,178*** 2,47 -0,165*** 2,50 -0,120** 2,65
2 Verarbeitendes Gewerbe -0,063 1,24 -0,137*** 1,91 -0,147*** 1,96 -0,166*** 1,97
3 Baugewerbe -0,024 1,21 -0,045 1,40 -0,024 1,48 0,007 1,50
4 Handel 0,000 2,15 -0,028 2,32 -0,030 2,53 -0,102* 2,65
5 Gastgewerbe 0,069 1,13 0,025 1,37 0,045 1,44 0,048 1,43
6 Kredit-/Versichergsgewerbe 0,060 2,06 -0,028 2,23 -0,020 2,25 -0,059 2,33
7 Unternehmensdienst-
leistungen 
0,227*** 3,64 0,234*** 3,99 0,197** 5,73 0,200** 5,69
8 Öffentliche Verwaltung -0,193*** 2,35 -0,103* 2,52 -0,077 2,67 0,002 2,98
9 Erziehg u Unterr., Sozwesen -0,293*** 2,97 -0,182** 3,73 -0,168** 4,17 -0,117 4,14
10 Vermittlungsquote in Be-
rufsausbildung Frauen 
-0,002 3,07 -0,020 3,13 -0,054 3,20
11 Differenz Vermittlungs-
quoten in Berufsausbildung 
Frauen minus Männer  
0,069 2,93 0,066 2,93 0,087 2,95
12 Beschäftigtenquote unter 
30jähriger Frauen  
0,205*** 2,28 0,184*** 2,37 0,167*** 2,32
13 Differenz Beschäftigten-
quoten unter 30-Jähr. (Frau-
en minus Männer)  
-0,084 2,11 -0,113** 2,33 -0,049 2,46
14 Differenz der Arbeitslosen-
quoten (Frauen minus Män-
ner)  
-0,099* 2,47 -0,119* 2,70 -0,069 3,08
15 Anteil weibl. Studierender  0,076* 1,42 0,072 1,47 0,074* 1,46
16 Anteil Frauen an allen 
Absolventen ohne bzw. mit 
Hauptschulab. 
0,102 3,01 0,059 3,58 0,006 3,72
17 Anteil Frauen an allen 
Schulabgängern mit Hoch-
schulreife  
-0,201*** 2,38 -0,179*** 2,46 -0,117** 2,65
18 Anteil weibl. Schüler an 
Fachschulen an allen Fach-
schülern  
0,060 1,16 0,063 1,19 0,054 1,19
19 Anteil männl. sozpfl. Besch. 
mit hoher Qual. an allen 
männlichen Beschäftigten  
0,199** 6,36 -0,032 3,08
20 Anteil weibl. sozpfl. Besch. 
mit hoher Qual. an allen 
weiblichen Beschäftigten  
-0,185* 8,78 
21 Dummy West-Ost   -0,198** 7,54
22 Durchschnittliches Haus-
haltseinkomen 2004 
  0,259*** 3,26
 N 428 418 418  418
 Korr. R-Quadrat 0,330 0,409 0,412  0,448
 Durbin-Watson 1,86 1,92 1,96  1,99
Abhängige Variable: Differenz der Wanderungssaldoraten der 18- bis 29-Jährigen  (Frauen minus Männer) 
2002-2004; bei diesem Indikator ist bei negativen Werten die Abwanderung von Frauen stärker als die von 
Männern bzw. (selten) die Zuwanderung von Männer stärker als die von Frauen; Anmerkungen zu Signifi-
kanzen: * = p < 0,1; ** = p < 0,05; *** = p < 0,01 
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12.5 Determinanten ungleicher Bildungsbeteiligung 
Sämtliche Regressionsmodelle zur geschlechtsselektiven Wanderung haben die große 
Bedeutung der ungleichen Bildungsbeteiligung von weiblichen und männlichen Jugendli-
chen deutlich gemacht. Mögliche, in der Literatur diskutierte Ursachen dieser Ungleichheit 
wurden in Abschnitt 11 dargestellt. Es soll nun der Versuch unternommen werden, die 
Determinanten der ungleichen Bildungsbeteiligung von Mädchen und Jungen anhand eines 
eigenen Datensatzes auf der Ebene von Landkreisen und kreisfreien Städten zu ermitteln. 
Dazu wurden, zusätzlich zu den vorliegenden sozioökonomischen Daten der amtlichen 
Statistik, von den Kultusministerien der Länder Daten zu Grundschullehrern nach Ge-
schlecht und Landkreisen angefordert, um die insbesondere von Dieffenbach und Klein 
(2002) vertretene These zum Zusammenhang zwischen hohem Frauenanteil im Grund-
schullehrerberuf und höherer Bildungsbeteiligung von Mädchen gegenüber männlichen 
Jugendlichen zu prüfen (vgl. Abschnitt 11.2). Für zehn der 16 Bundesländer konnten die 
Daten beschafft werden56. Da die Aufarbeitung und Bereitstellung der Daten für Lehrper-
sonal an Grundschulen nach Geschlecht und Kreisen für die Zeit vor dem Jahr 2001 in 
zahlreichen Bundesländern nach Auskunft der zuständigen statistischen Behörden sehr 
aufwendig und auch kostenintensiv ist, konnten nur die leichter verfügbaren Daten der 
Schuljahre 2001/02 bis 2003/04 verwendet werden. Zwar müsste, will man statistische 
Zusammenhänge mit der Geschlechterverteilung der Schulabschlüsse untersuchen, ideal-
erweise die Zusammensetzung der Lehrerschaft ca. fünf Jahre früher, als die Schulempfeh-
lung für weiterführende Schulen fiel, betrachtet werden. Wir gehen jedoch davon aus, dass 
beim Lehrerberuf innerhalb von fünf Jahren wenig relevante Verschiebungen der Ge-
schlechterzusammensetzung stattgefunden haben dürften. 
 
 
 
 
 
                                                 
56 Und zwar für Berlin, Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Für Schleswig-Holstein und Ham-
burg sind Daten zum Geschlecht von Grundschullehrern generell nicht verfügbar (diese Länder erheben 
Daten nur für alle Schultypen zusammen). Die statistischen Behörden von Saarland, Bremen, Rheinland-
Pfalz und Niedersachsen erheben so hohe Gebühren für die Bereitstellung dieser Daten, dass sie im Rah-
men dieses Projektes nicht beschafft werden konnten. 
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Abb. 31: Anteil weiblicher Grundschullehrer in zehn Bundesländern, Landkreise und kreisfreien 
Städte, 2001-2004 (Mediane, Quartile und Extremwerte) 
Quelle: Kultusministerien der Länder, eigene Berechnungen 
In ostdeutschen Bundesländer dominiert weibliches Personal an Grundschulen praktisch in allen Kreisen sehr 
stark. In den alten Bundesländer ist sowohl der mittlere Frauenanteil geringer als auch die Streuung der 
Anteilswerte breiter. 
Abb. 31 zeigt die Verteilung des Anteils weiblicher Grundschullehrer in den Kreisen 
jener zehn Bundesländer, für welche Daten vorliegen. Auffällig ist die starke Dominanz 
weiblichen Lehrpersonals in den neuen Bundesländern. Der Median des Lehrerinnenanteils 
beträgt für die Kreise der neuen Bundesländer 94 Prozent, für die alten Bundesländer le-
diglich 82 Prozent. Auch die Spannweiten der Werte sind in den alten Ländern durchweg 
größer. In den vorliegenden alten Bundesländern bewegt sich der Lehrerinnenanteil an 
Grundschulen zwischen 59 und 83 Prozent - in Ostdeutschland, einen Ausreißer ausge-
nommen, jedoch zwischen 88 und 99 Prozent. In den neuen Bundesländern ist für diesen 
Indikator also nur eine sehr geringe Varianz festzustellen. 
Wie Tab. 27 zeigt, bestehen erhebliche Unterschiede zwischen dem Bildungsniveau in 
den alten und neuen Bundesländern – nicht nur im Hinblick auf die Schulabgänger aus den 
allgemein bildenden Schulen, sondern auch im Hinblick auf das Bildungsniveau der sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigten. Der Anteil männlicher und weiblicher sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigter ohne Berufsabschluss ist in den neuen Bundesländern nur 
etwa halb so groß wie in der alten Bundesrepublik. Hier kommt der geringe Migrantenan-
teil und die umfassende berufliche Qualifizierung in der DDR zum Tragen – allerdings 
auch die hohe Arbeitslosenquote in den neuen Bundesländern, die zu einer Verdrängung 
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unqualifizierten Personals in die Arbeitslosigkeit geführt haben dürfte. Der Anteil Hoch-
qualifizierter an den männlichen Beschäftigten ist in Ost- und Westdeutschland etwa gleich 
groß. Sehr deutlich ist der Unterschied jedoch beim Anteil Hochqualifizierter an den be-
schäftigten Frauen: Dieser Wert ist in den neuen Bundesländern vier Prozentpunkte höher 
– und damit fast doppelt so groß – wie in Westdeutschland. Hierfür dürfte neben einem 
höheren Bildungsniveau der Frauen in den neuen Bundesländern (aufgrund der schon früh-
zeitigen Einbeziehung in den Arbeitsmarkt der DDR) auch die höhere Erwerbsbeteiligung 
ostdeutscher Frauen eine Rolle spielen. In den alten Bundesländern wird aller Voraussicht 
nach die Zahl hochqualifizierter Frauen, die sich nach der Geburt von Kindern aus dem 
Erwerbsleben zurückziehen, größer sein als in Ostdeutschland.  
Tab. 27: Bildungsindikatoren in neuen und alten Bundesländern 
Mediane der Kreisdaten 
(Prozent)  
Indikator alte Bundes-
länder 
neue Bundes-
länder
 
Anteil Frauen an allen Schulabgängern mit Hochschulreife, 
1998 bis 2004 54,8 60,4  
Anteil Frauen an allen Absolventen ohne bzw. mit Hauptschul-
abschluss, 1998 bis 2004 41,7 36,0  
Anteil weiblicher Schulabgänger mit Hochschulreife  an allen 
weiblichen Schulabgängern, 1998 bis 2004 23,9 29,6  
Anteil männlicher Schulabgänger mit Hochschulreife an allen 
männlichen Schulabgängern, 1998 bis 2004 19,1 19,2  
Anteil weiblicher Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss an 
allen weiblichen Schulabgängern, 1998 bis 2004 6,4 7,5  
Anteil männlicher Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss an 
allen männlichen Schulabgängern, 1998 bis 2004 10,9 15,0  
Anteil männlicher sozpfl. Besch. ohne Berufsabschl. an allen 
männlichen Beschäftigten 1999-2004 18,3 11,6  
Anteil weiblicher sozpfl. Besch. ohne Berufsab. an allen weib-
lichen Beschäftigten 1999-2004 20,5 10,1  
Anteil männlicher sozpfl. Beschäftigter mit hoher Qualifikation 
an allen männlichen Beschäftigten 1999-2004 
9,3 9,4
 
Anteil weiblicher sozpfl. Beschäftigter. mit hoher Qualifikation 
an allen weiblichen Beschäftigten 1999-2004 4,9 8,9  
Anteil weiblicher Grundschullehrer, 2001-200457 82,3 94,4  
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
In den neuen Bundesländern ist das Qualifikationsniveau der weiblichen Erwerbstäti-
gen etwa gleich hoch wie jenes der Männer, aber deutlich höher als in den alten Bundes-
ländern. Zudem ist in Ostdeutschland fast das gesamte Lehrpersonal an Grundschulen 
weiblich. Gleichzeitig ist dort die Quote weiblicher Schulabgänger mit Hochschulreife fast 
                                                 
57 Basierend auf zehn Bundesländern 
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sechs Prozentpunkte höher als in Westdeutschland. Männliche Jugendliche verlassen je-
doch in Ost und West in etwa gleichem Ausmaß die Schulen mit Hochschulreife – in etwa 
19 Prozent aller Fälle.  
 
Im Folgenden soll mit einer multivariaten Datenanalyse den möglichen Zusammen-
hängen zwischen sozioökonomischer Struktur und der Bildungsbeteiligung der Geschlech-
ter nachgegangen werden. Dazu werden folgende sozioökonomische Indikatoren für sämt-
liche Landkreise und kreisfreien Städte Deutschlands einer schrittweisen multiplen linea-
ren Regressionsanalyse unterzogen: 
Tab. 28: Indikatoren der ungleichen Bildungsbeteiligung für die multiple lineare Regression 
Dimension  Unabhängige Variablen*  
Geografische Lage 1 Durchschnittliche Fahrzeit zum nächsten Agglomerationsraum (in 
Minuten) 
 2 Durchschnittliche Fahrzeit zum nächsten Oberzentrum (in Minuten) 
Ausbildungssituation 
und Arbeitsmarkt 
3 Vermittlungsquote in Berufsausbildung der Frauen (neu abge-
schlossene Ausbildungsverträge als Anteil an Gesamtzahl neu 
abgeschloss. Ausbildungsverträge plus nicht vermittelter Bewerbe-
rinnen) 2002-2004 
 4 Differenz der Vermittlungsquoten in Berufsausbildung (Frauen 
minus Männer), 2002-2004  
 5 Erwerbstätigenquote Frauen 15 bis 29 Jahre, 2002-2004 
 6 Differenz der Erwerbstätigenquoten (15 bis 29 Jahre), Frauen minus 
Männer, 2002- 2004 
 7 Differenz der Arbeitslosenquoten (Frauen minus Männer), 2002-
2004 
8 Anteil weiblicher Studierender an allen Studierenden, 1998-2004  
9 Anteil weiblicher Grundschullehrer 2001-2004 
 10 Anteil Schülerinnen an sämtlichen Schülern an Fachschulen (ohne 
medizinische Fachschulen), 1998-2004 
Qualifikationsstruktur 
der Bevölkerung 
11 Anteil Beschäftigter mit hoher Qualifikation an allen männlichen 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
 12 Anteil Beschäftigter mit hoher Qualifikation an allen weiblichen 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
*Anteile und Quoten werden, sofern nicht anders angegeben, in Prozent bzw. Prozentpunkten gemessen; 
Datenquellen: Indikatoren 1, 2, 8, 10: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, eigene Berechnungen; 
Indikatoren 3, 4, 7: Bundesagentur für Arbeit, Online-Datenangebot, eigene Berechnungen; Indikatoren 5, 6, 
11, 12: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, 9: Kultusministerien der Länder, eigene Berech-
nungen 
Die geografischen Variablen wurden einbezogen um zu prüfen, in welcher Weise sich 
die Erreichbarkeit von Infrastruktur auf die Bildungsbeteiligung der Geschlechter auswirkt. 
So wird beispielsweise von Pädagogen argumentiert, die Schließung zahlreicher Gymna-
sien und Realschulen in kleineren Orten der neuen Bundesländer und die damit erheblich 
angestiegenen Fahrzeiten von Schülern, sofern sie eine höhere Schule besuchen wollen, 
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würden besonders die Kinder sozial schwacher Eltern benachteiligen. Diese würden dann 
häufig nicht entsprechend ihren intellektuellen Fähigkeiten motiviert und unterstützt, son-
dern überdurchschnittlich häufig auf noch am Ort befindliche Haupt- oder Sonderschulen 
verwiesen.58  
Die Indikatoren zum Arbeitsmarkt (insbesondere die Differenz der Erwerbstätigen-
quoten unter 30-Jähriger sowie die Differenz der Vermittlungsquoten in Berufsausbildung 
von Frauen und Männern) sollen eine Aussage darüber zulassen, ob die Bildungsbeteili-
gung von Mädchen und Jungen lediglich den Gegebenheiten des Arbeits- und Ausbil-
dungsmarktes folgt – ob also Mädchen in solchen Regionen, in denen ihre Ausbildungs-
chancen im dualen System gegenüber den männlichen Jugendlichen besonders gering sind 
bzw. wo Hoch- oder Fachschulen mit besonders hohem weiblichen Studierendenanteil als 
„Vorbilder“ für die weiblichen Jugendlichen zur Verfügung stehen, „vorbeugend“ in höhe-
re Bildungsgänge strömen. Allerdings ist hier bei der Interpretation Vorsicht angebracht, 
da Ursache und Folge nicht eindeutig interpretiert werden können. Es ist ebenso denkbar, 
dass aufgrund der hohen Schulabschlüsse der Mädchen in den betroffenen Regionen Be-
rufsausbildungsplätze im dualen System weniger, Studienplätze an Hoch- und Fachschulen 
hingegen verstärkt nachgefragt werden. Schließlich wird mit Hilfe von Indikatoren zum 
Anteil männlicher und weiblicher Beschäftigter mit hoher Qualifikation bezogen auf die 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter geprüft, inwiefern sich das Bildungsniveau der Be-
völkerung – zugleich der Eltern und sozialen Bezugspersonen – auf den Bildungserfolg 
von Jungen und Mädchen auswirkt. Gleichfalls wird der Einfluss der Geschlechterstruktur 
der Grundschullehrer geprüft. 
Ein Blick auf die Ergebnisse von Modell 1 für Kreise Ost- und Westdeutschlands 
(Tab. 29), welches 57,8 Prozent der Varianz der abhängigen Variable erklärt, zeigt: Den 
stärksten Einfluss auf den Frauenanteil an den Absolventen mit Hochschulreife hat der 
Anteil hochqualifizierter weiblicher Beschäftigter (Indikator 12). Interessant ist, dass 
gleichzeitig der Bevölkerungsanteil hochqualifizierter männlicher Erwerbstätiger einen 
negativen Einfluss auf die unabhängige Variable ausübt (Indikator 11): Eine hohe Qualifi-
kation der weiblichen Bevölkerung wirkt sich vor allem zu Gunsten des Bildungsstandes 
der Mädchen, ein hohes Qualifikationsniveau der Männer hingegen „mildernd“ auf die 
überproportionale Bildungsbeteiligung der Mädchen an den Gymnasien aus. Untersuchun-
                                                 
58 So äußerte sich Prof. Ullrich Preuss-Lausitz (Humboldt- Universität zu Berlin) auf einer Veranstaltung des 
Berlin-Instituts zur Vorstellung der Studie „Not am Mann“ am 31.5.2007 in Berlin. 
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gen von Bertram und Hennig (1996) hatten ergeben, dass der Schulabschluss des Vaters 
ein wichtiger Faktor für den späteren Schulabschluss der Kinder ist. Wir vermuten hier 
zusätzlich, dass das Qualifikationsniveau des Vaters in besonderer Weise auf Bildungsas-
piration und -ergebnis männlicher Kinder, das Qualifikationsniveau der Mütter jedoch 
insbesondere auf die Bildungsergebnisse der weiblichen Kinder wirkt. Der VIF-Indikator 
zur Messung von Multikollinearität überschreitet hier nicht den zulässigen Wert, die Inter-
pretation der Werte ist also zulässig. 
Tab. 29: Einflussfaktoren auf den Anteil weiblicher Schulabgänger mit Hochschulreife 1998 bis 
2004, Ergebnisse der multiplen linearen Regression 
  Modell 1: 
Deutschland
Modell 2: 
alte Bundesländer 
Modell 3:
neue Bundesländer
  Beta VIF Beta VIF Beta VIF
1 Fahrzeit zum nächsten Agglomerati-
onsraum 
0,0641 1,49 0,093 1,63 -0,062 1,17
2 Fahrzeit zum nächsten Oberzentrum 0,0772 1,75 -0,055 1,64 -0,025 2,23
3 Vermittlungsquote Frauen 2002-2004 -0,054 3,72 -0,014 2,73 -0,177 5,26
4 Differenz Vermittlungsquoten Män-
ner-Frauen 
0,0247 3,33 -0,006 2,50 0,033 4,89
5 Beschäftigtenquote unter 30j. Frauen -0,234*** 1,96 -0,206** 2,10 -0,045 1,50
6 Differenz der Beschäftigtenquoten 
unter 30-Jähriger (Frauen minus 
Männer)  
-0,072 2,06 -0,249*** 1,93 -0,466*** 5,64
7 Differenz der Arbeitslosenquoten 
(Frauen minus Männer) 2002-2004 
0,1016** 1,87 -0,092 3,40 -0,274* 5,43
8 Anteil weiblicher Studierender an 
Hochschulen 1998 bis 2003 
0,0141 1,40 0,150** 1,50 -0,201** 1,39
9 Anteil weibl. Grundschullehrer  0,2874*** 1,94 0,179** 1,66 0,101 1,36
10 Anteil weiblicher Schüler an Fach-
schulen an allen Fachschülern  
-0,018 1,10 0,121* 1,19 -0,051 1,27
11 Anteil Besch. mit hoher Qual. an 
allen männl. sozpfl. Beschäftigten  
-0,464*** 4,30 -0,074 9,63 -0,304 9,12
12 Anteil Besch. mit hoher Qual. an 
allen weibl. sozpfl.Beschäftigten  
0,5067*** 5,52 0,095 10,6
8 
-0,218 7,60
 N 323 217  106 
 Korr. R-Quadrat 0,578 0,24  0,55 
 Durbin-Watson 1,615 1,749  1,872 
Abhängige Variable: Anteil Frauen an allen Schulabgängern mit Hochschulreife 1998 bis 2004; Quelle: 
Eigene Berechnungen; Anmerkungen zu Signifikanzen: * = p < 0,1; ** = p < 0,05; *** = p < 0,01 
Als drittstärkster Einflussfaktor erweist sich in dieser Analyse der Anteil weiblicher 
Grundschullehrer. Ein hoher Frauenanteil im Grundschullehrerberuf wirkt deutlich positiv 
auf eine überproportionale Bildungsbeteiligung von Mädchen (im Hinblick auf die Schul-
abgänger mit Hochschulreife). Auch eine stärkere Betroffenheit von Arbeitslosigkeit von 
Frauen gegenüber Männern wirkt in Richtung einer überproportionale Bildungsbeteiligung 
von Frauen (Indikator 7). Ein weiterer Einflussfaktoren ist die Beschäftigtenquote der unter 
30-jährigen Frauen. Wo junge Frauen insgesamt eine geringe Beschäftigtenquote aufwei-
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sen, sind Frauen überproportional unter den Schulabgängern mit Hochschulreife zu finden. 
Hier sind Ursachen und Wirkungen nicht eindeutig zu interpretieren – denkbar ist sowohl, 
dass Frauen in den betreffenden Regionen verstärkt die Gymnasien besuchen, weil die 
weibliche Beschäftigtenquote gering ist, was auf zu wenig attraktive Arbeitsplätze für 
Frauen hindeutet, als auch dass umgekehrt die Beschäftigtenquote gering ist, weil die 
Frauen länger als Männer im Schulsystem bleiben. Zumindest der positive Zusammenhang 
mit der Differenz der Arbeitslosenquoten von Frauen und Männern deutet jedoch darauf 
hin, dass es auch eine gegenüber Männern schwierige Arbeitsmarktsituation von Frauen 
ist, welche die Bildungsbeteiligung junger Frauen erhöht. Dies scheint besonders durch 
Eltern und Erzieher bzw. Lehrer als besondere Motivation an die Schülerinnen herangetra-
gen zu werden, denn wie weiter oben gezeigt wurde, betrifft es nur die Gesamtarbeitslo-
senquoten, bei denen Frauen regional schlechtere Indikatoren aufweisen als Männer. Bei 
den Jugendarbeitslosenquoten der bis 25-Jährigen waren im betrachteten Zeitraum 2002 
bis 2004 überall junge Männer stärker von Arbeitslosigkeit betroffen als Frauen (vgl. Ab-
schnitt 9.1).  
 Betrachtet man mit Modell 2 nur die Analyse für die Kreise der alten Bundesländer, 
so wird deutlich, dass auch für diese Teilgruppe der Indikator „Anteil weiblicher Grund-
schullehrer“ einen signifikanten Einfluss auf die überproportionale Bildungsbeteiligung 
von Mädchen an den Gymnasien ausübt, wenngleich nun die erklärte Varianz deutlich 
geringer ist als im Modell für Kreise West- und Ostdeutschlands. Es handelt sich also nicht 
um einen bloßen Effekt des Ost-West-Gefälles beim Anteil weiblicher Grundschullehrer, 
sondern der Zusammenhang zeigt sich auch innerhalb der alten Bundesländern. Einen 
stärkeren Einfluss zeigt hier jedoch die Differenz der Beschäftigtenquoten von unter 30-
jährigen Frauen und Männern. Auch die Variablen „Anteil weiblicher Studierender“ und 
„Anteil weiblicher Studierender an Fachschulen“ üben einen signifikanten Einfluss aus. 
Eine mögliche Interpretation dieses Ergebnisses wäre: Wo in den alten Bundesländern 
Frauen gegenüber den Männern vergleichsweise selten beschäftigt sind, demzufolge Ar-
beitsplätze für Frauen eher rar sind und wo Studienplätze in für Frauen attraktiven Berei-
chen zur Verfügung stehen, erwerben Mädchen häufiger als Jungen die Hochschulreife.  
In der Regressionsanalyse nur für die neuen Bundesländer (Modell 3) wiederum wer-
den nur die Indikatoren „Differenz der Beschäftigtenquoten unter 30-Jähriger, Frauen 
minus Männer“, „Anteil weiblicher Studierender“ sowie „Differenz der Arbeitslosenquo-
ten Frauen minus Männer“ signifikant. Hier erweist sich der Anteil weiblicher Grundschul-
lehrer nicht als signifikanter Einfluss. Dies liegt möglicherweise daran, dass sowohl ab-
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hängige als auch die genannten unabhängige Variable (Anteil weiblicher Grundschulleh-
rer) in den neuen Bundesländern eine zu geringe Varianz aufweisen, um signifikanten 
Zusammenhänge zu ermitteln. Die geringen Varianzen innerhalb Ostdeutschlands bezüg-
lich der differenziellen Bildungsbeteiligung  von männlichen und weiblichen Jugendlichen 
(nicht der Unterschied zu Westdeutschland) erklären sich demnach, so eine mögliche In-
terpretation, durch Unterschiede in der regionalen Arbeitsmarktsituation für Frauen. Un-
gewöhnlich ist der – alle anderen Bedingungen gleich – negative Zusammenhang mit dem 
Anteil weiblicher Studierender (Indikator 8). Wahrscheinlich ist dieser Zusammenhang 
nicht kausal zu interpretieren, sondern der Tatsache geschuldet, dass sich Hochschulen 
(mit hohem weiblichen Studierendenanteil) meist in Großstädten befinden und dass in den 
neuen Bundesländern gerade dort die Bildungsbeteiligung der Geschlechter eher ausgewo-
gen ist. 
Tab. 30:  Einflussfaktoren auf den Anteil weiblicher Schulabgänger mit höchstens Hauptschulab-
schluss 1998 bis 2004, Ergebnisse der multiplen linearen Regression 
  Modell 4: 
Deutschland
Modell 5: 
alte Bundesländer 
Modell 6:
neue Bundesländer
  Beta VIF Beta VIF Beta VIF
1 Fahrzeit zum nächsten Agglomerati-
onsraum 
0,035 1,49 0,142* 1,62 0,108 1,17
2 Fahrzeit zum nächsten Oberzentrum -0,279** 1,74 -0,445*** 1,63 -0,311** 2,23
3 Vermittlungsquote Frauen 2002-2004 0,029 3,72 -0,096 2,73 0,363* 5,26
4 Differenz Vermittlungsquoten Män-
ner-Frauen 
-0,057 3,33 0,087 2,49 -0,372** 4,89
5 Beschäftigtenquote unter 30j. Frauen 0,070* 1,97 0,084 2,11 -0,145 1,50
6 Differenz der Beschäftigtenquoten 
unter 30-Jähriger (Frauen minus 
Männer)  
-0,154*** 2,04 -0,107 1,91 0,180 5,64
7 Differenz der Arbeitslosenquoten 
(Frauen minus Männer) 2002-2004 
-0,277*** 1,86 -0,221** 3,36 -0,273 5,43
8 Anteil weiblicher Studierender an 
Hochschulen 1998 bis 2003 
0,056 1,40 0,058 1,51 0,143 1,39
9 Anteil weibl. Grundschullehrer  -0,257*** 1,94 -0,350*** 1,64 -0,099 1,36
10 Anteil weiblicher Schüler an Fach-
schulen an allen Fachschülern  
-0,002 1,10 -0,050 1,19 -0,056 1,27
11 Anteil Besch. mit hoher Qual. an 
allen männl. sozpfl.Beschäftigten  
0,545*** 4,29 0,612*** 9,45 -0,111 9,12
12 Anteil. Besch. mit hoher Qual. an 
allen weibl. sozpfl.Beschäftigten  
-0,656*** 5,54 -0,589*** 10,6 0,028 7,60
 N 326 220  106 
 Korr. R-Quadrat 0,727 0,275  0,286 
 Durbin-Watson 1,803 1,774  1,534  
Abhängige Variable: Anteil Frauen an allen Absolventen ohne bzw. mit Hauptschulabschluss 1998 bis 2004; 
Anmerkungen zu Signifikanzen: * = p < 0,1; ** = p < 0,05; *** = p < 0,01 
Interessant ist der Vergleich mit der selben Analyse, ausgeführt jedoch mit dem Anteil 
weiblicher Absolventen an den Schulabgängern mit höchstens Hauptschulabschluss als 
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abhängige Variable (siehe Tab. 30). Hier liegt der Frauenanteil durchweg unter 50 Prozent, 
die Einflussfaktoren müssten also, so es die selben wie in der vorhergehenden Analyse 
sind, umgekehrte Vorzeichen aufweisen. Tatsächlich ist dies in Modell 4 (Deutschland 
gesamt) bei den Indikatoren 11 und 12 der Fall, die den mit Abstand stärksten Einfluss auf 
die abhängige Variable zeigen. Ein hoher Bevölkerungsanteil weiblicher Beschäftigter mit 
hoher Qualifikation wirkt sich negativ auf den Frauenanteil an den gering Gebildeten aus – 
während der selbe Indikator bei den Männern in umgekehrte Richtung wirkt, also eher in 
Richtung auf ein ausgewogeneres Geschlechterverhältnis. Wiederum zeigt der Frauenanteil 
an den Grundschullehrern einen signifikanten Zusammenhang. Weitere deutliche Zusam-
menhänge zeigen sich mit der Differenz der Arbeitslosenquoten von Frauen und Männern 
(Indikator 7): In Regionen, in denen Frauen stärker als Männer von Arbeitslosigkeit betrof-
fen sind, ist der Frauenanteil an den gering gebildeten Schulabsolventen tendenziell klein 
(positiver Zusammenhang zwischen Indikator 7 und der abhängigen Variable).  
Bei Modell 5 (alte Bundesländer) bestätigt sich der Zusammenhang der Indikatoren 7, 
11 und 12. Auch bei einer Analyse für die alten Bundesländer wirkt sich der Bildungsstand 
der männlichen Bevölkerung in Richtung ausgeglichenes Geschlechterverhältnis bei den 
Bildungsabschlüssen, jener der weiblichen Bevölkerung jedoch ganz klar in Richtung eines 
gegenüber den männlichen Jugendlichen hohen weiblichen Bildungsstandes. In die gleiche 
Richtung wirkt der Anteil weiblicher Grundschullehrer.  
Im Modell 6 (neue Bundesländer) zeigt sich hingegen nur ein Zusammenhang mit der 
Vermittlungsquote von Frauen in Berufsausbildung sowie ein negativer Zusammenhang 
mit der Differenz der Vermittlungsquoten von Frauen und Männern. Wo Frauen selten in 
Berufsausbildung vermittelt werden können, ist ihr Anteil an den gering Gebildeten beson-
ders klein (positiver Zusammenhang mit Indikator 3). Hingegen müssen Männer in der 
Region über bessere Vermittlungschancen als Frauen verfügen, wenn sich dies positiv auf 
das Geschlechterverhältnis an den Schulabgängern ohne bzw. mit höchstens Hauptschulab-
schluss auswirken soll. Einige der Indikatoren deuten darauf hin, dass junge Frauen unter 
den Bedingungen eines für sie schwierigen Arbeits- und Ausbildungsmarktes ihre Bil-
dungsanstrengungen erhöhen, Männer jedoch unter solchen widrigen Bedingungen eher 
überproportional schlechte Schulabschlüsse machen. 
Anders als in den Modellen 1 bis 3 übt in den Modellen 4 bis 6 die durchschnittliche 
Fahrzeit zum nächsten Oberzentrum einen signifikant negativen Einfluss auf die Ge-
schlechterproportion bei den Schulabgängern ohne bzw. mit höchstens Hauptschulab-
schluss aus. Gerade die periphere Lage des Wohnortes scheint sich ungünstig auf die Bil-
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dungsbeteiligung männlicher Jugendlicher auszuwirken. Möglicherweise werden männli-
che Jugendliche eher als Mädchen auf die lokale Haupt- oder Sonderschule verwiesen, 
wenn ein höherwertiger Schulbesuch eine weitere Anfahrt bedeutet.  
 
12.6 Ursachen geschlechtsselektiver Wanderung – ein Strukturmodell 
Im folgenden Abschnitt sollen die wichtigsten Befunde aus den vorangegangenen Analy-
sen in Form eines Strukturmodells miteinander verbunden werden. In den Sozialwissen-
schaften ist die Darstellung komplexer Zusammenhangsstrukturen multivariater Daten ein 
attraktives Ziel. Während es die Faktorenanalyse ermöglicht, empirische Daten zu struktu-
rieren und gemeinsame latente Faktoren zu bestimmen, ist es mit Hilfe der multivariaten 
Regressionsanalysen möglich, ein Modell zur Vorhersage einer abhängigen Variablen mit 
Hilfe von mehreren Prädiktorvariablen zu bestimmen. Die lineare Strukturgleichungsana-
lyse integriert diese beiden Ansätze. Mit Hilfe der linearen Strukturgleichungsanalyse ist es 
möglich, die Beziehungen von mehreren Prädiktorvariablen und mehreren abhängigen 
Variablen zu untersuchen. Dabei können sowohl beobachtete (manifeste) Variablen und 
aus manifesten Variablen konstruierte, nicht beobachtete (latente) Variablen in die Mo-
dellbildung einbezogen werden. Die Arbeit mit Strukturgleichungsmodellen erfordert je-
doch ein weitgehendes Vorwissen über den zu beschreibenden empirischen Sachverhalt – 
im Strukturgleichungsmodell muss beschrieben werden, welche Variablen einander in 
welcher Weise beeinflussen. Die Strukturbeziehungen eines Strukturgleichungsmodells 
ergeben sich nicht aus Berechnungen, sondern müssen aus einem System von theoretisch 
begründeten Hypothesen und in anderen Untersuchungen empirisch bestätigten Hypothe-
sen abgeleitet werden. Die statistische Auswertung kann nur zeigen, ob das aus den Hypo-
thesen abgeleitete Strukturmodell mit den empirischen Daten übereinstimmt (Reinecke 
2005; Rudolf/ Müller 2004). Zur statistischen Auswertung von Strukturgleichungsmodel-
len stehen spezielle Software-Programme zur Verfügung. Für die hier durchgeführten 
Analysen wurde das Programm AMOS (Analysis of Moment Structures) verwendet.  
Auf die Konstruktion latenter Variablen wurde im vorliegenden Fall verzichtet, da 
sich solche aus dem verfügbaren empirischen Material nicht sinnvoll ableiten ließen. 
Durchgeführt wurde eine Pfadanalyse mittels manifester Variablen. Sie umfasst eine Se-
quenz von Regressionsanalysen, wie sie in den vorangegangenen Auswertungen bereits 
mehrfach verwendet wurden. Mit Hilfe der Pfadanalyse ist es möglich, korrelative Zu-
sammenhänge so aufzulösen, dass zwischen direkten Effekten und den durch intervenie-
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rende Variablen vermittelten indirekten Effekten unterschieden werden kann. Die Stärke 
des indirekten Effektes entspricht dabei dem Produkt der daran beteiligten direkten Effek-
te. Die Summe der direkten und indirekten Effekte zwischen zwei Variablen entspricht der 
einfachen Korrelation zwischen diesen.  
Zur Konstruktion des Strukturmodells wird auf Erkenntnisse zurückgegriffen, die be-
reits in der Clusteranalyse sowie mit Hilfe der multivariaten Regressionen gewonnen wur-
den. Als abhängige Variable fungiert die Variable „Differenz der Wanderungssaldoraten 
Frauen – Männer (18 bis 29 Jahre)“, zu erklären ist also, welche Prädiktorvariablen auf das 
differenzielle Wanderungsverhalten von jungen Frauen und Männern Einfluss nehmen. Als 
Prädiktorvariablen, die vermutlich direkt die abhängige Variable beeinflussen, werden im 
Strukturmodell Variablen verwendet, die bereits in den multivariaten Regressionen einen 
Einfluss auf das differenzielle Wanderungsverhalten bzw. auf die differenzielle Bildungs-
beteiligung gezeigt hatten – die Differenz der Arbeitslosenquoten (Frauen – Männer), die 
Differenz der Beschäftigtenquoten unter 30-Jähriger (Frauen – Männer. Die beiden, in den 
Regressionsanalysen verwendeten Variablen „Anteil männlicher bzw. weiblicher hoch-
qualfizierter Beschäftigter“ werde in der Variable „Differenz der Anteile hochqualifzierter 
Beschäftigter, Frauen – Männer“ zusammengefasst. 
Als endogene Variable, die sowohl die abhängige Variable beeinflusst, als auch selbst 
von verschiedenen exogenen Variablen beeinflusst wird, führen wie die Variable „Anteil 
Frauen an allen Schulabgängern mit Hochschulreife“ in das Modell ein. Wir gehen davon 
aus, dass – wie in der multiplen Regressionsanalyse gezeigt – die differenzielle Bildungs-
beteiligung von Frauen und Männern einen deutlichen Einfluss auf das unterschiedliche 
Wanderungsverhalten hat. Gleichzeitig sehen wir diese Variable selbst als beeinflusst von 
den Variablen „Differenz hochqualifizierter Beschäftigter (Frauen – Männer), „Anteil 
weiblicher Grundschullehrer“, sowie vom „Anteil männlicher Beschäftigter in der Land-
wirtschaft je 100 männliche Einwohner von 18 bis 60 Jahre“ Dieser Indikator repräsentiert 
eine von traditionellen, männlichen Berufen dominierte Branchenstruktur und erwies sich 
im Strukturgleichungsmodell als besser geeignet, als die in den Regressionsanalysen ver-
wendeten sektorspezifischen weiblichen Beschäftigtenanteile. 
Da wir aus den vorangegangenen statistischen Analysen bereits ein umfangreiches 
Wissen über die wahrscheinlichen Zusammenhänge der Modellparameter besitzen, kann 
eine weitgehend konfirmatorische Modellprüfung erfolgen – die beschriebenen Zusam-
menhänge werden mit AMOS modelliert und das Modell statistisch geprüft. Wenn das 
Modell eine gute Übereinstimmung mit den Daten aufweist, kann es akzeptiert werden – 
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ansonsten müsste es verworfen werden. Ein gutes Modell beschreibt die Daten adäquat 
(d.h. es zeigt model fit anhand von Prüfkriterien der Modellgüte), es ist so sparsam wie 
möglich, aber nicht unterkomplex.  
 
Im Ergebnis der Analyse erhalten wir ein lineares Strukturgleichungsmodell mit sechs 
Freiheitsgraden (Abb. 32). Das R-Quadrat der abhängigen Variable, der Differenz der 
Wanderungssaldoraten von Frauen und Männern, beträgt 0,44. Da die Güte des Modells 
insgesamt aus den Pfadkoeffizienten und Korrelationen nicht abgelesen werden kann, 
müssen spezielle Kriterien der Modellgüte herangezogen werden. Modellgütekriterien 
überprüfen prinzipiell, ob die empirische Varianz-/Kovarianzmatrix der aus dem Modell 
geschätzten Varianz-/Kovarianzmatrix entspricht. Der AMOS-Output zeigt, dass die stan-
dardisierte Residualmatrix keine problematischen Werte (größer 2,5 oder kleiner -2,5) 
enthält. Die Kriterien der Modellgüte weisen zufrieden stellende Werte auf. Der Chi-
Quadrat-Wert ist klein und das Verhältnis Chi-Quadrat/df (Anzahl der Freiheitsgrade) ist 
kleiner als 1:2. Der p-Wert von 0,091 zeigt an, dass die Nullhypothese – das theoretisch 
postulierte Modell stimmt mit den empirischen Daten überein – nicht abgelehnt werden 
muss. Als weitere Gütekriterien des Modells werden der „Comparative fit index“ (CFI) 
und der „Root mean sqare error of approximation“ (RMSEA) herangezogen. Der CFI liegt 
bei 0,994 (wobei Werte über 0,95 eine gute Modellanpassung anzeigen). Der RMSEA 
beträgt 0,051. In der Literatur werden für den RMSEA verschiedene Grenzwerte genannt, 
in der Regel gilt ein Wert unter 0,08 als zufrieden stellende, unter 0,05 als gute Modellan-
passung. Zusammenfassend lässt sich also feststellen, dass das hier vorliegende Modell 
basierend auf verschiedenen Kriterien der Modellgüte eine zufrieden stellende Anpassung 
an die empirischen Daten zeigt.  
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Abb. 32: Lineares Strukturgleichungsmodell, Kreise der neuen und der alten Bundesländer, N=313 
Quelle: eigene Berechnungen 
Die an den einfachen Pfeilen stehenden Beta-Gewichte, die Pfadkoeffizienten, zeigen, 
dass die überproportionale Abwanderung von Frauen (gemessen als Differenz weiblicher 
und männlicher Wanderungssaldoraten) am stärksten vom Frauenanteil an den Schulab-
gängern mit Hochschulreife, also vom Bildungsgefälle zwischen jungen Frauen und Män-
nern bestimmt wird (Pfadkoeffizient -0,39). Ein hoher Frauenanteil an den Schulabgängern 
mit Hochschulreife wirkt in Richtung einer negativen Differenz der Wanderungssaldoraten 
von Frauen und Männern.  
Ebenfalls einen sichtbaren Einfluss zeigt die Differenz der Arbeitslosenquote zwi-
schen Frauen und Männern (Pfadkoeffizient -0,27): Wo die Differenz der Arbeitslosenquo-
ten von Frauen und Männern positiv ist, wirkt dies tendenziell in Richtung einer negativen 
Differenz der Wanderungssaldoraten von Frauen und Männern – deshalb der negative 
Pfadkoeffizient. Es sei nochmals darauf hingewiesen, dass nur die Gesamtarbeitslosenquo-
ten von Frauen in vielen Kreisen der neuen Bundesländer höher sind als jene der Männer – 
nicht jedoch die Jugendarbeitslosenquoten, die bei Frauen durch ihre höhere Bildungsbe-
teiligung und Wanderungsbereitschaft durchweg geringer als bei jungen Männern ausfällt 
(vgl. Abschnitt 12). Die höhere Gesamtarbeitslosenquote resultiert zu einem großen Teil 
aus der Gruppe der älteren Frauen, die auf dem Arbeitsmarkt der neuen Bundesländer bis 
 175
weit in die 1990er Jahre verstärkt freigesetzt wurden und nicht die Option haben bzw. 
wahrnehmen, sich als Hausfrauen ganz vom Arbeitsmarkt zurückzuziehen.  
Ein wesentlicher Bestimmungsfaktor der überproportionalen Abwanderung junger 
Frauen ist ein im Vergleich zu den Männern hoher Qualifikationsstand der sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten Frauen, repräsentiert durch die Variable „Differenz der Antei-
le hochqualifizierter Beschäftigter, Frauen – Männer“. Diese steht in negativem Zusam-
menhang mit der Differenz der Wanderungssaldoraten von Frauen und Männern. Die in 
den neuen Bundesländern deutlich höhere Qualifikation von Frauen wirkt also – unter den 
gegebenen Arbeitsmarktbedingungen – fördernd auf die überproportionale Abwanderung 
von jungen Frauen. Dies dürfte sich auf direktem Weg über die durch Erwachsene, Eltern 
oder sonstige Bezugspersonen vermittelten Bildungs- und Berufsaspirationen junger Frau-
en auswirken. Auf der anderen Seite ist hier zu vermuten, dass auch die Frage der Partner-
wahl eine Rolle spielt. In Regionen mit deutlich mehr höher qualifizierten Frauen als Män-
nern stehen sozial attraktive männliche Partner nicht in ausreichendem Maße zur Verfü-
gung. Auch zeigt sich ein Einfluss der Variable „In der Landwirtschaft beschäftigte Män-
ner je 100 männliche Einwohner von 18 bis 60 Jahren“ auf die überproportionale Bil-
dungsbeteiligung der Frauen. Daraus lässt sich schließen, dass sich das Vorherrschen klas-
sischer, von männlichen Beschäftigten dominierten Branchen der Wirtschaft, für welche 
die Landwirtschaft in besonderem Maße steht, tendenziell negativ auf die Bildungsaspira-
tion und schließlich auf die Bildungsabschlüsse junger Männer auswirkt – so dass die Dis-
krepanz zwischen den Bildungsabschlüssen der Geschlechter in solchen Regionen beson-
ders groß ist. Auch die deutliche Korrelation (r=0,59) zwischen den Variablen „In der 
Landwirtschaft beschäftigte Männer“ und „Differenz der Anteile hochqualifizierter Be-
schäftigter Frauen – Männer“ zeigt, dass es eben gerade solche Regionen sind, in denen 
das Qualifikationsniveau der Männer signifikant unter dem der Frauen liegt. Beide Fakto-
ren wirken auf die unterschiedliche Bildungsbeteiligung der Geschlechter und letztlich auf 
deren disproportionale Wanderung ein. 
Einen ähnlichen, wenngleich schwächeren Einfluss hat die Variable „Differenz der 
Beschäftigtenquoten unter 30-Jähriger, Frauen – Männer“ auf die Differenz der Wande-
rungssaldoraten (Pfadkoeffizient -0,11). Ist die Beschäftigtenquote unter 30-jähriger Män-
ner geringer als die der Frauen (die Differenz folglich positiv) wirkt auch dies negativ auf 
die Differenz der Wanderungssaldoraten – also in Richtung überproportionale Abwande-
rung junger Frauen. Auch hier liegt es nahe, diesen Indikator nicht ökonomisch (dann wäre 
ja ein umgekehrtes Vorzeichen des Koeffizienten zu erwarten), sondern im Hinblick auf 
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den Partnermarkt zu interpretieren. Regionen mit einer gegenüber den Frauen unterpropor-
tionalen Beschäftigung von jungen Männern sind für Frauen deshalb nicht attraktiv, weil 
dort nur wenige sozial attraktive männliche Partner zur Verfügung stehen.  
Ein Vorzug des Pfadmodells gegenüber einzelnen Regressionsanalysen ist es, dass 
sowohl direkte Effekte auf eine abhängige Variable, als auch indirekte Effekte, die auf 
andere intervenierende Variablen ausgeübt werden, dargestellt und quantifiziert werden 
können. Dieser Vorteil zeigt sich im vorliegenden Modell an der Variable „Anteil Frauen 
an den Schulabgängern mit Hochschulreife“. Diese Variable zeigt, wie bereits oben be-
schrieben, im vorliegenden Modell den deutlichsten Einfluss auf die Differenz der Wande-
rungssaldoraten. Der Anteil der Frauen an den Schulabgängern mit Hochschulreife wird 
aber im Modell seinerseits bestimmt durch den Anteil weiblicher Grundschullehrer und 
durch die Differenz der Anteile hochqualifizierter Beschäftigter. Ein hoher Frauenanteil an 
den Grundschullehrern sowie ein hoher Anteil hochqualifizierter weiblicher Beschäftigter 
gegenüber dem Anteil bei den männlichen Beschäftigten wirken offenbar deutlich positiv 
auf die Bildungsbeteiligung der jungen Frauen.  Beides ist vor allem in den Kreisen der 
neuen Bundesländer der Fall. Beide Einflüsse sind etwa gleich stark. Hier lässt sich 
schlussfolgern, dass das hohe Qualifikationsniveau der ostdeutschen weiblichen Beschäf-
tigten wie auch der hohe Frauenanteil im Grundschullehrerberuf unter den dort gegebenen 
Bedingungen des wirtschaftlichen Strukturwandels, des Arbeitsmarktes und der Übernah-
me des dreigliedrigen Schulsystems besonders positiv auf die Bildungsaspiration der Mäd-
chen wirkt, Jungen aber nicht in gleicher Weise profitieren.  
Aus einer solchen Aggregatdatenanalyse muss nicht auf eine bewusste Bevorzugung 
von Mädchen bei der Bildungsmotivation geschlossen werden. Auch der Zusammenhang 
der überproportionalen Bildungsbeteiligung von Mädchen mit einem hohen Lehrerinnen-
anteil an Grundschulen muss nicht zwingend so interpretiert werden. Wir führen diese 
Zusammenhänge auf die Geschlechtersegregation auf dem Arbeitsmarkt der neuen Bun-
desländer sowie auf den Modernisierungsrückstand dieses Arbeitsmarktes zurück: Der 
ebenfalls deutliche Einfluss der Variablen „In der Landwirtschaft beschäftigte Männer“ auf 
die Bildungsbeteiligung der Geschlechter weist darauf hin, dass der hohe Anteil hochquali-
fizierter weiblicher Beschäftigter in Zusammenhang mit der Dominanz eher traditioneller, 
von Männern dominierter Branchen steht. Weil Männer in der Regel in solchen klassischen 
Branchen Beschäftigung fanden, wurden und werden Tätigkeiten im Dienstleistungsbe-
reich, die höhere Qualifikationen verlangen, vorwiegend von Frauen ausgeübt. Solche 
Frauen, die gleichzeitig Mütter und soziale Bezugspersonen von weiblichen Jugendlichen 
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in der Region sind, scheinen junge Frauen zu wesentlich höheren Bildungsanstrengungen 
zu motivieren als dies auf Seite der männlichen Jugendlichen (und deren erwachsenen 
männlichen Bezugspersonen) der Fall ist. Der Zusammenhang eines hohen Anteils weibli-
cher Grundschullehrer mit hohen Anteilen weiblicher Abiturienten ließe sich demnach als 
Indikator für die Dominanz weiblicher Beschäftigter im höherqualifizierten Dienstleis-
tungsbereich interpretieren, welche im Gegensatz zur Dominanz männlicher Beschäftigter 
in klassischen mittel- bis geringqualifizierten Tätigkeiten, vor allem Mädchen ein Vorbild 
liefern und deren Bildungsaspirationen prägen. 
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass nach dem vorliegenden Strukturgleichungs-
modell, welches 44 Prozent der Varianz der abhängigen Variable aufklärt, eine gegenüber 
den Männern überproportional negative Wanderungssaldorate von Frauen zwischen 18 und 
29 Jahren von folgenden Faktoren beeinflusst wird: 
• einem gegenüber männlichen Jugendlichen hohen Anteil weiblicher Schulabgänger mit 
Hochschulreife, der seinerseits beeinflusst wird durch: 
○ einen hohen Anteil weiblicher Grundschullehrer 
○ ein im Vergleich zu den männlichen Beschäftigten hohes Qualifikationsniveau  
   der weiblichen Beschäftigten 
○ einen hohen Beschäftigtenanteil in traditionellen männerdominierten Branchen 
• einer gegenüber den Männern höheren Arbeitslosenquote der Frauen 
• einem im Vergleich zu den männlichen Beschäftigten hohen Qualifikationsniveau der 
weiblichen Beschäftigten 
• einer gegenüber den Frauen geringen Beschäftigungsquote junger Männer bis 29 Jahre. 
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13 Erkenntnisgewinn und gesellschaftspolitische Konsequen-
zen  
13.1 Ausprägung der geschlechtsselektiven Wanderungen 
Im Gesamtzeitraum 1989 bis 2005 sind per Saldo 735.000 Männer und 866.000 Frauen aus 
den neuen in die alten Bundesländer gezogen, der Frauenanteil am Gesamtwanderungssal-
do lag bei 54,1 Prozent. Dabei zogen zunächst, in den Jahren 1989 und 1991 noch mehr 
Männer als Frauen fort, seit 1991 übersteigt die Zahl der abwandernden Frauen jene der 
Männer. Unterlag der Frauenanteil am Wanderungssaldo in den ersten Jahren dieses Zeit-
raums noch starken Schwankungen, pendelte er sich in den letzten Jahren bei 54 Prozent 
ein und entspricht damit in etwa auch dem Frauenanteil am kumulierten Wanderungssaldo. 
Diese Disproportion entsteht im Wesentlichen in der wanderungsintensiven Altersgruppe 
der 18- bis 29-Jährigen, die allein mehr als 50 Prozent des Gesamtwanderungssaldos aus-
macht. Hier verlassen junge Frauen als 18 bis 24-Jährige stark überproportional die neuen 
Bundesländer als Ausbildungs- und Arbeitsplatzwanderer (60 Prozent Frauenanteil am 
Wanderungssaldo), kehren aber nach dieser Phase, als 25- bis 29-Jährige, nicht in gleicher 
Weise überproportional häufig zurück (45 Prozent Frauenanteil am Wanderungssaldo), 
sondern entscheiden sich häufiger als Männer zum dauerhaften Bleiben in den alten Bun-
desländern. Als Ergebnis dieser disproportionalen Wanderung ist in den neuen Bundeslän-
dern eine unausgewogene Geschlechterproportion in der Wohnbevölkerung entstanden. 
Bei einer normalen Geschlechterproportion von 0,97 (97 Frauen je 100 Männer in der 
Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen) lag die Geschlechterproportion in den neuen Bun-
desländern (einschließlich Berlin) im Jahr 2005 nur bei 0,90. 
Innerhalb der neuen Bundesländer fand auf kleinräumiger Ebene eine Polarisierung 
der Geschlechterproportion statt. Frauen verlassen vor allem den ländlichen Raum und 
altindustrialisierte Gebiete der neuen Bundesländer, kreisfreie Städte weisen meist eine 
günstigere Geschlechterproportion als Landkreise auf. Großstädte haben in wenigen Fällen 
einen normalen oder gar überproportionalen Frauenanteil an der Wohnbevölkerung. Dies 
trifft insbesondere auf Berlin zu, wo der Frauenanteil seit Mitte der 1990er Jahre deutlich 
angestiegen ist. Die unausgewogensten Geschlechterproportionen in der Altersgruppe der 
18- bis 29-Jährigen wiesen im Jahr 2005 Landkreise in Mecklenburg-Vorpommern und in 
Thüringen mit 0,77 (Uecker-Randow) bzw. 0,78 (Parchim, Ilm-Kreis) auf. 
Bei differenzierter Analyse der Wanderungssalden nach Fortzügen und Zuzügen lässt 
sich feststellen, dass die Fortzugshäufigkeit von Frauen und Männern aus den neuen in die 
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alten Bundesländer auf großräumiger Ebene beinahe identisch ist, hingegen kommen Zu-
züge in das neue Bundesgebiet bei Frauen deutlich seltener vor als bei Männern – hieraus 
resultiert der stärker negative Wanderungssaldo bei den Frauen. Betrachtet man jedoch 
ostdeutsche Flächenländer oder Landkreise separat, so liegen hier auch die Fortzugsraten 
der Frauen deutlich über jenen der Männer, wobei zusätzlich die Zuzugsraten der Frauen 
deutlich geringer sind als diejenigen der Männer. Die Wanderungsbewegungen (im Sinne 
einer per Saldo überproportionalen Wanderung von Frauen) sind insgesamt in die alten 
Bundesländer bzw. innerhalb der neuen Bundesländer in einige Großstädte und in die 
Hauptstadt Berlin gerichtet. 
Als Ursache der überproportionalen Abwanderung von Frauen vermuten vorliegende 
Studien  Demodernisierungsphänomene auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt. Frauen hätten 
einen Teil des „Gleichstellungsvorsprunges“, den sie in der DDR hatten, wieder eingebüßt 
und hätten besonders schlechte Chancen auf Ausbildungs- und Arbeitsplätze in den neuen 
Bundesländern. Abwandererbefragungen kommen jedoch auch zu dem Ergebnis, dass 
Frauen als häufigsten Wegzugsgrund einen nichtberuflichen Grund angeben, insbesondere 
den Zuzug zu einem Partner, während Männer deutlich häufiger als Frauen berufliche 
Gründe für einen Wegzug nennen. Insofern wird von vorliegenden Studien eine Mischung 
aus beruflichen und privaten Motiven für den überproportionalen Fortzug junger Frauen 
aus den neuen Bundesländern angenommen, ohne dass jedoch Aussagen über deren genaue 
Gewichtung gemacht werden können, die den Unterschied zum Wanderungsverhalten der 
Männer erklären. 
 
13.2 Historische Bedingungen und Auswirkungen auf die Geschlech-
terarrangements 
Die Geschlechterverhältnisse in der DDR waren, in Bezug auf Bildungs- und Erwerbsbe-
teiligung, von einer gegenüber der BRD-Gesellschaft größeren Gleichstellung zwischen 
Männern und Frauen geprägt. Gleichwohl zeichnete sich das Erwerbssystem in der DDR 
durch eine hohe geschlechtsspezifische Segmentierung aus. Da die DDR eine klassische 
Industriegesellschaft mit erheblichem Modernisierungsrückstand und permanentem Ar-
beitskräftemangel war, wurde eine Zuweisung von Männern auf physisch anstrengende, 
häufig geringere Qualifikationen erfordernde Tätigkeiten in Industrie, Bau und Landwirt-
schaft beibehalten, während sich qualifizierte Dienstleistungsberufe in Erziehung, Bildung, 
Gesundheit und Verwaltung als Domänen weiblicher Beschäftigung entwickelten. Der 
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Anteil stark frauendominierter Berufe war gegen Ende der 1980er Jahre in der DDR deut-
lich größer als in der Bundesrepublik, in den 1980er Jahren war der Anteil hochqualifizier-
ter weiblicher Beschäftigter (mit Fach- oder Hochschulabschluss) bereits größer als jener 
der Männer. Knappheiten im DDR-Wirtschaftssystem (etwa die Nichtverfügbarkeit von 
Handwerkern für den privaten Bereich), die Lohnpolitik der Staatsführung (Arbeiter in der 
Industrie hatten häufig ein höheres Einkommen als Beschäftigte im Dienstleistungsbe-
reich) und auch die Propaganda der DDR-Führung trugen dazu bei, dass der sozioökono-
mische Status von manuellen, handwerklichen Berufen in der DDR erheblich über dem 
Status von Dienstleistungsberufen lag, mitunter selbst dann, wenn letztere eine akademi-
sche Bildung verlangten (vgl. Abschnitt 9). 
Trotz Übernahme des westdeutschen Wirtschafts- und Bildungssystems und des 
enormen wirtschaftlichen Strukturwandels in den neuen Bundesländern und einem Anstei-
gen der weiblichen Bildungs- und Erwerbsbeteiligung in den alten Bundesländern, blieben 
eine Reihe von Unterschieden zwischen alten und neuen Bundesländern bestehen. So war 
im Jahr 2004 die Erwerbsbeteiligung ostdeutscher Frauen mit 73,4 Prozent weiterhin deut-
lich höher als in Westdeutschland (64,5 Prozent) und ging damit in den neuen Bundeslän-
dern trotz des äußerst schwierigen Arbeitsmarktes nach 1990 lediglich um etwa vier Pro-
zentpunkte zurück (Wanger 2006: 10). Auch blieb die Teilzeitquote der Frauen in den 
neuen Bundesländern mit 38 Prozent (2004) nach wie vor deutlich unter jener der west-
deutschen Frauen (51 Prozent). Die Erwerbsneigung ostdeutscher Frauen liegt demnach bis 
heute deutlich über jener westdeutscher Frauen. Man kann hier von einer weiteren Wirk-
samkeit der aus der DDR-Gesellschaft herrührenden spezifisch ostdeutschen Geschlechter-
arrangements sprechen. 
Die These, Frauen seien generell die Verlierer der ostdeutschen Arbeitsmarktentwick-
lung, trifft in dieser Verallgemeinerung nicht zu. Zwar verloren zu Beginn des Struktur-
wandels der ostdeutschen Wirtschaft Anfang der 1990er Jahre vor allem Frauen ihre Ar-
beitsplätze, besonders im verarbeitenden Gewerbe sank der Frauenanteil deutlich und in 
der zu dieser Zeit expandierenden Baubranche fanden vor allem Männer Beschäftigung. 
Doch bereits seit 1994 verschlechterte sich die relative Situation der Frauen gegenüber den 
Männern auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt nicht mehr. Seit 1995 ist der von Frauen 
geleistete Anteil am Gesamtarbeitsvolumen der neuen Bundesländer gestiegen und lag im 
Jahr 2004 mit 43,4 Prozent über dem Wert von 1991 (42 Prozent). Diese Entwicklung war 
vor allem auf den Arbeitsplatzabbau in klassischen Männerberufen – im verarbeitenden 
Gewerbe, im primären Sektor und am Bau – zurückzuführen, während weiblich dominierte 
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Branchen, vor allem Bildung, Gesundheitswesen und öffentliche Verwaltung, weitgehende 
Beschäftigungsstabilität erlebten. Die Arbeitslosenquote der Männer näherte sich immer 
mehr dem Wert der Frauen an und überstieg diesen seit dem Jahr 2002. Im Jahr 2004 wa-
ren in den neuen Bundesländern geringfügig mehr Frauen als Männer sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt und die weibliche Arbeitslosenquote lag 1,1 Prozentpunkt unter jener 
der Männer (Abschnitt 10).  
Nicht bestätigt hat sich die Vermutung, die Investitionen in den wirtschaftlichen 
Strukturwandel der neuen Bundesländer hätten lediglich zur Schaffung von männertypi-
schen Industriearbeitsplätzen geführt, nicht aber zum Ausbau des Dienstleistungssektors, 
in dem vorwiegend Frauen beschäftigt sind. Eine detaillierte Analyse der Arbeitsplatzdich-
te in verschiedenen Branchen ergibt, dass die Zahl sozialversicherungspflichtiger Beschäf-
tigungsverhältnisse sowohl als Anteil an allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
als auch bezogen auf die geschlechtsspezifische Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in 
fast allen Branchen, in denen vorzugsweise Frauen beschäftigt sind, gleich hoch oder höher 
liegt als in den alten Bundesländern (Abschnitt 10.5). Während die Zahl sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigter Frauen je 100 Einwohner zwischen 18 und 60 Jahren in den 
neuen Bundesländern mit 53 zwei Prozentpunkte über dem Wert in Westdeutschland liegt, 
liegt die Zahl sozialversicherungspflichtig beschäftigter Männer je 100 männliche Ein-
wohner dieses Alter 13 Punkte unter dem Wert in Westdeutschland (50 je 100 Ost, 63 je 
100 West). Es wäre also viel eher von einer strukturellen Benachteiligung von Männern 
auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt zu sprechen. Auch eine Analyse der Erwerbseinkom-
men (Brutto-Stundenlöhne) zeigt, dass das geschlechtsspezifische Lohngefälle in den neu-
en Bundesländern eher geringer als in Westdeutschland ist und dass Männer in den alten 
Bundesländern einen größeren Einkommensvorteil als Frauen gegenüber ihren Ge-
schlechtsgenossen in den neuen Bundesländern erzielen können (Abschnitt 10.6) – Fakto-
ren, die eher eine überproportionale Abwanderung von Männern vermuten ließen. 
Hingegen kam es in den neuen Bundesländern seit Anfang der 1990er Jahre zu einer 
enormen weiblichen Bildungsexpansion. Zwischen 1992 und 2000 erhöhte sich der Anteil 
weiblicher Schulabgänger mit Fach- oder Hochschulreife von 18,5 auf 33,5 Prozent (bezo-
gen auf die alterstypische Bevölkerung, vgl. Tab. 17) – bei den Männern stieg sie lediglich 
auf 20 Prozent, während gleichzeitig der Anteil männlicher Schulabgänger ohne Haupt-
schulabschluss auf 15 Prozent anwuchs (bei den Frauen nur 7,5 Prozent). Das Bildungsge-
fälle zwischen Frauen und Männern ist in den neuen Bundesländern weit größer als in 
Westdeutschland. Von allen weiblichen Absolventen allgemeinbildender Schulen in den 
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neuen Bundesländern von 1995 bis 2004 erreichten 31,4 Prozent die Hochschulreife (Män-
ner 20,9 Prozent), nur 7,4 Prozent der weiblichen Absolventen blieben ohne Hauptschulab-
schluss (Männer 14, 4 Prozent; vgl. Abb. 26). 
Vorliegende Erklärungsversuche zum Zurückbleiben männlicher Jugendlicher im all-
gemein bildenden Schulsystem – wie die Feminisierung von Bildung und Erziehung oder 
die exzessive Mediennutzung durch männliche Jugendliche – sind nicht eindeutig belegt 
und scheinen allein nicht geeignet, eine ausreichende Erklärung für das geschlechtsspezifi-
sche Bildungsgefälle in den neuen Bundesländern zu liefern. 
Das eingetretene Bildungsgefälle zwischen jungen Frauen und Männern (Abschnitt 
10.7) dürfte einen wichtigen Beitrag zur Erklärung der überproportionalen Abwanderung 
junger Frauen aus den neuen Bundesländern liefern. Hierbei bestätigte sich die Vermutung 
einer Dominianz „männerspezifischer“ tertiären Ausbildungseinrichtungen bzw. Ausbil-
dungsgänge in den neuen Bundesländern als Ursache für die überproportionale Abwande-
rung von Frauen nicht (Abschnitt 6). Vielmehr spielt neben ökonomischen Erwägungen 
auch das Partnerwahlverhalten eine Rolle. Die Tendenz zu bildungshomogamen Partner-
schaften oder Aufwärtspartnerschaften (in Bezug auf Bildung und sozialen Status des Part-
ners) trägt dazu bei, dass Frauen aus den neuen Bundesländern häufiger als Männer Part-
nerschaften mit Personen aus dem westlichen Teil der Bundesrepublik eingehen und da-
durch häufiger im anderen Landesteil sesshaft werden (Abschnitt 7, Abschnitt 12.1).  
13.3 Zusammenfassung der Ergebnisse 
In der vorliegenden Analyse wurde versucht zu zeigen, dass das Phänomen der überpro-
portionalen Abwanderung junger Frauen aus den neuen Bundesländern im Zeitraum von 
1989 bis 2005 nicht allein als Resultat der Arbeitsmarktsituation in den neuen Bundeslän-
dern gesehen werden kann. Vielmehr ist sie Resultat der Kollision eines Geschlechterar-
rangements, das seine Wurzeln in der DDR-Geschichte hat und als familiäre Prägung auch 
an die jüngeren Generationen Ostdeutscher weitergegeben wurde, mit den ökonomischen 
und gesellschaftlichen Veränderungen nach der Wiedervereinigung. Der Beitritt der DDR 
zur Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1990 ermöglichte den freien Personenverkehr 
zwischen zwei ökonomisch sehr verschiedenen Territorien, ohne dass staatliche, bürokrati-
sche, kulturelle oder sprachliche Grenzen überwunden werden mussten. Der tief greifende 
wirtschaftliche Strukturwandel in den neuen Bundesländern brachte eine faktische Dein-
dustrialisierung weiter Landesteile mit sich, von der männliche Erwerbstätige sogar stärker 
als weibliche betroffen waren, und bis heute herrscht in den neuen Bundesländern insbe-
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sondere ein Mangel an Industriearbeitsplätzen, die typischerweise von Männern einge-
nommen werden. Anhand verschiedener Arbeitsmarktindikatoren lässt sich zeigen, dass 
ostdeutsche Frauen von der Arbeitsangebotsseite her weder gegenüber ostdeutschen Män-
nern noch gegenüber westdeutschen Frauen in einer Weise benachteiligt sind, welche die 
überproportionale Abwanderung in Form eines simplen Push-Pull-Modells erklären könn-
te. Allerdings konnte das hohe Niveau der weiblichen Erwerbsbeteiligung wie vor der 
Wiedervereinigung nicht beibehalten werden. Der hohe formale Bildungsstand ostdeut-
scher Frauen (seien sie heute Mütter, Erzieherinnen oder Lehrerinnen), ihre nicht nur aus 
materiellen Erwägungen, sondern aus einer hohen Wertigkeit von Erwerbstätigkeit ge-
speiste hohe Erwerbsneigung wie auch ihre berufliche Orientierung auf qualifizierte 
Dienstleistungsberufe wird unter den Bedingungen einer schwierigen Arbeitsmarktsituati-
on als biografische und familiäre Prägung an die nachfolgende Generation weitergegeben. 
Dies hat sich unter den neuen gesellschaftlichen Bedingungen in einer deutlichen Zunahme 
der weiblichen Bildungsaspiration und letztlich der weiblichen Bildungsbeteiligung aus-
gewirkt. Das von der Bundesrepublik übernommene dreigliedrige Schulsystem wird hier 
als verstärkender Faktor gesehen, denn es macht den Bildungsweg von Schülerinnen und 
Schülern in besonderem Maße von Erwartungen und der Motivation durch Eltern und 
sonstige Bezugspersonen abhängig.  
Bei einem Teil der Männer in den neuen Bundesländern ist ein solcher Zusammen-
hang gegenwärtigen Verhaltens mit dem Geschlechterarrangement der Vorwendezeit unter 
entgegengesetzten Vorzeichen feststellbar: Die tief greifende Entwertung, welche typisch 
männliche Berufe und Tätigkeiten durch den ökonomischen Strukturwandel in den neuen 
Bundesländern erfahren haben, führte weniger zu einer Anpassung des Bildungs- und 
Ausbildungsverhaltens, sondern eher zu einer Beharrung auf klassischen Bildungs- und 
Ausbildungswegen. Das traditionelle männliche Rollenbild in den neuen Bundesländern 
erweist sich offenbar als weniger anpassungsfähig an die veränderten gesellschaftlichen 
Bedingungen und junge Männer fallen dadurch vor allem bei den Bildungsabschlüssen 
gegenüber jungen Frauen deutlich zurück. Wir sehen vor allem die stärkere Motivation 
junger Frauen durch ihre häufig sehr gut qualifizierten Mütter, Erzieherinnen und Lehre-
rinnen als Ursache ihrer überproportionalen Bildungsaspiration und Bildungsbeteiligung in 
den neuen Bundesländern. Das in den neuen Bundesländern eingetretene erhebliche Bil-
dungsgefälle zwischen jungen Frauen und Männern sehen wir als Hauptursache ihrer dis-
proportionalen Abwanderung aus den meisten Regionen der neuen Bundesländer.  
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Der mitunter beklagte Verlust des Gleichstellungsvorsprungs von Frauen in Ost-
deutschland nach der Wiedervereinigung mag für ältere Frauen in Bezug auf ihre Arbeits-
marktlage gelten. An dem prinzipiellen Anspruch, den junge Frauen aus den neuen Bun-
desländern auf gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe erheben, hat sich jedoch nichts 
geändert. Sie setzen diesen Anspruch in Handeln um, welches letztlich in der höheren 
räumlichen Mobilität ostdeutscher Frauen im Alter von 18 bis 29 Jahre resultiert. Die 
gleichzeitige Modernisierung der westdeutschen Wirtschaft seit 1990 – ihre Tertiarisie-
rung, das Wachstum des medizinischen und des Bildungssektors – kommen hier den beruf-
lichen Zielen und Qualifikationen der ostdeutschen Frauen entgegen und eröffneten ihnen 
außerhalb Ostdeutschlands eine bessere Nutzung ihres Humankapitals als dies Männern 
möglich war. Dennoch dürfte die weiterhin schlechte Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
in Westdeutschland dazu beitragen, dass für Frauen bei der Partnersuche formaler Bil-
dungsstand und sozioökonomischer Status des Partners – aus Gründen der ökonomischen 
Absicherung der Familie – wieder eine größere Rolle spielen als dies unter den Bedingun-
gen der DDR-Gesellschaft der Fall war. Dies dürfte dazu beitragen, dass Partnerschaften 
zwischen Frauen aus den neuen und Männern aus den alten Bundesländern deutlich häufi-
ger vorkommen als in umgekehrter Konstellation. Das Partnerwahlverhalten wirkt so als 
zusätzlicher „Pull“-Faktor für ostdeutsche Frauen in Richtung alte Bundesländer.  
 
13.4 Gesellschaftspolitische Konsequenzen  
Die Abwanderung junger Frauen aus den neuen Bundesländern und das dadurch eingetre-
tene Geschlechterungleichgewicht in der Wohnbevölkerung wurde in der Vergangenheit 
häufig ausschließlich als Resultat der Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
diskutiert. Nach den Ergebnissen der vorliegenden Studie muss jedoch auch nach einer 
Benachteiligung der jungen Männer – insbesondere im Bildungssystem – gefragt werden. 
Das nicht nur räumliche, sondern auch soziale Zurückbleiben eines Teils der jüngeren 
männlichen Bevölkerung der neuen Bundesländer lässt sich als Resultat eines nicht mehr 
zeitgemäßen männlichen Rollenbildes, das weniger auf Bildung und mehr auf physische 
Belastbarkeit setzt, sehen. Die Entwertung dieses klassischen männlichen Rollenverständ-
nisses durch das massenhafte Wegbrechen der entsprechende Berufe dürfte auch der rück-
wärtsgewandten Ideologie rechtsextremer Parteien in die Hände spielen, die in den neuen 
Bundesländern besonders unter jungen Männern hohe Zustimmung und zahlreiche Wäh-
lerstimmen finden (Kröhnert/ Klingholz 2007).  
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Wir sehen, vor dem Hintergrund der in der vorliegenden Untersuchung gewonnenen 
Erkenntnisse, keine Möglichkeit, das regionale Geschlechterungleichgewicht durch kurz-
fristige Maßnahmen wie etwa „Zuzugsprämien“ für junge Frauen, wie sie ab und an in der 
Öffentlichkeit diskutiert wurden, zu kompensieren59. Aus unserer Sicht ziehen junge Frau-
en nicht häufiger als Männer weg, weil sie ihnen gegenüber im Nachteil, sondern weil sie 
in Bezug auf ihr Humankapital und ihre Motivation im Vorteil sind. Sie entscheiden sich 
aufgrund ihres höheren Bildungsstandes und ihrer höheren Erwartungen sowohl an die 
eigene berufliche Entwicklung als auch in Bezug auf Partnerwahl und Familiengründung 
für den Fortzug.  
Als gesellschaftspolitische Konsequenz dieses Befundes scheint es uns nötig, die 
Chancengleichheit der Geschlechter nicht lediglich im Hinblick auf die oberen Hierarchie-
ebenen von Wirtschaft und Gesellschaft zu diskutieren, wo Frauen noch immer im Nach-
teil sind. Stärker als bisher sollte das Augenmerk darauf gelenkt werden, dass es in ver-
schiedenen gesellschaftlichen Bereichen unterschiedliche Benachteiligungen und somit 
unterschiedlichen Förderbedarf gibt. Im allgemein bildenden Schulsystem, insbesondere 
der neuen Bundesländer, besteht offensichtlich ein besonderer Förderbedarf für männliche 
Kinder und Jugendliche. Vor allem die öffentliche Thematisierung des Zurückbleibens der 
männlichen Kinder und Jugendlichen im Bildungssystem ist hier von Nöten. Sowohl Eltern 
als auch Lehrer und Erzieher müssen hier für das schlechte Abschneiden der Jungen ge-
genüber den Mädchen sensibilisiert werden, denn deren Entscheidungen und Motivation 
spielt eine entscheidende Rolle bei der Selektion in verschiedene Schulformen. Die Abkehr 
vom dreigliedrigen Schulsystem und die Einführung von Ganztagsschulen ist hier ein auch 
in anderen Zusammenhängen häufig diskutierter Weg, problematische Selektionsentschei-
dungen von Erziehungsberechtigten und Lehrern auszuschalten. Vor allem in den neuen 
Bundesländern ist auch ein höherer Anteil von männlichem Erziehungs- und Lehrpersonal 
erstrebenswert, um männlichen Kindern und Jugendlichen positive Rollenvorbilder einer 
modernen Männlichkeit zu bieten, so wie dort die ostdeutschen Mädchen von ihren Müt-
tern und Lehrerinnen schon heute eine moderne Weiblichkeit vorgelebt bekommen. 
 
                                                 
59 Eine „Zuzugsprämie“ für junge Frauen wurde etwa vom Bürgermeister der sächsischen Stadt Freital im 
Jahr 2007 vorgeschlagen. 
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Tab. A 1: Wanderungssaldo der DDR mit der BRD bzw. der neuen mit den alten Bundesländer, 
1961-2005 (alte Bundesländer bis 2001 einschließlich Berlin-West, ab 2001 ohne Berlin) 
Jahr  gesamt  männlich  weiblich 
1961   -             216 679    -            106 424    -           110 255  
1962   -               12 669    -                4 309    -                8 360  
1963   -               42 414    -              12 624    -             29 790  
1964   -               34 365    -              10 807    -             23 558  
1965   -               23 937    -                7 673    -             16 264  
1966   -               20 068    -                6 421    -             13 647  
1967   -               17 044    -                5 303    -             11 741  
1968   -               15 706    -                5 074    -             10 632  
1969   -               18 126    -                6 050    -             12 076  
1970   -               18 582    -                5 944    -             12 638  
1971   -               18 027    -                6 178    -             11 849  
1972   -               17 965    -                6 869    -             11 096  
1973   -               15 629    -                5 799    -                9 830  
1974   -               14 646    -                5 280    -                9 366  
1975   -               18 935    -                7 346    -             11 589  
1976   -               15 805    -                6 218    -                9 587  
1977   -               12 709    -                4 859    -                7 850  
1978   -               13 208    -                5 185    -                8 023  
1979   -               14 026    -                5 654    -                8 372  
1980   -               14 214    -                5 799    -                8 415  
1981   -               16 530    -                7 268    -                9 262  
1982   -               14 016    -                6 311    -                7 705  
1983   -               12 056    -                5 479    -                6 577  
1984   -               40 673    -              20 331    -             20 342  
1985   -               26 400    -              13 013    -             13 387  
1986   -               26 834    -              13 016    -             13 818  
1987   -               20 424    -                9 502    -             10 922  
1988   -               40 806    -              20 310    -             20 496  
1989   -              383 261    -            207 901    -           175 360  
1990   -              359 126    -            207 045    -           152 081  
1991   -              169 476    -              70 227    -             99 249  
1992   -               87 825    -              25 326    -             62 499  
1993   -               53 286    -              11 350    -             41 936  
1994   -               27 260    -                   337    -             26 923  
1995   -               25 273    -                1 704    -             23 569  
1996   -               14 034    +               1 181    -             15 215  
1997   -               10 441    +                  934    -             11 375  
1998   -               30 728    -              10 900    -             19 828  
1999   -               43 587    -              18 245    -             25 342  
2000   -               61 277    -              28 247    -             33 030  
2001   -               97 723    -              47 141    -             50 582  
2002   -               80 824    -              38 042    -             42 782  
2003   -               58 350    -              26 028    -             32 322  
2004   -               51 775    -              23 443    -             28 332  
2005   -               47 092    -              21 231    -             25 861  
Quelle: Statistisches Bundesamt 2004 und 2005; Auch zwischen Mauerbau 1961 und dem Jahr vor dem Fall 
der Mauer hatten stets mehr Frauen als Männer die DDR Richtung Westen verlassen. Dies lag vorwiegend 
daran, dass Rentnerinnen am ehesten eine Ausreisegenehmigung zu in der Bundesrepublik lebenden Ver-
wandten erlangen konnten. Die Fluchtwelle 1989 und 1990 war klar männlich dominiert. Nach 1991 stellte 
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sich vor allem in der jungen Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen ein deutlicher Frauenüberschuss im Wan-
derungssaldo ein. 
Tab. A 2: Zuzugs- und Fortzugsraten nach Regionstypen und Altersgruppen (Mittelwerte der 
Kreisdaten) im Zeitraum 2002-2004 
 
Altersgruppe 
18 bis 29 Jahre
Altersgruppe 
18 bis 24 Jahre 
Altersgruppe 
25 bis 29 Jahre
 
Zu- und Fortzüge je 
1000 Einwohner der 
entsprechenden Al-
tersgruppe 
Kreis-
freie 
Stadt
Landkreis Kreis-
freie 
Stadt
Landkreis Kreis-
freie 
Stadt 
Landkreis
Zuzüge weiblich 165,79 108,18 184,51 110,82 140,90 104,52
Fortzüge weiblich 136,64 107,86 137,72 99,00 150,36 109,69
Zuzüge männlich 159,20 93,09 161,59 108,21 137,72 99,00
Fortzüge männlich  130,63 96,48 114,86 87,27 161,59 108,21
alte Bun-
des-
länder 
Geschlechter-
proportion 2005 
1,01 0,96   
Zuzüge weiblich 136,36 74,23 150,78 74,24 111,58 74,25
Fortzüge weiblich 137,50 118,89 133,12 93,21 137,09 103,10
Zuzüge männlich 122,99 64,99 123,79 77,11 133,12 93,21
Fortzüge männlich 120,61 95,51 110,16 91,28 123,79 77,11
neue 
Bundes-
länder 
Geschlechter-
proportion 2005 
0,93 0,83   
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
 
Tab. A 3: Wirtschaftlich Tätige ab 14 Jahre mit erlerntem Hochschulberuf, die zum Befragungs-
zeitpunkt in diesem Beruf tätig waren, Ergebnisse der Volkszählung 1981 der DDR, gesamt, weib-
lich und Frauenanteil 
Gesamt Weiblich 
Frauenan-
teil (in 
Prozent)
Mathematiker 293 100 34,1
Physiker 685 95 13,9
Chemiker 1663 718 43,2
Biologen 324 203 62,7
Geologen, Geografen 743 142 19,1
Psychologen 844 571 67,7
Mediziner 41313 22468 54,4
Pharmazeuten 1158 835 72,1
Tierärzte 3735 763 20,4
Ingenieure 14408 3426 23,8
Ökonomen 6104 3263 53,5
Rechts- und Gesellschaftswissenschaftler 4661 1774 38,1
Kunstschaffende 10406 3365 32,3
Lehrer für berufstheoretischen Unterricht 4012 1782 44,4
Oberschullehrer 94904 54915 57,9
Erziehungswissenschaftler 7416 4586 61,8
Literatur- und Sprachwissenschaftler 2634 1346 51,1
Sprachmittler 1206 961 79,7
Theologen 943 139 14,7
Hochschulkader o.n.A. 36 5 13,9
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gesamt 197488 101457 51,4
Quelle: Köhler/ Rochow/ Schulze 2001: 170 ff., eigene Berechnungen (eigene Berufszusammenfassungen) 
Tab. A 4: Wirtschaftlich Tätige ab 14 Jahre mit erlerntem Fachschulberuf, die zum Befragungs-
zeitpunkt in diesem Beruf tätig waren, Ergebnisse der Volkszählung 1981 der DDR, gesamt, weib-
lich und Frauenanteil 
Gesamt Weiblich Frauenanteil (%) 
Medizinisch-technische Fachkräfte 35441 32179 90,8
Fachkräfte für Krankenpflege, med. Assistenten usw. 93178 90641 97,3
Chemieingenieure 3295 2538 77,0
Bioingenieure 238 199 83,6
Meteorologie-, Geologie- und Vermessungsingenieu-
re 
1818 462 25,4
Pharmazieingenieure 6393 6017 94,1
Veterinäringenieure 2761 1896 68,7
Bergbau- und Energieingenieure 2980 239 8,0
Ingenieure für Metallurgie und Werkstoffwesen 747 174 23,3
Maschineningenieure 8536 1145 13,4
Ingenieure für Verfahrenstechnik 1017 85 8,4
Feinwerksingenieure 721 173 24,0
Elektroingenieure 4777 399 8,4
Automatisierungsingenieure 2470 825 33,4
Ingenieure für Holz, Papier, Polygrafie, Textil, Be-
kleidung 
1540 874 56,8
Ingenieure für Leder, Pelz, Glas, Keramik, Lebens-
mittel und Textilreinigung 
936 454 48,5
Agraringenieure 7307 2169 29,7
Ingenieure für Forst- und Fischwirtschaft 2480 177 7,1
Wasserwirtschaftsingenieure 332 113 34,0
Baustoffingenieure 287 98 34,1
Bauingenieure 7719 2476 32,1
Verkehrsingenieure 2579 174 6,7
Fernmeldeingenieure 1635 349 21,3
Ökonomen 33741 24194 71,7
Gesellschaftswissenschaftler 98 38 38,8
Archivare, Restauratoren 485 264 54,4
Kunstschaffende 9286 3946 42,5
Lehrer und Erzieher 163090 148390 91,0
Bibliothekare, Buchhändler 3843 3514 91,4
Journalisten, Dokumentaristen; Sprachmittler 1827 935 51,2
Fachschulkader o.n.A. 76 24 31,6
Gesamt 273014 202341 74,1
Quelle: Köhler/ Rochow/ Schulze 2001: 170 ff., eigene Berechnungen (eigene Berufszusammenfassungen) 
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unter -4,0
-4,0 bis unter -2,0
-2,0 bis unter 0,0
0,0 bis unter 2,0
2,0 und mehr
 
Abb. A 1: Wanderungssaldoraten Frauen, 18 bis 24 Jahre, in Promille, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Grafik 
unter -2,0
-2,0 bis unter 0,0
0,0 bis unter 1,0
1,0 bis unter 2,0
2,0 und mehr
 
Abb. A 2: Differenz der Wanderungssaldoraten Frauen minus Männer, 18 bis 24 Jahre, in Promille, 
2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Grafik 
Abb. A 2 zeigt stark negative Wanderungssaldoraten der 18- bis 24-jährigen Frauen für fast alle Kreise der 
neuen Bundesländer. Nur wenige Großstädte verzeichnen dort einen Wanderungsgewinn in dieser Alters-
gruppe. Abb. A3 zeigt, das ebenfalls in fast allen Kreisen Ostdeutschlands die Abwanderung der 18- bis 24-
jährigen Frauen deutlich negativer ausfällt, als bei gleichaltrigen Männern 
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unter -1,0
-1,0 bis unter 0,0
0,0 bis unter 1,0
1,0 und mehr
 
Abb. A 3: Wanderungssaldoraten Frauen, 25 bis 29 Jahre, in Promille, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Grafik 
unter -1,0
-1,0 bis unter 0,0
0,0 bis unter 1,0
1,0 und mehr
 
Abb. A 4: Differenz der Wanderungssaldoraten Frauen minus Männer, 25 bis 29 Jahre, in Promille, 
2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Grafik 
Abb. A4 macht deutlich, dass die meisten Regionen der neuen Bundesländer auch in der Altersgruppe von 
25- bis 29 Jahre einen deutlichen negative Wanderungssaldorate der Frauen aufweisen. Ausgenommen davon 
sind lediglich einige Großstädte und deren Umlandregionen. Allerdings ist in dieser Altersgruppe die Wande-
rungssaldorate von Männer für die meisten Kreise der neuen Bundesländer noch stärker negativ. Der etwas 
stärkere Wanderungsverlust bei den Männern reicht jedoch nicht aus, die stark überproportionalen Wande-
rungsverluste der Frauen in der Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen in Bezug auf die Geschlechterproporti-
on der Wohnbevölkerung  zu kompensieren 
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unter 78,0
78,0 bis unter 94,0
94,0 bis unter 114,0
114,0 bis unter 146,0
146,0 und mehr
 
Abb. A 5: Fortzugsraten* der Frauen, 18- bis 29 Jahre, in Promille, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Darstellung, 
Klasseneinteilung folgt aus Gründen der Vergleichbarkeit einer Gleichverteilung von Fällen bei den Fort-
zugsraten der Frauen  (Kreisen) auf die einzelnen Klassen, Klassengrenzen wurden jedoch auf ganze Einhei-
ten gerundet* Zu- bzw. Fortzüge der Frauen von 18 bis 29 Jahre je 1000 weibliche Einwohner des selben 
Alters 
unter 78,0
78,0 bis unter 94,0
94,0 bis unter 114,0
114,0 bis unter 146,0
146,0 und mehr
 
Abb. A 6: Zuzugsraten* der Frauen, 18- bis 29 Jahre, in Promille, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Darstellung, 
Klasseneinteilung folgt aus Gründen der Vergleichbarkeit einer Gleichverteilung von Fällen bei den Fort-
zugsraten der Frauen  (Kreisen) auf die einzelnen Klassen, Klassengrenzen wurden jedoch auf ganze Einhei-
ten gerundet* Zu- bzw. Fortzüge der Frauen von 18 bis 29 Jahre je 1000 weibliche Einwohner des selben 
Alters 
Ein Vergleich der Fortzugs- und Zuzugsraten, aus denen sich die negative Wanderungssaldorate der neuen 
Bundesländer zusammensetzt, zeigt, dass die Fortzugsraten der 18- bis 29-jährigen Frauen aus den ostdeut-
schen Landkreisen zwar hoch, im Vergleich zu verschiedenen Regionen der alten Bundesländer jedoch nicht 
ungewöhnlich sind. Auffällig sind hingegen die deutlich unterproportionalen Zuzugs- (Rückzugs-) raten in 
die meisten Regionen der neuen Länder. Ausgenommen hiervon sind lediglich Großstädte und deren Um-
land. 
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unter 78,0
78,0 bis unter 94,0
94,0 bis unter 114,0
114,0 bis unter 146,0
146,0 und mehr
 
Abb. A 7: Fortzugsraten* der Männer, 18- bis 29 Jahre, in Promille, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Darstellung, 
Klasseneinteilung folgt aus Gründen der Vergleichbarkeit einer Gleichverteilung von Fällen bei den Fort-
zugsraten der Frauen  (Kreisen) auf die einzelnen Klassen, Klassengrenzen wurden jedoch auf ganze Einhei-
ten gerundet 
unter 78,0
78,0 bis unter 94,0
94,0 bis unter 114,0
114,0 bis unter 146,0
146,0 und mehr
 
Abb. A 8: Zuzugsraten* der Männer, 18- bis 29 Jahre, in Promille, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Darstellung, 
Klasseneinteilung folgt aus Gründen der Vergleichbarkeit einer Gleichverteilung von Fällen bei den Fort-
zugsraten der Frauen  (Kreisen) auf die einzelnen Klassen, Klassengrenzen wurden jedoch auf ganze Einhei-
ten gerundet 
Zu- bzw. Fortzüge der Frauen von 18 bis 29 Jahre je 1000 männliche Einwohner des selben Alters 
Das Zuzugs- und Fortzugsverhalten der 18- bis 29-jähringen Männer zeigt – auf anderem numerischen Ni-
veau – ein ähnliches Muster wie jenes von Frauen (Abb. A5 und A6). Männer weisen jedoch in den Land-
kreisen der neuen Bundesländer geringere Fortzugsraten auf. Frauen bevorzugen bei Zuzügen in die neuen 
Länder deutlicher als Männer das Umland von Großstädten. 
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unter 400,0
400,0 bis unter 450,0
450,0 bis unter 500,0
500,0 bis unter 600,0
600,0 und mehr
 
Abb. A 9: Anzahl weiblicher sozialversicherungspflichtig Beschäftigter je 1000 weibliche Einwoh-
ner von 18 bis 60 Jahre, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Darstellung 
Die geschlechtsspezifische Arbeitsplatzdichte zeigt in den neuen Bundesländern keine besonderen Differen-
zen zum Bundesgebiet West. Lediglich die Arbeitsplatzdichte der Männer offenbart eine deutliche Struktur-
schwäche und Unterbeschäftigung. 
unter 400,0
400,0 bis unter 450,0
450,0 bis unter 500,0
500,0 bis unter 600,0
600,0 und mehr
 
Abb. A 10: Anzahl männlicher sozialversicherungspflichtig Beschäftigter je 1000 männliche Ein-
wohner von 18 bis 60 Jahren, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen, eigene Darstellung 
Die geschlechtsspezifische Arbeitsplatzdichte zeigt in den neuen Bundesländern keine besonderen Differen-
zen zum Bundesgebiet West. Lediglich die Arbeitsplatzdichte der Männer offenbart eine deutliche Struktur-
schwäche und Unterbeschäftigung. 
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unter 100,0
100,0 bis unter 160,0
160,0 bis unter 200,0
200,0 bis unter 300,0
300,0 und mehr
 
Abb. A 11: Anzahl männlicher sozialversicherungspflichtig Beschäftigter im Verarbeitenden Ge-
werbe je 1000 männliche Einwohner von 18 bis 60 Jahre, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Darstellung 
Die neuen Bundesländer weisen im typischerweise männerdominierten verarbeitenden Gewerbe einen deutli-
chen Mangel an Arbeitsplätzen auf. Hingegen ist das wenig innovative Baugewerbe dort trotz jahrelanger 
Schrumpfung noch immer deutlich überproportionaler Arbeitgeber für Männer. 
unter 50,0
50,0 bis unter 60,0
60,0 bis unter 70,0
70,0 bis unter 85,0
85,0 und mehr
 
Abb. A 12: Anzahl männlicher sozialversicherungspflichtig Beschäftigter im Baugewerbe je 1000 
männliche Einwohner von 18 bis 60 Jahre, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Darstellung 
Die neuen Bundesländer weisen im typischerweise männerdominierten verarbeitenden Gewerbe einen deutli-
chen Mangel an Arbeitsplätzen auf. Hingegen ist das wenig innovative Baugewerbe dort trotz jahrelanger 
Schrumpfung noch immer deutlich überproportionaler Arbeitgeber für Männer. 
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unter 120,0
120,0 bis unter 140,0
140,0 bis unter 160,0
160,0 bis unter 200,0
200,0 und mehr
 
Abb. A 13: Anzahl weiblicher Erwerbstätiger in Bildung, Erziehung, Gesundheits- und Sozialwe-
sen* je 1000 weibliche Einwohner von 18 bis 60 Jahre, 2002-2004 
*vollständige Bezeichnung des Sektors: Erziehung und Unterricht, Gesundheits- und Sozialwesen, Erbrin-
gung von sonstigen öffentlichen und persönlichen Dienstleistungen; Quelle: Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
Die Arbeitsplatzdichte der beiden für Frauen bedeutsamsten Wirtschaftszweige zeigt, dass im Bereich Bil-
dung, Erziehung, Gesundheits- und Sozialwesen ähnlich viele, im Bereich Öffentliche Verwaltung sogar 
deutlich mehr Arbeitsplätze für Frauen existieren, als in den alten Bundesländern.  
unter 27,0
27,0 bis unter 34,0
34,0 bis unter 43,0
43,0 bis unter 57,0
57,0 und mehr
 
Abb. A 14 Anzahl weiblicher Erwerbstätiger im Öffentlichen Dienst* je 1000 weibliche Einwohner 
von 18 bis 60 Jahre, 2002-2004 
*vollständige Bezeichnung: Öffentliche Verwaltung, Verteidigung und Sozialversicherung, Exterritoriale 
Organistationen und Körperschaften; Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene 
Berechnungen 
Die Arbeitsplatzdichte der beiden für Frauen bedeutsamsten Wirtschaftszweige zeigt, dass im Bereich Bil-
dung, Erziehung, Gesundheits- und Sozialwesen ähnlich viele, im Bereich Öffentliche Verwaltung sogar 
deutlich mehr Arbeitsplätze für Frauen existieren, als in den alten Bundesländern.  
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unter 38,0
38,0 bis unter 47,0
47,0 bis unter 58,0
58,0 bis unter 73,0
73,0 und mehr
 
Abb. A 15: Hochqualifizierte sozialversicherungspflichtig beschäftigte Männer je 1000 männliche 
Einwohner zwischen 18 und 60 Jahren, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
Die Abbildungen A15 und A16 zeigen, dass die Dichte hochqualifizierter männlicher Beschäftigter in den 
neuen Bundesländern eher geringer, die hochqualifizierter beschäftigter Frauen jedoch deutlich höher ist, als 
in Westdeutschland. Hieraus lässt sich die höhe Bildunsgmotivation junger ostdeutscher Frauen ableiten, die 
häufiger hochqualifzierte Mütter oder sonstige hochqualifizierte weibliche Bezugspersonen haben. 
unter 15,0
15,0 bis unter 20,0
20,0 bis unter 30,0
30,0 bis unter 50,0
50,0 und mehr
 
Abb. A 16: Hochqualifizierte sozialversicherungspflichtig beschäftigte Frauen je 1000 weiblich 
Einwohner zwischen 18 und 60 Jahren, 2002-2004 
Quelle: Statistische Ämter der Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen 
Die Abbildungen A15 und A16 zeigen, dass die Dichte hochqualifizierter männlicher Beschäftigter in den 
neuen Bundesländern eher geringer, die hochqualifizierter beschäftigter Frauen jedoch deutlich höher ist, als 
in Westdeutschland. Hieraus lässt sich die höhe Bildunsgmotivation junger ostdeutscher Frauen ableiten, die 
häufiger hochqualifzierte Mütter oder sonstige hochqualifizierte weibliche Bezugspersonen haben. 
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keine Hochschulen 0
0 bis unter 25
25 bis unter 45
45 bis unter 55
55 und mehr
 
Abb. A 17: Anteil weiblicher Studierender nach Kreisen, in Prozent aller Studierender, 1998-2003 
Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2007, eigene Berechnungen 
Abb. A 17 und A 18 zeigen kein Defizit an „frauentypischen Studienplätzen“ in den neuen Bundesländern. 
Der Frauenanteil an allen Studierenden an Fachschulen ist sogar deutlich höher als in vielen Regionen der 
alten Bundesländer. Auch sind Fachschulen auch in den neuen Bundesländern weitgehend flächendeckend 
verfügbar. Lediglich das Land Mecklenburg-Vorpommern weist hier eine Strukturschwäche auf. Ähnliches 
gilt für Hochschulen – auch hier sind die Frauenanteile an allen Studierenden in den neuen Ländern ähnlich 
hoch wie in Westdeutschland und liegen an mehreren Hochschulstandorten über 55 Prozent. 
 
keine  FS 0
0 bis unter 45
45 bis unter 55
55 bis unter 75
75 und mehr
 
Abb. A 18: Anteil weiblicher Fachschüler nach Kreisen, in Prozent aller Fachschüler, 1998-2004 
Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2007, eigene Berechnungen 
Abb. A 17 und A 18 zeigen kein Defizit an „frauentypischen Studienplätzen“ in den neuen Bundesländern. 
Der Frauenanteil an allen Studierenden an Fachschulen ist sogar deutlich höher als in vielen Regionen der 
alten Bundesländer. Auch sind Fachschulen auch in den neuen Bundesländern weitgehend flächendeckend 
verfügbar. Lediglich das Land Mecklenburg-Vorpommern weist hier eine Strukturschwäche auf. Ähnliches 
gilt für Hochschulen – auch hier sind die Frauenanteile an allen Studierenden in den neuen Ländern ähnlich 
hoch wie in Westdeutschland und liegen an mehreren Hochschulstandorten über 55 Prozent.
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Abb. A 19: Anteile von Schulabgängern mit verschiedenen Abschlüssen an allen Schulabgängern 
des selben Geschlechts in den alten und neuen Bundesländern 1995 bis 2004 (in Prozent) 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2006, eigene Berechnungen,  
Männliche Jugendliche verlassen die allgemein bildenden Schulen der neuen Bundesländer seit Mitte der 
1990er Jahre mit deutlich geringeren Bildungsabschlüssen als ihre weiblichen Mitschülerinnen. Die Aus-
schläge nach oben (bei Schulabgängern mit Realschulabschluss) und nach unten (bei den Schulabgängern mit 
Abitur) in den neuen Bundesländern im Jahr 2001 entstehen dadurch, dass in jenem Jahr in den Bundeslän-
dern Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern ein 13. Schuljahr eingeführt wurde. Dadurch fielen nur 
wenige Schulabgänger mit Abitur an, was die Verhältniszahlen deutlich beeinflusst. 
